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Krieg und Frieden

Putin, Trump und Olaf Scholz oder auch Selenskyj und Netanjahu sind Namen, die
dem Nachrichtenkonsumenten und Nutzer von Medien in jüngster Zeit mit
außergewöhnlicher Häufigkeit begegnen. Das ist im Wesentlichen dem Umstand
zuzusprechen, dass sich diese fünf Politiker mit dem Krieg in der Ukraine
im Herzen Europas und im Nahen Osten über den Krieg Israels gegen die Hamas
unter der Mitleidenschaft aller ortsansässigen Palästinenser an der Spitze
der kriegführenden Parteien befinden.

Den Zivilisten wird damit Hilflosigkeit, Gewalt und Zerstörung fraglos
aufgezwungen, und die entsprechenden globalen Strategien liegen gewiss nicht
in der Hand der Ukrainer, Russen, Israelis und Palästinenser. Auch wir sind
nur in der Lage, dahinter vorherrschende und fremde Absichten zu vermuten.

Es sind mithin die schaumschlagenden Professionen dafür verantwortlich und
die materiellen Interessen gesellschaftlich involvierter Kreise, welche den
Segen und die Gewinne solcher Enteignungs- und Umkrempelungsfeldzüge für sich
verbuchen.

Sicherlich sind wir hierzulande eher die Profiteure solcher Machenschaften,
was jedoch nicht bedeutet, dass wir nicht über die Unabsehbarkeiten solcher
Konflikte ungewollt und überraschend in sie hineingezogen werden könnten.
Katastrophale Folgen oder gar die Entzündung eines ausgewachsenen Weltkriegs
scheinen dadurch möglich zu werden. Es ist deshalb naheliegend und unabweisbar,
diesen mörderischen Wahrscheinlichkeiten schnellstmöglich Rechnung zu tragen,
und die Voraussetzungen für einen Waffenstillstand und in dessen Konsequenz
Friedensverhandlungen mindestens anzustreben.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Dezember 2024
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Essays über irische Literatur
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In Irland ist das Interesse an Büchern und Buchlektüre trotz TikTok
und Co. nach wie vor stark. Auf der grünen Insel gibt es ein
umfangreiches Netz an gut besuchten staatlichen Bibliotheken. Im
Kulturmagazin der Wochenendbeilage der tonangebenden Irish Times
werden alle sieben Tage die wichtigsten Neuerscheinungen aus dem
In- und Ausland von namhaften Autoren und Literaturkritikern so
ausführlich wie unterhaltsam besprochen. In Dublin zum Beispiel können
Bibliophile in beliebten, traditionsreichen Buchläden wie Easons,
Hodges & Figges, Books Upstairs, Chapters oder Connolly Books
vergnügliche Stunden verbringen.
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Connolly Books lädt zum Stöbern ein
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Ebenfalls in der UNESCO-Literaturstadt kann man wahre, aufs Blatt
gebrachte Schätze des menschlichen Geistes bestaunen. Gemeint ist
zuallererst die weltberühmte, um das Jahr 800 u. Z. von irischen
Mönchen niedergeschriebene und meisterhaft illustrierte
Evangeliensammlung "The Book of Kells" im altehrwürdigen Trinity
College. Erwähnung verdienen aber auch die 1707 gegründete Marsh's
Library, wo mehrere der ältesten erhaltenen, auf Latein verfassten
jüdischen Schriften aufbewahrt werden, und das Chester Beatty Museum
in Dublin Castle, das nicht nur einzigartige Papyrusdokumente aus dem
Alten Ägypten sowie die weltweit größte Sammlung erhaltener Schriften
des im dritten Jahrhundert wirkenden Religionsstifters Mani - Gründer
des Manichäismus - in koptischer Sprache, sondern auch einige der
ältesten und wertvollsten Kopien des Korans in arabischer Sprache aus
der Frühphase des Islam aufbietet.

Tatsächlich können die Iren die älteste Vernakularsprache Westeuropas
vorweisen. Während in Resteuropa ab dem 5. Jahrhundert das römische
Reich zerbrach und dem Chaos wich, entwickelte sich Irland infolge der
frühen Christianisierung zur Insel der Heiligen und Gelehrten ("Insula
Sanctorum et Doctorum"), die recht schnell wegen ihres Missionsdrangs -
 siehe Sankt Columban von Iona, der die schottischen Pikten bekehrte
und sogar dem Ungeheuer von Loch Ness Manieren beibrachte, und Sankt
Columban von Bobbio, der sowohl dort in Italien als auch im
französischen Annegray, Luxeuil und Fontaines bedeutende Klöster
gegründet hat.

Das erstaunliche Aufblühen der keltischen Kirche in Irland führen die
modernen Historiker auf die diplomatische Art und Weise zurück, wie
dort Sankt Patrick und seine Priesterkollegen, statt den Iren ihre
heidnische Kultur auszutreiben, sie mit der christlichen Heilslehre
quasi verschmolzen haben. In den letzten Jahrzehnten haben sich die
Experten zunehmend die Ansicht zu eigen gemacht, dass innerhalb kurzer
Zeit auf der Insel große Klöster mit Tausenden von Studenten wie zum
Beispiel in Armagh, Bangor, Clonmacnoise und Glendalough nur deshalb
entstehen konnten, weil sie schon länger dort existierende
Druidenschulen mehr oder weniger beerbt haben. Doch während die
Druiden, wie Iulius Caesar einst in seinen Kriegsmemoiren De bello
Gallico bezeugte, das Aufschreiben ihrer Glaubensvorstellungen
kategorisch ablehnten, um diese geheim zu halten, konnten sich rund
fünfhundert Jahre später die Vertreter der entstandenen keltischen
Kirche in Irland offenbar beim Niederschreiben nicht zurückhalten. Und
weil sie ihre Federstriche nicht nur auf Latein und Altgriechisch,
sondern auch auf Altirisch schwangen, gibt es von letzterer als
Schriftsprache im europäischen Vergleich extrem viele Zeugnisse.
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Auf dem Dubliner Friedhof 'Glasnevin Cemetery' haben viele bekannte Schriftsteller
Irlands ihre letzte Ruhestätte gefunden
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Den fleißigen Klosterbrüdern von damals haben wir es auch zu
verdanken, dass der Nachwelt zudem die heidnische Mythologie
einschließlich der wichtigsten Sagen der irischen Clangesellschaft
erhalten geblieben sind. Deren langanhaltende Kraft lässt sich daran
ermessen, dass sie, ähnlich den Dramen William Shakespeares, in leicht
gefälschter Form der "Gedichte des Ossian" die Frühromantiker der
Bewegung des Sturm und Drang im deutschsprachigen Raum wie Johann
Wolfgang von Goethe und Friedrich Schiller begeisterten. Aus der
Märchenwelt von einst speiste sich Ende des 19., Anfang des 20.
Jahrhunderts auch jene Celtic Revival (irische Renaissance), die
sowohl zur Gründung des National Abbey Theatre durch William Butler
Yeats und Lady Augusta Gregory 1904 als auch zum blutigen und
spektakulären Osteraufstand der nationalistisch-bürgerlichen Irish
Volunteers und der proletarischen Irish Citizen Army gegen das British
Empire 1916, inmitten des Ersten Weltkriegs, führte.

Es überrascht daher nicht, dass Jenny Farrell ihre Essaysammlung über
die irische Literatur, "Widerstand und Befreiung", mit einem Aufsatz
über Inhalt und Bedeutung der gewaltigsten irischen Saga des Táin Bó
Cuailgne um den unbesiegbaren und nur durch bösen Zauber zu
bezwingenden Cúchulainn eröffnet. Was als Ehestreit mit
anschließendem, missglücktem "Rinderraub" beginnt, artet in einen
mörderischen Krieg zwischen der Armee der Nordprovinz Ulster auf der
einen und derjenigen der West- und Ostprovinzen Connacht und Leinster
auf der anderen Seite aus. Weil Ulsters Recken des Red Branch infolge
des Fluchs einer von ihnen zuvor sträflich missachteten Dame einer
monatelangen Umnachtung anheimfallen, muss sich der junge Halbgott
Cúchulainn tagein, tagaus allein den besten Kämpfern der rachsüchtigen
Königin Maeve stellen und sie töten - am Ende sogar den eigenen
Ziehbruder Ferdia. Nach Ende des Krieges, den die Ultonier schließlich
für sich entscheiden können, fällt Cúchulainn einer giftigen Intrige
zum Opfer. Seine Mörder nähern sich zum Schluss dem, weil schwerverwundet,
eigenhändig an eine Steinsäule gebundenen Helden erst, nachdem
sich ihm eine Krähe auf die Schulter gesetzt und damit den Beweis
seines Ablebens erbracht hat. Nicht umsonst steht heute im
Hauptfenster des General Post Office in Dublin, von wo aus 1916 die
Aufständischen die Loslösung Irlands vom Vereinigten Königreich mit
Großbritannien proklamierten, die berühmte Bronzestatue des gerade
gestorbenen, aber niemals aufgebenden Cúchulainn samt Krähe.
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Cúchulainn stirbt, Königin Maeve rast vor Wut

Ausschnitt eines Wandmosaiks von 1974 des irischen Künstlers Desmond Kinney
(1934-2014) in der Nassau Street in Dublin
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Einen besseren Auftakt als mit dem "Táin", den Farrell ausführlich
erläutert, hätte die deutsch-irische Dozentin, die bis zu ihrer
Pensionierung am Galway-Mayo Institute of Technology (GMIT)
neben Deutsch auch irische Literatur unterrichtete, nicht vorlegen können.
Schließlich geht es ihr in dem Buch darum, dem deutschen Publikum diejenigen
Werke der reichhaltigen irischen Literatur zu präsentieren, deren Autoren ihre
Ablehnung der Unterdrückung des Menschen durch den Menschen zum
Ausdruck gebracht haben. Vieles von dem, was Farrell hier referiert,
wie Jonathan Swifts bitterböse Satire "Ein bescheidener Vorschlag",
George Bernard Shaws "Pygmalion", James Joyces "Ulysses", Yeats'
Gedichte oder Samuel Becketts "Warten auf Godot", ist international
bekannt. Nichtsdestotrotz gewinnt Farrells marxistische Analyse den
Arbeiten der Titanen der irischen Literaturgeschichte wichtige Aspekte
ab, die einem weniger klassenbewussten Kritiker verborgen geblieben
wären.

Es ist indessen die Behandlung der Werke mehrerer in Deutschland
weniger bekannter Autoren, welche die besondere Originalität und
Stärke der vorliegenden Lektüre ausmacht. Als erstes ist hier der
tausendzeilige Gedichtepos "Cúirt an Mheán Oíche" ("Das
Mitternachtsgericht") zu nennen, das der Mathematiklehrer und Dichter
Brian Merriman in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts auf Gälisch
verfasst hat. Die einheimische katholische Bevölkerung Irlands, die
noch mehrheitlich Gälisch sprach, litt in dieser Zeit schwer unter der
Herrschaft des protestantischen Englands. Bereits im 17. Jahrhundert
hatten sich infolge mehrerer verheerender Kriegsniederlagen gegen die
Streitkräfte von Königin Elizabeth I., Oliver Cromwell und Wilhelm von
Oranien weite Teile des altirischen katholischen Adels - die
sogenannten "wilden Gänse" - ins Exil nach Spanien, Frankreich oder
ins Habsburger-Reich abgesetzt. Die Messe nach römisch-katholischem
Ritus war genauso streng verboten wie ein Schulunterricht auf Gälisch,
weswegen Merriman, der in der untergehenden Tradition der Barden und
Hofchronisten stand, als Lehrer einer illegalen Heckenschule seinen
kargen Lebensunterhalt verdiente.

Bei einer nächtlichen Wanderung in seiner heimatlichen Grafschaft
Clare an der irischen Atlantikküste genehmigt sich Merriman ein
kleines Nickerchen auf dem freien Feld, nur um sich plötzlich vor
einem wundersamen Gericht in der Feenwelt wiederzufinden. Dort
werden von Aoibheal, einer keltischen Gottheit, die nun als
himmlisch-hexische Urmutter der Iren über diese richten soll, die
schlimmen Zustände auf der Insel und das Schicksal ihrer Kinder
beklagt. Unter Verweis auf die nicht mehr gültige
geschlechtergerechtere keltische Rechtsprechung der "Brehon Laws"
werden der englische Unterdrückungsapparat, die katholische Kirche mit
ihrer freudenfeindlichen Sexualmoral und vor allem die Männer wegen
deren mangelnder Bereitschaft, in den Stand der Ehe zu treten, die
Frauen Irlands sexuell zu befriedigen und dabei für Nachwuchs zu
sorgen, heftigst kritisiert. Am Ende der langen Verhandlung, als
Merriman, der bereits um die 30 Jahre alt und noch unverheiratet ist,
als Nichtsnutz verurteilt und ausgepeitscht zu werden droht, wacht er
auf und begreift, dass all das nur ein böser Alptraum gewesen ist.
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Aideen's Grave in Howth
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"Das Mitternachtsgericht" ist nicht nur eine grandiose
Gesellschaftssatire, die jedem Vergleich mit ähnlichen früheren
Spotterzählungen wie Bocaccios "Decamerone" oder Geoffrey Chaucers
"Canterbury Tales" standhält. Von der Form her ist "Cúirt an Mheán
Oíche" zudem eine bewusste Parodie auf die damals in Irland
vielbemühte Tradition des Aisling-Genres. In den Gedichten mit dieser
Bezeichnung erzählten im 17. und 18. Jahrhundert zahlreiche mäzenlos
gewordene gälische Barden von nächtlichen Besuchen einer Traumfrau aus
dem Jenseits - der Vision oder Aisling -, die angesichts des
Untergangs des traditionsreichen Clanwesens und des Verlustes der
irischen Souveränität ihr Herz ausschüttet und als Heil die baldige
Wiederkehr eines rechtmäßigen katholischen Anwärters auf den
irisch-schottischen Thron aus der Stuart-Dynastie, wie etwa Bonnie
Prince Charlie, in Aussicht stellt. Offenbar wollte Merriman mit dem
"Mitternachtsgericht" die eigenen Landsleute aufwecken und ihnen ein
Verhaften an überkommenen Illusionen austreiben.

Ebenfalls in der Schlussphase der anti-katholischen Penal Laws in
Irland verfasste die 23-jährige Eibhlín Dubh Ní Chonaill auf Gälisch
das großartigste irische Liebesgedicht überhaupt, "Caoineadh Art Uí
Laoghaire" ("Klagelied auf Art O'Leary"). Der Verstorbene war Eibhlíns
Ehemann, der 1773 bei Macroom in der südirischen Grafschaft Cork
infolge einer Fehde mit dem benachbarten protestantischen Bankier,
Richter und Parlamentsabgeordneten Abraham Morris gewaltsam ums Leben
kam. Anlass des Meuchelmordes war die Weigerung des hitzköpfigen
Katholiken, der Hauptmann eines Husarenregiments der Armee Maria
Theresias war, bei einem Besuch in der irischen Heimat sein
erstklassiges Pferd, das er aus dem Dienst Österreich-Ungarns
mitgebracht hatte, Morris zum Spottpreis von fünf Pfund zu überlassen.
Damals durfte in Irland kein Katholik eine Waffe, weder eine Pistole
noch ein Schwert, tragen oder ein Pferd besitzen, das einen Wert von
fünf Pfund oder mehr hatte. Statt sich auf Uí Laoghaires Einladung zum
Duell einzulassen, sorgte Morris vor Gericht dafür, dass sein
Widersacher für vogelfrei erklärt wurde. Wenig später wurde Art aus
dem Hinterhalt von einem englischen Soldaten erschossen.

Die Totenklage der jungen Mutter von drei Kindern, ihren Freund und
Ehemann auf so brutale Weise verloren zu haben, ist niederschmetternd,
wie der Leser anhand der eigens von Jenny Farrell ins Deutsche
übertragenen Passagen des "keen" bezeugen kann. En detail beschreibt
Eibhlín Dubh (Schwarze Eileen/Eileen mit dem schwarzen Haar) wie Art
ihr Herz eroberte und wie romantisch und aufregend das kurze Leben an
der Seite des von ihren Eltern und der konformistischen Gesellschaft
gefürchteten Draufgängers war. Auch wenn sie seine Ermordung in
abgrundtiefe Trauer stürzt, kann Arts Witwe zugleich ihren Stolz nicht
verhehlen, einen Mann ihr eigen genannt zu haben, der vor niemandem
den Kopf beugte, erst recht nicht vor einem selbstgerechten Nutznießer
des verhassten Kolonialregimes der englischen Krone in Irland. (Es sei
an dieser Stelle angemerkt, dass sowohl Merrimans
"Mitternachtsgericht" als auch Ní Chonaills "Klagelied auf Art
O'Leary" mündlich geschaffen wurden und zunächst nur auf diese Weise
Verbreitung fanden; erst Jahrzehnte später haben Freunde und
Bewunderer die beiden Langgedichte zu Papier gebracht.)

1798, fünfundzwanzig Jahre nach dem Mord an Art Uí Laoghaire, kam es
unter der Leitung von Wolfe Tone und mit Hilfe des revolutionären
Frankreichs zum Aufstand der United Irishmen, die sich der
Verbrüderung über konfessionelle Grenzen hinweg im Rahmen einer
eigenen irischen Republik verschrieben hatten. Nur mit sehr viel
Blutvergießen konnten die britischen Behörden den Aufstand, der
auffallend starke Unterstützung seitens der freikirchlichen
Presbyterianer in der Region um Belfast erfuhr, niederschlagen. Man
schätzte die Zahl der gefallenen oder hingerichteten Aufständischen
auf mindestens 30.000. Intellektuell standen die United Irishmen
damals mit Republikanern und aktiven Monarchiegegnern nicht nur in
Frankreich, sondern auch in den Vereinigten Staaten von Amerika und
sogar England in Verbindung. Jenny Farrell widmet den politischen
Schriften von Tone und Streitgefährten ein ganzes Kapitel, nennt sie
"Teil der internationalen und demokratischen Befreiungsliteratur" und
erklärt: "Die Ideale, für die sie kämpften, sind noch immer nicht
verwirklicht." (S. 47)
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Das Wolfe-Tone-Denkmal an der Nordostecke der Dubliner Parkanlage
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Jene Ideale beflügelten die Männer und Frauen, die am Ostermontag 1916
schwer bewaffnet eine Reihe strategisch gelegener Gebäude in Dublin,
darunter das massive Hauptpostamt in der O'Connell Street, besetzten
und von diesem Standort aus die Gründung der Irischen Republik, die
für jeden und jede religiöse Freiheit, Gleichberechtigung sowie
soziale Gerechtigkeit versprach, bekanntgaben. Nach einer Woche
schwerer Kämpfe mussten sich die Rebellen der militärischen
Überlegenheit der eilends zusammengezogenen britischen Streitmacht,
darunter das Kriegsschiff Helga, dessen Kanonenfeuer das Zentrum
Dublins in eine Trümmerlandschaft verwandelte, ergeben. In den
folgenden Wochen wurden alle sieben Unterzeichner der
Unabhängigkeitserklärung wegen Kontakten zum Kaiserlichen Deutschland,
mit dem sich Großbritannien damals im Krieg befand, des Hochverrats
für schuldig befunden, zu Tode verurteilt und durch Erschießen
hingerichtet.
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Eine Originalkopie der Oster-Proklamation im Rathaus von Dublin
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Drei der sieben Mitglieder der provisorischen Regierung der Republik,
Pádraig Pearse, Thomas MacDonagh und Joseph Plunkett, waren Dichter.
Pearse und MacDonagh waren zudem Lehrer und betrieben am Rande von
Dublin eine eigene Schule mit dem Anspruch auf eine ganzheitliche
Bildung der Kinder. Jenny Farrell hat in einem Essay über die
dichterische Arbeit der drei Idealisten sogar Pearses berühmtestes
Stück, "Mise Éire"/"Ich bin Irland" aus dem Jahr 1912, eigens aus dem
gälischen Original übersetzt (Seite 79). Die Übersetzung ist recht gelungen und
lautet wie folgt:

Ich bin Irland



Ich bin Irland:

 Ich bin älter als die Vettel von Beare.



Groß mein Ruhm:

 Ich gebar Cúchulainn, so kühn.



Groß meine Scham:

 Mein' Kinder verkauften die Mutter.



Groß mein Schmerz:

 Mein unversöhnlicher Feind, der mich unaufhörlich drangsaliert...



Groß mein Leid:

 Die Leute, denen ich vertraute, starben.



Ich bin Irland:

 Ich bin einsamer noch als die Vettel von Beare.
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Auf dem Ehrenfriedhof Arbour Hill in Dublin liegen die hingerichteten
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Dem Osteraufstand, der die Lunte für den irischen Unabhängigkeitskrieg
(1919-1921) legte, ging 1913 der Dublin Lockout, die Aussperrung der
Arbeiter durch die Großbetriebe in der Hauptstadt, um den Vormarsch
der Gewerkschaftsbewegung zu stoppen, voraus. Beim Lockout handelte es
sich um den heftigsten Sozialkampf der irischen Geschichte. Sieben
Monate lang standen zehntausende Arbeiter und ihre Angehörigen ohne
Lohn und Brot da. Nur über Spenden kamen sie über die Runden. Um die
streikenden Arbeiter vor bewaffneten Angriffen der Polizei und
Streikbrecher zu schützen, gründete der Gewerkschaftler und
revolutionäre Sozialist James Connolly die Irish Citizen Army (ICA).
Angesichts des drohenden Hungertodes zahlreicher Arbeiterfamilien und
der mangelnden Unterstützung des britischen Gewerkschaftsverbands
musste Anfang 1914 die Irish Transport and General Workers' Union
(ITGWU) die Niederlage gegen die Arbeitgeber eingestehen, den
Generalstreik beenden und die Leute wieder in die Betriebe schicken.
Zwei Jahre später beteiligte sich die ICA am Osteraufstand. Connolly,
der die Ausrufung der irischen Republik mitunterzeichnete, wurde dafür
hingerichtet - obwohl schwer verwundet, an einen Stuhl gebunden
erschossen -, was nicht nur in Irland, sondern international für
Empörung sorgte.

Der Dublin Lockout steht im Mittelpunkt des 1969 erschienenen,
hochgelobten Romans "Strumpet City" von James Plunkett. 1980 wurde das
vielschichtige Drama vom staatlichen irischen Fernsehsender RTÉ für
eine gelungene Miniserie mit Peter O'Toole in der Rolle des
sprachgewaltigen Gewerkschaftschefs James Larkin adaptiert. Jenny
Farrell befasst sich in einem Essay, der 1980 unter dem Titel "Manche,
sagt man, sind verdammt" auf Deutsch erschienen ist, ausführlich mit
"Strumpet City" und schreibt: "Der kollektive Held des Romans ist die
irische Arbeiterklasse, die in einen neuen Abschnitt ihres
Klassenkampfes eintritt". Wenngleich Farrell das Buch wegen der vielen
lebendigen Charaktere und der gelungenen Darstellung ihres
Interagierens als Vertreter der verschiedenen Gesellschaftsgruppen im
damaligen Dublin lobt, kann sie Plunkett verständlicherweise nicht
vergeben, die historische Bedeutung Larkins beim großen Aufstand zu
Lasten seines Mitstreiters Connolly hervorgehoben zu haben, der "im
ganzen Roman nur einmal beiläufig und ohne wirkliche Substanz erwähnt"
wird (S. 201).
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Das James-Connolly-Denkmal gegenüber dem Gewerkschaftshaus und
Dubliner Wahrzeichen Liberty Hall
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Nach dem Ende des irischen Unabhängigkeitskriegs (1919-1921) brach im
neuen, 1922 gegründeten Irish Free State, der sich lediglich über 26
der 32 irischen Grafschaften erstreckte, ein erbitterter Bürgerkrieg
aus. Die Gegner des Anglo-Irish Treaty, meist Proletarier,
Kleinbauern, Tagelöhner und Leute aus der unteren Mittelschicht,
fanden sich weder mit der Teilung Irlands - sechs mehrheitlich von
Protestanten bewohnte Grafschaften im Norden der Insel blieben Teil
des Vereinigten Königreichs - noch mit dem Dominionstatus des
Freistaats im Rahmen des British Empire mit dem englischen König als
Staatsoberhaupt ab. Doch ihre großbürgerlichen Gegner wie die
Firmeninhaber, die Vertreter des Banken- und Versicherungswesens, der
katholische Klerus, die höhere Beamtenschaft, die Hochschulprofessoren
und die Großbauern wollten wieder zur alten Tagesordnung übergehen.
Mit der militärischen Unterstützung Londons haben sich diese Kräfte
durchgesetzt und ein streng konservatives, von Priestern und Nonnen
kontrolliertes Gemeinwesen errichtet, in dem alle Bürgerinnen und
Bürger, welche die Verhaltensempfehlungen des Vatikans nicht als
maßgebend empfanden, keinen leichten Stand hatten.

Zu den wichtigsten Dissidenten im nominell unabhängigen, aber lange
Jahre immer noch wirtschaftlich an Großbritannien geketteten irischen
Staat gehörte der Schriftsteller Liam O'Flaherty. Der 1896 auf dem
steinigen Inis Mór, der größten der drei Aran Inseln vor der Küste
Galways, als Sohn eines armen Kleinbauern geborene O'Flaherty kämpfte
im Ersten Weltkrieg im Dienst der britischen Armee und kehrte mit
einem Granatenschock zurück. Er zog als Wanderarbeiter mehrere Jahre
durch die USA, wo er Mitglied der kommunistischen Gewerkschaft
Industrial Workers of the World (IWW), der sogenannten Wobblies,
wurde. 1921 kehrte er nach Irland zurück, gründete zusammen mit James
Connollys Sohn Roddy die Communist Party of Ireland (CPI) und
beteiligte sich schließlich am irischen Bürgerkrieg auf der Seite der
unterlegenen Gegner des anglo-irischen Vertrages.

1923 veröffentlichte O'Flaherty anhand eigener Kampferfahrungen im
Bürgerkrieg die hochspannende Kurzgeschichte "The Sniper", in der sich
zwei Heckenschützen auf den Dächern Dublins gegenseitig belauern und
beschießen. Erst nachdem der eine Scharfschütze den anderen getötet
hat, jedoch dabei selbst verwundet wurde, stellt er fest, dass der bis
dahin unbekannte Gegner sein eigener Bruder gewesen ist. Die brutale,
aber einfühlsame Moralgeschichte über die Sinnlosigkeit des Krieges
brachte O'Flaherty gute Kritiken ein. Im Laufe der zwanziger und
dreißiger Jahren wurde er zu einem weltweit anerkannten Erfolgsautor
von packenden und zugleich literarisch anspruchsvollen Romanen und
Kurzgeschichten. 1935 kam die Filmversion seines zehn Jahre zuvor
erschienenen ersten und wichtigsten Romans, "The Informer", unter der
Regie von John Ford in die Kinos. Wie O'Flaherty stammten Fords Eltern
aus dem gälisch-sprachigen Teil Galways, seine Mutter von den Aran
Inseln und sein Vater aus Spiddal. Für "The Informer" erhielt Ford den
ersten seiner insgesamt vier Oscars als bester Regisseur.
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Die irische Nationalbibliothek in Dublin, Schauplatz der Episode 'Skylla
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Obwohl in London, Paris und Hollywood gefeiert, sah sich der
bekennende Sozialist O'Flaherty im eigenen Heimatland Ausgrenzung und
Missachtung ausgesetzt. Von der neuen staatlichen Zensurbehörde wurden
vier seiner Romane verboten, weil sie sich allzu kritisch mit dem
Opportunismus und der Kleingeistigkeit der Eliten der irischen
Gesellschaft, sei es in der Stadt oder auf dem Dorf,
auseinandersetzen. Obwohl er sich nach Ansicht seiner Freunde und
Kollegen sogar besser auf Gälisch als auf Englisch artikulieren
konnte, verfasste O'Flaherty die allermeisten seiner Stücke in
englischer Sprache, um von den Einnahmen leben zu können. Der
mangelnde kommerzielle Erfolg der auf Gälisch geschriebenen und 1953
herausgegebenen elegisch-existentialistischen Kurzgeschichtensammlung
"Dúil" ("Sehnsucht") soll für O'Flaherty eine bittere Enttäuschung
gewesen sein.

Inzwischen stehen in Irland "The Sniper" und "Dúil" in den Fächern
Englisch und Irisch auf dem Lehrplan für Abiturienten. Dennoch sind
O'Flahertys expressionistische Erzählungen, darunter "Famine" über die
große Hungersnot infolge der Kartoffelplage Mitte des 19.
Jahrhunderts, in Irland weitgehend in Vergessenheit geraten. Von daher
ist es höchst erfreulich und lobenswert, dass Jenny Farrell in ihrer
Essaysammlung von allen Autoren O'Flaherty den größten Platz einräumt.

Es gibt so viel Faszinierendes bei "Widerstand und Befreiung" zu
entdecken, dass man es an dieser Stelle gar nicht alles besprechen
kann. Es ist jedenfalls zu erwähnen, dass der interessierte Leser
hochinformative Essays auch über den Dramatiker des Dubliner
Arbeitermilieus Sean O'Casey, das scharfzüngige Enfant terrible
Brendan Behan, der viel zu früh gestorben ist, die drei nordirischen
Dichter Seamus Heaney, Derek Mahon und Michael Longley, welche in
ihrer Poesie die grauenhaften Jahre der Troubles reflektiert haben,
über Ethel Voynich, Robert Tressle, Colum McCann, Anna Burns und Colm
Tóibín und sogar über den neuen Shooting Star der irischen
Literaturszene Paul Lynch und sein Erstlingswerk, den preisgekrönten,
vielgefeierten, dystopischen Science-Fiction-Roman "Prophet Song"
findet. Und wer womöglich Sally Rooney mit einer führenden Vertreterin
des Genres Chick-Lit à la Cecelia Aherne verwechselt hat, wird von
Jenny Farrell eines Besseren belehrt. Der jungen Autorin aus
Castelbar, deren Heldinnen in ihrem erfolgreichsten Roman "Normal
People" am eingangs erwähnten Trinity College im Herzen Dublins
studieren, verknüpft Milieustudie, Beziehungsdrama und Gefühlswelt, um
gekonnt die zunehmende Entfremdung gerade der jungen Generationen im
hypermodernen spätkapitalistischen Industriestaat Irland freizulegen.
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Hauptpforte des Trinity College in Dublin, der ältesten Universität
Irlands, gegründet 1592 von der englischen Königin Elizabeth I.
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Ausgerechnet die Zerstörer der Welt bieten sich nun als ihre Retter
an. Als Retter vor einer Bedrohung, an der sie aufgrund ihrer
einträglichen Geschäfte mit Erdöl, Erdgas und Kohle sehenden Auges
beteiligt waren und nach wie vor sind. Jahrzehntelang wurde die
Erdatmosphäre als kostenfreies Endlager für klimaschädliche Abgase
aus dem Verbrennen fossiler Energieträger genutzt. Nun sollen die
Folgen der Treibhausgasemissionen durch die Verbreitung erneuerbarer
Energien gelindert werden. Hier öffnet sich ein weiteres, attraktives
Geschäftsfeld.

Welche Auswirkungen die Hinwendung der arabischen Welt zu den ethisch
vermeintlich sauberen Energien aus Wind und Sonne hat, zu dieser
Frage haben Hamza Hamouchene und Katie Sandwell eine lesenswerte
Sammlung politikwissenschaftlicher Essays herausgegeben. Hamouchene
ist Programmkoordinator für Nordafrika bei der
Nichtregierungsorganisation Transnational Institute (TNI), Sandwell
ist ebenfalls Programmdirektorin beim TNI, mit dem Schwerpunkt
Ernährungssouveränität. Der im Internet frei verfügbare,
englischsprachige Sammelband wurde durch ein Treffen von
Umweltgerechtigkeits- und Arbeitsorganisationen 2019 in Amsterdam
angeregt.

"Dismanteling Green Colonialism" - zu Deutsch "den grünen
Kolonialismus demontieren" - lautet der Titel, unter dem sich
Autorinnen und Autoren in dreizehn Aufsätzen mit dem Problem
auseinandersetzen, dass der Klimawandel und die globale Erwärmung es
zwar dringend erforderlich machen, fortan kein Erdöl, Erdgas und
keine Kohle zu verbrennen, aber dass die Etablierung alternativer
Technologien an den vorherrschenden gesellschaftlichen Verhältnissen
per se nichts ändert. Wie bereits von der fossilen Energiewirtschaft
leidlich bekannt, begleiten Unterwerfung, Vertreibung, Enteignung und
auch Umweltzerstörungen die Einführung der erneuerbaren Energien im
arabischen Raum.

Für Menschen, die von ihrem Land vertrieben werden, macht es keinen
Unterschied, ob sie wegen des Baus einer Erdölpipeline oder eines
solarthermischen Kraftwerks weichen müssen. Beispielsweise die
Menschen in Westsahara. Das Land im Westen Nordafrikas ist seit
beinahe einem halben Jahrhundert größtenteils von Marokko besetzt.
Dort wird das Selbstbestimmungsrecht des Volks der Sahrawis durch den
fortgeschrittenen grünen Entwicklungspfad der Invasoren "untergraben"
(S. 49), schreiben Joanna Allan, Hamza Lakhal und Mahmoud Lemaadel
über diesen ungelösten Dauerkonflikt. Neben der Ausbeutung von
Fischereigebieten, dem Abbau von Phosphaten und anderen Rohstoffen
sowie der Ausfuhr von Agrarerzeugnissen aus Westsahara geselle sich
als weiteres kolonialistisches Projekt der Landnutzungsraub durch
Erneuerbare-Energieprojekte hinzu.

Auf internationaler Klimaschutzbühne hängt sich Marokko gern ein
grünes Mäntelchen um und versucht mit nachhaltigen Projekten
diplomatisch zu punkten. Nahezu alle von Marokko initiierten
Windenergieanlagen in Westsahara werden von dem Unternehmen Nareva
betrieben, das zu dem Konzern Al Mada gehört und somit Eigentum des
marokkanischen Königs ist. Nareva wiederum hat unter anderem mit der
Windenergietochter des deutschstämmigen Weltkonzerns Siemens
zusammengearbeitet. Durch eine solche internationale Kooperation
erhält die Besetzung der Westsahara den Anstrich von Legitimität.

In der Einleitung des Sammelbands wird der Kurs der nachfolgenden
Essays recht pointiert angelegt. Es wird kritisiert, dass die
Notwendigkeit von Maßnahmen zum Schutz vor dem Klimawandel und einer
gesellschaftlichen Transformation von internationalen
Finanzinstitutionen wie der Weltbank und dem IWF sowie den
Regierungen der Nordhalbkugel dahingehend Verwendung findet, ihre
Vorstellung einer kapitalistischen Gesellschaft zu implementieren. Stets
sähen die Bemühungen vor, dass der Übergang von Unternehmen geleitet
wird, in keinem einzigen Beispiel werde der arbeitenden Bevölkerung die
Ausgestaltung der Zukunft zugesprochen.

Die vorherrschenden gesellschaftlichen Akteure scheuten sich nicht,
die Gefahren einer wärmeren Welt zu beleuchten und Pläne für den
Aufbau von erneuerbaren Energien und zur Anpassung an die
Klimagefahren zu entwerfen. Doch blieben die Analysen vom Klimawandel
und zum notwendigen Übergang nicht einfach nur begrenzt, sie seien
sogar "gefährlich". Denn sie drohten, die "Muster von Enteignung und
Ressourcenraub, durch die das vorangegangene Regime der fossilen
Treibstoffe charakterisiert wird, zu reproduzieren" (S. 5 [1]). Die
vielbeschworene nachhaltige Entwicklung erweise sich als "bloße
Erweiterung der bestehenden Logik der Kapitalakkumulation,
Kommodifizierung und Finanzialisierung, einschließlich der
natürlichen Welt" (S. 6).

Als vor rund zwölf Jahren das Desertec-Konzept einer breiteren
Öffentlichkeit bekannt gemacht wurde, erhielt es viel Zuspruch ...
aus Europa zumindest. Im sonnenreichen Nordafrika sollte mittels
solarthermischer Anlagen, Windrädern und anderen Energietechnologien
klimafreundlicher Strom generiert werden, um Europas Energiehunger zu
stillen. Den Blickfang in der medialen Berichterstattung bildete eine
geographische Karte vom nördlichen Teil Afrikas, dem Nahen Osten und
großen Teilen Europas. Inmitten der Sahara war ein rotes Quadrat
eingezeichnet, das die Fläche symbolisierte, die rechnerisch
notwendig wäre, um mit Solaranlagen den gesamten Weltenergiebedarf zu
decken.

Obwohl die Desertec-Initiatoren nicht behauptet hatten, dass in eben
jener rot gekennzeichneten Wüstenfläche Energieprojekte aufgebaut
werden sollten, deckt sich die Darstellung mit einer typisch
europazentrierten, kolonialistischen Sichtweise. Die Sahara wird in
der Regel als ein riesiges, dünn besiedeltes Gebiet beschrieben, das
ein "Eldorado für erneuerbare Energien" darstellt und somit als
"goldene Gelegenheit" erscheint, Europa mit Energie zu versorgen,
damit es seinen "extravaganten Konsumstil und seinen übermäßigen
Energieverbrauch" fortsetzen kann, heißt es im ersten Essay.

"Dieses trügerische Narrativ übersieht jedoch Fragen des Eigentums
und der Souveränität und verschleiert die anhaltenden globalen
Hegemonie- und Herrschaftsverhältnisse, die die Plünderung von
Ressourcen, die Privatisierung von Gemeingütern und die Enteignung
von Gemeinschaften erleichtern und damit undemokratische und
ausgrenzende Formen der Steuerung der Energiewende befestigen." (S.
29f)

Selbst in den Ländern, in denen nicht einmal der heimische Bedarf an
Energie gedeckt werden könne, entstünden Projekte zur Generierung
erneuerbarer Energien, die jedoch für den Export vorgesehen seien.
Kolonialismus in Reinkultur: Der globale Süden beliefert den globalen
Norden mit billigen natürlichen Rohstoffen, einschließlich der
Sonnenenergie, während gleichzeitig die Festung Europa Mauern und
Zäune errichtet, um Flüchtende davon abzuhalten, ihre Küsten zu
erreichen. (S. 38)

Auch wenn nicht jeder Beitrag so zugespitzt geschrieben ist wie der von
Hamza Hamouchene ("The Energy Transition in North Africa:
Neocolonialism Again!"), lohnt sich die Lektüre auch der anderen
Essays für alle, die mehr über die Energiepolitik und damit
einhergehende gesellschaftliche Konflikte in der arabischen Welt
erfahren wollen, als was in den hiesigen Mainstream-Medien häufig
klischeetriefend aus dieser Weltregion kolportiert wird.

Das mit Hauptsitz in Amsterdam ansässige Transnational Institute und
damit auch die vorliegende Aufsatzsammlung positionieren sich an der
Schnittstelle zwischen sozial- und politikwissenschaftlicher Analyse
auf der einen Seite und lokalen Initiativen bzw. nationalen
Strömungen auf der anderen. Das hat zur Folge, dass in den Essays
beispielsweise die Aufrufe von Aktivistinnen und Aktivisten nicht
eins zu eins wiedergegeben, sondern deren Forderungen untersucht und
gesellschaftskritisch eingeordnet werden.

Mit dem Vorschlag, "einen gemeinsamen Energiemarkt" im arabischen Raum
zu schaffen, um die Energiekrise in Jordanien und darüber hinaus zu
lösen (S. 196f), wird letztlich sogar dem vorherrschenden Interesse
das Wort geredet. Wie im Untertitel des Buchs angedeutet, geht es
wesentlich darum, aufzuzeigen, wie Klimaschutzmaßnahmen und
Energiegewinnung bzw. -verteilung "gerecht" organisiert werden
können. Die Autorinnen und Autoren plädieren mehr oder weniger direkt
für Verteilungsgerechtigkeit. Dazu drei Beispiele.

Saker El Nour ("Towards a Just Agricultural Transition in North
Africa") warnt, dass die Länder Nordafrikas ihre Landwirtschafts-,
Umwelt-, Nahrungs- und Energiepolitiken überdenken sollten. Bisher
seien sie zu sehr auf die Interessen der Europäischen Union
ausgerichtet. Statt dessen sollten Alternativen geschaffen werden,
die stärker lokal orientiert sein müssten.

Vor zehn Jahren war es in Ägypten zu großflächigen Stromausfällen
gekommen. Die Regierung habe mit der weiteren Liberalisierung der
Strompreise und der Abschaffung von Subventionen für eine breite
Palette an Einkommensgruppen reagiert, schreibt Mohamed Gad
("International Finance and the Commodification of Electricity in
Egypt"). Er kritisiert an diesem von der Weltbank unterstützten
Vorgehen, dass damit internationale Investoren Einfluss auf die
Stromversorgung Ägyptens erhalten - zu Lasten der ärmeren
Bevölkerungsgruppen. Eine staatliche Grundversorgung wäre zu einer
Ware verkommen.

Die Golfstaaten arbeiten intensiv an ihrem Einfluss auf das globale
Energieregime, berichtet Christian Henderson ("Unjust transitions:
The Gulf States' Role in the 'Sustainability Shift' in the Middle
East and North Africa"). Dabei gehen sie zweigleisig vor, um
einerseits in Zukunft weiterhin von ihren fossilen Energiereserven zu
profitieren und sich andererseits als Vorreiter für erneuerbare
Energien aufzuspielen.

Ob Marokko, Tunesien, Jordanien oder Sudan, die Berichte aus diesen
und weiteren Ländern weisen Ähnlichkeiten auf: Die Projekte werden
von oben herab implementiert, meist mit Unterstützung ausländischer
Finanziers. Die "Energie- und Klimagerechtigkeit", wie sie im
Untertitel des Buchs gefordert wird, bleibt unerfüllt ... zumindest
vom Standpunkt lokaler Gemeinschaften und der weniger privilegierten
Bevölkerungsanteile her betrachtet. Vom Standpunkt der nationalen
Eliten hingegen, ob nun vom Volk gewählt oder aufgrund feudaler
Tradition an die Macht gelangt, wird der Gerechtigkeit sehr wohl
genüge getan. In diesem unterschiedlichen Gerechtigkeitsempfinden
zeigt sich ein Widerspruch, mit dessen bloßen Erscheinungsformen sich
der Sammelband sehr viel intensiver auseinandersetzt als mit dem
grundsätzlichen Problem, dass sich der Riss zwischen den einander
gegenüberstehenden gesellschaftlichen Interessen nicht auf den Firnis
beschränkt.

8. Dezember 2024


Anmerkung:

[1] Übersetzung der Zitate aus dem Englischen von der Redaktion Schattenblick.
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Dem Blick auf die Länge des Arbeitstages und die wöchentliche
Arbeitszeit in Deutschland eröffnet sich ein höchst widersprüchlich
anmutendes Bild. Feststehen dürfte, dass über alle Generationen hinweg
ein Wunsch nach weniger Arbeit besteht. Einer Untersuchung des
Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) zufolge hat sich die
Wunscharbeitszeit zwischen 2007 und 2021 in allen Altersgruppen um
rund drei Stunden verringert. [1] Als widerlegt gelten kann damit die
vielfach kolportierte Bezichtigung, den jungen Leuten von heute fehle
es im Unterschied zu älteren Menschen an der dringend gebotenen
Leistungsbereitschaft. Doch auch die Vorwurfslage, die abhängig
Beschäftigten neigten in ihrer Gesamtheit zu überzogenen Ansprüchen an
Freizeit, steht auf tönernen Füßen. Laut einer Studie des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) haben die abhängig
Beschäftigten 2023 rund 55 Milliarden Stunden gearbeitet. Das sei der
höchste Wert seit der Wiedervereinigung. [2]

Der Vorwurf fehlender Arbeitsmoral in Zeiten eskalierender Krisen
trifft auf begründeten Widerspruch. So haben die Beschäftigten
hierzulande im vergangenen Jahr 1,3 Milliarden Überstunden geleistet,
davon mehr als die Hälfte unbezahlt. Wenn viele Menschen weniger
arbeiten möchten und insbesondere Frauen in Teilzeit gehen ist das
nicht auf eine Häufung individueller Arbeitszeitpräferenzen, sondern
auf eine strukturelle Überbelastung zurückzuführen: Die Luft zum Atmen
wird im System immer dünner. Da 92 Prozent aller Väter bereits in
Vollzeit erwerbstätig sind, richtet sich die Aufforderung, mehr zu
arbeiten, vor allem an die Mütter. Nach einer Prognos-Studie haben
Frauen mit durchschnittlich mehr als 39 Stunden Sorgearbeit bereits
einen Vollzeitjob - allerdings einen unbezahlten. Kämen 40 Stunden
Erwerbsarbeit hinzu, liefe das auf eine 80-Stunden-Woche hinaus.

Derart extreme Arbeitszeiten sind für 300.000 bis 700.000 meist
osteuropäische Frauen längst Realität, die hierzulande mehr als 4
Millionen pflegebedürftige Menschen in privaten Haushalten oftmals
rund um die Uhr betreuen. Arbeitsrechte und Gesundheitsschutz werden
dabei systematisch ignoriert. Überlange Arbeitszeiten und ständige
Erreichbarkeit sind indessen auch in anderen Branchen Standard. So
erzwingt die rasant fortschreitende Digitalisierung unablässige
Anpassungsprozesse, deren enormer Aufwand zunehmend in Projektarbeit
verlagert wird. Dabei müssen Angestellte in Teams eigenverantwortlich
nach ökonomischen Prinzipien arbeiten, so dass sie unmittelbar vom
Druck des Marktes angetrieben werden. Erschöpfungszustände bis hin zum
Burnout sind in dieser Gruppe von Beschäftigten besonders weit
verbreitet. [3] Dem ließen sich zahlreiche weitere Beispiele
verlängerter Arbeitszeiten beispielsweise im Gesundheitswesen, im
Home-Office oder aufgrund mehrerer Jobs im Niedriglohnsektor
hinzufügen.

Andererseits erheben Gewerkschaften die Forderung, die Arbeitszeit bei
vollem Lohnausgleich zu verkürzen. Eine Viertagewoche ist im Gespräch,
mehr als 35 Stunden wöchentlich sollte nicht gearbeitet werden müssen.
Der Ruf nach Verlängerung der Arbeitszeit ist für viele Unternehmen in
Europa eine ausgemusterte Idee aus der Vergangenheit. Pilotprojekte
zur Reduzierung der Arbeitstage in mehreren Ländern ziehen eine
positive Bilanz, da die Beschäftigten zufriedener sind, weniger krank
werden und seltener kündigen. Hierzulande läuft derzeit ein
Pilotversuch in 45 Unternehmen, wobei die Arbeitszeit sechs Monate
lang auf vier Arbeitstage in der Woche reduziert wird, ohne das Gehalt
zu kürzen.

Dessen ungeachtet beschwören politische und wirtschaftliche
Führungskreise im Lande angesichts der ökonomischen Talfahrt mehr oder
weniger offen eine Verlängerung der Arbeitszeit. Spitzenpolitiker der
CDU fordern eine 40-Stunden-Woche für alle, da nur so Wachstum und
Vollbeschäftigung zu gewährleisten seien. Die FDP macht sich für ein
Ende des gesetzlichen Achtstundentages stark und strebt eine
vollständige Umstellung von der Tages- auf eine
Wochenhöchstarbeitszeit an. Sie übernimmt damit die Argumentation der
Unternehmensverbände, die auf europarechtliche Regelungen verweisen,
welche lediglich eine Ruhezeit von elf Stunden innerhalb eines
24-Stunden-Zeitraumes vorsehen. Demnach könnte die durchschnittliche
Arbeitszeit pro Siebentageszeitraum 48 Stunden betragen. Die
Ampelkoalition wollte Überstunden und Arbeiten über das
Renteneintrittsalter hinaus attraktiver machen.

Dabei ist keineswegs überprüfbar bekannt, wie lange die Beschäftigten
im Einzelnen bezahlt oder unbezahlt arbeiten. Der Europäische
Gerichtshof (EuGH) hat alle EU-Staaten zur Einführung einer
objektiven, verlässlichen und zugänglichen Arbeitszeiterfassung
verpflichtet und 2019 auch die Bundesregierung zum Handeln
aufgefordert. Im September 2022 fällte das Bundesarbeitsgericht (BAG)
die bahnbrechende Entscheidung, dass Unternehmen die Arbeitszeiten
ihrer Beschäftigten dokumentieren müssen. Bundesarbeitsminister Hubert
Heil kündigte umgehend ein entsprechendes Gesetz an, doch sind seither
mehr als zwei Jahre ins Land gezogen, ohne dass es dazu einen
Beschluss des zerstrittenen Bundeskabinetts gegeben hätte.

Wie diese Gemengelage unterstreicht, ist der Kampf um die Länge des
Arbeitstages wie eh und je ein zentraler Zankapfel auf dem
Schlachtfeld gesellschaftlicher Widersprüche. Wenngleich er angesichts
der alle Aufmerksamkeit absorbierenden Kriege und globalen Krisen nur
ein Schattendasein in der medialen Präsenz fristet, haben sich Michael
Löwy und Olivier Besancenot mit diesem Buch keineswegs eines
abseitigen oder belanglosen Themas angenommen. Sein überraschender
Titel "Das Reich der Freiheit beginnt mit der Verkürzung des
Arbeitstages" erinnert an die Brisanz und Tragweite der
Auseinandersetzung um den tagtäglichen Verkauf der Arbeitskraft,
dessen Konditionen maßgeblich die Lebensqualität und Lebensdauer
zahlloser Menschen mitbestimmen.

Über die Autoren

Michael Löwy wurde 1938 in São Paulo als Kind aus Österreich
emigrierter Juden geboren. Er ist ein marxistischer Soziologe und
Philosoph. Löwy promovierte an der Pariser Sorbonne über die Theorie
der Revolution des jungen Karl Marx und arbeitete als
Forschungsdirektor am Centre nationale de la recherche scientifique.
Forschungsaufenthalte und Gastprofessuren führten ihn unter anderem
nach Israel, in die USA und nach Deutschland. Seine Veröffentlichungen
widmen sich einem breiten Themenspektrum wie etwa der
lateinamerikanischen Theologie der Befreiung, der Romantik oder der
Philosophie Walter Benjamins. Löwy schloss sich der trotzkistischen
Bewegung an und ist ein wichtiger Theoretiker der Vierten
Internationale. Zusammen mit Joel Kovel entwarf er deren
Ökosozialistisches Manifest. Von seinen zahlreichen Veröffentlichungen
sind etliche auf Deutsch zugänglich, etwa: Ökosozialismus. Die
radikale Alternative zur ökologischen und kapitalistischen Katastrophe
(Hamburg 2016) und Franz Kafka. Träumer und Rebell (Wiesbaden 2023).

Olivier Besancenot, geb. 1974 in Paris, ist ein französischer
Politiker des linken Spektrums. Er war Sprecher und
Präsidentschaftskandidat der trotzkistischen Ligue communiste
révolutionnaire (LCR) sowie Gründungsmitglied der Nouveau Parti
Anticapitaliste (NPA). Der studierte Historiker arbeitet als Postbote.
Seine Veröffentlichungen widmen sich vor allem den Bedingungen von
Klassenkampf und Revolution im 21. Jahrhundert. Auf Deutsch zugänglich
ist sein zusammen mit Michael Löwy verfasstes Buch: Revolutionäre
Annäherung. Unsere roten und schwarzen Sterne (Berlin 2016).

Daniel Bensaïd (1946-2010), dem das Buch gewidmet ist, war eine der
bekanntesten Persönlichkeiten der französischen Studentenbewegung,
undogmatischer marxistischer Philosoph und trotzkistischer Politiker.
Er schloss sich in den 1960er Jahren trotzkistischen Positionen an und
gehörte 1968 gemeinsam mit Daniel Cohn-Bendit und dem späteren
Direktor der Zeitung Libération, Serge July, zu den bekanntesten
Aktivisten des Mouvement du 22 mars an der Universität Nanterre und
der von dort ihren Ausgang nehmenden Studentenrevolte, welche in den
Generalstreik und aufstandsartige Zustände im Mai 1968 mündete. Nach
dem Ende der Revolte kurzzeitig in Haft, war Bensaïd seit 1968
Leitungsmitglied der Ligue Communiste bzw. der 1973 aus ihr
hervorgegangenen Ligue communiste révolutionnaire (LCR), zu deren
bekanntesten Köpfen er zählte, sowie des Vereinigten Sekretariats der
Vierten Internationale. Beeinflusst von Marx, Trotzki, Walter
Benjamin, Nietzsche und dem französischen Dichter Charles Péguy,
arbeitete er hauptsächlich auf dem Gebiet der Philosophiegeschichte.
Sein bekanntestes Werk, Les irréductibles, ist eine grundlegende und
viel diskutierte Kritik des französischen Postmodernismus in seiner
philosophischen und politischen Bedeutung. Daniel Bensaïd war
Professor der Philosophie an der Pariser Universität-VIII
(Saint-Denis) und galt als eine der bedeutendsten kritischen Stimmen
der französischen Linken.

Zentrales Kampffeld gesellschaftlicher Auseinandersetzungen

Wie Löwy und Besancenot darlegen, nahm mit der Durchsetzung des
Kapitalismus die Arbeitszeit gegenüber den vorkapitalistischen
Gesellschaften zu. Ende des 19. Jahrhunderts wuchs sich daher die
Auseinandersetzung um die Länge des Arbeitstages zu einem zentralen
Kampffeld aus und hatte geraume Zeit sogar einen bedeutenderen
Stellenwert als die Höhe der Löhne. So entstand die Tradition des 1.
Mai als "Arbeiterkampftag" 1886 im Zusammenhang mit Aktionen für den
Achtstundentag. Vielfach konnten die Gewerkschaften nur durch lange
Streiks Verhandlungen zu Arbeitszeitfragen erzwingen. Erst im Zuge der
Novemberrevolution 1918 gelang es in Deutschland, die Arbeitszeit für
alle Lohnabhängigen auf acht Stunden pro Tag zu begrenzen. Solche
Erfolge waren jedoch nie von Dauer, da die Arbeitszeit stets Ausdruck
der beiderseitigen Kräfteverhältnisse und Kampfkraft blieb. War die
durchschnittliche Wochenarbeitszeit in der Industrie aufgrund der
Weltwirtschaftskrise von 49,9 Stunden im Jahr 1927 auf 41,5 Stunden im
Jahr 1932 gesunken, so stieg sie im NS-Staat wieder auf 47,9 Stunden
(1938) und 48,3 Stunden (1944) an. Nach dem Krieg wurde dank des
langjährigen Kampfes der IG-Metall die Arbeitszeit in der
Metallindustrie stufenweise auf 40 Stunden pro Woche gesenkt, welche
die große Mehrheit der westdeutschen Arbeiterschaft aber erst 1978
genießen konnte. Mitte der 1980-er Jahre kam es schließlich nach
langen und schweren Arbeitskämpfen um die 35-Stunden-Woche zu einem
Kompromiss von 38,5 Stunden, dem erst 1995 eine weitgehende
Verallgemeinerung der 35-Stunde-Woche folgte. Dass solche
Errungenschaften keinen Bestand haben, wenn die forcierte Ausbeutung
menschlicher Arbeitskraft abermals vorangetrieben wird, zeigt die
eingangs angesprochene aktuelle Auseinandersetzung um die Dauer der
Arbeitszeit.

Die Autoren verstehen den vorliegenden Text weder als eine rein
wissenschaftliche Analyse noch als eine politische Kampfschrift, die
sich auf aktuell anstehende Kontroversen beschränkt. Er versuche
vielmehr, das philosophische und historische Studium mehrerer Texte
von Karl Marx, die Geschichte vergangener Kämpfe und die Analyse
aktueller Debatten miteinander zu verbinden, um schließlich in ein
fiktives "futuristisches" Szenario zu münden. Ausgangspunkt bildet
dabei ein Gedanke, den Marx im dritten Band seines Hauptwerkes "Das
Kapital" formuliert hat: "Das Reich der Freiheit beginnt mit der
Verkürzung des Arbeitstages" (vgl. MEW 25, 82). Es gelte, die von ihm
aufgeworfenen Fragen als eine Denkwerkstatt aufzufassen, die uns mit
Waffen ausstattet, um die brutale neoliberale Offensive für die
Verlängerung des Arbeitstags, eine Erhöhung des Renteneintrittsalters
und die Abschaffung der in langen Kämpfen errungenen sozialen Rechte
abzuwehren wie auch der bourgeoisen Religion der "Arbeit" und
"Produktion" Widerstand zu leisten, von der die Arbeiterbewegung nur
allzu oft infiziert worden sei.

"Reich der Notwendigkeit" - "Reich der Freiheit"

Das erste der fünf Kapitel, die das Buch umfasst, thematisiert die von
Marx vorgenommene Unterscheidung zwischen zwei Bereichen des
gesellschaftlichen Lebens, dem "Reich der Notwendigkeit" und dem
"Reich der Freiheit", wobei jedem der beiden eine bestimmte Art von
Freiheit entspricht. Der erste Bereich betrifft "die Sphäre der
materiellen Produktion" und damit der Arbeit, die "durch Not und
äußere Zweckmäßigkeit bestimmt ist". Die Freiheit in diesem Gebiet
könne nur darin bestehen, dass die assoziierten Produzenten ihren
Stoffwechsel mit der Natur rationell regeln, unter ihre
gemeinschaftliche Kontrolle bringen, statt von ihm als einer blinden
Macht beherrscht zu werden. Gelingt es, ihn unter dem geringsten
Kraftaufwand und unter den der menschlichen Natur würdigsten und
adäquatesten Bedingungen zu vollziehen, so bleibt dies doch ein Reich
der Notwendigkeit. Jenseits desselben beginnt die menschliche
Kraftentwicklung, die sich als Selbstzweck gibt, das wahre Reich der
Freiheit, das aber nur auf jenem Reich der Notwendigkeit als seiner
Basis aufblühen kann. Die Verkürzung des Arbeitstags ist die
Grundbedingung, schreibt Marx (MEW 25, 828).

Ohne die von den herrschenden Klassen ausgeübte Macht zu verkennen,
bezeichnet Marx den Kapitalisten als "Charaktermaske", als
Personifizierung des Kapitals mitsamt seinen Zwängen. Die Emanzipation
von der "blinden Macht" kann sich nicht darin erschöpfen,
autokratische und parasitäre Kräfte zu beseitigen, gilt es doch weit
darüber hinaus die Akkumulation des Kapitals, die Zwänge des
kapitalistischen Marktes und den Fetischismus der Ware zu überwinden.
Denn diese durchdringen alle Bereiche des Lebens und bestimmen das
Schicksal der Menschen. Marx bestreitet die Unveränderbarkeit dieser
Wirtschaftsordnung und setzt darauf, dass die ausgebeuteten Klassen
ihre Gefangenschaft brechen und sich vom unerbittlichen Zwang dieses
Systems befreien. Dank einer kollektiven Neuorganisation der
Gesellschaft und einer entsprechenden Planung der Produktion könne die
erste Art von Freiheit erschlossen werden.

Da jede Gesellschaft einer materiellen Tätigkeit bedarf, geht es nicht
darum, die notwendige Arbeit abzuschaffen, wohl aber sie zu
reduzieren. Denn wo sie endet, beginnt das Reich der Freiheit, also
die freie Verfügung über die Zeit für Tätigkeiten, die nicht länger
Mittel zur Befriedigung materieller Bedürfnisse, sondern Zweck an sich
sind. Marx bricht mit der bürgerlichen Religion der Arbeit, deren
Ursprung Max Weber in der protestantischen Ethik ausmacht. Wie Weber
bemerkt, wolle der Arbeiter getreu der vorkapitalistischen
Arbeitsmoral nicht immer mehr Geld verdienen, sondern einfach so
leben, wie er es gewohnt ist, und so viel erwerben, wie dazu notwendig
ist. Daher reize ihn der Mehrverdienst weniger als die Minderarbeit,
weshalb er dem Druck der Bourgeoisie, mehr zu arbeiten, "unendlich
zähen Widerstand" entgegensetze.

Im Laufe der Zeit wurde jedoch die bürgerliche Ideologie so
übermächtig, dass sie auch erhebliche Teile der Arbeiterbewegung
infizierte. So trägt das Gothaer Programm von 1875, woraus die SPD
hervorging, bereits Spuren der Verwirrung in sich. Es definiert die
Arbeit als "die Quelle allen Reichtums und aller Kultur", worauf Marx
entgegnet, dass der Mensch kein anderes Eigentum besitze als seine
Arbeitskraft und daher Sklave anderer sein müsse, die sich zu
Eigentümern aufgeschwungen haben. Dessen ungeachtet brach sich die
Glorifizierung der Arbeit und des Fortschritts in der
Naturbeherrschung Bahn, die einen technokratischen Bogen vom "Helden
der Arbeit" über "Umerziehung durch Arbeit" bis hin zur
Vernichtungsparole "Arbeit macht frei" schlug.

Marx bringt hingegen die Ausbeutung der Arbeitskraft und der Natur in
einen unmittelbaren Zusammenhang derselben räuberischen Logik von
kapitalistischer Großindustrie und Landwirtschaft. Sie steigerten den
Raub an der Arbeitskraft und der Fruchtbarkeit des Bodens für eine
gewisse Frist, bis deren Quellen ruiniert seien. So untergrabe die
kapitalistische Produktion die Springquellen allen Reichtums: die Erde
und den Arbeiter (MEW 23 529-530).

"Versteckter Bürgerkrieg" zwischen den Klassen

Im zweiten Kapitel befassen sich Löwy und Besancenot mit dem Kampf um
die Verkürzung der Arbeitszeit, wie ihn Marx dargestellt hat, der von
einem "versteckten Bürgerkrieg zwischen der Kapitalistenklasse und der
Arbeiterklasse" gesprochen hat (MEW 23, 316). Wie die Autoren warnen,
sei das Marxsche Werk immer wieder reduktionistischen und dogmatischen
Lesarten ausgeliefert, die darin ein gleichsam schicksalsmäßig
vorgegebenes und allgemeingültiges Entwicklungsgeschehen sehen, das
rein wissenschaftlichen Gesetzen im Sinne des positivistischen Modells
der Naturwissenschaften folge. Demgegenüber habe Marx jedoch deutlich
hervorgehoben, dass er die Gesetze der kapitalistischen Ökonomie
erforsche, die Herausbildung dieser Produktionsverhältnisse jedoch
nicht vom Prozess des Klassenkampfes zu trennen sei. Er vertritt keine
"objektive" Wissenschaft ohne Werturteil, sondern ergreift entschieden
Partei, seine ethisch-politischen Werte sind untrennbar mit der
wissenschaftlichen Argumentation verflochten.

Die Fähigkeit zur Empörung ist bei Marx ein konstitutiver Faktor des
Prozesses der Erkenntnisproduktion, der in seinen Untersuchungen
verschiedener Formen der Ausbeutung in Sklaverei, feudaler
Leibeigenschaft, Manufaktur und schließlich Fabrikarbeit deutlich zum
Ausdruck kommt. Wenngleich er die technologische Entwicklung und den
Fortschritt der Produktivkräfte in der Großindustrie nicht leugnet,
hebt er doch hervor, dass dieser oftmals mit einer dramatischen
gesellschaftlichen Rückentwicklung einhergeht, insbesondere was die
Lebens- und Arbeitsbedingungen der Werktätigen betrifft. Der
Industriekapitalist teilt mit dem amerikanischen Sklavenhalter das
Bestreben, den Arbeitstag mit allen Mitteln auszudehnen und dabei
selbst die physiologischen Grenzen der Arbeiterinnen und Arbeiter
skrupellos zu überschreiten, was Erschöpfung und frühzeitigen Tod zur
Folge hat.

Zur Veranschaulichung des monströsen und unersättlichen Charakters des
Kapitals bedient sich Marx des Vergleichs mit einem Vampir: Das
Kapital hat den einzigen Lebenstrieb, sich zu verwerten, Mehrwert zu
schaffen, mit seinem konstanten Teil, den Produktionsmitteln, die
größtmögliche Masse Mehrarbeit einzusaugen. Das Kapital ist
verstorbene Arbeit, die sich vampirmäßig belebt durch Einsaugen
lebendiger Arbeit (MEW 23, 247). Er prangert die Sklaverei aufs
Schärfste an und verweist zugleich auf die sklavenähnliche Ausbeutung
der Lohnarbeit im Fabriksystem. Grausame Arbeitsbedingungen und
extreme Arbeitszeiten geißelt er als Angriff auf die Gesundheit und
die Grundlagen des Lebens der Arbeiterschaft. Als unmittelbarste Art
des Widerstands weist er die Verweigerung der Mehrarbeit als ein
zentrales Moment des permanenten Klassenkampfs aus, das er mit
zahlreichen empirischen Beispielen belegt. Die Schlacht um die
Reduzierung des Arbeitstages durchzieht als eine wesentliche Form
kollektiven Widerstands die gesellschaftlichen Auseinandersetzungen.

Der Kampf um den Achtstundentag

Das dritte Kapitel handelt von dem fortgesetzten Ringen um die
Verkürzung der Arbeitszeit, ausgehend vom Kampf um den Achtstundentag.
Dieser war Gegenstand erbitterten Streits zwischen den von Richtern
und Regierenden unterstützten Fabrikherren unter machtvoller
Mitwirkung von Polizei- und Militäreinheiten einerseits und den
Organisationen der Arbeiterschaft andererseits. Die Forderung nach dem
Achtstundentag war mehr als andere geeignet, verschiedenste
Berufsgruppen und soziale Kategorien zu Verbündeten in einem
gemeinsamen Kampf zu machen: Unabhängig von ihrer Tätigkeit, ihrem
Geschlecht und Alter oder ihrer Hautfarbe fanden sie zusammen.
Zugleich war es ein Kampf, der Syndikalisten, Anarchisten,
Sozialisten, Kommunisten, Reformisten und Revolutionäre vereinen
konnte.

Am 1. Mai 1886 kam es in mehreren Städten der USA zu Streiks und
Demonstrationen für den Achtstundentag, an denen sich etwa 300.000
Menschen beteiligten. Das Epizentrum der Aktionen war Chicago, wo
40.000 Arbeiterinnen und Arbeiter in den Streik traten. Zwei Tage
später töteten Polizeischüsse vor einer bestreikten Fabrik vier
Arbeiter, am 4. Mai fand auf dem Haymarket eine Protestversammlung
statt. Als die Polizei gewaltsam zum Angriff überging, warf jemand
eine Bombe auf sie, wodurch acht Polizisten starben und sechzig
verletzt wurden. Daraufhin schoss die Polizei in die Menge und tötete
etwa acht Menschen, während rund 200 Verletzungen davontrugen.
Wenngleich der Schuldige für die Bombenexplosion nie gefunden wurde,
stellte man acht der wichtigsten Gewerkschaftsführer vor Gericht und
verurteilte in einem Schauprozess fünf von ihnen zum Tode, drei
weitere zu langen Haftstrafen. Im Jahr 1893 rehabilitierte der
Gouverneur von Illinois die hingerichteten Aktivisten, da ein Großteil
der eingebrachten "Beweise" eine "reine Fälschung" gewesen seien.

Im Jahr 1889 rief die Zweite Internationale auf ihrem
Gründungskongress in Paris den 1. Mai zum weltweiten Tag des Kampfes
für den Achtstundentag aus. Dieser Kampf folgte der Losung von den
"drei acht": acht Stunden Arbeit, acht Stunden Erholung und acht
Stunden, um sich zu bilden und den Körper zu kultivieren. Die
folgenden Jahrzehnte waren in zahlreichen Ländern von
Auseinandersetzungen geprägt, in deren Mittelpunkt dieses Ziel stand
und die auch massivste Repression nicht dauerhaft aus der Welt
schaffen konnte. Die Autoren berichten von Kämpfen in Europa, den USA
und in Lateinamerika bis hin zur Oktoberrevolution 1917 in Russland,
die mit der Einführung des Achtstundentags und der 48-Stunden-Woche
den langersehnten Präzedenzfall schuf.

Nachdem der Achtstundentag 1939 in den meisten Ländern durchgesetzt
war, schien die Forderung nach Arbeitszeitverkürzung an Dringlichkeit
einzubüßen. Erst gegen Ende des Jahrhunderts kam es zu neuerlichen
Kämpfen und Erfolgen auf diesem Gebiet. Diesem langen Stillstand
dürfte eine Gemengelage aus verschiedenen Entwicklungen zu Grunde
liegen. Gewerkschaftsbürokratien und Parteiapparate hegten die
proletarische Mobilisierung ein, andere Forderungen wurden in den
Mittelpunkt gestellt, und die zunehmende Verrechtlichung der
Arbeitskämpfe grenzte tendenziell systemsprengende Bestrebungen aus.
Nicht zuletzt aber setzte die Kapitalseite innovative Methoden der
Arbeitsverdichtung und des Einfrierens der Löhne durch, welche die
Vorteile einer lediglich formalen Verkürzung der Arbeitszeit, noch
dazu begrenzt auf bestimmte Branchen und Betriebsgrößen, für große
Teile der Belegschaften zunichte machte.

Forcierter Raubzug des Verwertungsregimes

Kapitel vier ist der Auseinandersetzung um die Arbeitszeit im 21.
Jahrhundert gewidmet. Hatte die Existenz zweier konkurrierender
Gesellschaftssysteme dem weltweiten Zugriff kapitalistischer
Zurichtung Grenzen gesetzt und sozialstaatliche Zugeständnisse
erwirkt, so änderte sich das seit Ende der 1980-er Jahre. Die nunmehr
für alternativlos erklärte Wirtschaftsweise forcierte ihren Raubzug
weltweit, doch aus ihrem goldrauschartigen Höhenflug stürzte sie in
eine um so tiefere Krise. Um das Verwertungsregime abermals
anzuschieben bedurfte es gravierender Eingriffe und Zwangsmaßnahmen,
zu denen die verschärfte Ausbeutung der Arbeitskraft auch in den
Metropolen gehört. So werden seit mehr als hundert Jahren erkämpfte
Errungenschaften außer Kraft gesetzt, kehrt sich die Tendenz zur
Verkürzung der Arbeitszeit in ihr Gegenteil um. Zugleich herrschen am
anderen Ende der Lieferketten grausamste Arbeitsbedingungen, wie sie
Marx schon vor gut 150 Jahren in England und Deutschland angeprangert
hatte: extreme Kinderarbeit, ausgebeutete Frauen, Hungerlöhne und
Rechtlosigkeit - wovon jedoch die hiesige Arbeiterschaft größtenteils
nichts wissen will.

Tödliche Unfälle am Arbeitsplatz und Todesfälle in Verbindung mit
Arbeitslosigkeit nehmen auch in den westlichen Industriestaaten zu,
Stress, Krankheiten und Suizide sind auf dem Vormarsch, die
Lebenserwartung stagniert oder sinkt erstmals seit den 1960-er Jahren.
Entfremdung durch Lohnarbeit durchdringt die Beschäftigten bis ins
Mark, die Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit verschwinden. Eine
Verkürzung der Arbeitszeit, so argumentieren die Autoren, könnte nicht
nur die Beschäftigten entlasten, sondern auch mit einer Umverteilung
einhergehen, so dass die Arbeitslosigkeit schwände. Weit darüber
hinaus könnte sie sogar der strategische Entwurf einer anderen
Gesellschaft sein, die den Raub menschlicher Arbeitskraft
zurückdrängt. Dies schüfe Platz, in einem Bruch mit der
produktivistischen und konsumistischen Doktrin die notwendige Arbeit
in einem kollektiven Prozess umzugestalten, eine ökosozialistische und
demokratische Planung der Wirtschaft in Angriff zu nehmen, nicht
zuletzt auch die patriarchale Herrschaft zu brechen.

Ein Kampf auf Leben und Tod

Wie eine solche Zukunft aussehen könnte, illustriert im fünften
Kapitel der utopische Ausflug in eine emanzipierte kommunistische
Gesellschaft, in der die Menschen tatsächlich über freie Zeit
verfügen. Als Traumnovelle ausgewiesen, skizziert dieser Entwurf
leichten Fußes eine Welt von morgen nach vollzogener Transformation,
in deren Gestaltung vorausgedachte konkrete Vorstellungen vom "Reich
der Freiheit" eingehen. Nach wie vor sind Probleme zu lösen und
Konflikte zu bewältigen, nunmehr jedoch nach erfolgter Ermächtigung,
dies in einem solidarischen Prozess zu bewerkstelligen.

Eingedenk dessen, dass heute weltweit mehr Menschen unter
sklavenähnlichen Bedingungen ausgebeutet und vernichtet werden als je
zuvor in der Menschheitsgeschichte, bleibt der Streit um die
Arbeitszeit im wahrsten Sinne des Wortes ein Kampf auf Leben und Tod.
Den Finger in diese Wunde zu legen, ohne mit einem Heilsversprechen zu
hausieren, erhebt das vorliegende Buch in den Rang einer lesenswerten,
weil aufwühlenden und denkanregenden Lektüre. Das "Reich der
Freiheit", heben die Autoren hervor, habe eine revolutionäre
Veränderung zur Voraussetzung, die kein vorfabriziertes Modell sein
könne, sondern eine strategische Hypothese sowie einen ethischen
Horizont darstelle, ohne den nach den Worten Daniel Bensaïds "der
Wille resigniert aufgibt, der Widerstandsgeist kapituliert, die Treue
versagt und die Tradition verlorengeht" (S. 14).

8. Dezember 2024


Fußnoten:

[1] https://www.telepolis.de/features/24-Stunden-Arbeiten-Die-Fortschrittskoalition-sitzt-aus-9809268.html

[2] https://www.telepolis.de/features/CDU-Debatten-ueber-Wehrpflicht-Leitkultur-und-40-Stunden-Woche-im-Sommerloch-9761899.html

[3] https://www.telepolis.de/features/Agiles-Arbeiten-und-Home-Office-Warum-der-Burnout-droht-9807171.html
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FRAGEN/017: "Hoffnung ist eine Aktion, keine abstrakte Idee" - Ein Einblick in die Arbeit von Combatants for Peace (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Hoffnung ist eine Aktion, keine abstrakte Idee"

Ein Einblick in die Arbeit von Combatants for Peace

Interview mit Rana Salman von Reto Thumiger und Vasco Esteves, 1. Dezember 2024



Combatants for Peace ist eine binationale Graswurzelbewegung, die
2006 von ehemaligen palästinensischen und israelischen Kämpfern ins Leben
gerufen wurde. Ihr Ziel ist es, Gewalt und Besatzung zu beenden und eine
friedliche, gerechte Lösung für den Konflikt zu fördern. Die Bewegung
basiert auf den Prinzipien der Gewaltfreiheit und setzt auf Dialog, Bildung
und gemeinsame Aktionen, um Brücken zwischen den Gesellschaften zu bauen.
Sie zeigt, dass Zusammenarbeit selbst in einem tief gespaltenen Umfeld
möglich ist und Hoffnung auf eine bessere Zukunft bietet.

Anlässlich einer Konferenz war Rana Salman, Co-Direktorin von Combatants
for Peace, in Berlin und nahm sich Zeit für ein Gespräch mit Pressenza. Das
Interview führten Reto Thumiger sowie Vasco Esteves von der portugiesischen
Redaktion.


Reto Thumiger: Combatants for Peace ist eine
Graswurzelbewegung, die von ehemaligen israelischen und palästinensischen
Kämpfern gegründet wurde. Bei Veranstaltungen tritt die Organisation immer
zu zweit auf, ein Israeli und ein Palästinenser, was ich ein sehr
interessantes Konzept finde. Mir ist aufgefallen, dass das Ko-Präsidium aus
zwei Frauen besteht, was ich nicht unbedingt erwartet hätte.

Rana Salman: Ich bin vor vier Jahren der Bewegung beigetreten.
Damals waren nur sehr wenige Frauen dabei, die Gruppe war stark männlich
dominiert. Die Veränderung kam langsam, vielleicht nicht beabsichtigt. Aber
es gab eine Offenheit seitens der Aktivisten, des Führungsgremiums und
unserer Mitbegründer, Frauen mehr Raum zu geben und sie stärker
einzubeziehen.

Ich bringe zum Beispiel einen ganz anderen Hintergrund mit als die Gründer.
Ich war nie eine Kombattantin und habe auch nicht aktiv im Kreislauf der
Gewalt mitgewirkt. Aber das bedeutet nicht, dass ich keinen Platz in einer
Bewegung habe, die sich den Prinzipien der Gewaltfreiheit und der
gemeinsamen Menschlichkeit verschrieben hat. Im Gegenteil: Gerade das hat
Türen geöffnet, um Menschen mit unterschiedlichen Hintergründen
einzubeziehen - nicht nur ehemalige Kämpfer, sondern auch gewaltfreie
Aktivisten und Aktivistinnen, Frauen, junge Menschen und
Kriegsdienstverweigerer aus Israel. Diese Vielfalt hat unsere Bewegung
bereichert.

Als ich dazukam, war vieles improvisiert: Ein kleiner Raum in Tel Aviv
diente als Arbeitsraum, und in der Westbank trafen sich die Aktivisten vor
Ort, um ihre Aktionen zu planen. Trotz knapper Ressourcen trieb uns der
Wille zur Verbesserung an.

Mit der Zeit begann die Bewegung zu wachsen, und es wurde klar, dass sie
mehr Struktur brauchte - nicht nur als Bewegung, sondern auch in
organisatorischer Hinsicht. Was wir taten, war unglaublich wichtig, und
immer mehr Menschen glaubten an unsere Arbeit und wollten uns unterstützen.
Das war der Moment, in dem es notwendig wurde, zu wachsen, uns zu
professionalisieren und qualifiziertes Personal einzubinden. Nur so konnten
wir Programme entwickeln, ein breiteres Publikum erreichen und insbesondere
mehr junge Menschen aus beiden Gesellschaften einbeziehen.

Genau zu dieser Zeit bin ich dazugekommen. Wir begannen, in Beit Jala ein
Büro aufzubauen - im Grunde starteten wir bei Null und fingen an, eine
Struktur zu schaffen, die der Größe und Bedeutung unserer Arbeit gerecht
wurde.




[image: Vasco Esteves und Reto Thumiger beim Interview mit Rana Salman in einem Restaurant mit ihren Arbeitsunterlagen und dem Aufnahmegerät vor sich auf dem Tisch - Foto: © Pressenza]

Vasco Esteves von der portugiesischen und Reto Thumiger von der deutschen
Pressenza-Redaktion beim Interview mit Rana Salman, der Co-Direktorin von
Combatants for Peace

Foto: © Pressenza



Vasco Esteves: Und wann hat die Bewegung begonnen? Hat Combatants
for Peace seit Beginn des Gazakrieges ein Wachstum der Bewegung
verzeichnet?

RS: Die Bewegung wurde 2006 gegründet. Besonders nach Beginn des
Krieges erlebten wir ein Wachstum - mehr Menschen schlossen sich uns an.
Ein Beispiel dafür ist unsere Arbeit im Jordantal, wo wir Schutzpräsenz für
Hirten leisten. Unsere Aktivisten zusammen mit einer Koalition aus
Organisationen und Einzelpersonen begleiten Hirten, um sie vor Übergriffen
zu schützen. Dabei haben wir gemerkt, dass immer mehr Israelis Interesse
hatten, sich anzuschließen, zu lernen und mitzumachen.

"Hoffnung ist keine abstrakte Idee. Sie ist eine Aktion."

Auf palästinensischer Seite war es hingegen lange eine Herausforderung,
junge Menschen für die Bewegung zu gewinnen. Wir haben ein Bildungsprogramm
für palästinensische Jugendliche zwischen 18 und 28 Jahren ins Leben
gerufen - ein sechsmonatiges Programm, das pro Jahrgang 15 bis 20
Teilnehmende aufnehmen soll. Als wir vor drei Jahren damit anfingen, war es
extrem schwierig, genügend junge Leute zu finden. In der palästinensischen
Gesellschaft gibt es nach wie vor viel Widerstand gegen gemeinsame
Initiativen und Zusammenarbeit mit Israelis. Viele Menschen sind
misstrauisch oder fühlen sich unwohl in gemeinsamen Räumen.

Nach dem 7. Oktober mussten wir das Programm aus Sicherheitsgründen für ein
paar Monate unterbrechen - wegen Straßensperren, Bewegungseinschränkungen
und der Gefahr durch Siedlergewalt. Unsere Teilnehmenden kommen aus
verschiedenen Teilen des Westjordanlands, und wir wollten sie keiner
unnötigen Gefahr aussetzen, besonders junge Männer, die oft Zielscheiben
militärischer Gewalt sind.

Als wir im März die Werbung für die nächste Gruppe starteten, waren wir von
der Resonanz überwältigt: 93 junge Palästinenser:innen aus dem gesamten
Westjordanland haben sich beworben. Das war ein hoffnungsvolles Zeichen.
Dieses Mal haben nicht wir sie gesucht - sie haben uns gefunden. Sie sind
neugierig, wollen die andere Seite kennenlernen, ihre Geschichten teilen
und ihre Wahrheit aussprechen. Vielleicht sehen sie in diesem Raum eine
Plattform, um zusammenzukommen, sich auszudrücken und neue Wege zu
entdecken.

Doch es ist nach wie vor gefährlich. Seit Beginn des Krieges ist es selbst
für uns schwierig, uns in sozialen Medien zu äußern. Es kann sehr
gefährlich sein, einfach nur einen Beitrag zu liken. Palästinensische
Bürger in Israel werden seit Jahren zum Schweigen gebracht. Sie teilen oder
liken nichts mehr in sozialen Medien, weil sie verhaftet werden könnten.
Wir kennen mehrere Fälle, in denen junge Leute an Checkpoints angehalten
wurden. Ihre Handys wurden durchsucht, und wenn sie Bilder über Gaza oder
kritische Gespräche hatten, wurden sie verhaftet oder sogar geschlagen. Es
ist ein großes Risiko.

"Ohne Inklusion scheitern Friedensprozesse."

RT: Ich habe diese Frage eingangs auch deshalb gestellt, weil in
vielen Friedensprozessen in der Welt Frauen eine zentrale Rolle gespielt
haben. Ohne die Beteiligung von Frauen wären diese Prozesse nicht zustande
gekommen.

RS: Damit Friedensprozesse wirklich effektiv und nachhaltig sind,
müssen sie verschiedene Stimmen und Bedürfnisse einbeziehen. Oft scheitern
solche Prozesse, weil marginalisierte Gesellschaftsgruppen ausgeschlossen
bleiben - Frauen, junge Menschen, all diejenigen, die normalerweise keinen
Platz am Verhandlungstisch haben. Das ist einer der Hauptgründe, warum
viele Friedensinitiativen nicht funktionieren. Deshalb sprechen wir immer
wieder von Inklusion: Alle müssen Teil des Prozesses sein.

Die Forschung und Erfahrungen aus früheren Konflikten zeigen deutlich, wie
entscheidend die Rolle von Frauen ist. Sie haben oft erfolgreich
Waffenstillstände ausgehandelt, an Verhandlungen teilgenommen und zur
Versöhnung beigetragen. Frauen repräsentieren einen großen Teil der
Gesellschaft, auf beiden Seiten des Konflikts, und sie erziehen auch die
nächste Generation. Ihre Rolle ist also nicht nur wichtig - sie ist
unverzichtbar. Man kann sie nicht einfach ignorieren oder aus der Gleichung
streichen.

Was wir auch sehen, ist, dass viele Friedensprozesse menschliche Aspekte,
die Frauen häufig einbringen, völlig übersehen. Es geht selten um Empathie
oder Versöhnung - stattdessen bleiben Verhandlungen oft auf einer rein
technischen Ebene: Erklärungen, Unterschriften, formale Vereinbarungen.
Aber Frauen bringen eine andere Tiefe mit. Als Schwestern, Töchter, Mütter -
 sie sorgen sich, fühlen mit. Sie können den Schmerz, die Trauer und den
Kummer der Frauen auf der anderen Seite nachvollziehen. Dieser menschliche
Zugang fügt jedem Friedensprozess einen unschätzbaren Wert hinzu.

Selbst wenn ein Friedensprozess zu einem Abkommen oder einem
Waffenstillstand führt, bleibt die Aufgabe, Vertrauen aufzubauen, Brücken
zu schlagen und Versöhnung zu schaffen. Das sind genau die Bereiche, in
denen Frauen und die Zivilgesellschaft eine entscheidende Rolle spielen.
Ohne diese Arbeit wird Frieden kaum Bestand haben.

VE: Auf welche zentralen Themen und Aktivitäten konzentriert sich
Combatants for Peace? Was sind die wichtigsten Bereiche, in denen die
Bewegung aktiv ist?

RS: Unser Hauptaugenmerk liegt auf der Arbeit vor Ort, denn wir sind
eine Basisbewegung. Das bedeutet, wir sind immer präsent - sei es bei
Protesten, Demonstrationen, gewaltfreien Aktionen oder
Solidaritätsinitiativen. Ein Beispiel, die Begleitung von Hirten im
Jordantal, um sie vor Siedler- und Militärgewalt zu schützen, habe ich
schon erwähnt. In den letzten zwei Monaten haben wir Familien während der
Olivenernte unterstützt, indem wir sie zu ihrem Land begleitet haben, damit
sie sicher Oliven pflücken konnten.

Neben diesen Aktionen führen wir auch Bildungsprogramme durch. Wie ich
bereits erwähnt habe, richten sich unsere Programme an junge Palästinenser
und Israelis, die bei uns gewaltfreien Widerstand, gewaltfreie
Kommunikation und andere Themen lernen, die in den Schulen oft fehlen. Wir
nennen das "alternative Bildung" - es geht darum, den anderen
kennenzulernen und die eigene Geschichte zu erzählen. Für uns ist das ein
mächtiges Werkzeug, um Brücken zu bauen. So begann auch unsere Bewegung:
mit Treffen, bei denen Menschen ihre Geschichten teilten und beispielsweise
lernten, wie man soziale Medien nutzt, um ihre Botschaften zu verbreiten.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Aufklärungsarbeit mit jungen Israelis,
bevor sie in die Armee eintreten. Viele von ihnen haben nie zuvor einen
Palästinenser getroffen und wachsen mit Stereotypen auf - der andere ist
der Feind, Punkt. Wir versuchen, diese Barrieren zu durchbrechen, indem wir
Treffen organisieren, die ihnen eine neue Perspektive eröffnen.
Erfreulicherweise beobachten wir in Israel ein wachsendes Phänomen: Immer
mehr junge Menschen weigern sich, in der Armee zu dienen. Erst kürzlich
haben 130 Reservesoldaten öffentlich erklärt, dass sie den Dienst
verweigern - sie haben sogar einen Brief unterschrieben. Das ist neu, denn
früher war der Militärdienst eine Ehre; man dachte, man verteidigt sein
Land. Doch jetzt erkennen immer mehr Menschen, dass die Armee nicht
verteidigt, sondern Kriegsverbrechen begeht. Sie sehen die Besatzung und
ihre Auswirkungen aus erster Hand.

Wir organisieren auch Besichtigungstouren für israelische Gruppen und
diplomatische Vertretungen in Palästina und Israel, um zu zeigen, wie die
Besatzung das Leben der Menschen beeinflusst und wie Gewalt von Siedlern
Hirten und Gemeinden belastet. Dabei dokumentieren wir
Menschenrechtsverletzungen, um das Bewusstsein dafür zu schärfen.

Ein weiterer wichtiger Teil unserer Arbeit sind jährliche Zeremonien, wie
die gemeinsame israelisch-palästinensische Gedenkfeier. Dieser Tag ist in
Israel ein heiliger Tag, an dem normalerweise der gefallenen Soldaten
gedacht wird. Wir machen das anders: Wir gedenken aller Opfer des Konflikts
- Israelis und Palästinenser. Das ist natürlich kontrovers, weil wir das
Narrativ verändern. Statt die Opferrolle oder Heldenverehrung zu betonen,
versuchen wir, die andere Seite zu vermenschlichen.

RT: Das Ziel ist, allen Opfern dieses Konfliktes zu gedenken?

RS: Wir laden keine Politiker oder Regierungsvertreter zu unseren
Gedenkfeiern ein. Stattdessen sprechen trauernde Familien, Menschen, die
durch den Konflikt Angehörige verloren haben. Eine weitere wichtige
Zeremonie ist die gemeinsame Nakba-Gedenkfeier, die wir jedes Jahr am 15.
Mai abhalten. Wir gedenken der Nakba, der palästinensischen Katastrophe von
1948, und beschäftigen uns mit den Fakten dessen, was damals geschah.

"Die Besatzung bringt weder Sicherheit noch Schutz - für
niemanden."

Für die palästinensische Gesellschaft ist der 15. Mai ein Tag der Trauer -
ein Gedenktag, der an Vertreibung, Verlust und Besatzung erinnert. In der
israelischen Gesellschaft hingegen ist das Thema Nakba ein Tabu, da der Tag
mit der Gründung des Staates Israel und der Unabhängigkeit verknüpft ist.
Deshalb ist unsere gemeinsame Gedenkfeier ein wichtiger Schritt: weil es
wichtig ist, die Vergangenheit anzuerkennen, um eine bessere Zukunft zu
gestalten.

Während dieser Zeremonie hören wir die Geschichten von Palästinenser und
Israelis, von Flüchtlingen, die die Ereignisse von 1948 miterlebt haben.
Viele von ihnen leben heute in Flüchtlingslagern. Uns ist bewusst, dass
diese Erlebnisberichte in Zukunft immer seltener werden, da die Zeitzeugen
von damals älter werden. Auch Soldaten, die 1948 gedient haben und Zeugen
der Ereignisse waren, stehen uns vielleicht nicht mehr lange zur Verfügung.
Deshalb ist es umso wichtiger, diese Geschichten jetzt zu dokumentieren und
zu teilen, damit beide Seiten die Erzählungen des anderen kennenlernen
können.

VE: Es gibt bei eurer Arbeit also nicht nur reaktive Maßnahmen,
sondern auch proaktive Initiativen?

RS: Genau, es ist wie ein Rehumanisierungsprojekt. Besonders jetzt,
nach den Ereignissen im Oktober, gibt es auf israelischer Seite ein tiefes
Misstrauen und eine Entmenschlichung der anderen. Viele sehen in Gaza nur
"Hamas" oder den Feind, ohne Empathie für die Kinder oder das Leid der
Menschen dort. Diese Distanz entsteht durch den Schmerz und die Traumata,
die beide Seiten erleben.

Beide Seiten konzentrieren sich auf ihren eigenen Schmerz: Die Israelis,
weil sie immer noch Geiseln in Gaza haben und mit Verlust und Angst leben;
die Palästinenser, weil sie mit Zerstörung, Vertreibung und einer
humanitären Katastrophe konfrontiert sind. Diese Isolation macht es schwer,
die andere Seite zu sehen. Doch genau hier setzen wir an - mit dem Ziel,
Brücken zu bauen, Empathie zu fördern und die Menschlichkeit auf beiden
Seiten wiederherzustellen.

"Warum sollte das, was in Europa möglich war, nicht auch bei uns
möglich sein?"

RT: In Deutschland gibt es oft eine Spannung zwischen der
historischen Verantwortung gegenüber Israel und der Verpflichtung zu
internationalen Menschenrechten. Wie sollte deiner Meinung nach Deutschland
mit diesem Widerspruch umgehen? Und welche Rolle könnte Deutschland
spielen, um Brücken zu bauen und um aktiv zur Friedensförderung in deiner
Region beizutragen?

RS: Ich weiß, dass der Konflikt zwischen Israel und Palästina in
Deutschland ein sehr sensibles Thema ist - wegen der Geschichte, der
Vergangenheit und vielleicht auch wegen der Schuldgefühle. Es ist nicht
leicht, Überzeugungen zu ändern, besonders wenn es um die Politik der
Regierung geht. In Deutschland scheint es eine fast unbedingte
Unterstützung Israels zu geben, die oft mit dem Recht auf
Selbstverteidigung und dem Schutz der Existenz Israels begründet wird.
Natürlich ist das legitim, aber es bedeutet nicht, dass diese Unterstützung
bedingungslos sein sollte. Es gibt Grenzen, besonders wenn internationale
Menschenrechte verletzt werden - und ich denke, diese Grenze ist längst
überschritten.

Deshalb sehe ich eine Art Spaltung in Deutschland: Viele wollen Israel
unterstützen, fühlen sich aber gleichzeitig den Menschenrechten
verpflichtet. Das führt zu einem Widerspruch. Deutschland steht an einem
Punkt, an dem es entscheiden muss, wo es sich positionieren möchte. Ich
hoffe, dass es sich für die internationalen Menschenrechte entscheidet.

Wenn ich aus der Ferne nach Deutschland blicke, sehe ich
Pro-Palästina-Proteste, Pro-Israel-Proteste - beides Narrative, die uns in
der Region nicht wirklich weiterbringen. Sie zwingen Menschen dazu, Partei
zu ergreifen, anstatt Brücken zu bauen. Das führt oft zu einer
Entmenschlichung der anderen Seite. Zum Beispiel, wenn Menschen etwa
posten, dass sie auf der Seite Israels oder Palästinas stehen, oder wenn
sie Slogans verwenden, die für die andere Seite beleidigend sein könnten.
Es wird zu einem Wettbewerb darum, wer Recht hat. Aber in einer Zeit wie
dieser, mitten im Krieg, bringt uns das nicht weiter.

Was wir wirklich brauchen, ist Unterstützung für Lösungen und den Frieden.
Waffenlieferungen, auch aus Deutschland, verlängern den Krieg nur und
nähren die Kriegsmaschinerie. Stattdessen sollten mehr Mittel in
Friedensbemühungen und Verhandlungen fließen, um die Zivilgesellschaft zu
stärken, die an einer Friedenskonsolidierung arbeitet. Das könnte das
Narrativ und die Dynamik des Konflikts verändern. Solange Deutschland und
andere Länder Waffen liefern und Ressourcen bereitstellen, bleibt der Krieg
eine Option - das ist die Realität.

"Deutschland hat die Chance, eine proaktivere Rolle für den Frieden
einzunehmen."

RT: Viele Menschen in Deutschland fühlen sich zutiefst dem
Versprechen verpflichtet, dass von deutschem Boden nie wieder Krieg
ausgehen soll. Für die meisten schließt das nicht nur Kampfeinsätze,
sondern auch Waffenlieferungen und jede Form von logistischer Unterstützung
für Kriege ein. Angesichts der aktuellen weltweiten Entwicklungen sind
viele, die sich dem Frieden verschrieben haben, frustriert und fühlen sich
machtlos. Was würdest du diesen Menschen sagen?

RS: Für die Menschen in Deutschland, die frustriert sind, möchte ich
sagen: Verliert nicht die Hoffnung. Wir haben die Hoffnung auf eine Lösung
in unserer Region nicht aufgegeben, weil wir wissen, dass es möglich ist.
Es ist nicht unser Schicksal, für immer im Konflikt zu leben. Europa hat
gezeigt, dass Transformation möglich ist. Wer hätte vor einigen Jahrzehnten
gedacht, dass Länder wie Frankreich und Deutschland, einst verfeindet,
heute enge Partner und Freunde sind? Warum sollte das in unserer Region
nicht auch möglich sein?

Es gibt eine Chance. Aber wir brauchen internationale Akteure wie
Deutschland, die eine proaktivere Rolle einnehmen. Manchmal haben wir das
Gefühl, wir können es nicht allein schaffen, weil internationale Mächte den
Konflikt so stark beeinflussen. Vielleicht hält sich Deutschland oft
zurück, weil die USA der wichtigste Verbündete Israels sind. Aber genau
deshalb hat Europa und besonders Deutschland die Chance, eine andere
Haltung einzunehmen und ein Gegengewicht zu schaffen.

RT: Woher nimmst du die Kraft, den Glauben und die Motivation?
Was inspiriert dich jeden Tag aufs Neue für das, was du tust und wofür du
kämpfst?

RS: Ich kann keine Details erzählen, aber ein Grund, warum ich hier
in Berlin bin, ist, dass ich mit einer Gruppe von Palästinensern und
Israelis zusammenarbeite, um die Realität zu verändern, neue Möglichkeiten
zu schaffen und für unsere gemeinsame Vision einer besseren Zukunft
einzutreten. Solche Treffen, wie dieses hier mit Friedensbefürwortern
beider Seiten, geben mir immer Hoffnung. Auch zu Hause, bei Combatants for
Peace, schöpfe ich Kraft aus unserer Arbeit: Wenn wir uns treffen, die
nächste Aktion planen, diskutieren, manchmal uneinig sind, aber trotzdem
weitermachen - das fühlt sich an wie eine binationale Gemeinschaft.

Man sieht in solchen Momenten, dass unsere Vision möglich ist. Es ist kein
Traum, keine Illusion. Es passiert jetzt, direkt vor unseren Augen.

RT: Wenn es auf dieser Ebene möglich ist, warum sollte es dann
nicht auch auf gesellschaftlicher Ebene möglich sein?

RS: Genau. Wir kommen aus unterschiedlichen Hintergründen,
Überzeugungen und Perspektiven, und dennoch arbeiten wir zusammen, träumen
zusammen, kämpfen zusammen - natürlich gewaltfrei. Wir kämpfen gegen ein
System, das weder Palästinensern noch Israelis wirklich dient. Die
Besatzung
bringt niemandem Sicherheit oder Schutz, das wissen wir. Und durch die
Erfahrungen unserer Gründer, die früher selbst in Gewalt verwickelt waren,
haben wir gelernt, dass Gewalt nur dazu führt, dass wir im gleichen
Kreislauf gefangen bleiben.

Deshalb müssen wir diesen Kreislauf durchbrechen. Wir wissen, dass es nur
eine politische Lösung für unseren Konflikt gibt. Und wir müssen
zusammenarbeiten, um eine bessere Zukunft für alle zu schaffen. Hoffnung
ist für mich keine abstrakte Idee. Es ist eine Aktion, etwas, wofür man
arbeiten muss - ein ganz konkreter Weg, um Veränderung möglich zu machen.

Vielen Dank für das interessante und hoffnungsspendende Gespräch. Wir
wünschen euch weiterhin viel Erfolg bei eurer wichtigen Mission!
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MELDUNG/1127: Globaler Friedensplan für den Russland-Ukraine-Konflikt gewinnt auf BRICS-Gipfel an Boden (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Globaler Friedensplan für den Russland-Ukraine-Konflikt gewinnt auf
BRICS-Gipfel an Boden

von Pressenza New York - Kazan (Russland), 13. November 2024



Ein 12-Punkte umfassender Friedensvorschlag, der auf einen
dauerhaften Frieden zwischen Russland und der Ukraine abzielt, wurde von
einem internationalen Team von Friedensbefürwortern auf dem jüngsten
BRICS-Gipfel eingebracht. Der Plan, der von prominenten Persönlichkeiten
aus zehn Ländern unter der Leitung der Gandhian Global Harmony Association
(GGHA)[1] verfasst wurde, zielt darauf ab, eine nachhaltige Lösung des
Konflikts zu schaffen, die sich auf die gemeinsamen kulturellen und
spirituellen Werte und einen Rahmen für ein friedliches Zusammenleben
konzentriert.


Der Vorschlag, der von 21 Friedensaktivist*innen, darunter Noam
Chomsky, Mairead Corrigan und andere aus Europa, Asien und den USA,
entwickelt wurde, fördert eine föderalistische, demokratische Struktur, um
die Menschenrechte in beiden Ländern zu garantieren. Dieser visionäre
Ansatz wurde auf dem BRICS-Treffen als ein Entwurf vorgestellt, der für
Zusammenarbeit und gemeinsame Anstrengungen für den Frieden eintritt.

Zu den wichtigsten Elementen des Plans gehören:


	Neutraler Status: Die Ukraine würde einen neutralen Status außerhalb der NATO beibehalten, um die Bedrohung der Sicherheit Russlands zu verringern, wobei Russland ebenfalls zustimmt, seine militärischen Bündnisse zu begrenzen.

	Entnazifizierung und kulturelle Reformen: Beide Länder verpflichten sich, jeglichen Extremismus zum Verschwinden zu bringen, einschließlich eines Verbots von Russophobie und Nationalsozialismus, was durch Bildungs- und Medienreformen erreicht werden soll.

	Friedens- und Sicherheitsinstitutionen: Die Einrichtung gemeinsamer Friedensinstitutionen steht im Mittelpunkt des Plans. Dazu gehören ein Friedensinstitut als Teil des Außenministeriums jedes Landes, eine Akademie für Friedenswissenschaft und eine Zentralstelle für sichere KI, das sich der Förderung von Vertrauen und der Gewährleistung von Transparenz in diplomatischen Beziehungen widmet.

	Ressourcenteilung und wirtschaftlicher Wiederaufbau: Die Wiederherstellung der Infrastruktur in der Ukraine würde durch einen internationalen "Marshallplan" erleichtert, der von den BRICS-Staaten unterstützt wird und es der EU und den USA offensteht, sich zu beteiligen. Darüber hinaus wird ein gemeinsames Ressourcenmanagement für umstrittene Gebiete vorgeschlagen, um die Zusammenarbeit in Bezug auf Unternehmen, Wissenschaft und Kultur zu fördern.

	Einheit des orthodoxen Glaubens und spirituelle Verbindung: In Anerkennung des gemeinsamen spirituellen Erbes bezogen auf den orthodoxen Glauben zielt der Vorschlag darauf ab, Brücken auf der Grundlage religiöser und kultureller Einheit zu bauen und so das gemeinsame historische Fundament hervorzuheben, das als Säule des Friedens dienen kann.



Bis Januar 2025, nach einer Ratifizierung des Plans durch beide Nationen,
sieht das Friedensabkommen einen sofortigen Waffenstillstand, den Abzug der
Streitkräfte von der Front und einen Stopp der Waffenlieferungen vor. Mit
den Vereinten Nationen als Überwachungsgremium entwirft der Plan einen
Ansatz, sich Schritt für Schritt einem Frieden anzunähern, durch die
Schaffung einer entmilitarisierten Pufferzone und die Priorisierung der
humanitären Hilfe und des Wiederaufbaus.

Der Mitbegründer von GGHA, Leo Semashko, betonte die nachhaltige
Zweckdienlichkeit des Plans und verwies auf die ihm zu Grunde liegende
Inspiration durch die Friedensphilosophien von Immanuel Kant und Johan
Galtung. Er unterstrich die Chance, mit dieser Initiative über zeitlich
begrenzte Lösungen hinauszugehen und eine dauerhafte Kultur des Friedens
und des gegenseitigen Respekts zwischen den beiden Nationen zu fördern.


Anmerkung:

[1] https://peacefromharmony.org/?cat=en_c&key=986


Den vollständigen Text finden Sie beim Transcend Media Service unter
dem Titel "Perpetual Peace Plan For The Russia-Ukraine War" ("Plan für
einen dauerhaften Frieden im russisch-ukrainischen Krieg"):

https://www.transcend.org/tms/2024/11/perpetual-peace-plan-for-the-russia-ukraine-war/

Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Ulrich Karthaus vom
ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.
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STANDPUNKT/568: US-Friedensgruppen verurteilen Präsident Bidens Entscheidung, Langstrecken-Raketenangriffe zu genehmigen (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

US-Friedensgruppen verurteilen Präsident Bidens Entscheidung,
Langstrecken-Raketenangriffe zu genehmigen

World Beyond War - Pressemitteilung vom 19.11.2024



Von CODEPINK [1], World BEYOND War [2], Veterans For Peace [3], der
Arbeitsgruppe "End Wars Working Group of Progressive Democrats of America"
[4] und der "Peace in Ukraine Coalition" [5]


Wir verurteilen die Entscheidung von Präsident Biden, Angriffe mit
Langstreckenraketen zu genehmigen, die bereits jetzt schon weit in
russisches Gebiet hinein erfolgt sind. Bidens rücksichtslose Entscheidung
ignoriert den Rat des Pentagons, von solchen Langstreckenangriffen
abzusehen, eskaliert dadurch die Spannungen zwischen den beiden am
stärksten mit Atomwaffen ausgerüsteten Nationen, den USA und Russland, und
gefährdet so die gesamte Welt.

Mit der Genehmigung dieser Angriffe hat das Weiße Haus unter Biden
beschlossen, die USA zu einer direkten Partei im Krieg zwischen der Ukraine
und Russland zu machen, eine zuvor gezogene rote Linie zu überschreiten und
Russland dazu zu veranlassen, die Schwelle für den Einsatz von Atomwaffen
zu senken. Russlands neue Nukleardoktrin erlaubt eine nukleare Reaktion
selbst auf einen konventionellen Angriff, wenn die für den Angriff
verantwortliche Nation von einer Atommacht unterstützt wird.

Als "Lame-Duck-Präsident" (ein Präsident, der nur noch für kurze Zeit im
Amt ist und wichtige Entscheidungen seinem Nachfolger überlassen sollte)
entscheidet sich Biden für eine Eskalation in letzter Minute, um es der
neuen Regierung noch schwerer zu machen, eine friedliche Einigung zu
vermitteln.

Eine solche Einigung hätte schon einen Monat nach der russischen Invasion
im Februar 2022 erzielt werden können, wenn die westlichen Mächte das
Friedensabkommen zwischen der Ukraine und Russland nicht sabotiert hätten.

Denkt außerdem an die Hunderttausende Menschenleben, die hätten gerettet
werden können, wenn die USA nicht die russische Invasion durch die
NATO-Erweiterung bis an die Grenzen Russlands provoziert hätten, eine
Erweiterung der NATO von 12 Ländern am Ende des Zweiten Weltkriegs auf
heute 32 Länder - ein nukleares Bündnis, das Russland umzingelt.

Umfragen zufolge wünschen sich 70 % [6] der befragten US-Bevölkerung eine
friedliche Lösung, die auf Diplomatie setzt, um dieses unnötige
Blutvergießen und die Verschwendung von US-Steuergeldern zu beenden - die
sich mittlerweile auf fast 200 Milliarden US-Dollar für den Krieg in der
Ukraine belaufen, während in den Vereinigten Staaten selbst dringend
Notwendiges ignoriert wird. Die Biden-Regierung muss auf den Willen des
Volkes hören - und der Kongress muss intervenieren, um dafür zu sorgen,
dass sie dies tut. Zum Wohle der Menschen und des Planeten ist es
unerlässlich, dass die USA ihren mörderischen Kurs ändern, die Raketen
zurückrufen und einen sofortigen Waffenstillstand unterstützen.

Diplomatie jetzt!


Anmerkungen:

[1] https://www.codepink.org/statementbidenukrainemissiles

[2] https://worldbeyondwar.org/de/

[3] https://www.veteransforpeace.org/

[4] https://pdamerica.org/

[5] https://www.peaceinukraine.org/ 

[6] https://responsiblestatecraft.org/ukraine-peace-talks-poll/

Link zur Erstveröffentlichung:

https://worldbeyondwar.org/u-s-peace-groups-denounce-president-bidens-decision-to-approve-long-range-missile-strikes/

World Beyond War ist eine globale gewaltfreie Bewegung, die sich für
die vollständige Abschaffung des Krieges und die Schaffung eines gerechten
und dauerhaften Friedens einsetzt. Sie versucht diese Ziele zu erreichen,
indem sie Partnerschaften mit Einzelpersonen und Organisationen in einer
globalen Kampagne durch Bildung, Lobbyarbeit und gewaltfreie direkte
Aktionen aufbaut. 

www.worldbeyondwar.org
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AUSSICHTEN/9048: Und morgen, den 22. Dezember 2024 (SB)

+++ Vorhersage für den 22.12.2024 bis zum 23.12.2024 +++
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ITALIEN/507: Freitag, 13.12.2024 - Generalstreik gegen Kriegswirtschaft und für Lohnerhöhungen (Gerhard Feldbauer)

Generalstreik in Italien

Arbeiter protestieren gegen Kriegswirtschaft, fordern Investitionen
in die Industrie, Sicherung ihrer Arbeitsplätze und eine Erhöhung der
seit Jahren stagnierenden Löhne

von Gerhard Feldbauer, 14. Dezember 2024



Der für Freitag, den 13. Dezember, von den Basis-Gewerkschaften Unione
Sindacale di Base (USB) ausgerufene landesweite 24stündige
Generalstreik hat in allen öffentlichen und privaten Sektoren
erfolgreich begonnen, meldete die Gewerkschaft. Die Anordnung des
Ministers für Infrastruktur Salvini von der Lega, den Streik auf vier
Stunden zu verkürzen, wurde von der USB zurückgewiesen. Der Minister
räumte ein: "Es wird Chaos geben." Von Industrie und Verkehr über
Schulen und Universitäten wird auch das Gesundheitswesen erfasst.
Nachdem am 29. November bereits die großen Gewerkschaften CGIL und UIL
mit einem Generalstreik das Land weitgehend lahmgelegt hatten, wird es
jetzt erneut einen "schwarzen Freitag" geben, schrieb die römische
Tageszeitung Messaggero.

Mit Schichtbeginn hielten Züge, Busse, Bahnen und Taxis an. Zur
Beförderung der Arbeitenden wurden streikfreie Zeiten festgelegt, so
in Rom für 8.30 Uhr und von 17.00 Uhr bis 20.00 Uhr, in Mailand für die
U-Bahn ab Schichtbeginn um 8.45 Uhr und von 15.00 Uhr bis 18.00 Uhr.
Die Regionalzüge verkehren während der Zeit des höchsten
Verkehrsaufkommens von 6.00 Uhr bis 9.00 Uhr und von 18.00 Uhr bis
21.00 Uhr. Während der Luftverkehr vom Streik ausgenommen ist, legt das
Verwaltungspersonal des Seeverkehrs während der gesamten Schicht die
Arbeit nieder. Die Verbindungen zu den großen Inseln werden von
Mitternacht bis 23.59 Uhr unterbrochen.

Beim Auto-Konzern Stellantis ist nach dem Rücktritt von CEO Carlos
Tavares mit Hunderten von Entlassungen eine Zeitbombe explodiert. Im
Turiner Werk Mirafiori sollen wegen fehlender Nachfrage nach E-Autos
die Fließbänder bis zum 20. Januar stillstehen. Obwohl die äußerst
rechte Ministerpräsidentin Meloni hier eingreifen wollte, schaut sie
jetzt tatenlos zu.

Heute geht die Arbeiterklasse erneut auf die Straße, um der
Meloni-Regierung wegen ihrer Kriegswirtschaft die Meinung zu sagen, um
die Industrie und Beschäftigung des Landes zu verteidigen und höhere
Löhne zu fordern, heißt es in dem USB-Aufruf. Betont wird, dass es in
Italien bisher an allem fehlt - so an der Fähigkeit, die
Industriepolitik klar und eindeutig auf den ökologischen Wandel
auszurichten. Während Unternehmen Dividenden in Milliardenhöhe unter
den Aktionären verteilen, wird kein einziger Euro in die Industrie
investiert. Um diese Forderungen durchzusetzen, demonstrieren Tausende
Streikende ab 9.30 Uhr in Rom auf der Piazzale Tiburtino und in
Mailand ab 10.00 Uhr an der Porta Venezia.

In Turin kam es während eines Protestmarsches der Studenten zu
Zusammenstößen mit der Polizei. Laut der Nachrichtenagentur
ANSA warfen die Studenten Eier und Steine auf die
Polizeieinheit, die mit Schlagstöcken reagierte. Vor dem Ministerium
Salvinis versammelten sich Delegationen der Transportarbeiter, der
Beschäftigten der Eisenbahnen, Häfen und des öffentlichen Nahverkehrs
zu einem Sitzstreik, um eine Erhöhung der Löhne, die seit Jahren
stagnieren, zu fordern und die Kürzungen für Ministerien, lokale
Behörden, Schulen und Universitäten im Haushalt 2025 anzuprangern.

Die USB verweist darauf, dass der Haushalt in keiner Weise die
wachsende Armut, von der 4,5 Millionen Rentner betroffen sind,
berücksichtigt. Personen unter 75 Jahren, die mit 598,61 Euro und
über 75jährige, die mit 614,77 Euro auskommen müssen, sollen sage und
schreibe etwa drei Euro mehr erhalten. Im Gesundheitswesen konnten im
vergangenen Jahr 200.000 Menschen die benötigten Medikamente nicht mehr
bezahlen, weil die Pharmakonzerne die Preise für Arzneimittel in den
zurückliegenden sieben Jahren um 2,5 Milliarden Euro erhöhten. Nun
soll knapp die Hälfte des Budgets zusammengestrichen werden, was einem
Sinken auf 6,3 % des BIP entspräche.

 * 
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ITALIEN/506: Wiedereinstieg in die Atomenergie angekündigt - Millardengewinne in Aussicht (Gerhard Feldbauer)

Italien will wieder in die Atomenergie einsteigen

Im Blickpunkt Profite für die Unternehmer bis zu 46 Milliarden Euro

von Gerhard Feldbauer, 13. September 2024



Italien will unter der Ministerpräsidentin Meloni
wieder in die Atomenergie einsteigen. Das kündigte, wie die staatliche
Nachrichtenagentur ANSA berichtete, ihr Vizepremier,
Infrastrukturminister und Chef der Lega, Matteo Salvini, auf dem
jährlichen Treffen des Industriellenverbands Confindustria in Cernobbio
an. Der Wiedereinstieg in die Atomenergie und damit in eine "moderne,
effiziente und nachhaltige Stromproduktion" sei eines der wichtigsten
Ziele der Regierung (die seit Oktober 2022 im Amt ist). Italien sei von
Atommeilern in den Nachbarländern umgeben und italienische
Energieversorger wie Enel errichteten auf der ganzen Welt
Atomkraftwerke - nur nicht in Italien selbst. "Das ist Selbstmord, das
ist eine Verrücktheit", so Salvini. Eine auf der Tagung der
Confindustria vorgelegte Analyse offenbart, dass es um die Profite der
Unternehmer geht, die auf dem "potenziellen Markt" bis zu 46 Milliarden
Euro ermöglichen würden. Die Atomkraft wirke sich auch positiv auf das
BIP von 50,3 Milliarden aus. Außerdem würden damit "bis zu 117.000 neue
Arbeitsplätze" geschaffen.

Laut ANSA wird der Minister für Umwelt und Energiesicherheit,
Gilberto Pichetto Fratin, "bis Ende des Jahres" zu dem Wiedereinstieg
einen "Gesetzentwurf" vorlegen, "der die primären Rechtsvorschriften
enthält" und festlegt, "wo die zuständigen Regulierungsbehörden
angesiedelt sein werden". "Wir haben es", so der Minister, "mit einer
neuen Atomkraft zu tun, die nicht nur den Bau großer Kraftwerke
erfordert, wir denken auch an kleine modulare Reaktoren und
fortschrittliche modulare Reaktoren." Italien werde, wie in Cernobbio
betont wurde, tatsächlich zur Atomkraft zurückkehren. Nicola Monti, CEO
von Edison, argumentiert, die neue Atomkraft sei nicht nur eine
"kostbare Ressource zur Erreichung der Ziele der Energiewende", sondern
stelle auch "eine echte Chance für den industriellen Neustart des
Landes dar". Italien "hat die Möglichkeit, ein Protagonist zu sein,
wenn sofort ein mittel- und langfristiger Plan beschlossen wird".

In einem Referendum hatte 1987, ein Jahr nach der Reaktorkatastrophe von
Tschernobyl, eine Mehrheit von fast 90 Prozent für den Atomausstieg
gestimmt. In der Folge waren alle vier bestehenden Reaktoren in Italien
abgeschaltet worden, der letzte wurde 1990 vom Netz genommen. Durch
Importe aus der Schweiz, Frankreich und Slowenien konnte die Stromlücke
problemlos geschlossen werden. In allen drei Ländern bestehen jedoch
Kernkraftwerke und so verbraucht Italien bis heute Atomstrom. Für den
Wiedereinstieg will die Regierung, wie Industrieminister Adolfo Urso von
der Rechtsaußen-Partei Brüder Italiens (FdI) in Cernobbio erklärte, ein
Joint Venture mit einem ausländischen Technologiepartner zur Produktion
von neuen Reaktoren der dritten Generation in Italien schließen. Die
neuen Reaktoren würden von Befürwortern der Atomenergie als sicherer und
wirtschaftlicher als die bisherigen Typen gesehen, so der Minister, der
weiter anführt, dass die in Italien produzierten Reaktoren auch überall
hin, wo eine entsprechende Nachfrage besteht, exportiert werden
könnten. Der Vertrag mit einem ausländischen Unternehmen werde schon "in
wenigen Monaten unter Dach und Fach sein". Die Produktion von Atomstrom
sei auch bereits in einem überarbeiteten nationalen Plan für Energie und
Klima enthalten.

Kritiker bezweifeln, dass sich die Atompläne der Regierung Meloni so
schnell umsetzen lassen und verweisen darauf, dass Versuche zu einem
Wiedereinstieg in die Atomenergie der extrem rechten Regierung unter
Silvio Berlusconi von 2010, per Dekret zehn neue Atomkraftwerke zu
errichten, im März 2011 nach der Reaktorkatastrophe in Fukushima in
einem Referendum und wenige Monate später nochmals in einem zweiten mit
94 % scheiterten. Aber Salvini sei optimistisch, diesmal eine
Zustimmung, wenn es ein neues Referendum gäbe, zu erhalten. Der
Lega-Chef habe schon im Wahlkampf 2022 angesichts der hohen Gas- und
Strompreise die Atomkraft als unverzichtbar angepriesen.

Die Opposition ist jedoch weiter strikt gegen den Bau neuer
Nuklearanlagen und verweist auf die ungelöste Entsorgung der
stillgelegten Atomkraftwerke und des von ihnen produzierten Atommülls:
Mehr als dreißig Jahre nach dem Atomausstieg ist der Rückbau der alten
Meiler, der Milliardenkosten verursacht, erst etwa zu 30 Prozent
erfolgt; die Suche nach einem Endlager für die radioaktiven Abfälle hat
bisher zu überhaupt keinen zählbaren Resultaten geführt.
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ITALIEN/505: Rückgang der Industrieproduktion - Regierung sucht Heil in Privatisierungen (Gerhard Feldbauer)

Wirtschaft Italiens

Industrieproduktion von "allgemeinem Rückgang" gekennzeichnet

Meloni-Regierung sucht Heil in Privatisierungen

von Gerhard Feldbauer, 18. September 2024



Ein Bericht des staatlichen Statistikamtes ISTAT vom Dienstag
alarmiert, dass die Industrieproduktion des Landes von einem
"allgemeinen Rückgang" gekennzeichnet ist, von dem besonders die
Textil- und Automobilsektoren betroffen sind. Im Juli 2024 betrug der
Rückgang gegenüber Juni insgesamt 0,9 Prozent. Betrachtet man das
Mai-Juli-Quartal, beträgt der Rückgang 0,4 Prozent im Vergleich zu den
vorangegangenen drei Monaten. Wenn wir die Berechnung auf Jahresbasis
durchführen, sinkt der Index im Juli 2024 tatsächlich um 3,3 Prozent
im Vergleich zum Juli 2023, so der ISTAT-Bericht, der weiter anführt,
dass Leidtragende auch die Sektoren Nahrungsmittel-, Getränke- und
Tabakproduktion (-2,0 %), die Hersteller von Transportmitteln (-1,8 %)
und das sonstige verarbeitende Gewerbe (-0,9 %) sind. Hinzu kommen der
Bergbau (-5,9 %), die Holz-, Papier- und Druckindustrie (-5,1) und der
Maschinenbau (-4,3 %). "Die verfügbaren Daten deuten derzeit nicht
darauf hin, dass die Phase des Rückgangs der Industrieproduktion zu
Ende ist", heißt es weiter. "Die Unsicherheit, die die wirtschaftliche
Entwicklung in den kommenden Monaten kennzeichnet, mache es auch
schwierig, Hypothesen über eine Umkehr der Indikationen aufzustellen."

Seitens der Regierung fehle es dazu völlig an Visionen und
Perspektiven, stellt die CGIL-Gewerkschaft auf ihrer Plattform
Collettiva fest. Es besteht "die offensichtliche Gefahr", von
allen Investitionsprozessen, die laut der Europäische Union in Bezug
auf Industrieproduktion und Wettbewerbsfähigkeit umgesetzt werden
müssen, "völlig abgeschnitten zu werden", so der CGIL-Nationalsekretär
Pino Gesmundo, der festhält, das sei Ergebnis "einer Regierung, deren
einziges Rezept darin besteht, die letzten öffentlichen Vermögenswerte
zu privatisieren, die für die Wiederbelebung des Industriesektors und
die sinnvolle Bewältigung der unvermeidlichen Digitalisierungs- und
Energiewende unerlässlich sind."

Stattdessen sucht die Meloni-Regierung ihr Heil in Privatisierungen.
Zur Eindämmung der auf drei Billionen Euro angewachsenen
Staatsverschuldung hat sie im Januar dieses Jahres ein breites
Privatisierungsprogramm beschlossen. Darunter fällt der Verkauf eines
Teils der 29 % der Staatsanteile an der Poste Italiane, die mit rund
13.000 Zweigstellen nicht nur den Postversand, sondern auch
Versicherungs-, Bank- und Telekommunikationsdienstleistungen betreibt.
Der Verkauf von Staatsanteilen der Post ist jedoch nur die Spitze des
Eisbergs des Privatisierungsprogramms, das Meloni umsetzen will. Das
betrifft u. a. die Veräußerung eines Anteils am halbstaatlichen
Energiegiganten Eni, von dem eine 4-Prozent-Beteiligung auf den Markt
kommen soll, was circa 2 Milliarden Euro in die Staatskasse bringen
soll. Die staatliche Eisenbahn Trenitalia soll ebenfalls
Privatgesellschaftern geöffnet werden. Im Fokus Melonis steht auch ein
Filetstück, die Telecom Italia Mobile (TIM), deren Festnetz, die
Telecom Italia (TI), für bis zu 22 Milliarden Euro an den US-Investor
KKR & Co abgegeben werden soll, der bereits mit etwa zwei Milliarden
Euro an der FiberCop, der TI-Breitbandsparte, beteiligt ist. Die
Turiner Zeitung La Stampa prognostizierte, dass der Verlust an
Dividenden unter dem Strich größer sei als die Einnahmen durch die
Privatisierungen.
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MEMORIAL/278: Preisgekrönt - früheres DDR-Studio H&S brachte US-Lügengebäude zum Vietnamkrieg zum Einsturz (Gerhard Feldbauer)

Vor 10 Jahren erhielt das frühere DDR-Studio H&S den Willy Haas-Preis

In dem Atelier entstand auch "Piloten im Pyjama"

Der internationale Bestseller brachte einst ein Lügengebäude der USA zum Einsturz

von Gerhard Feldbauer, 2. November 2024



Vor 10 Jahren, im November 2014, wurden auf dem XI. Internationalen
Festival des deutschen Film-Erbes in Hamburg die DEFA-Stiftung und die
Filmproduktionsgesellschaft absolut MEDIEN für ihre gemeinsame
Edition "Studio H&S. Walter Heynowski und Gerhard Scheumann. Filme
1964-1989" mit dem für herausragende Buch- und DVD-Editionen
vergebenen Willy Haas-Preis ausgezeichnet. Die Jury würdigte die
DDR-Filmer Heynowski und Scheumann "als polemische, aber auch
vielschichtige Dokumentaristen", die sich "der großen Konflikte der
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts annahmen".

Der größte Konflikt dieser Zeit war der Krieg, den die USA in Vietnam
führten, um das Land ihrer Weltherrschaft zu unterwerfen. Nach der
Errichtung eines Marionettenregimes im Süden begannen sie im August
1964 einen barbarischen Luftkrieg gegen die Demokratische Republik
Vietnam (DRV) im Norden des Landes, um den Weg für eine Okkupation
frei zu bomben. Im Frühjahr 1967 reisten H&S nach Hanoi und
interviewten zehn in Gefangenschaft geratene US-Piloten. Den Filmtitel
"Piloten im Pyjama" wählten die DDR-Filmer nach der gestreiften
Gefangenenkleidung, die oft dunkel- und hellblau gestreift war.

Bevor auf das Verhalten der Piloten eingegangen wird, einige
Vorbemerkungen: Bei dem Luftterror der USA gegen Nordvietnam handelte
es sich um einen nichterklärten, völkerrechtswidrigen Krieg, mit dem
Washington gegen die Haager Landkriegsordnung verstieß. Bereits 1907
verabschiedet, legte sie fest, dass die Eröffnung von Kampfhandlungen
"eine vorausgehende unzweideutige Benachrichtigung, die entweder die
Form einer mit Gründen versehenen Kriegserklärung oder die eines
Ultimatums mit bedingter Kriegserklärung haben muss". Der
US-Luftaggression ist nichts dergleichen vorausgegangen. Daraus ergab
sich, dass die gefangen genommenen Flieger keinen Anspruch auf eine
Behandlung gemäß der Genfer Konvention als Kriegsgefangene hatten.
Auch wenn die DRV ihnen den Status als Kriegsgefangene nicht
zuerkannte, gewährte sie ihnen eine Behandlung, die voll den
Ansprüchen der Konvention entsprach.

H&S waren die ersten ausländischen Filmleute, welche die Gelegenheit
erhielten, ein Lager gefangener Piloten zu besuchen und eine größere
Gruppe von Fliegern zu befragen. Die Dienstgrade bewegten sich
zwischen Oberleutnant und Oberst. Letztgenannten Rang bekleidete ein
Robinson Risner, der sich im Koreakrieg besonders hervorgetan hatte
und eine der höchsten Dekorierungen, das "Distinguished Flying Cross"
(Außerordentliches Fliegerkreuz), erhalten hatte. Es handelte sich um
Piloten im Alter zwischen 25 und 42 Jahren, darunter solche, die sich
schon längere Zeit in Gefangenschaft befanden, andere, die erst wenige
Tage zuvor abgeschossen worden waren.

Für die Gespräche der Autoren waren 12 Piloten angesprochen worden,
die aus neun verschiedenen Lagern stammten. Lediglich zwei lehnten ab.
Bei einem der beiden handelte es sich um den Korvettenkapitän Robert
H. Shumaker, der später zur Astronautentruppe der USA gehörte. Mit
seiner Ablehnung demonstrierte Shumaker indessen nicht besondere
moralische Standhaftigkeit, wie man geneigt sein konnte zu
schlussfolgern. Er befürchtete, in einem Gespräch könnte sein
Verhalten bei der Gefangennahme zur Sprache kommen. Denn als
bewaffnete Bauern sich ihm näherten, hatte er erwartet, getötet zu
werden, nun aber nicht seine Waffe gezogen, um sich zur Wehr zu
setzen, sondern sich auf die Knie geworfen und um sein Leben gefleht.
Entgegen dem Präsidenten-"Code", sich "niemals freiwillig (zu)
ergeben", hatte er, wie alle anderen auch, genau das getan.

H&S sprachen mit dem ersten abgeschossenen Piloten, dem Marineflieger
Oberleutnant Everett Alvarez. Mit seiner "Skyhawk" wurde er bereits am
5. August 1964 abgeschossen, dem Tag, an dem nach der
Tongking-Provokation amerikanische Jagdbomber zum ersten Mal die DRV
bombardierten. Die Befragung von Alvarez hatte deshalb eine besondere
Bedeutung. Das Pentagon leugnete zunächst Abschüsse über der DRV, vor
allem in der Anfangsphase der Luftaggression, und erst recht, dass es
bereits am ersten Tag Verluste gegeben habe. Nun wurde der betreffende
Pilot der Öffentlichkeit vorgezeigt und das Pentagon der Vertuschung
der Verluste überführt. Bereits 1966 hatte die DRV das Leugnen
Washingtons enthüllt, in dem über 100 dieser Flieger durch die Straßen
von Hanoi geführt wurden.


Der "Code of Conduct"

Wenn ein Angehöriger der amerikanischen Streitkräfte gefangen genommen
wurde, war für ihn laut Weisung des Präsidenten und Obersten
Befehlshabers der US-Streitkräfte der "Code of Conduct", übersetzt
Verhaltenskodex, die Richtlinie seiner Handlungsweise. Für den Fall,
dass er in "Feindesland" in eine "missliche" Lage geriet, führte er
ein beschriftetes sogenanntes Überlebenstüchlein bei sich, das ihm
die Aufnahme von Kontakten zu Einwohnern des Landes ermöglichen
sollte, um sich ihre Hilfe zu sichern.


Der Code of Conduct legte fest:

"1. Ich bin ein amerikanischer Kämpfer. Ich diene in den
Streitkräften, welche mein Land und unsere Art zu leben, verteidigen.
Ich bin bereit, mein Leben zu ihrer Verteidigung zu lassen.

2. Ich werde mich niemals freiwillig ergeben. Wenn ich das Kommando
habe, werde ich meine Männer niemals übergeben, solange sie noch
Mittel zum Widerstand haben.

3. Wenn ich gefangen genommen werde, werde ich fortfahren, mit allen
möglichen Mitteln Widerstand zu leisten. Ich werde jede Anstrengung
machen, zu entkommen und anderen beim Entkommen zu helfen. Ich werde
weder Parole [1] noch besondere Vergünstigen vom Feind annehmen.

4. Wenn ich Kriegsgefangener werde, werde ich meinen Mitgefangenen
treu bleiben. Ich werde keine Informationen geben oder an irgendeiner
Handlung teilnehmen, die meinen Kameraden schädlich sein könnte. Wenn
ich der Älteste bin, werde ich das Kommando übernehmen. Wenn nicht,
werde ich den gesetzlichen Befehlen derjenigen gehorsam sein, die über
mich gesetzt sind, und werde sie in jeder Weise unterstützen.

5. Wenn mir als Kriegsgefangenem Fragen gestellt werden, bin ich nur
verpflichtet, Namen, Rang, Dienstnummer und Geburtsdatum anzugeben.
Ich werde es bis zum Äußersten meiner Fähigkeit vermeiden, weitere
Fragen zu beantworten. Ich werde keine mündlichen oder schriftlichen
Erklärungen abgeben, die gegenüber meinem Land oder seinen Verbündeten
unloyal sind oder ihrer Sache schaden.

6. Ich werde niemals vergessen, dass ich ein amerikanischer Kämpfer
bin, verantwortlich für meine Handlungen und den Grundsätzen
verpflichtet, die mein Land frei machen. Ich werde meinem Gott und den
Vereinigten Staaten von Amerika vertrauen."

Um "mit allen möglichen Mitteln Widerstand zu leisten", führte jeder
Pilot in einer Tasche seiner Kombination rechts in Gürtelhöhe oder am
rechten Bein seine persönliche Waffe bei sich, einen
9mm-Trommelrevolver Smith & Wesson mit 30 Patronen im Gurt. Zu seiner
Überlebensausrüstung gehörten ferner etwa 30 Gegenstände, die in
seiner Kombination untergebracht oder an ihr befestigt waren, darunter
Schlauchboot, Notsender, Buschmesser mit Säge, Spaten und Beil,
Behälter für Notausrüstung, Signalgebungsgerät, Eiserne Ration,
Rettungsring, Chemikalien gegen Haifische, Signalkerzen, Medikamente.

Das "Überlebenstüchlein" zeigte die US-Flagge, darunter ein
Hilfsersuchen in Sprachen der Einsatzregion, das Landesbewohnern
vorgezeigt werden sollte. Darauf stand in der "Südostasien-, West- und
Zentral-Pazifik-Ausgabe" in 14 verschiedenen im Einsatzgebiet
gesprochenen Sprachen Folgendes zu lesen:

"Ich bin ein Bürger der USA. Ich spreche Ihre Sprache nicht. Durch
Missgeschick bin ich gezwungen, bei Ihnen Hilfe in Beschaffung von
Nahrung, Unterkunft und Schutz zu suchen. Bitte bringen Sie mich zu
jemanden, der gewillt ist, für meine Sicherheit zu sorgen und mich zu
meinen Landsleuten zurückzuführen. Meine Regierung wird Sie belohnen."

Den "Code of Conduct" erließ Präsident Dwight D. Eisenhower am
17. August 1955. Den Anlass bildeten für das Pentagon schockierende
Erfahrungen aus der Zeit des Koreakrieges. Dort gerieten eine große
Zahl amerikanischer Soldaten, darunter Piloten der Air Force, in
nordkoreanische Gefangenschaft, von denen Tausende "mit dem Feind
zusammenarbeiteten", wie ein Untersuchungsausschuss einschätzte. An
dieser "Kollaboration" beteiligten sich in einem KVDR-Lager etwa 2.400
Gefangene. Aus einem "Report of the Secretary of Defense's Advisory
Committee on Prisoners of War", der erst 1963 erschien, ging hervor,
dass insgesamt ein Drittel der Kriegsgefangenen "mit dem Feind
kollaboriert" hatte. Sie seien nicht in der Lage gewesen, moralischen
Widerstand zu leisten. Sie schrieben ihren Angehörigen Briefe und
baten sie darin, alles zu unternehmen, um einen Friedensabschluss zu
beschleunigen. Sie sollten sich an den Kongress wenden, an Abgeordnete
und Senatoren, und sie auffordern, "der Schlächterei ein Ende zu
machen". Eine Anzahl der Gefangenen sprach auch über das Radio der
Hauptstadt Seoul, die sich zu dieser Zeit in nordkoreanischen Händen
befand.

Nach der Rückkehr der Gefangenen in die USA befassten sich
Kriegsgerichte mit den Vorfällen. Zu den Anklagepunkten gehörten sogar
von Gefangenen abgeschickte verhältnismäßig harmlose Weihnachtsgrüße
an die Eltern, die Ehefrau oder die Kinder, weil das im Widerspruch zu
den in den USA über die Kommunisten verbreiteten Horrormärchen stand
und diese dadurch in ein günstiges Licht gerückt wurden. Die
Armeeangehörigen wurden befragt, ob man sie einer "Gehirnwäsche"
unterworfen, in licht- und luftlose Keller gesperrt, gefoltert oder
geschlagen hatte; ob sie unzureichende oder schlechte Nahrung erhalten
hatten oder ihnen Vergünstigungen wie mehr Bewegungsfreiheit oder
Frauen versprochen worden waren, wenn sie sich den Wünschen der
Nordkoreaner fügten. Die Befragten antworteten in allen Fällen mit
"Nein".


Schweigebefehl für den Einmarsch in Nordvietnam

Zum Zeitpunkt der Verabschiedung des "Code of Conduct" hatte das
Pentagon bereits seine erste Gruppe Militärberater nach Saigon
entsandt, dort begonnen, keine freien Wahlen zuzulassen und eine
südvietnamesische Armee unter amerikanischem Kommando aufzubauen, die
eines nicht allzu fernen Tages nach Nordvietnam marschieren sollte.
Man geht kaum fehl in der Annahme, dass das beim Erlass des
"Schweigebefehls" eine Rolle spielte. Es blieb auch nicht beim bloßen
Erlass. Das Pentagon ergriff Maßnahmen, welche die physische und
psychische Widerstandskraft seiner Soldaten und Offiziere heben
sollte und verschärfte den ohnehin für die US-Armee typischen
militaristischen Drill in sadistische Züge annehmender Weise.

Zur Sicherung der Einhaltung des "Code of Conduct" brachte das
Pentagon etwa sechzig Direktiven, Filme und Broschüren heraus.
Ausgehend von Horrorszenen in "kommunistischer Gefangenschaft" sollten
die Materialien den Offizieren und Soldaten einbläuen, den
"Schweigebefehl" auch unter schlimmster Folter einzuhalten. Der
Pariser Match und der Hamburger Stern brachten nach dem
Beginn der US-Luftaggression gegen die DRV Wort-Bild-Reportagen über
Ausbildungslager in den USA, in denen Soldaten auf das, was sie
angeblich in nordvietnamesischer Gefangenschaft erwarte, vorbereitet
werden sollten. In einem Text des Stern hieß es: "Sie werden
gefoltert und geschlagen. Nachts werden sie immer geweckt, mitten in
dem Schlaf, den sie brauchen, um den nächsten Tag zu überleben. In
diesem Lager bei Columbus (USA) werden die Soldaten auf das
vorbereitet, was ihnen in nordvietnamesischer Gefangenschaft
widerfahren kann - auf die Gehirnwäsche und ihre furchtbaren
Praktiken. Wenn die Lehrgangsteilnehmer entlassen werden, sind sie, so
sagt die Armee, stärker an Leib und Seele. Und bereit für jeden
Feind."

Bei den gegen die DRV eingesetzten Piloten handelte es sich um
hochqualifizierte Flieger, die ihre Maschinen ausgezeichnet
beherrschten. Viele waren bereits in Korea geflogen und manche sogar
im Zweiten Weltkrieg. Wie hielten sie in Gefangenschaft den "Code of
Conduct" ein? Machten sie von ihrem "Überlebenstüchlein" Gebrauch? Wie
war ihr Leben in den Gefangenenlagern, wie schätzten sie nach der
Gefangennahme ihre eigene Verantwortung für die begangenen
Kriegsverbrechen ein?


Widerstandslos in Gefangenschaft

Dabei gab es durchaus Situationen, in denen Widerstand abgeschossener
Flieger zunächst nicht aussichtslos gewesen wäre. Ein Pilot wurde
von einem barfüßigen jungen Mädchen, das der Flieger um mehr als
Kopfeslänge überragte, gefangen genommen. In einem anderen Fall ergab
sich ein Pilot in einer einsamen Bergregion der Thai zwei Einwohnern,
die nur mit einem Buschmesser und einer Armbrust bewaffnet waren.
Oberstleutnant Lindberg Hughes sagte, er sei von einer Gruppe von
Bauern gefangen genommen worden, von denen nur ein Mann eine Waffe
trug. Trotzdem, "ich unternahm keinerlei Versuch, die Sache sozusagen
zu Ende zu schießen". [2]

Als die Autoren im Oktober 1967 ihre erste Reportage über die
interviewten Flieger brachten, wurde diese von den größten
Illustrierten der Welt, darunter Life, Paris Match und
Stern, übernommen. Der Stern brachte in Nr. 43/1967 ein
Interview mit H&S. Die große amerikanische Fernsehgesellschaft
NBC strahlte Filmbilder der "Piloten im Pyjama" in der
Hauptsendezeit des Abends für ein 40-Millionen-Publikum aus. Dem
Sonderbeauftragten des US-Präsidenten für die Gefangenen in Vietnam,
Botschafter Averell Harriman, fiel nichts Dümmeres ein, als
unmittelbar nach Ausstrahlung der Sendung zu erklären, die Zuschauer
seien "Zeuge einer großangelegten Fälschung" geworden. Darin kam die
Furcht zum Ausdruck, die im Wachsen begriffene Bewegung gegen den
Krieg in Vietnam werde noch mehr bestärkt werden mit negativen
Auswirkungen auf die bereits angeschlagene Moral der Armee.

Die Heuchelei des Pentagon betraf nicht nur die gefangen genommenen
Piloten, sondern auch die, welche beim Absturz ums Leben kamen.
Karlheinz Zydorek, Presseattaché an der Botschaft der DDR in Hanoi,
befasste sich in einem seiner Hörspiele mit dem authentischen
Schicksal eines solchen Piloten. Er ging mit seinem Fallschirm in
einem schwer zugänglichen Dschungelgebiet nieder und blieb in den
dichten Ästen der Bäume hängen. Er war nicht in der Lage, sich zu
befreien. Sein Skelett wurde erst Wochen später gefunden. Zydorek
schilderte kein Einzelschicksal. Es gab nicht wenige Piloten, die beim
Absturz ums Leben kamen. Sie schafften es nicht mehr, den
Schleudersitz auszulösen, verbrannten in ihren Maschinen, stürzten in
zu spät geöffneten Fallschirmen zu Tode, verhungerten in
undurchdringlichen Dschungeln. Andere landeten weitab von der
vietnamesischen Küste im Meer, wo sie auch vom amerikanischen
Rettungssystem oft nicht geborgen werden konnten.


Das Lügengebäude des Pentagon

Das Pentagon bezichtigte die DRV der Geheimhaltung der Zahl der toten
und lebend abgeschossenen Piloten. Das entsprach mitnichten den
Tatsachen. Fakt war, dass die DRV keine offiziellen Angaben dazu
veröffentlichte. Jeder Gefangene konnte jedoch seinen Angehörigen
schreiben, wovon auch alle Piloten Gebrauch machten. Damit war dem
Pentagon die Anzahl bekannt. Aus der Differenz zwischen den Fliegern
in den Gefangenenlagern der DRV und der Gesamtzahl der verlorenen
Piloten ergab sich die Zahl der Toten. Es war jedoch das Pentagon,
das die Zahl seiner toten Piloten geheim hielt. Während die
Angehörigen der inhaftierten Flieger aufgefordert wurden, über den
Erhalt von Briefen Stillschweigen zu bewahren, wurde behauptet, nur
einige der Piloten dürften in Gefangenschaft schreiben, die meisten
säßen in "Schweigelagern". Auch in dieser Hinsicht trugen die
Gespräche, die H&S führten, dazu bei, das Lügengebäude des Pentagon
zum Einsturz zu bringen.

Die Vertuschung der tatsächlichen eigenen Verluste ergab sich auch aus
den Gesprächen mit gefangenen Fliegern, die den zunehmenden
Pilotenmangel bestätigten. Oberstleutnant Hughes dazu: "Bei unseren
Verlustquoten ist die Nachfrage nach Piloten ständig sehr hoch, und es
ist wahr, dass wir jetzt Piloten in die Kanzeln zurückholen, die zuvor
auf den Boden versetzt worden waren oder schon eine Zeit lang nichts
mehr mit der Fliegerei zu tun gehabt hatten."

Alle Piloten erklärten schriftlich, dass sie sich freiwillig und ohne
Druck zu einem Gespräch bereiterklärt hatten. Es wurde ihnen
mitgeteilt, dass ihre Interviewer aus der DDR kamen. Sie wurden
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass ihnen der "Code of Conduct"
verbiete, außer den vier genannten Fragen weitere zu beantworten.
Keiner der Interviewten sah einen Grund, sich an den "Code" zu halten.
Geschwaderkommandeur Oberst Risner, der bereits in Korea die
Niederlage der USA erlebt hatte, dazu: "Ja, ganz sicher. Ich habe die
Bestimmungen des Verhaltenskodex gebrochen und andere Dinge, die man
mich gelehrt hat zu achten und zu befolgen. Aber meine Lage hier ist
eine, mit der ich nie gerechnet habe, und ich kann sagen, dass ich
nicht in der Lage bin, die Dinge zu tun, von denen ich immer dachte,
ich könnte und würde sie tun." Er bekannte auch, "dass wir zu dem
Genfer Abkommen zurückkehren müssen, um das zu regeln, statt
Nordvietnam zu bombardieren." Militärischen Verrat beging dabei keiner
der Offiziere. H&S betonten, dass es nicht darum ging, "unsere Partner
zur Aufgabe ihrer Position zu bringen und ihnen 'Schuldbekenntnisse'
abzuringen. Vielmehr legten wir Wert darauf, dass sich die Piloten so
frei wie möglich fühlten: Sie sollten 'aus sich herausgehen'. Wir
betrachteten es nicht als unseren Auftrag, durch Rede und Gegenrede
zur menschlichen 'Läuterung' der Inhaftierten beizutragen."

Keiner der Piloten hatte sich bei der Gefangennahme zur Wehr gesetzt
oder sein "Verhaltenstüchlein" benutzt. Alle erklärten, dass sie
keinen Misshandlungen oder irgendwelchem Druck ausgesetzt wurden und
nach der Gefangennahme, wenn erforderlich, sofort ärztliche Betreuung
erhielten, den Umständen entsprechend gut behandelt und ausreichend
verpflegt wurden und regelmäßig nach Hause schreiben konnten. Ein
Pilot hatte in knapp drei Jahren 20 Briefe geschrieben und selbst
40 empfangen. Zur gesundheitlichen Fürsorge gehörte, dass jeder unter
einem Moskitonetz schlief. Ihnen stand allgemeinbildende
englischsprachige Literatur, darunter aus Verlagen der USA, zur
Verfügung. In den Leseräumen konnten sie amerikanische Zeitschriften
lesen und die englischsprachige Sendung des DRV-Radios "Stimme
Vietnams" hören, die für die Piloten zum Beispiel auch die Ergebnisse
der Baseball-Ligen der USA mitteilte. Andere Sender zu hören war
nicht möglich. Die Gefangenen konnten frei ihre Religion ausüben. Alle
Befragten bekannten, dass ihre Behandlung nicht den
antikommunistischen Klischees entsprach, die ihnen während ihrer
Ausbildung vermittelt wurden. Sie sprachen sich alle mehr oder weniger
allgemein für ein baldiges Ende des Krieges aus. Hier ist einzufügen,
dass für Medien verschiedener Länder und für Buchpublikationen
mehrere Dutzend "Piloten im Pyjama" Interviews gaben, in denen diese
Angaben grundsätzlich bestätigt wurden.

In schockierendem Kontrast zu dem in der Regel hohen Bildungsniveau
der Piloten, von denen nicht wenige neben der militärischen Ausbildung
Universitätsabschlüsse, darunter in Pädagogik, Geisteswissenschaften
oder Internationalen Angelegenheiten, vorzuweisen hatten, war die
moralische Haltung zu ihren Einsätzen gegen Nordvietnam. Sie bezogen
sich ohne Ausnahme darauf, dass sie bei ihrem "Job" Befehle ausgeführt
hätten, wozu sie ihrem Land gegenüber verpflichtet seien. Sie
erhielten für je zehn Luftangriffe eine Verdienstmedaille. Vorher in
der Bundesrepublik stationierte Piloten äußerten, dass sie auf Befehl
hin bedenkenlos auch Angriffe gegen Ostdeutschland und andere
Warschauer Paktstaaten geflogen wären, und zwar auch mit Kernwaffen.
Die lockere Gesprächsatmosphäre, die H&S pflegten, verführte den einen
oder anderen Piloten auch zu erstaunlicher Offenheit, was die
Söldnermoral betraf. Der neunundzwanzigjährige Oberleutnant Edward Lee
Hubbard äußerte, "ich bin in ungefähr zwanzig Ländern gewesen, seit
ich in den Luftstreitkräften diene, und das hat mir sehr viel Spaß
gemacht."


Nachdenken über begangene Verbrechen

Im Ergebnis der Gespräche räumten die Piloten mehr oder weniger ein,
dass die Zivilbevölkerung von ihren Luftangriffen schwer betroffen
wurde und sie dafür verantwortlich waren. Dazu trug sicher auch bei,
dass sie als Gefangene nun auch den Bombardements ihrer Kameraden
ausgeliefert waren. Äußerungen von einigen der Interviewten konnten
von bestimmten Einsichten zeugen, vom Überdenken der bisherigen
Haltung. Der damals 25jährige Hauptmann Shively gab die Meinung der
Air Force-Piloten wieder, dass die "Abwehr hier die gewaltigste sei,
der sie je begegnet sind." Die Vietnamesen bezeichnete er als "sehr
entschlossen" und meinte, es werde "das Land den Sieg davon tragen,
das entschlossener ist." Zur Bevölkerung der DRV und ihrem
sozialistischen System äußerte er, es sei "ihr Recht, die
Regierungsart zu wählen, das Gesellschaftssystem und das
Wirtschaftssystem, das sie wünscht." Seine Meinung zur Behandlung in
Gefangenschaft lautete: "Ich dachte, wenn ich am Leben gehalten würde,
dass ich wahrscheinlich nicht sehr gut ernährt würde, gerade genug
hätte, um am Leben zu bleiben, und das wäre ungefähr alles. Aber im
Gegenteil, ich bin sehr gut behandelt worden. Die Verletzungen, die
ich mir beim Herausschleudern aus der Maschine zuzog, sind behandelt
worden. Ich esse gut, regelmäßig, gute Mahlzeiten, bekomme täglich
Zigaretten zugeteilt." Gefragt nach dem "warum" fügte Shively hinzu:
"Es ist schwer für mich zu erklären, warum mich die Menschen gut
behandeln, nach dem Schaden und dem Leid, das ich verursacht habe. Ich
glaube, es ist im Wesentlichen der Großmut des vietnamesischen Volkes
und sein Wunsch, dass ich seinen Standpunkt verstehen lerne. Und
vielleicht ist das ein Weg für mich, das Leid, das ich verursacht
habe, zu begreifen und darüber nachzudenken, und meinen Wunsch zu
zeigen, dass mir das vietnamesische Volk vergibt, was ich getan habe."

Stärker konnte man auf einen Sinneswandel aus Briefen schließen,
welche die Hauptleute Torkelson und Abbot, Oberst Hughes und
Oberstleutnant Thorness H&S zur Beförderung per Post an ihre Ehefrauen
mitgaben und ihnen gestatteten, Einblick in diese zu nehmen.

Im Gespräch hatten sie die darin dargelegten Gedanken so nicht
geäußert, offensichtlich, um keinen Anlass zu liefern, später der
"Kollaboration mit dem Feind" angeklagt zu werden, wie es
Korea-Gefangenen widerfahren war. Denn im Grunde genommen bezogen
diese Offiziere bestimmte, wenn auch verhaltene Antikriegspositionen
und riefen ihre Angehörigen zur Teilnahme an Protestaktionen auf.

Sie bekannten, dass die Zivilbevölkerung durch die Luftangriffe schwer
in Mitleidenschaft gezogen werde, die USA die Genfer Abkommen und das
Völkerrecht verletzten, dass der Krieg von den USA beendet werden
müsste und riefen ihre Angehörigen auf, Abgeordnete und Senatoren
ihrer Wahlkreise aufzufordern, sich dafür einzusetzen. Torkelson ging
so weit zu schreiben, Protestaktionen und Demonstrationen gegen diesen
Krieg und Diskussionen mit Menschen über die Grausamkeit dieses
Blutvergießen würden dazu beitragen, das Ende des Krieges zu
beschleunigen.

Abbot nannte die Vietnamesen "ein großmütiges Volk mit einer großen
Sehnsucht nach Freiheit und Unabhängigkeit für ihr Vaterland." Wenn
"die Bombenangriffe eingestellt würden, dann könnte sich zweifelsohne
ein Weg zum Frieden eröffnen". Hughes schrieb: "Mein kurzes
Zusammentreffen mit Dorfbewohnern nach meinem Absprung aus dem
Flugzeug hat mich davon überzeugt, dass diese Menschen gütig sind und
als Bauern leben, wie es meine Großeltern taten, als ich noch ein
kleiner Junge war. (...) Die Blutverluste nicht nur der Vietnamesen,
sondern auch der Amerikaner sind unerhört groß." Die Vietnamesen sind
"von starken nationalen Gefühlen beseelt und sind unerschütterlich
entschlossen, Vietnam zu befreien. (...) Zu welchem Zweck bin ich
hier? Etwa meine Familie oder mein Vaterland zu verteidigen? Nein!
Bitte, tue also, was Du kannst."

Es wurde bekannt, dass sich Ehefrauen und weitere Familienangehörige
von Armee-Angehörigen an den Aktivitäten der Bewegung gegen den Krieg
in Vietnam beteiligten. Senatoren und Abgeordnete wurden in
zahlreichen Briefen aufgefordert, entsprechende Schritte zu
unternehmen. Einige kamen dem nach. Ob sich Ehefrauen und Angehörige
der hier genannten Briefschreiber an solchen Aktivitäten beteiligten,
konnte nicht eingeschätzt werden.


Was ist davon geblieben?

Die Aussagen der zuletzt genannten interviewten Piloten scheinen
glaubhaft, wenn man sie im Zusammenhang mit der starken
Antikriegsbewegung in den USA, darunter in den Streitkräften, und der
Tatsache betrachtet, dass sogar Piloten den Start zu Luftangriffen auf
die DRV verweigerten.

Trotzdem drängt sich die Frage auf, was aus bestimmten Einsichten, die
interviewte Piloten damals äußerten, nach ihrer Entlassung aus der
Gefangenschaft geworden ist. Dem versuchte der Regisseur Hasso Bräuer
1996 mit seinem Film "Agentengeschichten, die Geschichten von den
'Piloten im Pyjama'", nachzugehen. Lassen wir den Titel
"Agentengeschichten", mit dem offensichtlich H&S, denen Bräuer
"kommunistische Propaganda" vorgeworfen hat, obendrein zu Agenten
gestempelt werden sollten, dahingestellt. Das Ergebnis des Streifens
spricht jedenfalls für H&S. Von den zehn Piloten, die sie einst
interviewten, treten nur zwei auf und widerrufen: die Oberleutnante
Hubbard und Alvarez. Um es vorwegzunehmen, die beiden gaben
erbärmliche Figuren ab. Alvarez, der einst erklärte, freiwillig und
ohne Zwang die Fragen beantwortet zu haben, wollte nun dazu gezwungen
und geprügelt worden sein. Durch den "Code of Conduct" eigentlich
verpflichtet, "mit allen möglichen Mitteln Widerstand zu leisten",
wollte er, wie er nun sagt, die Vietnamesen nicht noch provozieren!

Hubbard, der damals erklärte, er befürworte "keine Invasion in
Nordvietnam", der bedauerte, "dazu beigetragen" zu haben, "unschuldige
Menschen zu töten", erklärt nun in zynischer Arroganz: "es war
notwendig, dass wir dort waren", und "ich würde es wieder genauso
machen". Nichts dazugelernt.

Ihnen trat in dem Machwerk von Bräuer der bereits 1998 verstorbene
Gerhard Scheumann [3] entgegen, der sich zum Interview stellte und
seine in "Piloten im Pyjama" gegen die US-amerikanischen
Kriegsverbrechen bezogene Position klar und entschieden verteidigte
und ein bewegendes Bekenntnis zum Kampf des vietnamesischen Volkes
ablegte.

Der Frage, wie Piloten zu ihren damals in Gefangenschaft bezogenen
Positionen später standen, ging auch der DDR-Schriftsteller Harry
Thürk nach, der in Hanoi einst einen Major Steele interviewte. Das
Gespräch fand nach einem für den Piloten schockierenden Erlebnis
statt. Beim Transport aus dem Gefangenenlager nach Hanoi gerieten
Steele und seine Bewacher an einem späten Nachmittag in einen
Luftangriff und sprangen in die bekannten Ein-Mann-Deckungslöcher. In
der Betonröhre, in die der Amerikaner sprang, befand sich bereits eine
ältere Vietnamesin. Die zierliche Frau war schon am frühen Morgen,
von zahlreichen Splittern einer Rakete tödlich getroffen, auf dem
Boden des Deckungsloches zusammengesunken und so nicht bemerkt worden.
Steele sprang auf den blutigen toten Körper der Frau. Harry Thürk traf
den Piloten jedenfalls in einem Zustand des Schocks und der Vorfall
führte wohl bei ihm erstmals zu tiefergehenden Gedanken darüber, was
er und seinesgleichen den Nordvietnamesen antaten. Steele, den bis
dahin nichts von seiner Haltung, er habe weiter nichts getan, "als dem
Ruf seines Vaterlandes zu folgen", abgebracht hatte, erschütterte das
einzelne Schicksal dieser ermordeten Frau jedenfalls so sehr, dass
Thürk ihn weinend antraf. "Ich habe gegen sie Krieg geführt, ich hätte
das nicht tun dürfen", brach es aus dem Gefangenen heraus, der das als
eine Erfahrung sah, "die sich einbrennt in die Seele".

Thürk berichtete über die Begegnung erst 1996. [4] Drei Jahre später
hatte die Bekanntschaft für ihn einen Fortgang. Im Frühsommer 1999 bat
Steeles Sohn um einen Besuch bei ihm in Weimar. Vor der Tür stand ein
junger Mann in der Uniform eines Air-Force-Offiziers, der inzwischen
in den Fußstapfen des Vaters getreten war und seine Bomben über
Belgrad ablud. Er startete von einer Basis in der Pfalz, wo einst auch
sein Vater stationiert war, bevor er nach Vietnam ging, um "dem Ruf
seines Vaterlandes zu folgen". Die Argumente des Sohnes ähnelten
denen, die der Vater einst gebrauchte, um seine Terrorangriffe auf
Nordvietnam zu rechtfertigen. Thürk schreibt, dass Steele Junior davon
sprach, dass er die "Bomben aus absolut guter Absicht abwerfe", er
"viel von der Verletzung der Menschenrechte und Vertreibung" und von
der (durch Bomben zu beseitigenden) "Terrordiktatur gesprochen" habe.
Der Pilot sei "ziemlich nachdenklich" geworden, als er ihm aufzeigte,
dass er es ist, der sich, wie einst der Vater in Vietnam, an
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und die Unabhängigkeit der Völker
beteiligt und für die Ziele eines Weltgendarmen Bomben abwirft. [5]

Mehr ist darüber nicht bekannt geworden. Natürlich kann man die Väter
nicht für das Tun ihrer Söhne verantwortlich machen. Vater Steele
nicht dafür, dass es ihm möglicherweise nicht gelang, den Sohn vor
seinem Schicksal zu bewahren. Vielleicht teilt er bezüglich
Jugoslawien aber auch die Meinung des Sohnes.


Anmerkungen:

[1] Aus dem Englischen im Sinne von Haftentlassung, Strafaussetzung.

[2] Es handelt sich um das Buch zum gleichnamigen Film, das 1968
erschien. Die folgenden Ausführungen stützen sich, wenn keine anderen
Quellen angeführt werden, auf dieses Buch.

[3] Anmerkung der SB-Redaktion: Walter Heynoswki ist am 6. November
2024 ebenfalls verstorben.

[4] H. Thürk, Goldener Traum Jugend, Berlin 1996, S. 86-106.

[5] Ders. Ein offenes Wort, Berlin 2000, S. 4 ff.
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MEMORIAL/277: Der "Lange Marsch" der Volksbefreiungsarmee 1933-1935 quer durch China (Gerhard Feldbauer)

Der "Lange Marsch" der Volksbefreiungsarmee 1933-1935 quer durch
China

Eine historisch einmalige Leistung

Der deutsche Kommunist Otto Braun nahm daran als Militärberater der
Komintern teil

von Gerhard Feldbauer, 5. Oktober 2024



Anlässlich des 75. Jahrestages der Gründung der Volksrepublik China am
1. Oktober 1949 ist auch an ein historisch einmaliges Ereignis zu
erinnern: den "Langen Marsch" der Volksbefreiungsarmee 1933-1935 quer
durch China.

In China waren seit 1927 im Ergebnis des nationalen Befreiungskampfes
unter Führung der KPCh ein zentrales und danach weitere Sowjetgebiete
in Mittel- und Südchina entstanden. Das Tschiang Kai-schek-Regime ging
mit Unterstützung imperialistischer Kräfte aus den USA,
Großbritanniens, Frankreichs, Deutschlands und Italiens mit
überlegenen militärischen Kräften gegen die befreiten Gebiete vor.
Umfangreiche Lieferungen an Flugzeugen, Panzern und Artillerie kamen,
wie die "Rote Fahne" der KPD am 6. Februar 1927 enthüllte, auch aus
Deutschland.

Unter dem Druck der überlegenen gegnerischen Kräfte musste die
zentrale Armeegruppe der Volksbefreiungsarmee, von der einige Verbände
eingekreist waren, einen strategischen Rückzug, den Langen Marsch,
antreten. An dem legendären "Langen Marsch" der Volksbefreiungsarmee
quer durch China nahm der deutsche Kommunist Otto Braun als
Militärberater der Komintern, von den chinesischen Genossen Li De
("Li, der Deutsche") genannt, teil.

Der am 28. September 1900 geborene Otto Braun kämpfte über 50 Jahre in
den Reihen der revolutionären Partei der Arbeiterbewegung. Er stand in
Deutschland 1919 auf den Barrikaden der Bayrischen Räterepublik und
später an weiteren Brennpunkten bewaffneter revolutionärer Kämpfe.
1928 wurde er von der Klassenjustiz der Weimarer Republik in der
berüchtigten Haftanstalt Moabit in Berlin eingekerkert. Dort wurde er
im April 1928 von einer Gruppe von Kommunisten unter Leitung seiner
damaligen Lebensgefährtin Olga Benario, der späteren Ehefrau des
Generalsekretärs der KP Brasiliens, Luiz Carlos Prestos, die 1942 im
Konzentrationslager Ravensbrück ermordet wurde, befreit und floh
danach in die Sowjetunion. Die Kommunistische Internationale
delegierte den über militärische Erfahrungen verfügenden Kommunisten
zum Studium an die Frunse-Militärakademie der Roten Armee. Nach dem
Abschluss ging er 1932 im Auftrag der Komintern nach China, wo er über
sieben Jahre als militärischer Berater beim Zentralkomitee der KP
Chinas in Schanghai und in den Sowjetgebieten in Südchina arbeitete.
Auf diesem Posten unterbreitete er auch den Plan für den legendären
Langen Marsch, an dem er als einziger Ausländer teilnahm.

Bei der Volksbefreiungsarmee war Otto Braun auch Gegenspieler einer
Gruppe von zirka 70 Militärberatern der Reichswehr, zu der zahlreiche
weitere Techniker und Zivilisten gehörten, bei der Armee des
konterrevolutionären Guomindang-Regimes unter Tschiang Kai-schek.
Die Gruppe aus der Weimarer Republik wurde mehrere Jahre von
hochrangigen Militärs wie den Generälen Alexander von
Falkenhausen und Hans von Seeckt, General im Ersten Weltkrieg und von
1920 bis 1926 Chef der Heeresleitung der Reichswehr, geleitet. In
seinen "Chinesischen Aufzeichnungen 1932-1939" (Dietz Verlag,
Berlin/DDR 1975) hat Otto Braun, ohne seine wichtige Rolle
herauszustellen, ein anschauliches und sehr detailliertes Bild von
diesem militärisch einmaligem Feldzug gezeichnet, das das Buch heute
zu einem wertvollen Augenzeugenbericht macht.

Während des am Abend des 16. Oktober 1933 beginnenden Langen Marsches
legte die Armee 10.000 Kilometer zurück, durchquerte 12 Provinzen,
überwand 18 Gebirgszüge, davon fünf mit ewigem Eis und Schnee,
überquerte 24 breite Flüsse, mehrere gefährliche Sümpfe und bestand
dabei unzählige, auch verlustreiche Gefechte mit den an Waffen und
zahlenmäßig an Menschen überlegenen Kräften des Gegners. Die Truppen
bewältigten oft täglich - und das meist nachts - Gewaltmärsche von
40 bis 50 Kilometern. Die erste entscheidende Schlacht gewannen die
Befreiungskämpfer, als sie Mitte Dezember 1933 die tiefgestaffelten
Stellungen der Guomindang, die die deutschen Militär-Experten für
"unüberwindlich hielten", erfolgreich durchbrachen.

Beim Aufbruch zählte die Armee 75.000 bis 81.000 Mann, davon 57.000
bis 61.000 Kämpfer, die nur über etwa 42.000 Gewehre und 1.000 leichte
und schwere Maschinengewehre verfügten. Es mangelte an Kleidung,
Nahrung und Medikamenten. Als der Lange Marsch am 20. Oktober 1935 im
nordwestlichen Wajaubau zu Ende ging, hatten 7.000 bis 8.000 Menschen,
davon 5.000 bis 6.000 Soldaten, die Kämpfe überlebt. Das waren, wie
Braun festhält, "alles kampfgestählte Kader, die später im
antijapanischen Krieg und im darauffolgenden Volksbefreiungskrieg das
Rückgrat der Partei und der Armee bildeten". Trotz der schweren
Verluste war der Lange Marsch "politisch betrachtet, dennoch ein Sieg
der chinesischen Roten Armee". Sie hatte "einer ungeheuren Übermacht
feindlicher Truppen getrotzt, hatte ihre befestigten Stellungen und
Einkreisungen durchbrochen, sie Dutzende Male geschlagen und Hunderte
Male ausmanövriert", so Braun weiter. Im Gebiet von Yan'an
konnte die KPCh eine neue Hauptbasis der revolutionären Kräfte
errichten.

Mit dem Langen Marsch wurden die Pläne Tschiang Kai-scheks, die
kommunistische Befreiungsbewegung zu zerschlagen, vereitelt.
Patriotische Offiziere in seiner Armee, die den Bürgerkrieg ablehnten
und für eine gemeinsame Front gegen die japanischen Aggressoren
eintraten, erhielten im Gegenteil Auftrieb. Unter ihrem Druck musste
Tschiang Kai-schek 1937 den gegen die Kommunisten geführten
Bürgerkrieg einstellen und mit der KPCh gemeinsam gegen Japan kämpfen.
In dieser Zeit entstand in Huan Pei bei Kanton eine gemeinsam
unterhaltene militärische Lehranstalt, an der sowjetische Militärs
Offiziere der Volksbefreiungsarmee wie auch Tschiang Kai-scheks
ausbildeten.

Während des Langen Marsches wurde Otto Braun auch Zeuge der
parteiinternen Auseinandersetzungen in der Führung der KP China, in
denen sich Mao Tse-tung mit seinen kleinbürgerlichen Ansichten, in
denen er die Bauernmassen als die entscheidende Triebkraft der
Revolution sah, durchsetzte.

Im Herbst 1939 kehrte Otto Braun nach Moskau zurück. Der Zweite
Weltkrieg hatte begonnen. Braun brachte seine reichhaltigen
militärischen Erfahrungen in die Rote Armee ein. Nach dem Überfall
Hitlerdeutschlands auf die UdSSR arbeitete er unter Kriegsgefangenen
und lehrte an der zentralen Antifa-Schule in Krasnogorsk. Er
übersetzte zahlreiche Bücher aus dem Russischen, darunter Scholochows
"Ein Menschenschicksal". In der DDR wirkte er von 1961 bis 1963 als
Sekretär des Schriftstellerverbandes, war danach als
wissenschaftlicher Mitarbeiter des Instituts für
Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED verantwortlich für die
40-bändige Gesamtausgabe der Werke Lenins. Otto Braun verstarb am
15. August 1976 in Varna in Bulgarien.
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TIERGESCHICHTEN/025: Ein Walfängerjunge geht vegan ... (SB)



Es war einmal vor langer Zeit ...

Ein regnerischer Tag, an dem sich das Wetter bald zu einem
mächtigen Sturm auswachsen sollte, ließ das Walfängerboot heftig
wogen. Sechs kräftige Seeleute, die schon manchen Wal erlegt
hatten, sangen ein altes Walfängerlied lauthals gegen den Wind.
Finn kauerte am Heck des Bootes. Seine erste Jagd, sein erster Wal,
endlich durfte er seinen Vater auf dem Walfangboot begleiten. "Pass
gut auf, mein Junge, und vor allem halte dich gut fest, bleib hier
hinten hocken, es wird sehr gefährlich werden!" An diese Warnung
seines Vaters dachte Finn, als die Wellen höherschlugen. Doch das
sollte noch gar nichts sein, richtig wild wurde die See, als ganz
in ihrer Nähe ein riesiger Wal auftauchte und eine gewaltige
Wasserfontäne aus seinem Atemloch, dem Blasloch, oben am Kopf
ausstieß.

Die Männer gerieten in helle Aufregung. "Der muss von ganz tief
unten kommen, dass wir nichts von ihm bemerkt haben, so ein
hinterhältiges Biest!", fluchte der Harpunier, der Mann, der die
Harpune auf den Wal schießen sollte. Finn sah gebannt auf das
riesige Tier, fast zwanzig Meter maß es bis zur Fluke, seiner
Hinterflosse. Staunend erstarrte der Junge im hinteren Teil des
Bootes, seinen Blick fest auf das Ungetüm gerichtet. Da hob der Wal
seine Fluke aus dem Wasser und ließ sie augenblicklich auf die
Meeresoberfläche sausen. Das Boot wankte, das Wasser schoss mit
Macht über sie hinweg und in ihr kleines Schiff hinein, die Männer
versuchten mit aller Kraft, es am Kentern zu hindern. In dieser
aufgebrachten Lage gelang es dem Harpunier, eine Harpune
abzuschießen. Alle Aufmerksamkeit galt seinem Schuss. Niemand
achtete auf den Jungen am Heck.

In Sekundenschnelle und unbemerkt stürzte Finn ins Meer,
verschlungen von der schäumenden Gischt. Kein Laut verließ seine
Kehle, stumm und außer Stande, sich zu bewegen, sank er in die
Tiefe. Endlich öffnete er die Augen, sah ein Seil, ergriff und
hielt es fest. Das war der einzige Halt und so wurde er an die
Wasseroberfläche gezogen. Doch wo war sein Boot, wo waren die
Männer, wo war sein Vater? Finn hielt das Seil und wurde
fortgezogen, immer schneller. Er schluckte salziges Meerwasser,
spie es aus und entsetzt erkannte er, von wem er gezogen wurde.

Finn umklammerte das Seil der Harpune, die in der Seite des Wales
steckte, der schmerzleidend die Flucht ergriffen hatte. "Oh weh",
klagte der Junge, "das sieht schlimm aus, ich muss die Harpune
herausziehen!" Ganz die Gefahr für sein Leben vergessend, hangelte
er sich am Seil näher an den Wal heran, bis er das Eisen der
Harpune greifen konnte. Die Wunde blutete, doch da half nichts, er
musste das scharfe Eisen entfernen. Zum Glück drang die Pfeilspitze
nicht so tief in das Walfleisch, so gelang es Finn, sie mit einem
kräftigen Ruck herauszuziehen. Der Wal gab einen tiefen
Schmerzenslaut von sich.

Finn erschrak. Das Seil sank samt Harpunenspitze schlaff in die
Tiefe und er fand keinen Halt mehr. Die Haut des Wals war rutschig,
seine Hände steif vor Kälte. Seinen Körper spürte er kaum noch, so
sehr hatte das eisige Wasser ihn betäubt. "Kletter hinauf", hörte
er ganz deutlich. "Ich kann nicht, du bist so glibschig!", stöhnte
Finn. "Kletter hinauf, du kannst es, los, los, schnell!", tönte die
Stimme über die tosende See hinweg. Tatsächlich, unglaublich, Finn
erreichte den Rücken des Wals, doch fand er keine Flosse, an der er
sich halten konnte. Hilflos schmiegte er sich bäuchlings an das
riesige Tier. Dann schwanden dem Jungen die Sinne, der Wal mit
seiner kleinen Fracht auf dem Rücken tauchte hinab, tiefer und
tiefer.






[image: Wal und Finn sind unter Wasser, der Junge schmiegt sich an den Rücken des riesigen Tieres - Buntstiftzeichnung: © 2024 by Schattenblick]
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Hier herrschte Stille und das Wasser hatte sich beruhigt, schien
fast ohne Regung zu sein. Als Finn seine Augen öffnete, blickte er
ins Dunkle. Er fühlte die Haut des Walrückens und ließ sich
hinuntergleiten. "Na, mein Junge, komm her, hier nach vorn zu mir,
damit ich dich sehen kann!" Finn zögerte, schwamm dann aber in
Richtung Kopf. "Bist du aber winzig, ein Menschenkind, nicht wahr?"
"Ja, ja, schon, aber ich bin schon alt genug, um auf Walfang zu
gehen", betonte Finn voller Stolz. "Das glaube ich wohl, denn so
wie es aussieht, hast du mich ja gefangen, oder?", lachte der Wal.
Etwas verlegen brummte Finn: "Mach dich nicht über mich lustig, ich
weiß, dass du mich gerettet hast." "Nun denn, kleines Menschenkind,
wie ist dein Name?" "Ich heiße Finn und du?" "Wale haben keine
Menschennamen, du kannst dir einen für mich aussuchen." "Gut, dann
nenne ich dich Hauke, so heißt mein Lieblingsonkel, der ist riesig
groß und stark und schlau." Der Wal freute sich: "Danke, das
gefällt mir." Finn schwamm noch etwas weiter um Haukes Kopf herum
und bewunderte sein gewaltiges Maul mit den vielen Zähnen. Aber er
hatte gar keine Angst, es war vielmehr so, als hätte er gerade
einen uralten Freund getroffen, so vertraut schien ihm die Stimme
des Wals. Der Wal zwinkerte ihm zu: "Nun, ich könnte dich mit einem
Happs verschlingen, so als kleine Vorspeise, was meinst du?" -
"Ich, ich, nein, das ist gar nicht gut. Ich möchte nicht gefressen
werden, nein!" Seine Stimme bebte, er zitterte, denn mit einem Mal
wusste er, dass er einem großen Raubtier gegenüber schwamm. "Aber
mich wolltest du essen, nicht wahr?", funkelte Hauke ihn böse an.
Finn fiel es wie Schuppen von den Augen, der Wal hatte Recht, denn
heute Morgen war er mit seinem Vater und den anderen Walfängern
aufgebrochen, um einen Wal zu erlegen. "Keine Angst, Finn, ich mag
am liebsten Kraken oder Fische, vielleicht einen kleinen Hai, aber
Menschen, nein, Menschen fresse ich nicht."

Erleichtert ließ sich Finn im Wasser neben dem Wal treiben. "Komm
mit, kleiner Mensch, ich werde dir eine uralte Geschichte von
meinen Vorfahren erzählen", forderte Hauke ihn auf, "klettere
wieder auf meinen Rücken und halte dich gut fest, ich muss an die
Oberfläche schwimmen, Luft holen."

"Ah, ja, ich verstehe!"

Finn suchte die Meeresoberfläche, die hier viel ruhiger war, nach
seinem Vater ab. Er entdeckte ihn nicht. Hauke holte tief Luft und
tauchte mit dem Jungen auf dem Rücken wieder hinab. Langsam schwamm
der große Wal und begann zu erzählen:

"Es ist schon viele Walleben her, da lebte in einem Land voller
Eis, das eine gewaltige Schneemasse zu tragen hatte, eine Gruppe
Menschen. Sie litten Hunger und froren. Es war bitterkalt,
schutzlos waren sie nahe daran, sich ihrem tödlichen Schicksal zu
ergeben und den Hungertod zu sterben.

Das sah ein großer Wal, der Mitleid mit den winzigen Menschen
empfand. Er bot sich ihnen als Essen an. Die Menschen, nahe am
Verhungern, nahmen sein Angebot dankbar an. Sie aßen ihn und aus
seiner Haut fertigten sie Zelte, aus seinen Knochen Werkzeuge und
mit dem Walöl entfachten sie ihre Lampen und kleinen Feuer, um sich
zu wärmen. Dankbar und voller Seeligkeit priesen sie den Wal und
versprachen, nur dann einen Wal zu fangen, wenn sie wirklich Hunger
und Not litten. Die Zeit verging, die Menschen konnten sich
vermehren und bevölkern nun die ganze Erde. Doch sie waren
vergesslich und wurden in den vielen Jahrhunderten immer
vergesslicher, bis sich niemand mehr daran erinnerte, dass die
Menschen nur deswegen leben, weil einst ein Wal sie vor dem
Hungertod gerettet hatte."

Betroffen und beschämt blickte Finn dem Wal in die Augen: "Das
wusste ich nicht, wirklich. Dann ist es eine schreckliche
Bösartigkeit von uns, euch zu jagen."

"Nun, die Welt ist so beschaffen, dass alle Lebewesen sich von
anderen ernähren, alle, da gibt es keine Ausnahme. Doch die
Menschen töten und jagen schon lange nicht mehr, um zu essen, die
jagen aus Vergnügen oder weil sie mit Walöl, Speck und Lebertran
Handel treiben und reich werden wollen. Das ist schändlich!",
beendete der Wal seine Rede und musterte das kleine Menschenkind:
"So Finn, wie ist es? Willst du wieder an Land zu deinem Vater?"

Finn überlegte einen Moment und schüttelte den Kopf: "Nein, auch
will ich kein Walfänger sein, ich möchte hier bei dir bleiben."

"Gut, vielleicht sollten wir dir dann eine andere Gestalt geben,
eine, die besser für ein Leben im Meer geeignet ist."

"Kann ich ein Wal werden?"

Der Wal zögerte, dann murmelte er ein paar Worte, die Finn nicht
verstand und bevor er noch weiter darüber nachdenken konnte,
ruderte er mit seinen Delfinflossen: "Oh", Finn fühlte sich
merkwürdig, "bin ich ein Wal?" "Ja, ein kleiner, ein Delfin, habe
mir gedacht, das macht dir mehr Spaß, denn so kannst du wild durchs
Meer flitzen und viele Freunde finden und kannst mit mir schwimmen,
wann immer du willst."

Finn freute sich und schmiegte sich dicht an Haukes großen
Walkörper.

"Finn, aufwachen, Finn", die Mutter rüttelte ihn sanft an der
Schulter. Endlich erwachte er, rieb sich die Augen und wusste einen
Moment lang gar nicht, wo er war. "Finn, was ist mit dir? Hast du
schlecht geträumt?"

"Ja, Mama, ich hatte einen wirklich merkwürdigen Traum. Der war so
echt, dass ich mich fühle, als hätte ich das wirklich erlebt. Bin
ich froh, dass ich wieder zu Hause bin."

"Erzähl' ihn mir später davon, denn nun eile dich. Finn, heute ist
doch dein langersehnter Tag, endlich darfst du mit Vater auf
Walfangfahrt gehen, also, steh rasch auf!"

"Nein, bitte sage Vater, dass ich nicht mitfahren werde. Ich will
keine Wale fangen und töten!" Die Mutter blickte ihn erstaunt an
und Finn erzählte ihr seinen Traum. Sie nahm ihn in den Arm, dann
verließ sie sein Zimmer, um dem Vater von seinem Entschluss zu
berichten.

Ende



8. Dezember 2024
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VORSICHT/027: Getäuschte Aussichten ... (SB)



Die Bestrebungen eines Landes, klimaneutral zu wirtschaften,
werden im Allgemeinen gutgeheißen. Sicherlich ist ein Umdenken
und Umgestalten der bisherigen Produktionsweisen vonnöten.
Erforderlich scheint es, auf die fossilen Brennstoffe (Kohle, Öl,
Gas, Holz) zu verzichten. Ersetzt werden sollen sie durch
alternative Energien wie Sonnen- und Windenergie. Die
Fortbewegungsmittel sollen elektrisch betrieben werden. Das
heißt, Autos, Busse, Züge, Fahrräder, Motorräder, Lastkraftwagen
(LKW) und Schiffe fallen unter den Begriff der Elektromobilität.
Angetrieben werden sie mit Elektromotoren, die ihre Energie aus
Akkus und Batterien beziehen. Die Produktionen in den
Industriezweigen (Stahl, Chemie, Kunststoffe, Nahrungsmittel und
andere) sollen mit Strom aus grünem Wasserstoff versorgt werden.
Grüner Wasserstoff wird ausschließlich mit alternativen
Energien hergestellt. Das klingt gut und es hat den Anschein, als
würde auf diese Weise kein Kohlendioxid freigesetzt werden.

Solange nur das Endprodukt Akku (Batterie) [1] betrachtet wird,
das für die Elektromobilität nötig ist, und der grüne Wasserstoff
als sauberer Energielieferant für die Industrie als bereits
verfügbar angesehen wird, könnte man der CO2-Neutralität Glauben
schenken.

Doch was geschieht vorher? Mit welchen Mitteln werden die
technischen Voraussetzungen geschaffen, um Batterien herzustellen
und grünen Wasserstoff zu produzieren? Welche Rohstoffe werden
benötigt, um Windräder und Solarpanels herzustellen? Woher stammt
die Energie, um Wasserstoff zu erzeugen, solange noch nicht
ausreichend grüne Energie vorgehalten werden kann? Auf welchem
Wege gelangen die Rohstoffe nach Deutschland? Welche ökologischen
und gesellschaftlichen Folgen hat der Rohstoffabbau in den
jeweiligen Herkunftsländern? Hier sind nur einige drängende
Fragen aufgelistet. Kaum zu schaffen, all das in einem Artikel zu
untersuchen. Da die Batterien/Akkus eine ganz grundlegende
Bedeutung bei der sogenannten Energiewende spielen, wollen wir
sie im Folgenden genauer betrachten.


Mit elektrischer Energie sollen Fahrzeuge CO2-frei

fahren

Öl, Gas, Kohle und Holz waren die Brennstoffe der vergangenen
Jahrhunderte. Durch ihre Verbrennung wurde die Atmosphäre
allmählich mehr und mehr erwärmt und mit kleinsten Partikeln
verschmutzt. Die Folge erleben wir heute. Die Erderwärmung nimmt
weiter zu und hat den kritischen Punkt von 1,5 °C bereits
überschritten.

Der große Bereich Verkehr ist einer der ersten und anscheinend
einfachsten, in dem der CO2-Ausstoß stark reduziert werden
könnte. Durch die letztendliche Abschaffung aller Fahrzeuge mit
Verbrennermotoren soll Platz geschaffen werden für den
elektrischen Antrieb. Elektrisch betriebene Fahrzeuge aller Art
benötigen Batterien/Akkus, um sich fortbewegen zu können.
Folglich müssen in nächster Zeit sehr große Mengen an Batterien
hergestellt werden.


Der Lithium-Ionen-Akku

Um einen Akku herzustellen, werden folgende Rohstoffe gebraucht:
Kobalt, Lithium, Nickel, Mangan und Graphit. Akkus, die in ein
Elektroauto eingebaut werden, benötigen außerdem die Seltenen
Erden Neodym, Praseodym und Dysprosium für den Antriebsmotor.

Aufbau des Lithium-Ionen-Akkus:

 Die Kathode (Positive Elektrode) des Akkus besteht aus
 Lithium-Metalloxid, das Anteile von Nickel, Mangan und Kobalt
 enthalten kann.

 Die Anode (Negative Elektrode) besteht meistens aus
 Graphit.


Damit sich die Lithium-Ionen in der Batteriezelle bewegen
 können, also ein Elektronenfluss zwischen der Kathode und der
 Anode entstehen kann, befinden sie sich in einem Elektrolyt.
 Dabei handelt es sich um eine wasserfreie Flüssigkeit, die aus
 Chemikalien verschiedener Art bestehen kann.


Soweit der grundlegende Aufbau dieses Akkus. Die technischen
Herstellungsverfahren sind vielschichtig und kompliziert und es
würde hier den Rahmen sprengen, eine exakte Beschreibung der
Abläufe der Produktion darzulegen.


Neubau von Batterie-Fabriken wird erforderlich

Batterien werden in weitreichend automatisierten Fabriken
hergestellt. Der Neubau von derartigen Anlagen wird an
verschiedenen Orten geplant oder sie befinden sich bereits im
Bau. Einen großen Anteil an dem immensen Bedarfsanstieg an
Batterien haben die Elektroautos und sämtliche Fahrzeuge, die
unter dem Begriff Elektromobilität zusammengefasst werden können.
Doch auch unsere Smartphones, Tablets, Laptops und Rechnersysteme
funktionieren nur mit Akkus, genau wie Satelliten oder viele
alltägliche Gebrauchsgegenstände. Jede elektrische Zahnbürste,
jeder Laubpuster, jede Taschenlampe oder neuerdings auch die
kabellosen Staubsauger werden durch Batterien mit Strom versorgt.
Euch fallen bestimmt noch eine Menge Produkte ein, die mit Akkus
oder Batterien betrieben werden müssen.

Das hat zur Folge, dass auch die Nachfrage nach den oben
genannten Rohstoffen sehr schnell ansteigt. Nicht nur in
Deutschland, sondern in allen Industrienationen herrscht ein
hartes Ringen um Rohstoffquellen. Weltweit müssen mit den
Ländern, in denen die begehrten Rohstoffe vorkommen und abgebaut
werden, Lieferverträge ausgehandelt werden. Allerdings wird auch
der Bedarf an elektrischem Strom anwachsen, denn die Akkus wollen
aufgeladen werden. Das ist ein Problem beispielsweise für das
rohstoffarme Deutschland, denn es kann seine Stromproduktion und
den Strombedarf nur mit Importen aus anderen Ländern decken. Der
Strom von dort stammt zu großen Teilen aus Atomstrom oder aus
Kohle, Öl und Gas. Dass die Erneuerbaren Energien 2023 mit 46%
bereits einen guten Teil zur Energieversorgung hierzulande
beigetragen haben, mag erfreulich sein, doch bei dem zu
erwartenden anwachsenden Strombedarf in naher Zukunft wird das
vermutlich kaum reichen.

Einen weiteren Schwachpunkt stellen die Akkus selbst dar, denn
sie verschleißen beim ständigen Aufladen. Dies gilt nicht nur für
Smartphones oder Laptops, sondern auch für die E-Autos. Besonders
durch das begehrte Schnell-Lade-System wird eine Batterie stark
beansprucht. Im Schnitt wird die Lebensdauer eines E-Auto-Akkus
mit acht Jahren veranschlagt. Das heißt, nach dieser Zeit wird
empfohlen, einen neuen Akku zu kaufen. Bislang sind
E-Auto-Batterien aber noch sehr teuer. Der erforderliche
Austausch von Akkus und Batterien hält die Produktionskette in
Gang. Der Rohstoffbedarf, der Energieverbrauch und der
CO2-Ausstoß nehmen ihren Fortlauf.

Im nächsten Teil wollen wir einen Blick auf die
Rohstofflieferanten werfen. In welchen Ländern werden Rohstoffe
unter welchen Bedingungen für Mensch und Umwelt abgebaut?




Anmerkung:

[1] Ein Akku (Abkürzung für Akkumulator) ist vereinfacht gesagt,
eine wiederaufladbare Batterie. Die beiden Begriffe werden in der
alltäglichen Sprache und in Veröffentlichungen nicht immer sauber getrennt.

Diesem Artikel liegt folgende Quelle zugrunde:

"Rennen um Rohstoffe", Das Parlament, Nr. 35-36, Berlin, 28. August 2023
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STANDPUNKT/094: Investigativer Journalismus ist kein Verbrechen - Solidarität mit Julian Assange weiter nötig (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Investigativer Journalismus ist kein Verbrechen - Solidarität mit Julian
Assange weiter nötig

von Peter Nowek - Untergrund-Blättle, 14. November 2024



Um den Wikileaks-Gründer Julian Assange ist es still geworden,
nachdem er vor einigen Monaten aus einem britischen Gefängnis entlassen
wurde.

Aktuell lebt er wieder auf seinem Heimatkontinent Australien. Doch für ihn
ist weiterhin Solidarität notwendig. Das wurde am 9. November bei der
Verleihung des Internationalen Ethecon-Award deutlich. Die
kapitalismuskritische Stiftung Ethik und Ökonomie [1] hat ihren Preis an
Assange verliehen [2].

Eigentlich war für diesen Anlass eine öffentliche Veranstaltung in
Düsseldorf geplant. Doch wegen organisatorischer Probleme musste auch in
diesem Jahr wie seit 2020 die Preisverleihung digital stattfinden. Doch auf
diese Weise wurde es eine angemessene Würdigung für Julian Assange, der
insgesamt 14 Jahre mit sich verstärkender Repression konfrontiert ist, weil
er als Journalist Verbrechen des US-Militärs im Irak öffentlich machte.

Der Bruder von Julian Assange, Gabriel Shipton, betonte in seiner
Dankesrede für den Ethecon-Preis, dass die Solidaritätsarbeit gerade jetzt
besonders wichtig ist. Er erinnerte daran, dass die Freilassung seines
Bruders das Ergebnis eines Deals mit der US-Regierung war, in dem er sich
der Spionage für schuldig erklärte und zu einer fünfjährigen Haftstrafe
verurteilt wurde. Das entsprach der Zeitspanne, die Assange im Londoner
Hochsicherheitstrakt saß. Daher kam er danach frei.

Nun befürchten Jurist*innen, die neu gewählte US-Administration unter Trump
könnte versuchen, den Deal zu widerrufen und Assange wegen weiterer Delikte
anzuklagen. Da Australien ein enger US-Verbündeter ist, wäre Assange dann
wieder akut gefährdet. Noch ist unklar, ob ein erneuter Repressionsversuch
juristisch durchsetzbar wäre. Doch die Unsicherheit ist bei den
Unterstützer*innen und Verwandten von Assange groß, wie in mehreren
Reden der Online-Preisverleihung deutlich wurde.

Deshalb stellte Gabriel Shipton die Initiative für einen Appell an den
scheidenden und den künftigen US-Präsidenten vor, seinen Bruder zu
begnadigen. Damit würde nicht nur der Druck einer neuen Verfolgung von
Assange wegfallen. "Das würde eine klare Botschaft aussenden, dass
Journalismus kein Verbrechen ist, und ... die Verurteilung rückgängig
machen, für die Julian sich schuldig bekennen musste, um seine Freiheit zu
erhalten ...", betonte Shipton. Die Zeit drängt.

Bis zur Amtseinführung von Trump solle die internationale
Solidaritätsbewegung noch mal den Druck verstärken, um die Begnadigung zu
erreichen. Auf pardonassange kann die Forderung unterstützt werden [3].

Investigativer Journalismus ist kein Verbrechen

Marie Wasilewski von der Kampagne freeassange.eu [4], die die Laudatio zur
Preisverleihung hielt, lobte den Journalisten in den höchsten Tönen:
"Während er selbst also schon seit Jahren politisch verfolgt und in der
Botschaft gefangen gehalten wurde - was eine Arbeitsgruppe der UN schon
2016 dokumentierte und als willkürliche Gefangenschaft anerkannte - kämpfte
er nicht für sich selbst, sondern in erster Linie für andere", sagte
Wasilewski.

Als Beispiel führte sie an, dass Assange, während er in der
ecuadorianischen Botschaft Zuflucht gefunden hatte, am Fenster mit einem
Schild zu sehen war, auf dem Free Palestine und nicht Free Assange
gestanden hat. Etwas bemüht versuchte Wasilewski, Assange in eine Linie mit
der Sozialistin Rosa Luxemburg zu stellen. "Zu sagen was ist, bleibt die
revolutionärste Tat", dieses Zitat von Luxemburg sei auch die Devise von
Assange. Wasilewski schloss ihren Beitrag mit der Aufforderung an die
Zuhörer*innen: "Schließt euch zusammen und baut eine Welt auf, die ihr euch
wünscht."

Assange in eine explizit linke Tradition zu stellen, ist etwas
überraschend, weil der sich selber als Libertärer, aber nie explizit als
Linker oder gar Sozialist verstanden hat. Er wurde verfolgt, weil er als
investigativer Journalist Kriegsverbrechen öffentlich machte. Darauf machte
auch Maurice Heyer von der Menschenrechtsorganisation Amnesty International
Düsseldorf in seinem Beitrag bei der Preisverleihung aufmerksam.

"Assange wurde verfolgt, diskreditiert und inhaftiert, weil er die Wahrheit
ans Licht brachte, wo andere diese verschleiern wollten. Er hat geheime
Dokumente veröffentlicht, die uns aufrütteln und mahnen, genauer
hinzusehen, was hinter den Fassaden der Mächtigen geschieht", erklärte der
Menschenrechtler. Er beendete seinen Beitrag mit der Aufforderung: "Lassen
wir nicht zu, dass investigativer Journalismus zum Verbrechen erklärt
wird."

Schmähpreis an den Springerkonzern

Wie in den Jahren zuvor wurde auch 2024 ein Ethecon-Schmähpreis verliehen.
Der Dead Planet Award ging an den Springerkonzern und war
stellvertretend an den Vorstandsvorsitzenden Mathias Döpfner, den
Aufsichtsratsvorsitzenden Ralf Büchi und die Grossaktionärin Friede
Springer adressiert.

Der Publizist Werner Rügemer erklärte in seiner Rede zum Schmähpreis:
"Springer ist kein Medien-Konzern im üblichen Sinne, sondern ein
Agitations-, Werbe- und Verkaufs-Konzern. Neben den Zeitungen BILD und Welt
werden nicht nur weitere Print- und Digital-Magazine und Verkaufsportale
betrieben, sondern zahlreiche Tochter- und Handelsunternehmen und
Beteiligungen an anderen Grosskonzernen, in über 40 Ländern".

Mit der Forderung nach dem Boykott, der Entmachtung, der Entflechtung und
Enteignung des Springerkonzerns popularisierte Rügemer eine Parole der
68er-Bewegung, der aktuell allerdings jede Durchsetzungsmacht fehlt.
Dagegen könnte die Forderung nach Begnadigung von Assange noch einmal auch
internationale Wirkungsmacht entfalten.


Anmerkungen

[1] https://www.ethecon.org/

[2] https://www.ethecon.org/?page_id=7275

[3] https://www.action.assangecampaign.org.au/

[4] https://freeassange.eu/#aktionsuebersicht


Link zur Erstveröffentlichung:

https://www.untergrund-blättle.ch/politik/europa/solidaritaet-mit-julian-assange-weiter-noetig-investigativer-journalismus-ist-kein-verbrechen-008719.html

Untergrund-Blättle, ein Online-Magazin für kritischen Journalismus
aus dem Grossraum Zürich, publiziert analytische und kontroverse Texte zu
den Themenschwerpunkten Politik, Gesellschaft, Ökonomie und Ökologie. Ein
ganz besonderes Augenmerk gilt dabei auch dem kulturellen Teil. Der
inhaltlich und redaktionelle Anspruch liegt unter anderem darin, Synergien
innerhalb von linken Strömungen herzustellen.
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AUSLAND/2700: Italien - Erschreckendes Elend im Gesundheitswesen (Gerhard Feldbauer)

Italien - Erschreckendes Elend im Gesundheitswesen

Hunderttausende Kranke können Medikamente nicht bezahlen

von Gerhard Feldbauer, 20. November 2024



Die allgemein in Italien herrschende Armut nimmt im Gesundheitswesen
erschreckende Ausmaße an. Das geht aus einem Bericht des Observatoriums
für Gesundheitsarmut hervor. Der am Mittwoch in der Abgeordnetenkammer
vorgestellte Rapport gibt an, dass im vergangenen Jahr 463.000
Menschen Hilfe bei Medikamenten brauchten, da sie die Kosten dafür, die
in 7 Jahren um 2,5 Milliarden anstiegen, nicht mehr aufbringen konnten.
Mit rund 102.000 ist ein Viertel der Menschen, die in gesundheitlicher
Armut leben müssen, minderjährig. Auch die Zahl derer, die angesichts
der steigenden Gesundheitskosten die Zahl ihrer Besuche und Kontrollen
bei einem Arzt einschränken oder auf einen Teil ihrer Behandlungen
verzichten müssen, nimmt zu. Das betraf 2023 insgesamt 3,369 Millionen
Familien. Das Phänomen betrifft vor allem arme Familien (jeder Vierte
hat mindestens einmal auf Behandlungen oder Arztbesuche verzichten
müssen), aber auch zu 12,8 % nicht arme Familien. Fazit ist, dass die
Behandlung nicht mehr für jeden Kranken sichergestellt ist.

"Die Daten und Analysen unseres Observatoriums für Gesundheitsarmut
zeugen von einem Land, in dem gefährdete Menschen Schwierigkeiten
haben, für ihre Gesundheit zu sorgen", betont Sergio Daniotti,
Präsident der Stiftung Banco Farmaceutico Ets.

Dieser Zustand ist, wie die CGIL auf ihrer Gewerkschaftsplattform
Collettiva enthüllt, ein Ergebnis der unter der
Rechtsaußen-Regierung Meloni zugenommenen verheerenden Eingriffe in
das öffentliche Gesundheitswesen wie die auch im Haushalt 2025
enthaltenen Kürzungen bei den Mitteln, beim Personal oder bei der
Kontrolle des Gesundheitsmarktes, die mittlerweile zu 50 % durch
private Unternehmer erfolgt. Während Ministerpräsidentin Meloni
behauptet, dass Gesundheitswesen sei eine "unserer Prioritäten" und
verspricht, den Gesundheitsfonds zu erhöhen, soll in Wirklichkeit
knapp die Hälfte des Budgets eingespart werden, wodurch dem
öffentlichen Gesundheitswesen zur Sicherung eines Minimums an
Versorgung mindestens 50 Milliarden Euro fehlen, so Collettiva.
Mit regionalen Unterschieden gehören Ärzte in Italien mit Gehältern
zwischen 60.000 und 90.000 Euro pro Jahr zu den in der EU am
schlechtesten bezahlten. Das hat, wie die größte italienische
Ärztegewerkschaft Anaao Assomed einschätzte, dazu geführt, dass 2024
40.000 Ärzte fehlten, was für 91 Prozent der Krankenhäuser
Personalmangel bedeutete. Nach dem Abbau von über 32.000
Krankenhausbetten in den vergangenen vier Jahren fehlt es in 70,8
Prozent der Fälle an Betten. Zur gleichen Zeit wurden 95 Kliniken
geschlossen, haben über 11.000 Ärzte das öffentliche Gesundheitswesen
verlassen. Wegen der schlechten Arbeitsbedingungen, Personalmangel und
Überbelastung kündigen im Schnitt täglich weiter sieben Ärztinnen oder
Ärzte ihren Krankenhausjob.

Vor einer Woche, am 20. November, wiesen 200.000 Ärzte,
Gesundheitsmanager, Krankenschwestern und andere Mitarbeiter in
Gesundheitsberufen in einen landesweiten 24-Stunden-Streik darauf hin,
dass Ärzte gezwungen sind, sogar 24 Stunden zu arbeiten, weil
inzwischen 30.000 Ärzte und 300.000 Pflegekräfte fehlen und den
Krankenhäusern, auch den privaten, im Haushalt für 2025 "völlig
unzureichende Ressourcen zugewiesen werden". Sie forderten neue und
bessere Arbeitsverträge, die sofortige Einstellung von mehr Personal,
die Nichtbesteuerung eines Teils des Lohnes und die Erhöhung der
pflegespezifischen Zuschüsse. Von Klinikmitarbeitern heimlich gemachte
Aufnahmen zeigten schockierende Bilder von auf den Fluren in den
Betten liegenden unversorgten kranken und verletzten Menschen.

Banco Farmaceutico-Chef Sergio Daniotti warnt vor einer weiteren
Zunahme dieser Elendssituation, denn das Armutsreservoir ist scheinbar
unerschöpflich. Nach jüngsten Informationen des Statistikamtes ISTAT
leben 2,235 Millionen Familien und 5,752 Einzelpersonen in absoluter
Armut. Damit hat die Zahl dieser Ärmsten der Gesellschaft gegenüber
2014 um 2,3 bzw. 2,9 % zugenommen. Es sind seit zehn Jahren die
höchsten Werte dieser Rate.

 * 
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BEITRAG/006: Auslaufende Pflege ... (SB)



In Deutschland ist es lebensgefährlich, alt, schwach oder auf die
Hilfe anderer angewiesen zu sein. Schon heute ist die Pflegesituation
hochproblematisch, und für die Zukunft droht die vollkommene
Katastrophe. Aktuell gelten rund fünf Millionen Bundesbürger als
pflegebedürftig. Nach Hochrechnungen des Statistischen Bundesamtes
soll ihre Zahl über 5,6 Millionen Ende 2035 auf nicht weniger als 6,8
Millionen Ende 2055 ansteigen. Dabei ist noch nicht einmal
eingerechnet, dass der Pflegebedürftigkeitsbegriff 2017 weiter
gefasst wurde. Nimmt man das hinzu, könnte die Zahl sogar knapp acht
Millionen erreichen. Bei einer Gesamtbevölkerung von 83,4 Millionen
Menschen beträgt der Anteil der Pflegebedürftigen somit aktuell knapp
sechs Prozent und droht bis 2055 auf fast zehn Prozent anzusteigen.

Dabei gelten für die Hochrechnungen nur jene als pflegebedürftig, die
Leistungen aus der Pflegeversicherung beziehen, wofür sich die
Betroffenen einer Prüfungsprozedur des MDK (Medizinischer Dienst der
Krankenkassen) unterziehen müssen. Nicht nur die hohe Durchfallquote
bei der Erstbegutachtung sorgt dafür, dass die Dunkelziffer noch viel
höher ausfällt, da oftmals aus falscher Scham, Unwissenheit oder
Fehleinschätzung der eigenen Fähigkeiten der Zeitpunkt für die
Beantragung von Pflegeleistungen auf die lange Bank geschoben oder
der Antrag gar nicht erst gestellt wird. In der Folge lebt eine
beträchtliche Zahl an Menschen, die dringend Hilfe benötigen, unter
unbeschreiblichen Umständen in den heimischen vier Wänden. Würden
nicht Familienangehörige oder Freunde in vielen Fällen einspringen,
wäre die Situation schon jetzt unhaltbar.

Nicht weniger als vier Fünftel der als pflegebedürftig anerkannten
Menschen werden zu Hause versorgt. Unterstützt wird das häufig durch
einen der rund 15.400 mobilen Pflegedienste. Die übrige eine Million
Hilfsbedürftige ist in einem der 16.100 Pflegeheime untergebracht.
Ihnen stehen 1,25 Millionen Pflegekräfte gegenüber (Stand 2021). Das
scheint auf den ersten Blick eine hohe Zahl zu sein. Bedenkt man
jedoch, wie viele von ihnen verwalterische Aufgaben zu erfüllen haben,
reduziert sich die Zahl derer beträchtlich, die sich um die zu
Pflegenden kümmern sollen. Studien unter anderem des Malteser
Hilfswerks kommen zu dem Ergebnis, dass Pflegekräfte aufgrund der
Unterbesetzung in den Heimen kaum die Möglichkeit haben, sich
wirklich um die ihnen Anempfohlenen zu kümmern. So bleibt
beispielsweise deren seelisches Befinden auf der Strecke.
Berechnungen zufolge hat jede in einem Pflegeheim beschäftigte Kraft
pro Betroffenem und Schicht nur durchschnittlich 40 Minuten Zeit für
die Pflege, Betreuung und Dokumentation. Und Letzteres ist nicht wenig:
Pflegekräfte müssen mittlerweile ein Drittel ihrer Arbeitszeit für
Bürotätigkeiten verwenden. Insgesamt 870 Seiten Verordnungen regeln
die Pflege alter Menschen.

Viele Pflegekräfte halten diese Belastungen nicht länger als fünf
Jahre durch und scheiden dann aus dem Beruf aus. Laut Fachverband
der diakonischen Altenpflege fehlen allein in Niedersachsen 1.500
examinierte Pflegekräfte. Etwa 80 Prozent der ambulanten Dienste
schreiben seit Jahren rote Zahlen. 31 Prozent sollen direkt von der
Insolvenz bedroht sein. Das führt dazu, dass an den Arbeitskosten
gespart und der Druck auf die Pflegekräfte erhöht wird. Das schlägt
sich in der Qualität der Pflege nieder. In den Pflegeheimen sieht es
nicht anders aus. Dort liegt die durchschnittliche Überlebenszeit
laut dem Statistischen Bundesamt gegenwärtig bei 25 Monaten. Tendenz
fallend.

Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, dass zwischen 40 und 60
Prozent der alten Menschen in Akutkrankenhäusern und Pflegeheimen
mangelhaft ernährt sind. Laut Professor Herbert Lochs vom Berliner
Universitätsklinikum Charité sind mehr als die Hälfte aller Menschen
über 70 Jahre, die ins Krankenhaus kommen, unterernährt, was sich
unter anderem massiv auf den Heilungsverlauf auswirkt. In der Folge
ist die Sterblichkeitsrate unter diesen Patienten bei der Entlassung
aus dem Krankenhaus viermal so hoch wie bei wohlgenährten Patienten.
Dabei wird das in Kliniken und Heimen angebotene Essen nur in weniger
als 10 Prozent der Fälle als schlecht bewertet. Das Problem soll
vielmehr in den auf Effizienz und Kostenersparnis ausgerichteten
Strukturen der Institutionen liegen. Nicht selten führt das zu
mangelnder, den Bedürfnissen der älteren Menschen nicht angemessener
Hilfe.

In einer vom Auswertungs- und Informationsdienst für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten e.V. (AID) in Auftrag gegebenen Studie zum
Ernährungsstatus älterer Menschen zeigt sich, dass die Mehrzahl der
in staatlichen oder privaten Institutionen untergebrachten Personen
alle Zeichen einer Unterversorgung mit essentiellen Nährstoffen
aufwiesen. Über 50 Prozent der Bewohner von Pflegeheimen waren
unterernährt. Besonders bei den Spurenelementen Zink und Eisen, dem
Vitamin B12 und den Albuminwerten war der Mangel am
offensichtlichsten zu Tage getreten. Und diese Werte stimmten mit
einer erhöhten Sterberate überein: Die Betroffenen sind am Verhungern und haben
maximal eine 50-prozentige Chance, das nächste Jahr zu erleben. Hier
nicht Systematik zu vermuten, hieße, die Augen vor der Realität zu
verschließen.

Überhaupt herrschen in vielen Pflegeheimen erschreckende Missstände:
Wundliegen mit großen, lebensbedrohlichen Geschwüren,
Vernachlässigung, Fixierungen, unhygienische Zustände sind keineswegs
eine Seltenheit. Aufs Klingeln der Bewohner wird oftmals nur sehr verzögert
reagiert, so dass Pflegebedürftige nicht rechtzeitig zur Toilette geführt
werden können. Statt dessen erhalten sie einen Katheter oder eine Einlage
und bleiben dauerhaft im Bett mit der Gefahr, dass sie sich wundliegen.
Die ehemalige MDK-Gutachterin und Pflegeexpertin Margot Lucke
bezeichnet ein Liegegeschwür als eine Körperverletzung, die alle
Konsequenzen des deutschen Strafrechts nach sich ziehen sollte. Aber
nur in Ausnahmefällen werde so etwas verfolgt.

Während ältere Menschen, die sich noch selbst versorgen können, eher
zu Übergewicht neigen, sind die Pflegeheiminsassen, die auf die Hilfe
anderer angewiesen sind, vielfach unterernährt. Für Menschen, die
sich nicht mehr selbständig versorgen können, heißt das, dass sie
durch das Vorenthalten von pflegerischen Maßnahmen und ausreichender
Ernährung langsam dahinsiechen. Die sogenannte Altersschwäche als
Folge des Hungers gibt davon ein beredtes Zeugnis. Auch wenn dann die
Todesursache oftmals eine sogenannte Krankenhausinfektion ist, die
genauso in den Pflegeheimen ihre Opfer findet, geht dieser häufig
Unterernährung und unterlassene Pflege voraus.

Betagte Menschen werden in deutschen Pflegeheimen oftmals nicht
genügend angehalten, ausreichend zu trinken. Daran ändern auch die
unzähligen, Besorgnis signalisierenden Plakate nichts, die zum
vermehrten Trinken auffordern. Gerade weil die Heiminsassen immer
wieder erleben, dass auf ihr Klingeln niemand oder erst nach langer
Zeit jemand erscheint und sie deswegen vermeintlich inkontinent
geworden sind, wissen sie sich häufig nicht anders zu behelfen, als
das Trinken drastisch einzuschränken. Außerdem lässt das Durstgefühl
im Alter immer mehr nach und in der Folge dickt das Blut ein. Dadurch
steigt nicht zuletzt die Gefahr einer Thrombose. Auch wird die Haut
überempfindlich, so dass kleine Verletzungen zu großflächigen Schäden
auswachsen können. Verstopfungen sowie Harnwegsinfekte nehmen
ebenfalls deutlich zu. Darüber hinaus wird das Gehirn infolge des
unzureichenden Trinkens nicht genug durchblutet: einer der Gründe für
die nachlassende Hirnleistung - bis hin zu Verwirrtheitszuständen - im
Alter.

Es ist letztlich unerheblich, ob Pflegeheiminsassen verhungern, weil
im Rahmen der allgemein zunehmenden Vernachlässigung nicht
sichergestellt wird, dass sie ausreichend Nahrung aufnehmen, oder
weil an der Bereitstellung der Nahrungsmittel gespart wird. So oder
so, der Tod ist ihnen gewiss. Wenn also Menschen zunehmend die
ambulante Betreuung verweigert wird und sie in Pflegeheime getrieben
werden, bedeutet das für sie nicht nur eine Isolation von ihrem
gesellschaftlichen Umfeld, sondern eine direkte Bedrohung für Leib und
Leben.

Gerade angesichts der aufflammenden Sterbehilfedebatte und des von
der Politik immer wieder gerne angeführten Kostendrucks im
Gesundheitswesen steht nicht zu erwarten, dass alte Menschen, die von
nicht wenigen sogar als gesellschaftlicher Ballast angesehen werden,
zu mehr Lebensqualität verholfen wird. In einer Zeit, in der die
Bestrebungen immer mehr Gewicht gewinnen, am Ende und am Anfang des
Lebens zu selektieren, sind es gerade Menschen wie jene, die der Hilfe
bedürfen, denen immer mehr Lebenswille und Lebensrecht abgesprochen
wird. Man braucht daher gar nicht weit auszuholen oder tief zu
graben, um darauf zu stoßen, dass wehrlose Menschen regelrecht in den
Hungertod getrieben werden. Und selbst wenn es nur Einzelfälle von
unterernährten alten Menschen wären, ist die Frage nicht kontrovers
zu beantworten, inwieweit die Institutionen und die bei ihnen
angestellten Arbeitskräfte zumindest nachlässig mit der ihnen
anvertrauten Aufgabe, sich um das Wohl der Pflegebedürftigen zu
kümmern, umgegangen sind.

Schließlich sollen diese sich nach dem Anspruch jener Anstalten
gerade deswegen dort befinden, weil sie nicht mehr selbst für sich
sorgen können. Daher müsste zu den Selbstverständlichkeiten gehören,
für gute, ausgewogene und altersgerecht dargebrachte Nahrung zu
sorgen, wozu auch alle dafür erforderlichen Handreichungen gehören.
Jede unterlassene Hilfeleistung und jede Gleichgültigkeit in der
Auswahl und Zubereitung der Nahrung ist gleichzusetzen mit dem
Ausüben von Gewalt gegenüber den Pflegebedürftigen. Weder sind
Verfehlungen oder Böswilligkeiten einzelner Pflegekräfte, der
Anstaltsleitungen oder Heimkomplexe verantwortlich zu machen, noch
führen einzelne Exzesse von Gewalt zu jenem Elend und Hunger von
Heiminsassen.

Pflegebedürftige Menschen, die ambulant versorgt werden, haben das 
Recht auf einen Lebensraum, über den sie bis zu einem
bestimmten Maß selbst bestimmen können. Ihnen dient die Möglichkeit
der ambulanten Pflege geradezu als Schutz davor, in Heimen oder
Krankenhäusern kaserniert und somit von der Gesellschaft an deren
Rand - in die Bedeutungslosigkeit zum baldigen Sterben - gedrängt zu
werden. Sie können noch ein selbstbestimmtes Leben führen, auch wenn
dieses zum Teil drastisch eingeschränkt ist. Doch die oben
angeführten Zahlen zeigen, wohin die weitere Entwicklung schon in
naher Zukunft führt. Während die Investoren und Verwaltungen der Pflegeheime den
erhöhten Andrang auf ihre Anstalten mit Wohlwollen betrachten, sind
die dort beschäftigten Pflegekräfte schon heute mehrheitlich
überlastet.

Die drastische Zunahme an Hilfsbedürftigen in den kommenden Jahren
stellt eine gewaltige Bedrohung der Pflege in Deutschland dar.
Gegenwärtig spricht vieles dafür, dass die ambulante Pflege mit
exponentiell zunehmender Geschwindigkeit zusammenbrechen wird. Ohne
sie werden Angehörige, auf deren geschundenen Schultern bislang die
Hauptlast der Pflege hierzulande liegt, den auf sie einstürzenden
Belastungen nicht mehr standhalten können. Pflegeheime werden sich
einem Ansturm durch Pflegebedürftige gegenübersehen. Dabei kommen zu
jenen, die im Rahmen des demografischen Wandels sowieso vermehrt eine
vollstationäre Versorgung benötigen, noch jene, die durch den
Zusammenbruch der mobilen Pflege in den heimischen vier Wänden nicht
mehr versorgt werden können. Zwar könnten durch den zunehmenden Wegfall der
ambulanten Pflegestellen vermehrt Arbeitskräfte in die Pflegeheime
drängen, doch werden dort kaum neue Arbeitsstellen geschaffen. Dass
sich dieser Umstand nicht eben günstig auf die Lohnentwicklung
ausgewirkt, liegt ebenso auf der Hand wie die Tatsache, dass diese Situation
aus arbeitsbezogener Überlastung und finanzieller Minderentlohnung
den Nährboden von Gewalt, Missachtung und Misshandlungen bildet.

Trotz der Existenz der verschiedenen Sozialverbände wie des Malteser
Hilfsdienstes oder des Sozialverbands Deutschland haben
Pflegebedürftige hierzulande keine Lobby. Dabei wäre das dringend
erforderlich. Bekanntlich verlieren viele Menschen mit zunehmendem
Alter immer mehr an Stimme. Die Durchsetzungsfähigkeit geht mehr und
mehr verloren. Auch wird bei vielen die Stimme immer leiser, bis sie
nahezu ganz verstummen. Wer zudem den Stempel einer Demenz
aufgedrückt bekommt, ist vollkommen ausgeliefert. Wer sich dem
entgegenstemmt, wer nicht akzeptieren kann und will, dass aus ihm ein
inkontinentes, oftmals nach Urin oder Fäkalien riechendes,
windeltragendes Wesen gemacht wird, gilt als aggressiv und wird
gegebenenfalls medikamentös ruhiggestellt. Denn nicht der Mensch,
sondern der reibungslose Ablauf des Pflegeheimbetriebes steht im
Zentrum der Aufmerksamkeit.

Daran beteiligt sind alle: Familie, Freunde, Pflegekräfte, Verwaltung
und viele mehr. Die ganze Gesellschaft ist dabei, diese durch Alter
oder Krankheit hilfsbedürftig gewordenen Menschen auszugrenzen und an
den Rand zu drängen. Hier sitzen all jene, die sich von Kranken,
Lahmen und Krüppeln auf welche Art auch immer zu distanzieren suchen,
tief im Sumpf der Beteiligung. So sind sie schließlich froh, noch
nicht einmal durch den Anblick dieser Menschen belästigt zu werden.
Erst einmal weg aus dem Gesichtsfeld fehlt auch jedes Verständnis für
das Leid und die Not der in den Heimen Kasernierten.

Älteren und pflegebedürftigen Menschen droht noch ein weitaus
radikalerer Schritt. Wie dieser aussehen könnte, zeigt nicht nur die
Geschichte Deutschlands mit all den Verbrechen an als krank und
behindert selektierten Menschen. Zwar nicht so offen wie in den
Niederlanden, Belgien oder Kanada, wo Euthanasie auch an sogenannten
nicht-einwilligungsfähigen Menschen gesetzlich erlaubt
betrieben wird, sondern still und leise durch das Unterlassen oder
Verhindern von Hilfe. Unter dem Deckmantel der Patientenvollmacht
darf der Betroffene selbst oder dürfen Angehörige, da seine
Zustimmungsfähigkeit bezweifelt wird, für ihn bestimmen, wann und
unter welche Bedingungen keine lebensverlängernden Maßnahmen mehr
unternommen werden dürfen. Wenn man sich noch einmal vor Augen führt,
welche Lawine an Pflegebedürftigkeit in den nächsten Jahren auf die
Gesellschaft zukommt, bedarf es keiner Fantasie, um sich auszumalen,
wer die Leidtragenden sind und welches Grauen unaufhaltsam auf sie
zurollt.
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LATEINAMERIKA/2239: Kolumbien - Regierung und ELN nehmen Friedensprozess wieder auf (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Regierung und ELN nehmen Friedensprozess wieder auf



Die Regierung Kolumbiens und die ELN setzen nach Krisen die
Friedensgespräche fort. Hauptprobleme sind Streitpunkte zur Demobilisierung
und fehlender Waffenstillstand.

(Bogotá, 8. November 2024, Colombia INFORMA) - Vom 1. bis 7. November
trafen sich die Friedensdelegationen der kolumbianischen Regierung und der
ELN in Venezuela, um nach Lösungen für die Krise im Friedensprozess zu
suchen. Ein weiteres Treffen ist vom 19. bis 25. November geplant.

In einem gemeinsamen Kommuniqué kündigten beide Delegationen die
Wiederaufnahme des Friedensprozesses an. Dieser war seit Monaten ins
Stocken geraten. Ziel des Treffens in Venezuela war es, Wege aus der Krise
zu finden.

Zu den wichtigsten Ergebnissen zählt die Rückkehr zu einer gemeinsamen
Vision von Frieden, basierend auf den Abkommen von Mexiko 2023. Zudem
vereinbarten die Delegationen, den Verhandlungstisch als einziges
Entscheidungs- und Verhandlungsorgan zu stärken.

"Wir sind uns einig, dass es dringend notwendig ist, die Krisenfaktoren zu
überwinden und das Notwendige zu tun, um in den nächsten zwanzig Monaten
der aktuellen Regierung maximale Fortschritte zu erzielen und zu diesem
Zweck an diesem neuen Verhandlungsmodell zu arbeiten", heißt es in dem von
den Friedensdelegationen der Regierung und des ELN unterzeichneten
Kommuniqué. Nach internen Konsultationen wollen sich die Parteien erneut
vom 19. bis 25. November in Caracas, Venezuela, treffen.

Das Treffen wurde von der Bolivarischen Republik Venezuela unterstützt und
fand in Anwesenheit der Garantiestaaten Brasilien, Chile, Kuba, Mexiko und
Norwegen statt. Zudem nahmen der Sonderbeauftragte des UN-Generalsekretärs,
die kolumbianische Bischofskonferenz und die Gruppe der Unterstützungs-,
Begleit- und Kooperationsländer (GPAAC) - bestehend aus Deutschland,
Spanien, Schweden und der Schweiz - teil.


Herausforderungen des Friedensprozesses

Die Krise im Friedensprozess wurde bereits im Februar deutlich. Damals wies
das Verhandlungsteam der ELN die Forderung der Regierung zurück, in Nariño
eine Demobilisierung der Frente Comuneros del Sur durchzuführen. Die ELN
warf der Regierung vor, ein doppeltes Spiel zu spielen: einerseits den
Friedensprozess mit der ELN aufrechtzuhalten, andererseits jedoch die
Demobilisierung in Nariño voranzutreiben.

Trotz Warnungen versuchte die Regierung, die Gespräche fortzusetzen,
kündigte jedoch an, die Verhandlungen ab April 2024 auf Eis zu legen.

Pablo Beltrán, Chefunterhändler der ELN, erklärte in einem Interview mit
der Journalistin María Fernanda Barreto, dass das Treffen in Venezuela dazu
diente, einen Ausweg aus der Sackgasse des Prozesses zu finden. Er betonte,
dass es für die ELN inakzeptabel sei, wenn ein Teil der Regierung den
Friedensprozess unterstütze, während ein anderer Teil ihn unterminiere.

Ein weiterer Konfliktpunkt ist die Fortsetzung der Demobilisierung der
Frente Comuneros del Sur, einer Abspaltung der ELN. Diese Gruppe erhebt
schwere Vorwürfe gegen die Regierung: Sie sei Teil eines militärischen
Plans, Mitglieder des Zentralkommandos zu eliminieren. Dieser Plan, der
unter der Regierung Duque begann, werde auch unter der Regierung Petro
fortgesetzt. Verschärft wird die Lage durch den Aufstieg paramilitärischer
Gruppen, die Ermordung sozialer Führer*innen und die Zusammenarbeit der
kolumbianischen Streitkräfte mit dem Clan del Golfo.


Kritik am Hochkommissar für Frieden, Otty Patiño

Soziale Organisationen fordern den Rücktritt des Hochkommissars für
Frieden, Otty Patiño. Sie werfen ihm vor, die Friedenspolitik der Regierung
ungeschickt zu verfolgen und unberechenbar auf den bewaffneten Konflikt in
den Regionen zu reagieren. Zudem bemängeln sie die mangelnde Reaktion der
Regierung auf ihre Forderungen.

Quellen aus dem Umfeld des Friedensprozesses berichten, dass Patiño
Spannungen nicht nur mit der ELN, sondern auch innerhalb der
Friedensdelegation der Regierung verursacht habe. Ihm wird vorgeworfen, auf
die Nichteinhaltung der Vereinbarungen aus der ersten Verhandlungsrunde
gedrängt zu haben. Diese untersagen es der ELN, parallele Dialoge mit nicht
autorisierten Sprechern zu führen und den Prozess zu nutzen, um die
Gegenseite zu spalten.

Zivilgesellschaftliche Akteur*innen kritisieren zudem wiederholte
logistische, administrative und finanzielle Mängel, die eine angemessene
Beteiligung sozialer Organisationen am Friedensprozess erschweren.


Keine bilaterale Waffenruhe

Die kolumbianische Regierung hat die militärischen Aktionen der ELN scharf
verurteilt, insbesondere den Angriff auf die Militärkaserne der Task Force
Quirón in Puerto Jordán de Arauquita (Arauca) am 17. September. Zudem
kündigte die ELN an, ab dem 9. November einen bewaffneten Streik in der
Subregion San Juan im Chocó durchzuführen. Dies wird auf die starke
Militarisierung durch die Streitkräfte und die Präsenz der
paramilitärischen Gruppe Clan del Golfo zurückgeführt.

Die Volksanwaltschaft rief die ELN auf, den Streik zurückzunehmen, da er
massive Auswirkungen auf die Gemeinden der Region haben werde. "Es wird der
dritte Streik in diesem Jahr sein, von dem 85 afro-indigene Gemeinden
betroffen sein werden, d.h. etwa 45.000 Menschen, von denen 7.500 sowohl
vom bewaffneten Konflikt als auch von den Umwelteinflüssen des Winters
betroffen sind", so das Büro des Ombudsmanns auf dem Mikroblogging-Portal
X.

Derzeit gibt es keinen bilateralen Waffenstillstand zwischen der ELN und
dem kolumbianischen Staat, nachdem die letzte Vereinbarung im August
ausgelaufen ist.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/politik-gesellschaft/regierung-und-eln-nehmen-friedensprozess-wieder-auf/

Link zum Originalartikel:

https://www.colombiainforma.info/gobierno-y-eln-reactivan-proceso-de-paz/
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HEGEMONIE/1844: Es regt sich der Feind ... (SB)




Wir befinden uns in einem globalen Kampf um Erinnerung. Die
Frage lautet, ob die europäische Unschuldsgeschichte überlebt. Oder
ob wir eine andere Geschichte erzählen. Eine, wie W.E.B. Dubois, Aimé
Cesaire oder Walter Benjamin sie zu erzählen versuchten. Eine, die
den europäischen Faschismus als Kehrseite des europäischen
Zivilisationsprojekts versteht. Als ein Projekt, dem das vernichtende
Element stets inhärent war.

Naomi Klein im Interview mit FR vom 11. Januar 2024


Wenn alle großen politischen Parteien in die Mitte, also nach rechts,
streben, dann gilt für den Staat nichts anderes. Mit Ausrufung einer
"Zeitenwende", deren strategische Leitlinien längst in den Schubladen
der Regierungsbürokratie lagen, bevor Russland im Februar 2022 die
Ukraine überfiel, nimmt die hegemonialpolitisch bestimmte Gangart
Deutschlands an Härte zu. Wo die Militarisierung der Gesellschaft und
die Vorbereitung des Landes auf den nächsten Krieg um Vorherrschaft
in Europa stramm den Ton angeben, werden auch nicht eigens im
Grundgesetz niedergelegte Staatszwecke dem unbeirrbaren Tritt des
Tambourmajors unterworfen. Exemplarisch für die weitreichenden
Folgen, die jenseits demokratischer Willensbildung gefasste
Entscheidungen haben können, ist die von Angela Merkel 2008 in einer
Rede vor der Knesset geäußerte Zusicherung, dass die Sicherheit des
Nationalstaats Israel zur deutschen Staatsräson gehöre, also für
keine Bundesregierung verhandelbar sei.

Das von der Hamas und anderen palästinensischen Akteuren beim
Ausbruch aus dem Gazastreifen am 7. Oktober 2023 angerichtete
Massaker an israelischen ZivilistInnen und SoldatInnen nahm mithin
von Anfang an eine Sonderstellung unter den Schäden ein, für deren
Entstehung der deutsche Staat und seine Wirtschaft mitverantwortlich
sind. Waffenlieferungen, Kapitalinvestitionen, Wirtschaftssanktionen,
die politische Unterstützung autokratischer Regimes, die Zerstörung
von Natur und Klima, die aus den hohen Gewinnen transnationaler
Unternehmen mit Sitz in Deutschland zu Lasten anderer Bevölkerungen
herausgerechnet wird - fast nichts davon wird als nationale Schuld
wahrgenommen, geschweige denn anerkannt. Hätte die von der
Ex-Bundeskanzlerin in Anspruch genommene historische Verantwortung
für die Vernichtung des europäischen Judentums durch
Hitlerdeutschland für die Kolonialgeschichte des Deutschen Reiches
wie die vielen Kriegsverbrechen von Wehrmacht und SS insbesondere in
Ost- und Südeuropa einen nur annähernd analogen Stellenwert in den
Staatszielen Deutschlands erhalten, dann wäre dies den
außenpolitischen Entscheidungen Berlins deutlich anzumerken.

Während die systematische Massenvernichtung jüdischer Menschen in den
Vernichtungslagern des NS-Regimes zweifellos eine historische
Spitzenstellung einnimmt, was organisierte Gewaltanwendung in
staatlichem Auftrag betrifft, bedeutet die Anerkennung dieser
Singularität nicht, alle anderen genozidalen Verbrechen
vernachlässigen zu müssen. Wo Staaten zu gruppenbezogener Gewalt mit
dem Ziel der totalen oder teilweisen Auslöschung einer national,
ethnisch, religiös definierten oder rassifizierten Bevölkerung und
ihrer Kultur greifen, verstoßen sie gegen die Genozidkonvention von
1948. Die Bedeutsamkeit dieses von dem Juristen Raphael Lemkin anhand
der Vernichtung und Verfolgung der Armenier im Osmanischen Reich von
1915 bis 1923 - auch daran war das Deutsche Reich beteiligt -
entwickelten und insbesondere für die juristische Verfolgung der
TäterInnen des Holocausts, dem fast die gesamte Familie des
polnisch-jüdischen Anwalts zum Opfer fiel, gedachten Begriffs für das
internationale Recht ist diesem beispiellosen Verbrechen geschuldet.

So löste die Ermordung und Entführung von 384 SoldatInnen und 815
ZivilistInnen wie die Geiselnahme von 251 Personen große
Erschütterung und tiefe Anteilnahme weltweit aus, handelte es sich
doch um das blutigste Ereignis seit dem Zweiten Weltkrieg, von dem
vor allem jüdische Menschen betroffen waren. Es war angesichts der
stets höchst asymmetrisch verlaufenden Kriege Israels gegen Gaza
absehbar und lag wohl auch im Kalkül der Täter, dass dieses Massaker
eine umfassende Reaktion der israelischen Regierung auslösen würde.
Während es die Hamas und ihre Verbündeten mit diesem Gewaltakt
geschafft hatten, Palästina wieder auf die Tagesordnung der
Weltgemeinschaft zu setzen und die an ihnen vorbei verhandelte
Verbesserung der Beziehungen Israels mit arabischen Staaten zu
torpedieren, setzten sie die Bevölkerung Gazas einer Bedrohung aus,
die seit 14 Monaten nicht nur in den Augen des Internationalen
Gerichtshofs (IGH) Charakteristika eines Genozids aufweist.

Während der IGH im Januar 2024 lediglich vorläufige Maßnahmen
anordnete und kein Urteil über den Sachverhalt des von Südafrika
eingeleiteten Verfahrens gegen Israel wegen Verstoßes gegen die
Genozidkonvention traf, dabei allerdings die Plausibilität des
Vorwurfs anerkannte, sind inzwischen zahlreiche JuristInnen,
AktivistInnen und PolitikerInnen dazu übergegangen, einen Genozid
ohne Anführungsstriche anlässlich des mit dem Recht auf
Selbstverteidigung immer weniger zu begründenden Ausmaßes der
Zerstörungen und Todesopfer in Gaza zu attestieren. Sie berufen sich
dabei zum einen auf zahlreiche Äußerungen israelischer
RegierungspolitikerInnen, die die Absicht dokumentieren, alle in Gaza
lebenden Menschen kollektiv zu bestrafen und auf ihre zumindest
teilweise Vertreibung aus dem kleinen Küstenstreifen als auch eine
israelische Wiederbesiedlung hinzuarbeiten. Zum andern wird der
Vorwurf des Genozids damit begründet, dass die israelischen
Streitkräfte in den vergangenen 14 Monaten nicht nur Kriegsverbrechen
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen haben sollen, so der
Inhalt der gegen den israelischen Ministerpräsidenten Benjamin
Netanjahu, den ehemaligen Verteidigungsminister Joaw Galant und den
mutmaßlich bereits getöteten Hamas-Führer Mohammed Deif ergangenen
Haftbefehle des Internationalen Strafgerichtshofes (IStGH), sondern
dass die dabei freigesetzte Zerstörungsgewalt die konsequente
Umsetzung einer initialen Absicht darstellt. Letzteres muss nicht der
Fall sein bei Mittäterschaft, wie frühere Urteile in internationalen
Rechtsverfahren belegen, die Haftstrafen wegen der bloßen Beteiligung
an genozidalen Verbrechen verhängten, und könnte theoretisch die
Waffenlieferungen aus den USA und Deutschland an Israel zum Gegenstand
von Ermittlungen machen.
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14 Monate Krieg in Gaza unter internationaler Observation

Berufen können sich die KritikerInnen der Kriegführung Israels auf
diverse Studien, Untersuchungen und Investigativrecherchen von
Menschenrechtsorganisationen, UN-Institutionen, AkademikerInnen und
JournalistInnen, die Israel wenn nicht Genozid, dann Kriegsverbrechen
wie ethnische Säuberungen anlasten und dies mit umfassendem
Datenmaterial dokumentieren. Die UN-Sonderberichterstatterin für die
besetzten Gebiete Palästinas, Francesca Albanese, legte im März 2024
dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen in Genf ihren Bericht
"Anatomy of a Genocide" vor, laut dem Israel sich beim Angriff auf
Gaza zumindest drei der in der Genozidkonvention aufgeführten
Tatbestände schuldig gemacht habe.

"A Cartography of Genocide" ist der Titel des 827seitigen Reports der
am Goldsmith-College in London angesiedelten Recherchegruppe Forensic
Architecture. Die häufig von ihrem Gründer und Leiter, dem
Architekturprofessor Eyal Weizman, repräsentierten
GeowissenschaftlerInnen machen nicht nur hochaufgelöste Daten zur
israelischen Kriegführung in Gaza öffentlich zugängig, sondern
visualisieren auch den Stand der Zerstörung in einer interaktiven
Landkarte gleichen Namens. Auf ihr können anhand einer regelmäßig
aktualisierten Zeitleiste verschiedene Vektoren ins Bild gesetzt
werden, anhand derer sich zeigt, wie planmäßig Israel Gaza in eine
lebensfeindliche Trümmerwüste verwandelt hat.

Die systematische Elimination aller Voraussetzungen dafür, in dem
hermetisch durch tödliche israelische Grenzanlagen abgeschlossenen,
weitgehend urbanisierten Gebiet von 365 Quadratkilometern - zum
Vergleich: das historische Ost-Berlin umfasste 403 Quadratkilometer -
ein halbwegs normales gesellschaftliches Leben vollkommen unmöglich
zu machen, zeigt sich desto deutlicher, je länger der Krieg dauert.
90 Prozent der Bevölkerung wurden, nicht selten mehrfach, vertrieben,
dabei verfolgt Israel die Strategie, die mittlerweile 84 Prozent des
Gebiets betreffenden Evakuierungsorder durch den Beschuss und die
Bombardierung als sicher ausgewiesene Zonen de facto für ungültig zu
erklären. Auch von direkten Angriffen auf die Flüchtenden wurde
berichtet, was schlussendlich die Gewissheit unter den Betroffenen
zementiert, dass kein Ort in Gaza sicher ist.

Forensic Architecture belegt auch den systematischen Charakter der
Aushungerung der Bevölkerung Gazas - 70 Prozent der
landwirtschaftlichen Flächen und 45 Prozent aller Gewächshäuser
zerstört, über 300 militärische Angriffe auf Hilfskonvois und Orte
der Lebensmittelverteilung, und das bei permanenter Unterversorgung
des ohne Nahrungsmittelimporte nicht überlebensfähigen Gebietes. 74
Prozent der zivilen Infrastruktur Gazas wurden zerstört - Schulen,
Universitäten, Krankenhäuser und andere medizinische Einrichtungen,
Regierungsgebäude, religiöse Institutionen und Orte des kulturellen
Gedächtnisses.

Dabei wurden unterschiedlichen Quellen zufolge bis zu 190
JournalistInnen, 340 MitarbeiterInnen von Hilfsorganisationen wie
UNRWA, mehr als 1000 ÄrztInnen und PflegerInnen getötet. Über 45.000
PalästinenserInnen wurden in Gaza insgesamt getötet, darunter 17.500
Kinder, wobei von einer weit höheren Dunkelziffer unter den
Trümmerbergen verborgener Toter ausgegangen wird. Laut WHO verfügt
Gaza pro Kopf der Bevölkerung über die höchste Zahl von Kindern,
denen mindestens eine Extremität amputiert wurde, wobei dies häufig
ohne Betäubung erfolgt ist, weil der Nachschub an Medikamenten nicht
ausreicht. Mehr als 10.000 KrebspatientInnen, die dringend behandelt
werden müssten, warten in Gaza darauf, dass ihnen die Grenze geöffnet
wird.

Der im Westjordanland immer aggressiver auftretende
Siedlerkolonialismus - zahlreiche SiedlerInnen gehören selbst den
Israel Defense Forces (IDF) an und wären rechtlich eigentlich dazu
verpflichtet, Angriffen auf die palästinensische Bevölkerung Einhalt
zu gebieten - hat seit Kriegsbeginn rund 800 Todesopfer zur Folge,
darunter 170 Kinder. Was zuvor ein international beachteter Krieg
eigener Art gewesen wäre, verläuft heute im Schatten größerer
Katastrophen praktisch unbemerkt. Für das Vorhaben expansiver
Besiedlung gibt es kaum eine bessere Gelegenheit, als sie im Rahmen
einer permanenten, immer mehr Nachbarländer Israels betreffenden
Eskalation durchzusetzen.

Die Bodenoffensive der IDF in Gaza hat inzwischen zum Ergebnis, dass
mehr als ein Drittel des Territoriums durch Abstandszonen an den
Grenzanlagen und Militärstützpunkten, durch für israelische Truppen
reservierte Straßen, den von ihnen besetzten Philadelphi-Korridor an
der Südgrenze zu Ägypten und den Netzarim-Korridor, der den Norden um
Gaza-Stadt vom Süden abtrennt, praktisch dem Zugang der
PalästineserInnen entzogen wurde.

Die sich dem Evakuierungsbefehl der IDF widersetzende Bevölkerung im
Norden Gazas wird von den Vereinten Nationen auf 65.000 bis 75.000
Menschen geschätzt. Seit Anfang Oktober ist insbesondere die Stadt
Beit Lahiya permanenten Angriffen ausgesetzt. Die Menschen haben fast
nichts zu essen und trinken, es gibt kaum noch medizinische Hilfe,
die von verwesenden Leichen kontaminierte Trümmerwüste ist derart
zerstört, dass selbst Einheimischen die Orientierung schwerfällt. Auf
den Straßen droht nicht nur konventioneller Beschuss, sondern mit
Maschinenwaffen versehene Quadcopter sind auf Menschenjagd, während
es immer wieder zu Angriffen auf Wohnhäuser kommt, denen ganze
Familien zum Opfer fallen.

Die Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch (HRW) wirft Israel
anlässlich ihres Mitte November veröffentlichten, 154 Seiten starken
Berichts "Hopeless, Starving, and Besieged: Israels Forced
Displacement of Palestinians in Gaza" Verbrechen gegen die
Menschlichkeit vor. Bei der Präsentation des Reports erklärte seine
Hauptautorin Nadia Hardman: "Die israelische Regierung kann nicht
behaupten, das Leben von Palästinensern zu schützen, wenn sie diese
gleichzeitig auf den Fluchtrouten tötet, sogenannte Sicherheitszonen
bombardiert und den Zugang zu Nahrungsmitteln, Wasser und sanitärer
Versorgung unterbricht."

Amnesty International (AI) und Medico International erheben
regelmäßig Forderungen an die Adresse Israels, seinen
Menschenrechtsverpflichtungen nachzukommen, wobei zumindest auf der
englischsprachigen AI-Seite angesichts der Situation im Norden Gazas
klar ausgesprochen wird, dass Israel trotz des vom IStGH zu
Jahresbeginn ausgesprochenen Verdachts auf Genozid den vom Gericht
angeordneten Maßnahmen in keiner Weise nachgekommen ist. Während die
Stellungnahmen von HRW und AI etwa in den jugoslawischen
Sezessionskriegen häufig Anlass zu spektakulären Überschriften in
deutschen Medien gaben, bleiben diese in Sachen Israel und Palästina
eher zurückhaltend. Schon der 2021 durch HRW und 2022 durch AI
bekräftigten Aussage, dass die Besatzungspolitik Israels den
Tatbestand eines Apartheid-Regimes erfüllt, wurde in der
Bundesrepublik nur wenig Aufmerksamkeit zuteil.

Auch israelische Menschenrechtsorganisationen wie B'Tselem oder
Addameer nehmen kein Blatt vor den Mund, wenn es um die Anprangerung
menschenrechtswidriger Praktiken der israelischen Regierung und
Streitkräfte geht. Beide Akteure sind insbesondere in der
Gefangenenhilfe aktiv. So hat B'Tselem mit dem Report "Welcome to
Hell" Zeugnis von den Folterungen abgelegt, die PalästinenserInnen in
israelischer Haft nicht erst, aber besonders seit Kriegsbeginn zu
erleiden haben. Addameer bestätigt die Existenz von 10.200
palästinensischen politischen Gefangenen, darunter 270 Kinder und
3443 von Administrativhaft betroffene Insassen, deren zeitlich
unabsehbarer Freiheitsentzug außerhalb rechtsstaatlicher Prozeduren
erfolgt. Dabei von Geiseln zu sprechen fiele hierzulande kaum
jemandem ein, zumal derartige Nachrichten meist unterhalb der
Wahrnehmungsschwelle großer deutscher Medien bleiben. Umso mehr
bleiben die Berichte palästinensischer Menschenrechtsorganisationen
wie die des Palestinian Center for Human Rights (PCHR) ungenannt.
Deutsche JournalistInnen zitieren zwar ohne Quellenangabe
Informationen der IDF, sind aber dennoch bedacht darauf, Daten aus
palästinensischer Hand als unüberprüfbar zu markieren.
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Im Land der Ahnungslosen

In den Medien der BRD war es eine Art running gag, sich über
diejenigen Teile der DDR, die kein Westfernsehen empfangen konnten,
als "Tal der Ahnungslosen" lustig zu machen. Entsprechendes könnte
heute von ganz Deutschland behauptet werden, zumindest was die
Berichterstattung über das von Israel besetzte Palästina betrifft. So
ist hierzulande nur wenigen Menschen der Name Hind Rajab bekannt. Das
Auto, in dem die fünfjährige Hind saß, war bei der Flucht aus
Gaza-Stadt im Januar 2024 unter Beschuss geraten. Onkel, Tante und
drei derer Kinder starben sofort, während es Hinds 15jähriger Kusine
Layan Hamadeh noch gelang, telefonisch mit dem Palästinensischen
Roten Kreuz Kontakt aufzunehmen. Während des Gespräches wurde sie von
einem vorbeifahrenden Panzer unter lauten Schreien erschossen, so
dass sich Hind als einzige Überlebende in dem Kia befand.

Die Kontaktperson vom Roten Kreuz, die daraufhin wieder anrief,
sprach drei Stunden lang mit der verängstigten Hind und wies sie an,
sich im Fahrzeug zu verstecken, bis Rettung eintreffe. Zwei
palästinensische Mitarbeiter wurden nach Absprache mit den IDF in
einem Krankentransporter losgeschickt, um Hind zu bergen, doch alle
drei blieben zwölf Tage lang verschollen. Nach dem Abzug der
israelischen Truppen wurde schließlich das von Kugeln durchsiebte
Auto mit den Leichen Hinds und ihrer Verwandten entdeckt, unweit
davon befand sich der ebenfalls völlig zerstörte Krankenwagen mit den
zwei toten Fahrern. Laut der Untersuchung von Forensic Architecture
hatte die Besatzung des Panzers trotz freier Sicht auf das Fahrzeug
und seine Insassen 335 Schuss Maschinengewehrmunition verfeuert. Auch
die zur Hilfe eilende Ambulanz soll dem Beschuss durch einen Panzer
zum Opfer gefallen sein.

Diese Geschichte machte nach der Veröffentlichung der
Telefonmitschnitte im Februar weltweit Schlagzeilen und wurde in
sozialen Netzwerken vieltausendfach kommentiert. Die AktivistInnen
der Palästina-Solidaritätsbewegung benannten das traditionsreiche
Gebäude Hamilton Hall an der Columbia University in New York City im
Rahmen der landesweiten Campusbesetzungen in "Hind's Hall" um, getreu
der Tradition früherer Protestbewegungen, die Hamilton Hall 1972 als
Zeichen des Widerstands gegen den Vietnamkrieg und 1985 gegen die
Apartheidpolitik Südafrikas für besetzt erklärt hatten. Der damals
vergebene Name "Mandela Hall" erinnert daran, dass der
Befreiungskämpfer ein großer Unterstützer des palästinensischen
Kampfes war. So erklärt er 1997 am Internationalen Tag der
Solidarität mit Palästina: "Wir wissen sehr genau, dass unsere
Freiheit unvollständig ist ohne die Freiheit der Palästinenser."

Weitgehend unbekannt geblieben ist hierzulande auch der Name Aaron
Bushnell. Der 25jährige sozial engagierte Soldat der US Air Force
hatte sich am 25. Februar dieses Jahres, vor der israelischen
Botschaft in Washington D.C. stehend, angezündet. Auf dem Weg zu
seiner Selbstverbrennung, den er in einem Livestream übertrug,
erklärte Bushnell: "Ich stehe im aktiven Dienst der United States Air
Force und will nicht länger mitschuldig am Genozid sein. Ich habe
vor, einen extremen Akt des Protestes zu verüben. Das ist jedoch
verglichen mit dem, was die Menschen in Palästina durch die Hände der
Kolonisatoren erleben mussten, keineswegs extrem. Das ist die
Normalität, für die sich unsere herrschende Klasse entschieden hat."

Als seine "Free Palestine"-Rufe verstummten und der brennende
Bushnell zu Boden ging, hielt ein Sicherheitsbeamter so lange die
Waffe auf ihn gerichtet, bis ihn ein Helfer anschrie, nicht auf ihn
zu schießen, sondern einen Feuerlöscher zu holen. Das Ereignis wurde
weltweit wahrgenommen und ausführlich kommentiert, nur in Deutschland
sollte nicht darüber nachgedacht werden, wie ein offensichtlich
verantwortungsbewusster junger Mensch darauf kommen konnte, sein Leben
für einen freiwilligen Akt des Widerstands zu geben. Allein die
beispielhafte News Show des US-Fernsehkanals Democracy Now, die
ausführlich über Bushnells Schritt berichtet hatte, vermittelte in
zehn Minuten und anschließenden Interviews mehr und umfassendere
Informationen über diesen Krieg als manch deutscher Radio- oder
TV-Sender mit weit größerem Personal in einer ganzen Woche.

Vor allem kommen dort die direkt Betroffenen, seien es von
Polizeigewalt betroffene Schwarze, an der militärisch befestigten
US-Südgrenze gestrandete MigrantInnen, aufgrund ihres Eintretens für
den Erhalt der Wälder angegriffene Indigene oder am Rande des Todes
stehende PalästinenserInnen, ausführlich und regelmäßig zu Wort. In
Deutschland hingegen sind sich JournalistInnen einig darin, etwa in
der viel Raum einnehmenden Debatte um Flüchtende keinesfalls
diejenigen unverschnitten sprechen zu lassen oder gar in die
Talkrunde einzuladen, die aus erster Hand Bericht erstatten könnten,
sondern über ihre Köpfe hinweg die Festung Europa auszubauen. Das ist
kein Problem von Sprachkenntnissen, heute sind die Möglichkeiten
einer schnellen Übersetzung auch in Live-Situationen so weit
entwickelt, dass es sich dabei um eine durchsichtige Ausrede handelt.

Informationen über die Folgen der Angriffe Israels auf Gaza sind im
World Wide Web frei verfügbar, so etwa die herausragende
Berichterstattung des +972-Magazins, dessen ReporterInnen in den
Kriegsgebieten arbeiten oder Investigativrecherchen in Israel
durchführen. Die dort veröffentlichten Artikel des Journalisten Yuval
Abraham über die verheerende Bilanz der AI-gestützten Zielauswahl bei
Bombenangriffen der IDF auf Gaza haben weltweit für Aufsehen gesorgt
und werden bis heute herangezogen, wenn es um militärische Analysen
der Kriegführung Israels geht.

Warum davon so wenig für das deutsche Publikum übernommen wurde? Bei
dem Israeli Yuval Abraham handelt es sich um jenen Filmemacher, der
mit dem palästinensischen Co-Regisseur Basel Adra im Februar 2024 auf
der Bühne der Berlinale den Preis für ihren Film "No Other Land"
entgegennahm. Darin wird der zivile Widerstand gegen die Gewalt
israelischer SiedlerInnen aus eigenem Erleben heraus dokumentiert.
Indem Abraham in seiner spontanen Dankesrede die militärische
Besatzung, unter der PalästinenserInnen im Westjordanland leiden,
unter Applaus des Publikums als Apartheid bezeichnete, löste er einen
veritablen Antisemitismusskandal aus. Die anwesende Kulturbeauftragte
des Bundes, Claudia Roth, gab später zu Protokoll, ihr Applaus habe
ausschließlich dem jüdisch-israelischen Filmemacher gegolten, nicht
seinem palästinensischen Kollegen. Sie bestätigte damit praktisch die
Klage Abrahams, trotz räumlicher Nähe zu Adra durch den völlig
anderen Rechtsstatus, den er als Israeli im Unterschied zu ihm
genieße, Welten von seinem Kollegen getrennt zu sein.

Auch die traditionsreiche Haaretz, mit ihrer Gründung 1918 älteste
Tageszeitung Israels, wird in der Bundesrepublik nur gelegentlich
zitiert, obwohl ihre englischsprachige Ausgabe umfassende Einblicke
in israelische Debatten rund um den Krieg gewährt. Seit ihr
Herausgeber Amos Schocken, dessen Familie die Zeitung seit 1935 in
ihrem Besitz hat und Mehrheitsaktionär ist, Premierminister Netanjahu
Ende Oktober dafür kritisierte, ein Apartheid-Regime über die
palästinensische Bevölkerung verhängt zu haben und "palästinensische
Freiheitskämpfer" als "Terroristen" zu bezeichnen, wird Haaretz von
der Regierung trotz Entschuldigung Schockens boykottiert. Das sind
nur wenige Beispiele für die insbesondere in den USA, dem Land mit
der größten jüdischen Bevölkerung außerhalb Israels und einer
nennenswerten palästinensischen Community, reichhaltige
Medienlandschaft, die sich kritisch und häufig aus entschieden linker
Sicht mit Israels Besatzungspolitik und Kriegführung
auseinandersetzt.

Von den vielen signifikanten Entwicklungen, die seit dem 7. Oktober
2023 Millionen von Menschen bewegen und zu den größten
Straßenprotesten gegen einen Krieg seit den Demonstrationen gegen den
bevorstehenden US-Angriff auf den Irak 2003 führten, ist die
Bevölkerung der Bundesrepublik bis auf eigens an widerständigem
Aktivismus interessierte Kreise weitgehend verschont geblieben.
Vermutlich soll es gar nicht erst so weit kommen, dass das Entsetzen
einer wachsenden Zahl von Menschen angesichts der Vorgänge in Gaza
und darüber hinaus in offenen Protest umschlägt, soll doch die
Bundesrepublik auch weiterhin ein Land der Ahnungslosen bleiben.




[image: Das Graffiti zeigt zwei israelische Soldaten, die einen palästinensischen Gefangenen mit Augenbinde abführen - Foto: © 2013 by Sabine Werner]

Alltag der Besatzungspolitik - Graffiti an der Sperrmauer im
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Draußen vor der Tür ein Ungeheuer

Das könnte jedoch aus mehreren Gründen schiefgehen, häufen sich mit
anhaltender Dauer der humanitären Katastrophe in Gaza doch die
Ereignisse, die die fortgesetzte Rechtfertigung des militärischen
Vorgehens Israels durch die Bundesregierung als politische Willkür
erscheinen lassen. So hat die Verfügbarkeit praktisch ungefilterter
Informationen in Bild, Ton und Text aus dem Krieg dazu geführt, dass
inzwischen vom ersten live übertragenen Genozid der Geschichte die
Rede ist. Das ist nicht nur Polemik, sondern beschreibt die
emotionale Wucht einer Bildproduktion von schonungsloser Direktheit.

Die audiovisuelle Qualität der meist mit Smartphones aufgenommenen
Bilder von Menschen in abgerissener Kleidung, die zwischen
Schuttbergen herumstolpern und sich offensichtlich in einem elenden
Zustand befinden, den Einschlägen von Bomben in nur einige Dutzend
Meter entfernte Häuser, die mit dröhnendem Krachen inmitten einer
sich schnell ausbreitenden Staubwolke in sich zusammenstürzen, von
nichtsahnenden Personen, die eine ländliche Straße entlanggehen und
von einem Augenblick auf den anderen durch eine Drohne zerfetzt
werden, von halb verhungerten oder mit Kopfschuss getöteten Kindern,
von verzweifelten Angehörigen, die nach einem Bombenangriff vom Tod
des größten Teils ihrer Familie erfahren, von einem Gang durch ein
Haus, in dem zahlreiche Leichen liegen, die einem Massaker zum Opfer
gefallen zu sein scheinen, mag unscharf und wacklig sein - jedoch
können diese Bilder das Gefühl einer tiefen Bedrohung auslösen, von
der jeder Mensch instinktiv weiß, dass es keine wirklich sichere
Distanz zu ihr gibt.

Dass die in fast jedem schrecklichen Detail reproduzierbare
Grausamkeit dieses Krieges in eine Art von kognitiver Dissonanz
umschlägt, könnte neben der Ausweitung des Konflikts auf einen
Flächenbrand in Westasien das vielleicht folgenreichste Ergebnis
dieser Auseinandersetzung um das Recht der PalästinenserInnen auf
Selbstbestimmung und Eigenstaatlichkeit sein. Zu wissen, dass an
anderen Orten unter mittelbarer Beteiligung des eigenen Landes
Fürchterliches geschieht, sich davon aber nicht in seinen eigenen
alltäglichen Pflichten und Interessen irritieren zu lassen, bedarf
systematisch induzierter und zugleich moralisch integrer Ignoranz.
Eine solch große, beunruhigende Widersprüche beschwichtigende Klammer
zur Stärkung der Akzeptanz dieses Krieges in Deutschland zu schaffen,
wurde im Bundestag mit zweifelhaftem Erfolg versucht.

Angesichts dieser Schrecken bürgerliche Konformität und subjektives
Wohlbefinden zu kultivieren, ist insbesondere Jugendlichen nicht ohne
weiteres gegeben. Es ist die Folgenlosigkeit gezielt und systematisch
begangener Tötungs- und Zerstörungshandlungen, die es ihnen
insbesondere bei selbst erlebten Einschüchterungen und
Einschränkungen durch administrative Gewaltanwendung schwerfallen
lässt, an die Funktionsfähigkeit des demokratischen Rechtsstaates zu
glauben. Es ist die Fassungslosigkeit über die offenkundige
Straflosigkeit zum Himmel schreiender Taten, die in der
vergleichbaren Situation des Angriffs Russlands auf die Ukraine ganz
andere Konsequenzen zeitigen, die ihre Skepsis gegenüber den
Lautsprechern des herrschenden Konsensmanagements steigert. Es ist
das Gefühl, hinters Licht geführt zu werden, wenn
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen den unter russischen
Angriffen auf ihre Energieinfrastruktur leidenden UkrainerInnen und
ihren im Abwehrkampf gegen die vorrückenden Truppen des Kreml
sterbenden SoldatInnen felsenfeste Solidarität versichert, um Israel
gleichermaßen die ungeteilte Unterstützung der EU in diesem Krieg
zuzusichern. Nach 14 Monaten Krieg, in dem mindestens 45.000
PalästinenserInnen getötet und Hunderttausende vertrieben,
traumatisiert und verletzt wurden, fällt es allerdings schwer zu
akzeptieren, dass Israel seitens der EU immer noch das Recht auf
Selbstverteidigung gegenüber einer Aggression zugestanden wird, die
nicht allein von der Hamas ausgehen soll, sondern für die die ihrer
Aushungerung und Dezimierung ohnmächtig ausgelieferte Bevölkerung
Gazas insgesamt in Haftung genommen wird.

Dieses Aufbrechen des schon aufgrund herrschender Klassenwidersprüche
schwer herstellbaren gesellschaftlichen Zusammenhalts kann durch
Maßnahmen staatlicher Ideologieproduktion wie des Verabschiedens
einer Resolution zum Schutz jüdischen Lebens, die die Akzeptanz der
unterstellten Identität des Staates Israels mit dem weltweiten
Judentum praktisch zur Bedingung ihrer Durchsetzungskraft erhebt,
nur weiteren Auftrieb erhalten. Der am 7. November 2024 durch die
Abgeordneten der SPD, Unionsparteien, Grünen, FDP und AfD
verabschiedete Antrag "Nie wieder ist jetzt: Jüdisches Leben in
Deutschland schützen, bewahren und stärken" wurde in einem bei
Angelegenheiten, die der Unterstützung Israels dienen, nie
dagewesenen Ausmaß öffentlich kritisiert. In zahlreichen
Pressekommentaren und Rundfunkbeiträgen wurde die Resolution schon im
Vorfeld als Einschränkung der Meinungsfreiheit und Angriff auf die
politische Autonomie von Kunst und Kultur bewertet. In der FAZ wurde
ein alternativer Formulierungsvorschlag, der den Vorwurf des
Antisemitismus bei Kritik des Staates Israel entkräftet, bis zum
6. November von fast 5000 Personen unterzeichnet.
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Ohne Hilfswerk der Vereinten Nationen gibt es für Palästina-Flüchtlinge
im Nahen Osten (UNRWA) kein Überleben
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IHRA-Arbeitsdefinition fischt im Trüben

Während außer Frage steht, dass die organisierte Bekämpfung von
Antisemitismus wie jedes Rassismus in einer pluralistisch verfassten
Gesellschaft unabdinglich ist, zumal in einer Zeit, in der
faschistoide Tendenzen weltweit auf dem Vormarsch sind, werden die
Kriterien, anhand derer Antisemitismus festgestellt wird, in der
Resolution auf eine Weise formuliert, dass von besagter Staatsräson
abweichende Positionen, selbst wenn sie strafrechtlich und
grundgesetzlich nicht zu beanstanden sind, repressiven Wirkungen
aller Art ausgesetzt sein können.

Dies ist insbesondere auf den zur Grundlage der Resolution erhobenen
Gehalt der Arbeitsdefinition der International Holocaust Remembrance
Alliance (IHRA) zurückzuführen. In der inzwischen breit entfalteten
Debatte um den Inhalt dieser Definition wird von vielen
Rechtsgelehrten die Ansicht vertreten, dass sie als Grundlage für
eine wirksame Bekämpfung des Antisemitismus ungeeignet sei. Einem von
13 RechtswissenschaftlerInnen verfassten Text unter dem Titel: "Die
Implementation der IHRA-Arbeitsdefinition Antisemitismus ins deutsche
Recht - eine rechtliche Beurteilung", der am 18. Dezember 2023 auf
dem Verfassungsblog veröffentlicht wurde, sind folgende sechs Punkte
zum Zwecke einer schnellen Orientierung vorangestellt:

1. Die IHRA-Arbeitsdefinition ist ausdrücklich als nicht
 rechtsverbindlicher Text von der IHRA verabschiedet worden und auch
 nicht wie ein solcher formuliert. Sie dient dem Monitoring. Sie zum
 faktisch bindenden Text zu machen, geht gegen ihre Rechtsnatur. Sie
 ist viel zu unpräzise, um Rechtssicherheit zu erzeugen oder
 Behördenpraxis zu etablieren. Zudem ist der Status der elf
 Anwendungsbeispiele, die nicht zur Definition gehören, aber oft mit
 hinzugezogen werden, völlig unklar.

 2. Die Annahme der IHRA-Arbeitsdefinition als
 Regulierungsinstrument würde teilweise weitreichende
 verfassungsrechtliche Verwerfungen erzeugen, die nicht
 überblickt werden können. Insbesondere ist eine darauf gestützte
 Behördenpraxis ganz unvorhersehbar. Erfahrungen aus Kontexten, in
 denen die IHRA-Arbeitsdefinition als Regulierungsinstrument diente,
 zeigen, dass sie für erhebliche Einschränkungen von Grundrechten
 genutzt wird sehr häufig auch gegen Juden, die die Politik der
 jeweiligen Regierung Israels kritisieren.

 3. Eine Annahme der IHRA-Arbeitsdefinition würde Verstöße gegen
 höherrangiges Recht, insbesondere das Grundgesetz und die
 Europäische Menschenrechtskonvention, nach sich ziehen oder
 zumindest wahrscheinlich machen. Das betrifft insbesondere das Recht
 der freien Meinungsäußerung und seine Anwendungen etwa im
 Versammlungsrecht und im politischen Strafrecht. Es betrifft auch
 die Kunstfreiheit, für die die IHRA-Arbeitsdefinition nicht passt,
 sowie die Freiheit von Forschung und Lehre.

 4. Die IHRA-Arbeitsdefinition zur prinzipiellen Grundlage von
 Förderungsrichtlinien zu machen, ist rechtlich problematisch.
 Offensichtlich ist das für die Forschungsförderung. Denn die
 Definition des Antisemitismus ist selbst Gegenstand der
 Wissenschaft; ihr kann eine bestimmte Definition nicht
 vorgeschrieben werden. Aber auch bei der Kunstfreiheit fragt sich,
 ab wann die Kunst nicht mehr frei ist (wie das Grundgesetz fordert),
 weil eine zu extensive Nutzung der IHRA-Arbeitsdefinition und eine
 Selbstzensur auch dort eingreifen, wo es die Bekämpfung von
 Antisemitismus nicht mehr erfordert. Schließlich kann die
 Meinungsfreiheit betroffen sein, wenn früher in anderem Kontext
 gemachte Aussagen in die Beurteilung der Förderwürdigkeit mit
 einbezogen werden.

 5. Die IHRA-Definition ist für eine antidiskriminierungsrechtliche
 Bekämpfung von Antisemitismus nicht erforderlich; sie ist teilweise
 hinderlich für die wirksame Bekämpfung der Diskriminierung von
 Jüd:innen. Das Antidiskriminierungsrecht kennt keine vergleichbare
 staatliche Definition von Rassismus, Sexismus oder Homo- und
 Transphobie.

 6. Im Aufenthalts- und Asylrecht würde die Implementierung der
 IHRA-Definition erhebliche Probleme schaffen und kann zu Konflikten
 mit der Genfer Flüchtlingskonvention führen, die enge
 Voraussetzungen stellt.
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Wen schützt die Resolution "Nie wieder ist jetzt"?

Die maßgebliche Gültigkeit der IHRA-Arbeitsdefinition wird in der
Resolution, wie es im gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD,
CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP vom 1. November heißt,
bekräftigt: "Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich gegenüber
den Ländern und Kommunen dafür einzusetzen, dass sie entsprechende
Regelungen implementieren und, sofern noch nicht geschehen, die
IHRA-Antisemitismusdefinition als maßgeblich heranziehen." Die
zahlreichen Einwände gegen ihre Verabschiedung haben nicht verhindern
können, dass der Kampf gegen Antisemitismus auf parlamentarischer
Ebene eine gesinnungspolitische Schieflage erhalten hat. Diese
resultiert insbesondere daraus, dass die Resolution nicht
rechtsverbindlich ist, dennoch mit Normen und Kriterien der
Maßregelung öffentlich geäußerter Ansichten arbeitet, die praktische
Auswirkungen wie den Entzug von Subventionen im Wissenschafts- und
Kulturbereich, das Verhängen von Vereins- und Betätigungsverboten wie
rechtliche Verschärfungen, die die Betätigungs- und Bewegungsfreiheit
verschiedener gesellschaftlicher Gruppen betreffen, auslösen können.

Angesichts der Uneindeutigkeit dessen, was den Tatbestand des
Antisemitismus laut der Resolution ausmacht, und der angeführten
Beispiele - unter anderem wird der Auftritt von Yuval Abraham und
Basel Adra auf der Berlinale als exemplarischer Akt von
Antisemitismus angeführt -, eignet sich dieser parlamentarische
Beschluss als Mittel zur Unterdrückung oppositioneller Stimmen, die
sich gegen die Unterstützung Israels in diesem Krieg im Besonderen
wie seiner Besatzungspolitik im Allgemeinen wenden. Die Abgeordneten
berufen sich ausdrücklich auf den BDS-Beschluss des Bundestages von
2019, der ebenfalls keine Rechtsverbindlichkeit beansprucht, aber zur
starken Einschränkung der Arbeit dieser am Boykott des
Apartheidregimes in Südafrika orientierten Bewegung geführt hat.

Auch damals war in allerdings weniger breitem Ausmaß Einspruch gegen
die Verabschiedung dieses Instruments der Delegitimierung einer
zivilgesellschaftlichen Protestform mit Hilfe des
Antisemitismusvorwurfes erhoben worden. So hatte der Professor an der
Abteilung für Jüdische Geschichte und Modernes Judentum an der
Hebräischen Universität Jerusalem, Amos Goldberg, im Einklang mit 240
AkademikerInnen kritisiert, dass der Beschluss an den politischen
Interessen der Regierung Israels orientiert sei und den
Antisemitismusvorwurf benutze, um deren Menschenrechtsverletzungen zu
schützen. Goldberg lehnt auch die IHRA-Antisemitismusdefinition als
repressives Mittel gegen Kritik an der israelischen Politik ab und
schlägt an Stelle dessen wie viele andere die Jerusalemer Erklärung
zum Antisemitismus als normative Grundlage vor. Sie wurde 2021
erklärtermaßen als Alternative zur IHRA-Arbeitsdefinition von 20
AkademikerInnen erarbeitet und von 359 KollegInnen unterzeichnet.

Während die nicht vorhandene Rechtsverbindlichkeit der am 7. November
verabschiedeten Resolution auf den ersten Blick wie eine Minderung
des regulatorischen Drucks erscheint, der aus beiden genannten
Versuchen hervorgeht, das Attribut des "israelbezogenen"
Antisemitismus im Verhältnis zu allgemein gültigeren Definitionen
dieser Form rassistischer Feindseligkeit aufzuwerten, bewirkt die
dadurch unmöglich gewordene verfassungsrechtliche Prüfung das glatte
Gegenteil dessen. Die Frage, warum eine von mehr als 90 Prozent der
Abgeordneten des Deutschen Bundestages, also von einer Mehrheit, die
sogar Verfassungsänderungen beschließen könnte, getragene Erklärung
zugunsten jüdischen Lebens in Deutschland nicht in ein wasserdichtes
Gesetz gegossen, sondern der Unangreifbarkeit einer Meinungsbekundung
des Parlaments überantwortet wurde, erklärt sich sicher auch dadurch,
dass der Inhalt der Resolution einer verfassungsrechtlichen
Überprüfung voraussichtlich nicht standgehalten hätte.

Auch jüdischen KritikerInnen der teilweise rechtsextremen Regierung
Israels werden Steine in den Weg gelegt, die ihre persönliche
Reputation und berufliche Existenz bedrohen können. Jüdischen
Menschen gegenüber die am weitesten rechts stehende Regierung, die
Israel jemals hatte, für sakrosankt zu erklären, kann zumindest in
ihrem Fall nichts mit dem Kampf gegen Antisemitismus zu tun haben. Da
ihre Bedrohung auf Demonstrationen vor allem von der deutschen
Polizei ausgeht, ist es schon paradox, wenn diese selbst durch die
Verfolgung des Antisemitismus geschützt werden muss.

So wird Berlins Polizeipräsidentin Barbara Slowik Meisel in Die Zeit vom
18. November 2024 mit der Aussage zitiert, dass es bei 6.200
Ermittlungen zum Thema Antisemitismus und Volksverhetzung in 1.300
Fällen um physische Gewaltanwendung ging, bei denen es sich "zumeist
um Angriffe oder Widerstand gegen die Polizei bei Demonstrationen"
handelte. "Gewaltdelikte" gegen jüdische Menschen fielen
"glücklicherweise gering" aus, so Slowik Meisel an gleicher Stelle, nicht
ohne zu betonen, dass "ohne Frage jede Tat eine zu viel ist".

Da es zahlreiche im Bild dokumentierte Beispiele für aggressives
Eingreifen der Berliner Polizei in Proteste zwecks Verhinderung
Israel betreffender Meinungsbekundungen gibt, deren antisemitischer
Gehalt nicht ad hoc gegeben sein muss, um zu schmerzhaften Mitteln zu
greifen, und das heutige Polizeirecht die Zugriffsgewalt der
BeamtInnen sehr weitreichend zu deren Gunsten auslegt, verfügen
nichtjüdische PolizistInnen über einen Rechtsschutz, der jüdischen
AktivistInnen im Sinne des angestrebten Schutzes jüdischen Lebens
nicht zugestanden wird.
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Neue Feindbilder, alte Seilschaften

Gewalt gegen Jüdinnen und Juden zu verhindern ist in jedem Fall
erforderlich, Gleiches gilt für andere Minderheiten wie in Deutschland
lebende PalästinenserInnen. Ihnen allerdings wird kein besonderer
Schutz zugestanden, obwohl sie eine mittelbare Opfergruppe des von
Deutschland begangenen Holocausts sind. Im Gegenteil, die Resolution
fordert in einer alle MigrantInnen und AsylbewerberInnen gleichermaßen
betreffenden Weise, "repressive Möglichkeiten konsequent
auszuschöpfen", was "in besonderem Maße im Strafrecht sowie im
Aufenthalts-, Asyl- und Staatsangehörigkeitsrecht" gelte. Damit werden
in Deutschland lebende Menschen mit unsicherem Aufenthaltsstatus, die
sich aus persönlicher Betroffenheit äußern wollen, etwa weil ihre
Angehörigen in Gaza leben, wirksam eingeschüchtert.

Entsprechendes gilt für Gruppen aus dem linksradikalen Spektrum, die
die Staatspraxis Israels deutlich kritisieren. Sie werden in der
Resolution eines "vermehrt israelbezogenen und
links-antiimperialistischen Antisemitismus" bezichtigt. Die
Konsequenzen einer solchen Stigmatisierung von MigrantInnen und
AsylbewerberInnen sowie der Reste einer staatskritischen Opposition,
die sich machiavellistischen Manövern der Grundrechtseinschränkung
und Ermächtigungspolitik nicht anschließen, sind beträchtlich. Wenn
sich der Fokus der Antisemitismusbekämpfung in diese Richtung
verschiebt, führt das zu einer Entlastung rechtsextremer Kreise,
deren rassistische Feindseligkeit vor allem gegen nichtweiße Menschen
aus dem Globalen Süden gerichtet ist. Besonders betroffen davon sind
MuslimInnen, denen die rassistische Rechte anlastet, die Dominanz des
weißen Europas durch den "Großen Austausch" brechen zu wollen. Der
jüdische Staat hingegen wird bei vielen AktivistInnen aus dem
rechtsextremen Spektrum längst als potentieller Verbündeter in diesem
Kampf betrachtet.

Einen Blick auf die ideologische Schnittmenge zu werfen, die der
Regierung Netanjahu die Unterstützung rechtsextremer Akteure in der
EU verschafft, zeigt, wie sich das Schlagwort vom "importierten
Antisemitismus" zu einer Generalformel der Minderung historischer
Verantwortung der Bundesrepublik gegenüber jüdischen Menschen bei
gleichzeitiger Stärkung restriktiver Maßnahmen in Sachen Flucht und
Migration entwickelt hat. Fast alle im Bundestag vertretenen Parteien
sind beteiligt an der Aushöhlung des Asylrechts und der Prekarisierung
der Existenz in Deutschland lebender Menschen, die vor Krieg und
Vertreibung, als Opfer sexistischer Gewalt oder der Klimakatastrophe
aus ihren Herkunftsländern fliehen mussten.

Während die enge Freundschaft zwischen Israels Premierminister
Benjamin Netanjahu und Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban
allgemein bekannt ist, findet das Engagement rechtsextremer Parteien
in der EU wie des Rassemblement National, der Fratelli d'Italia
oder der PVV von Geert Wilders im Kampf gegen Antisemitismus eher
unter dem Radar öffentlicher Wahrnehmung statt. Selektive Praktiken
der Antidiskriminierung, die nicht von allen Menschen unabhängig von
nationaler Zugehörigkeit und ethnisch-religiöser Herkunft in Anspruch
genommen werden können, eignen sich dazu, grundrechtlich
legitimierten Minderheitenschutz als Vehikel zur Erwirtschaftung
politischen Legitimationskapitals zweckzuentfremden. Gegen den
Gleichheitsgrundsatz verstoßende Maßnahmen bedürfen denn auch einer
Staatsräson, die eigens als solche ausgewiesen wird, weil sie im
Verfassungsrecht nicht aufgeht, sondern mit seinen Maßgaben bricht.

"Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand entscheidet." - Mit diesem
berühmten Grundsatz hat der bis heute vielzitierte
Verfassungsrechtler und NS-Kronjurist Carl Schmitt die Legitimität
diktatorischer Entscheidungsvollmacht begründet. Sie kann sich der
Aussetzung des Rechts bedienen, um das Recht vorgeblich zu schützen
und damit Schaden von Staat und Nation abzuwehren. Das ist der innere
Gehalt jeglicher Ausnahmeverfügung, in der Bundesrepublik verankert
in den Notstandsgesetzen, die die Exekutive zu Handlungen ermächtigt,
die ansonsten ihre Befugnis weit überschritten. Die Aufhebung des
Rechts durch dasselbe ist ein Paradox, das staatlicher Autorität nach
dem Grundsatz "Not kennt kein Gebot" administrative
Verfügungskompetenzen zugesteht, die alles in Frage stellen, was in
rechtsstaatlicher Hinsicht zulässig ist.

"Souverän ist in der Bundesrepublik, wer entscheidet, wann etwas
antisemitisch ist, und damit den Rahmen von legitimen und illegitimen
Positionen einseitig bestimmen kann. Diese Souveränität hat der
Bundestag, indem er eine Form findet, die sich der gerichtlichen
Kontrolle entzieht." Andreas Engelmann, Professor für
Rechtswissenschaften an der University of Labour und Bundessekretär der
Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen (VDJ), wendet das
Schmittsche Diktum auf die Ermächtigung des Bundestages an, aufgrund
einer Gesinnung zivilgesellschaftlicher Akteure auch dann in deren
Leben einzugreifen, wenn diese im Rahmen des rechtlich Erlaubten
verbleibt. Sein in der Zeitschrift Jacobin am 11. November 2024
veröffentlichter Meinungsbeitrag "Mit der Antisemitismus-Resolution
schafft sich der Staat eine Schattenverfassung" lässt keinen Zweifel
daran, dass sich das Parlament zu Gunsten weitreichender
Handlungsfreiheit in Sachen Israel sehr bewusst um eine gerichtlich
überprüfbare Festlegung der Definition gedrückt hat, wann genau der
Tatbestand des Antisemitismus gegeben sei und wann nicht.

Wo der Anspruch auf Souveränität in sich selbst begründet bleibt,
sind faschistische Akteure nicht fern. Die offengelassene Frage, was
einen Herrschaftsanspruch auf demokratisch verfasste Weise
legitimiert, macht es möglich, vermeintlich selbstevidente
staatsrechtliche Instanzen wie die des Volks und der Nation an als
angeboren und natürlich mystifizierte Identitätsmerkmale zu heften,
um die Ausgrenzung demgegenüber als Feind markierter Gruppen
voranzutreiben - hierzu gibt die rechtswissenschaftliche Debatte über
das Feindstrafrecht nach Carl Schmitt umfassend Aufschluss. Wo die
inhaltliche Unbestimmtheit und mangelnde grundrechtliche Verankerung
des Antisemitismusvorwurfes eine Leerstelle im legitimatorischen
Überbau des ideologischen Staatsapparates lässt, werden sich
interessierte Kreise dieser stets zu bedienen wissen. So hat sich die
AfD an die Spitze der Bewegung gesetzt und weiß sich der repressiven
Folgen derartiger Parlamentsentscheidungen bestens zu bedienen.
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Kein "Fliegenschiss" für die AfD

Ein gutes Beispiel dafür hat die Antisemitismusbeauftragte der AfD,
Beatrix von Storch, bei Auftritten im Bundestag gegeben. Ob sie am
9. November 2022 zum Tagesordnungspunkt "Antisemitismus bekämpfen -
Erinnern heißt handeln" die BDS-Bewegung als "das dreckige Bindeglied
zwischen dem linken und muslimischen Antisemitismus von
Intellektuellen, Künstlern, Aktivisten, von Greta Thunberg und
Claudia Roth und dem gewaltbereiten muslimischen Antisemitismus von
Hisbollah und Hamas" geißelt, eine Lobrede auf das besonders
fremdenfeindliche Ungarn unter Viktor Orban als für Jüdinnen und
Juden sicherstes Land Europas anstimmt, um schließlich zu fordern,
sich anstelle der Verleumdung Hans-Georg Maaßens "unseren linken
Klimaterroristen um Luisa Neubauer und dem Antisemitismus in ihrer
Klimasekte zu widmen", stets versteht es die prominente
AfD-Politikerin, ein vermeintliches Übel mit dem andern so zu
verknüpfen, dass in der Summe das Feindbild woker
TerrorsympathisantInnen entsteht.

So auch in der Debatte zu dem Antrag der CDU "Historische
Verantwortung wahrnehmen - Jüdisches Leben in Deutschland schützen"
am 12. April 2024, in der sie einen regelrechten Rundumschlag gegen
Personen vollzog, die irgendwie auch mit Flüchtenden aus mehrheitlich
islamischen Staaten gemeinsame Sache machten, wie dem Plenarprotokoll
20/164 zu entnehmen ist:

"Seit dem Hamasmassaker am 7. Oktober sollte jedem klar sein, dass
jüdisches Leben in Deutschland nicht von rechts bedroht wird, sondern
von dem fanatisierten islamischen Mob (...) und von der woken
postkolonialen Linken, personifiziert in Ihrer aller Klimaikone Greta
Thunberg und Ihrer Säulenheiligen, der Urmutter des Gender-Gaga,
Judith Butler. (...) Dunkeldeutschland ist nicht in Sachsen oder
Thüringen. Dunkeldeutschland sind die Berlinale, die documenta und
die links-grünen Universitäten. Wenn die AfD in Sachsen, Thüringen
oder Brandenburg an die Regierung kommt, dann wird Ostdeutschland ein
Safe Space für jüdisches Leben, so wie heute Orbáns Ungarn."

Mit sichtlichem Vergnügen listet die AfD-Abgeordnete dann die
vermeintlichen Verdienste ihrer Partei für den Schutz jüdischen
Lebens in Deutschland auf:

Zum Antrag. Sie fordern jetzt, antisemitischen Straftätern mit
 Doppelpass die deutsche Staatsbürgerschaft zu entziehen. Wir haben
 nichts anderes immer gefordert, und dafür werden wir dämonisiert -
 auch von Ihnen -, bis heute.

 Sie fordern jetzt, den tatsächlichen politischen Hintergrund
 antisemitischer Straftaten zu erfassen, der meist islamisch ist und
 nicht rechts. Wir haben nichts anderes immer gefordert. Ich
 verweise dazu auf unsere Kleine Anfrage vom Juni 2021, Drucksache
 19/30591.

 Sie fordern jetzt ein Organisationsverbot der BDS-Bewegung. Wir
 haben den Antrag bereits im April 2019 - Drucksache 19/9757 -
 gestellt. Sie haben ihn abgelehnt.

 Sie fordern jetzt ein hartes Vorgehen gegen Hisbollah und
 islamischen Terror. Wir haben den Antrag für ein
 Organisationsverbot bereits im Juni 2019 - Drucksache 19/10624 -
 gestellt. Sie haben ihn abgelehnt.

 Sie fordern jetzt die Schließung des Islamischen Zentrums in
 Hamburg. Wir, die AfD-Fraktion in Hamburg, haben diesen Antrag
 bereits im September 2017 - Drucksache 21/10476 - gestellt.
 Die CDU in Hamburg hat ihn abgelehnt.

 Sie fordern jetzt, die Terrorfinanzierung über die
 Entwicklungshilfe zu beenden, - nennen wir es beim Namen - der
 UNRWA den Geldhahn zuzudrehen. Wir haben das bereits im Juni
 2021 - Drucksache 19/30414 - und noch einmal im Oktober
 2023 - Drucksache 20/8739 - beantragt. Sie haben das jeweils
 abgelehnt."



Von Storch beschloss ihre Rede damit, dass sie Ex-Kanzlerin Merkel
für "das Problem mit islamischem Terror und Antisemitismus"
verantwortlich machte, und forderte die Union auf, offen mit deren
Vermächtnis zu brechen. Für diesen Fall und weil alle von ihr
aufgezählten, seitens der AfD bereits vorvollzogenen Forderungen des
CDU-Antrags "richtig und überlebenswichtig" seien, bedürfe es zu
ihrer Verwirklichung "einer politischen 180-Grad-Wende". Da diese
weder mit SPD noch mit den Grünen möglich sei, sondern nur mit der
AfD, liege der "überlebenswichtige Politikrichtungswechsel
Deutschlands (...) in Ihrer Hand. Sie entscheiden, ob es ihn geben
wird oder ob die Rettung Deutschlands an Ihrer Brandmauer
zerschellt."
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Nationale Identitäten im Wettstreit

Welches Deutschland ist damit gemeint, und warum kann sich die AfD
erhoffen, insbesondere bei den Unionsparteien mit ihrem völkischen
Nationalismus offene Türen einzurennen? Die Zukunft dieses
Deutschlands soll über eine ethnisch homogene Basis per Blutlinie als
deutsch ausgewiesener BürgerInnen verfügen, die sich über die
heterosexuelle Kleinfamilie mit patriarchaler Rollenverteilung
reproduzieren. Die Souveränität des Landes soll durch eine noch
umfassendere Militarisierung gesichert werden als ohnehin geplant,
und es soll in bündnispolitischer Hinsicht einem eurozentristischen
Westen angehören, der gute Beziehungen vor allem zu Staaten mit
weißer, christlicher und patriarchaler Agenda unterhält. Letzteres
umfasst die USA, die in Sachen weißer Suprematie deutlich weiter sind
als die Bundesrepublik, wie auch Russland, dessen autoritäre
gesellschaftliche Ordnung, identitär wesentlich gestützt von einem
nationalorthodoxen Klerus und einem streng binären Geschlechterkodex,
in rechtsextremen Kreisen viel Sympathien genießt. Doch auch Israel
erfreut sich in ethnonationalistischen Kreisen wachsender
Beliebtheit. Die Koalitionsregierung Netanjahus hat das Ansehen des
Staates als kulturell europäische und exklusiv jüdische Nation
inmitten einer Region als feindselig eingestufter muslimischer
Staaten erfolgreich gesteigert, und das mit einer nationalreligiösen
Agenda, die nicht nur die arabische Bevölkerung, sondern auch
jüdische Frauen trotz der Tatsache, dass die IDF über den höchsten
Anteil weiblicher Soldatinnen unter allen Streitkräften der Welt
verfügen, benachteiligt.

Da Israel ohne den stetigen Zufluss militärischer Mittel aus den
führenden NATO-Staaten nicht überlebensfähig wäre, ist der Vorwurf,
es handle sich um eine Ausgründung des westlichen Imperialismus, der
als hochgerüsteter stationärer Flugzeugträger die ganze Region unter
Kontrolle behält, nicht leicht zu widerlegen. Indem sich israelische
Regierungen darauf berufen, eine Heimstatt und Schutzmacht für
verfolgte Jüdinnen und Juden in aller Welt zu sein, dient das
Vermächtnis der von Deutschland begangenen Vernichtung des
europäischen Judentums als Legitimation einer Staatlichkeit, deren
Existenz, wie die Expertin für internationales Recht, Francesca
Albanese, einen Journalisten belehrte, gar nicht in Frage gestellt
werden könne, weil es kein Existenzrecht für Staaten, sondern nur für
Menschen gebe. Während der Vorwurf, gegen dieses zu verstoßen, auch
verhindern soll, die Legitimität des Siedlerkolonialismus und der
Annexionspolitik Israels zu hinterfragen, bleibt das staatliche
Existenzrecht der PalästinenserInnen als bloßer Anspruch mit kaum
noch verwirklichbarer Perspektive auf der Strecke einer Staatspraxis,
die mit machtpolitischen Mitteln Tatsachen schafft.

Im 1977 verfassten Programm der von Netanjahu geführten
Regierungspartei Likud heißt es unter der Überschrift "Das Recht des
jüdischen Volkes auf das Land Israel (Erez Israel)" unter Punkt a:
"Das Recht des jüdischen Volkes auf das Land Israel ist ewig und
unverhandelbar (...), daher wird Judäa und Samaria nicht irgendeiner
ausländischen Regierung unterstellt werden; zwischen dem Meer und dem
Jordan gilt ausschließlich israelische Souveränität." Punkt b stellt
ebenfalls eine Absage an die im Teilungsbeschluss der Vereinten
Nationen 1947 angestrebte Zweistaatenlösung dar: "Ein Plan, der Teile
des westlichen Erez Israel aufgibt, unterminiert unser Recht auf das
Land und führt unvermeidlich zur Gründung eines 'Palästinensischen
Staates', der die Sicherheit der jüdischen Bevölkerung gefährdet, die
Existenz des Staates Israel bedroht und jegliche Aussicht auf Frieden
vereitelt."

Unter der Überschrift "Besiedlung" heißt es in dem kurzen Dokument:
"Besiedlung des urbanen wie ländlichen Raums in allen Teilen des
Landes Israel ist der zentrale Punkt des zionistischen Versuchs, das
Land zu erlösen, lebenswichtige Sicherheitsgebiete zu behalten und
als Quelle der Stärke und Inspiration zur Erneuerung des
Pioniergeistes zu dienen." Zwar fordert der Likud die jüngere
Generation Israels dazu auf, dafür nur brachliegendes Land zu nutzen
und niemanden zu enteignen, doch zum einen handelt es sich dabei um
eine originäre Illusion der zionistischen Bewegung, in Palästina
praktisch leeres Land vorzufinden, zum andern hat die aggressive
Praxis des israelischen Siedlerkolonialismus gezeigt, dass diese
Forderung weitgehend ignoriert wird. (Zitate in Übersetzung der
Redaktion Schattenblick aus dem Englischen aus: Likud Official
Website; Walter Laqueur and Barry Rubin, ed, "The Israel-Arab Reader:
A Documentary History of the Middle East Conflict, 6th Edition" (New
York, NY: Penguin Books, 2001).

Wenn Netanjahu bei Auftritten vor der UN-Generalversammlung
Landkarten zeigt, auf denen Israel ohne palästinensische Präsenz
abgebildet ist, dann kann er sich dabei auch auf Israels
Nationalstaatsgesetz berufen, dass 2018 mit 62 zu 55 Gegenstimmen in
der Knesset verabschiedet wurde. Darin wird unter Artikel 1 -
Grundprinzipien festgestellt: "(a) Das Land Israel ist die
historische Heimat des jüdischen Volkes, in welchem der Staat Israel
gegründet wurde. (b) Der Staat Israel ist der Nationalstaat des
jüdischen Volkes, in dem es sein natürliches, kulturelles,
historisches und religiöses Recht auf Selbstbestimmung ausübt.
(c) Die Verwirklichung des Rechts auf nationale Selbstbestimmung ist
im Staat Israel einzig für das jüdische Volk." Hauptstadt ist "das
gesamte und vereinigte Jerusalem", zudem sieht der Staat Israel unter
Artikel 7 "in der Weiterentwicklung der jüdischen Besiedlung einen
nationalen Wert. Er setzt sich dafür ein, die Etablierung und die
Konsolidierung jüdischer Besiedlung anzuspornen und voranzutreiben."
(Anhang zu SWP-Aktuell 50, September 2018 [1])

Sich dieses konstitutiven Fundaments israelischer Staatlichkeit zu
vergewissern heißt anzuerkennen, dass der demokratische Anspruch des
Landes nicht auf der prinzipiellen rechtlichen Gleichsetzung seiner
BürgerInnen inklusive der arabischen Minderheit beruht, dass die
Verwirklichung der völkerrechtlichen Forderung der Zweistaatlichkeit
nicht vorgesehen ist, und dass die unter jüdischen Menschen weltweit
verbreitete Ablehnung der originären Staatsdoktrin des Zionismus kein
Antisemitismus sein kann, weil sie sich nicht gegen das Judentum als
solches richtet, sondern seine Indienstnahme für das Staatsprojekt
Israel.

Dessen Attraktivität für rechtsextreme Gruppen und Parteien in
Nordamerika und Europa ergibt sich aus der entschiedenen Durchsetzung
des ethnonationalistischen Charakters Israels auch und gerade gegen
als "globalistisch" verschriene supranationale Organisationen wie die
Vereinten Nationen und einen humanitären Universalismus, laut dem
alle Menschen gleich welcher Hautfarbe und Geschlecht prinzipiell
gleichberechtigt sind. Hinzu kommt, dass die militärische Stärke und
erfolgreiche Kriegführung Israels gegen mehrheitlich islamische
Bevölkerungen gerichtet war und ist, also auf der Linie des
antimuslimischen Rassismus und der weißen Suprematie der modernen
Neuen Rechten liegt, die synchron mit der Verbreitung des
Christlichen Nationalismus evangelikaler US-Kirchen in Ländern wie
Brasilien und Argentinien auch dort hegemonial geworden sind.

Für eine Bundesrepublik, deren führende Parteien sich darin einig zu
sein scheinen, nicht auf diesen Zug aufzuspringen und einer
Wiedererstarkung faschistischer Gesinnung Paroli zu bieten, birgt die
Unbedingtheit der Israel betreffenden Staatsräson die Gefahr, sich
auf Gedeih und Verderb an eine Regierung gebunden zu haben, die das
Land nach Ansicht vieler Jüdinnen und Juden insbesondere in den USA
keineswegs sicherer für seine jüdische Bevölkerung macht, sondern die
Existenz des Staates durch eine offensive Kriegführung gefährdet, die
sich zu einem Flächenbrand in der ganzen Region ausweiten könnte.
Dabei hat die Regierung Netanjahu ihr erklärtes Ziel, die Hamas
vollständig zu besiegen, auch nach 14 Monaten intensiver
Bombardierung und Bodenoffensive in Gaza nicht erreicht. Die
Befreiung der nach dort verschleppten Geiseln scheint für sie keine
Priorität mehr zu haben und wird als legitimer Kriegsgrund immer
unglaubwürdiger. All das hat dafür gesorgt, dass die internationale
Kritik am Vorgehen der IDF in Gaza stetig zunimmt und das Ansehen des
Landes damit schwer beschädigt wurde.

Darunter leidet auch die Reputation der Bundesrepublik nicht nur in
der arabischen Welt, sondern allen Ländern, die über eine starke
palästinasolidarische Bewegung verfügen. Dort artikuliert sich die
Kritik an Israels Kriegführung häufig antikolonialistisch und stellt
sich damit in die Tradition der erfolgreichen Boykottbewegung gegen
den Apartheidstaat Südafrika, dessen Regierung die mit der
Genozidkonvention begründete Klage gegen Israel vor dem
Internationalen Gerichtshof angestrengt hat. Insbesondere im Umfeld
des NATO-Krieges gegen Jugoslawien hat sich Deutschland als aktiver
Sponsor internationaler Justiz präsentiert und mit dem
Völkerstrafgesetzbuch 2002 deutsches Recht an das Römische Statut des
Internationalen Strafgerichtshofs angepasst. Dadurch wird auch die
Strafverfolgung von Verdächtigen ohne Inlandsbezug vor deutschen
Gerichten möglich gemacht.

Nun steht die Bundesregierung angesichts des gegen Netanjahu und
Galant ergangenen internationalen Haftbefehls vor dem Problem, die
aus geostrategischen Gründen nützliche Erweiterung der Zuständigkeit
Deutschlands für vor dem IStGH verhandelte Fälle von einem
außenpolitischen Aktivposten in eine Belastung zu verwandeln. Sie hat
sich damit auseinanderzusetzen, dass sie einer rechtsextremen, des
Begehens von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
beschuldigten Regierung auch militärisch den Rücken stärkt, während
sie Brandmauern zu einer AfD errichtet, die wie der Igel längst vor
dem Hasen ins Ziel der Staatsräson eingelaufen ist und anderen
Parteien, die ihre Angebote verschmäht, eine lange Nase zeigt.
Ohnehin nimmt die Bundesrepublik immer mehr das Gesicht des
hässlichen Deutschen an, der in 14 Monaten fast 200 Veranstaltungen,
Proteste und Events gegen den Krieg in Gaza verhindert hat, obwohl
mindestens ein Viertel der angekündigten RednerInnen Jüdinnen und
Juden waren.

Würdemann: Ich finde, dass die deutsche Berichterstattung zu
 Israel und Palästina oft vielmehr deutsche Innenpolitik und deutsche
 Identitäten verhandelt, als sich mit dem eigentlichen Konflikt zu
 beschäftigen.



taz: Haben Sie ein Beispiel dafür?



Würdemann: Den Springer-Verlag sehe ich hier generell als negatives
 Beispiel: Nach dessen Logik ist Israel die erste Verteidigungslinie
 des Westens gegen Islamisierung und Migration. Und Bild und Welt
 vermutlich die zweite. Ein extremes Beispiel: Ende Oktober haben auch
 bekannte deutsche Journalisten wie Jan Fleischhauer ein Video
 geteilt, in dem gesagt wird, die Hamas sei schlimmer als die SS, weil
 die SS wenigstens noch so etwas wie ein schlechtes Gewissen beim
 Holocaust empfunden hätte.

 Der Nahostwissenschaftler Tom K. Würdemann im Gespräch mit der taz am
 3. September 2024




Deutsche Bauchnabelschau

In Sachen Israelkritik scheint sogar die traditionelle Westbindung
der Bundesrepublik an Grenzen zu stoßen. Ansonsten hätten die
angeblichen Antisemitismusskandale, die im Zusammenhang mit
US-amerikanischen AktivistInnen, KünstlerInnen, AutorInnen und
Intellektuellen in der Bundesrepublik inszeniert wurden, in
linksliberalen Kreisen der US-Gesellschaft nicht für wachsendes
Befremden gesorgt. Während in den USA immer wieder tausende jüdischer
AktivistInnen auf die Straße gehen, um gegen Waffenlieferungen an
Israel zu protestieren, es zu landesweiten Campusbesetzungen durch
Studierende kam, die dabei ihre berufliche Zukunft aufs Spiel
setzten, stellt sich die Bundesrepublik auf die Seite derjenigen, die
selbst jüdische Menschen des Antisemitismus bezichtigen, wenn sie
sich zu lauter Kritik am Staat Israel versteigen.

Diesen Dissens mit einer apologetischen Staatsräson zu bekämpfen ist
vor allem ein innerdeutsches Problem. Ganz sicher hilft die
bedingungslose Unterstützung Israels dabei, palästinensisches Leben
in Gaza und in der Westbank zu gefährden. Ob mit der vorliegenden
Resolution jüdisches Leben in Deutschland geschützt wird, wenn die
meisten der dort angeführten Fallbeispiele Protestaktionen der
palästinasolidarischen Bewegung betreffen oder einmal mehr Yuval
Abrahams Rede auf der Berlinale als antisemitisch angeprangert wird,
dessen Familie im Anschluss daran Morddrohungen erhalten hatte, darf
bezweifelt werden. Der wichtigste, nur knapp an einem Massaker
vorbeigegangene antisemitische Anschlag der letzten Jahre, der
bewaffnete Angriff auf die Synagoge in Halle am 9. Oktober 2019, wird
in der Resolution nicht aufgelistet, obwohl er von einem bekennenden
Faschisten ausging.

Die repressive Maßregelung des innerdeutschen Meinungsklimas scheint
vielmehr zu verhindern, dass das Verhältnis zwischen der Geschichte
Israels und des von Deutschland begangenen Holocausts auf
differenziertere, die jeweiligen nationalen Eigeninteressen nicht
auslassende Weise diskutiert wird. Das rückte auch den erheblichen
Unterschied im Umgang vieler linker und liberaler Jüdinnen und Juden
mit der Kritik an Israels Kriegen und einer deutschen, von den
Nachfahren der TäterInnen im Zeichen moralischer Schuld aufgeworfenen
Frage nach der eigenen Verantwortung in den Mittelpunkt des
Diskurses. Wie viele jüdische FriedensaktivistInnen sagen, kann die
Lektion des "Niemals wieder" eigentlich nur darin bestehen, das
koloniale Gewaltverhältnis Israels zur palästinensischen Bevölkerung
in den von seinen Truppen besetzten Gebieten aufzuheben zugunsten
eines demokratischen und in jeder Hinsicht gleichberechtigten
Gemeinwesens.

Eine derartige Stärkung herrschaftskritischer linker Positionen ist
nicht erwünscht, denn es könnte unwillkommene Auswirkungen auf die
Machtverhältnisse innerhalb Deutschlands haben. So weist der
repressive Umgang mit der palästinasolidarischen Protestbewegung
einen rassistischen Unterton auf, der das migrationsfeindliche Klima
in der Gesellschaft verschärft. Auch von PolitikerInnen der SPD und
Grünen sind heute Forderungen nach der Abwehr flüchtender Menschen zu
vernehmen, die vor einiger Zeit in der eigenen Partei stark
kritisiert worden wären. Eingedenk dessen, dass internationalistische
Positionen Staats- und Ländergrenzen seit jeher als Ausdruck
klassenherrschaftlicher Spaltung verstanden haben und jeglichen
Rassismus, der Herkunft und Hautfarbe zum Anlass des Ausschlusses und
der Stigmatisierung macht, beim faschistischen Gegner verorten, sorgt
das Gerücht vom "importierten Antisemitismus" vor allem dazu, den oft
antikolonialistischen, antirassistischen und antikapitalistischen
Charakter der weltweiten Proteste gegen den Krieg in Gaza unsichtbar
zu machen.

Zweifellos beteiligen sich auch AnhängerInnen des politischen Islam
an diesen Protesten oder organisieren eigene Demonstrationen, auf
denen antisemitische Parolen zu vernehmen sind. Diese zeichnen sich
dadurch aus, dass Israel und Judentum in eins gesetzt werden, also
Jüdinnen und Juden pauschal zu Feinden der islamischen Welt erklärt
werden. Hier schlägt auch ein türkischer Nationalchauvinismus negativ
zu Buche, der die mit antisemitischer Rhetorik aufwartende
Feindseligkeit Erdogans gegenüber Israel in der Bundesrepublik auf
die Straße trägt, ohne den rein propagandistischen Charakter dieser
Haltung des türkischen Präsidenten zu erkennen.

Gerade dies jedoch wird nicht explizit zum Problem des "importierten
Antisemitismus" gemacht. Zum einen betrifft dies häufig
türkischstämmige BundesbürgerInnen, die schon mehrere Generationen in
Deutschland leben, zum andern arbeitet die Bundesregierung bei der
Verfolgung Linksradikaler mit türkischer Staatsbürgerschaft und
kurdischer Herkunft eng mit türkischen Sicherheitsbehörden zusammen.
Ihnen drohen nach dem politischen Vereinigungsstrafrecht mehrjährige
Haftstrafen, so dass in deutschen Knästen politische Gefangene
sitzen, die in Opposition zur islamistischen Erdogan-Regierung
stehen.

Wo Muslime jüdische Feindbilder produzieren, verallgemeinern sie auf
eine antisemitische, ihren Absichten zweckdienliche Weise, die in der
Idealisierung Israels als vom Judentum ununterscheidbarer Staat ihren
paradoxen Widerpart erhält. Wenn Jüdinnen und Juden als
AntisemitInnen oder, wie es oft heißt, "selbsthassende Juden"
diffamiert werden, dann in der Regel, weil sie diese Überhöhung eines
Staates nicht gutheißen. Daher ist jüdisches Leben in Deutschland
nicht nur von islamistischen FundamentalistInnen bedroht, sondern
auch von der deutschen Polizei, wenn es sich um jüdische
AktivistInnen der palästinasolidarischen Bewegung handelt. Wie sehr
Jüdinnen und Juden hierzulande den Schutz des Staates genießen, hängt
also maßgeblich davon ab, wie ihr Verhältnis zum Staat Israel
beschaffen ist.

Die vom Nazifaschismus geläuterte BRD hat jahrzehntelang personelle
NS-Kontinuitäten in ihren Regierungen geduldet. Ihr erster Kanzler
Konrad Adenauer machte schon 1952 mit der Politik der Entnazifizierung
Schluss, das sogenannte Wiedergutmachungsabkommen mit Israel
unterzeichnete er vor allem auf Druck der USA, wie 1982 freigegebene
Akten des Auswärtigen Amtes belegen. Wer in Washington angeblich das
Sagen hat, geht aus einer Aussage Adenauers hervor, die Alan Posener
in der DGAP-Zeitschrift Internationale Politik am 1. April 2017 so
wiedergibt: "Die Macht der Juden - auch heute noch, insbesondere in
Amerika, sollte man nicht unterschätzen." Wenn dieses Deutschland sich
einmal mehr die Definitionsmacht darüber anmaßt, nach welchen
Kriterien Jüdischsein zu bemessen sei, dann sollte dies bei der
Antisemitismusbekämpfung nicht vergessen werden.

Der in Berlin lebende jüdisch-israelische Schriftsteller und Aktivist
Tomer Dotan-Dreyfus hat die Einschränkung der Meinungsfreiheit im
Namen der Bekämpfung des Antisemitismus am 9. Oktober 2024 in der
Zeitschrift ak unter dem Titel "In Deutschland ist das jüdische
politische Denken geregelt" auf für die VerfasserInnen der Resolution
eher peinliche Weise zugespitzt:

Durch diese neue Definition von Antisemitismus, der zufolge
 Israels Recht höher als das internationale Recht stehe, wird auch
 eine neue Definition von Jüdinnen*Juden geschaffen und deren
 Verhältnis zum Staat und zu Antisemitismus neu gefasst. In letzter
 Zeit wird zunehmend beansprucht - vorwiegend von Nicht-Juden -,
 dass jede offiziell verwendete Definition für Antisemitismus
 beinhalten müsse, dass Jüdinnen*Juden Antisemit*innen sein und dass
 auch Nicht-Jüdinnen*Juden Opfer von Antisemitismus werden können.
 Nach dieser Auffassung stehen nicht-jüdische Deutsche wie der
 Vorsitzende der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, Volker Beck, oder
 der Antisemitismusbeauftragte der Bundesregierung, Felix Klein -
 beide begeisterte Unterstützer nicht nur des Staats Israel, sondern
 auch des Krieges in Gaza, der dem Ankläger des Internationalen
 Strafgerichtshof (IStGH) und jeder Menschenrechtsorganisation vor
 Ort zufolge Kriegsverbrechen einschließt -, der jüdischen
 Gemeinschaft näher als antizionistische Jüdinnen*Juden, die es seit
 jeher gegeben hat.
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Trennscharfe Kriterien statt verwirrende Indifferenz

Werden derartige Inkonsistenzen nicht beseitigt, dann trägt die
Resolution eher zur Verwirrung als zur Aufklärung bei. Würde sie
vermitteln, dass es sich bei Antisemitismus im Grundsatz um eine
Feindseligkeit handelt, die jüdische Menschen diffamiert oder auf
verallgemeinernde Weise verurteilt, weil sie Jüdinnen und Juden sind,
wäre schon viel gewonnen. Kritik an Netanjahu ist nicht per se
antisemitisch, wenn sie sein Verhalten als Regierungschef eines
Staates betrifft. Sie wäre es allerdings, wenn sie seine Politik mit
seiner jüdischen Identität begründete. Kritik an KapitalistInnen ist
nicht antisemitisch, weil sie der jüdischen Religion angehören
können. Sie wird antisemitisch, wenn das Gerücht vom "Finanzjuden"
oder einer "jüdischen Weltverschwörung" verbreitet wird, das das
Judentum sui generis in einen Hort des Bösen verwandelt. Ein wie
auch immer geartetes Verhalten kann niemals aus sich heraus
antisemitisch sein, es bedarf dazu einer so explizit gemachten wie
generalisierten Verbindung zum Judentum. Analog dazu agiert niemand
rassistisch, der ein bestimmtes Verhalten kritisiert, wenn es nicht
als Folge einer spezifischen, nach physischen, sozialen oder
kulturellen Kriterien definierten Gruppenzugehörigkeit monokausal
verortet wird.

Werden Staatsverbrechen unter Verweis darauf, dass die dafür
Verantwortlichen Jüdinnen und Juden sind, für sakrosankt erklärt,
dann wird einer Entwertung der Abwehrfunktion dieser Form des
Rassismus das Wort geredet, die schlimmstenfalls das begünstigt,
wogegen sie originär in Stellung gebracht wurde. Dass Israels Krieg
heute in weiten Teilen der Welt längst nicht mehr für eine legitime
Form der Selbstverteidigung erachtet, sondern als Eskalation eines
siedlerkolonialistischen Projekts betrachtet wird, das nur durch die
Rückendeckung der westlichen Wertegemeinschaft straflos fortgesetzt
werden kann, trägt nicht dazu bei, die Sicherheit jüdischen Lebens in
aller Welt zu verbessern. Dass die Rechtfertigung der Kriegführung
dieses Staates dazu genutzt wird, MigrantInnen in ein schlechtes
Licht zu rücken, um den unter den Auswirkungen kapitalistischer
Klassenherrschaft leidenden Menschen eine Adresse zu geben, auf die
sie ihre Wut über ihre als Demütigung empfundene soziale Verelendung
abladen können, wird den Schutz jüdischen Lebens ebenfalls nicht
verbessern.

Indem deutsche Regierungen ihre internationale Handlungsfähigkeit
auch mit der Notwendigkeit der Aufarbeitung deutscher Schuld
begründen - das klassische Beispiel ist die Rechtfertigung des
Jugoslawienkriegs der NATO mit der Verhinderung eines zweiten
Auschwitz -, überformen sie die ethischen Ideale des Judentums, auf
die sich viele jüdische AktivistInnen der
Palästinasolidaritätsbewegung berufen, mit dem moralischen Imperativ
einer angeblich historisch verankerten Selbstverpflichtung. Für
jüdische AntizionistInnen geht die Lehre aus dem Holocaust und die
Formel "Nie wieder ist jetzt" gerade darin auf, jeder Zuwiderhandlung
gegen die aus dieser Katastrophe erstandenen moralischen Werte und
rechtlichen Normen entschieden entgegenzutreten.

Das im UN-Teilungsplan 1947 statuierte Recht der PalästinenserInnen
auf nationale Selbstbestimmung weist diese auch als TrägerInnen
unveräußerlicher Menschenrechte aus. Dennoch werden sie seit
Jahrzehnten auf kolonialistische Weise unterdrückt, so dass der
Beginn dieses Krieges ein zwar nicht akzeptables Verbrechen war,
nichtsdestotrotz in der Chronik der Besatzungspolitik Israels
verankert ist. Dies als Rechtfertigung des Hamas-Massakers zu lesen
ist übliche falsche Praxis und allein dazu gedacht, jeglichen Verweis
auf die von Israel begangenen Gewaltakte zu unterlassen. Warum? Weil
sich dabei zeigt, dass die angebliche Neigung der PalästinenserInnen
zur Gewaltanwendung ein kolonialistisches Zerrbild ist ähnlich dem,
das der europäische Kolonialismus von den grausamen - und daher mit
Gewalt zu zivilisierenden - "Wilden" gezeichnet hat.

Bei den weitgehend friedlich verlaufenden Demonstrationen 2018 und
2019, bei denen sich zehntausende Menschen an der hermetisch
abgesicherten Grenze Gazas sammelten, um gegen ihre dauerhafte
Freiheitsberaubung zu protestieren, wurden mindestens 223
PalästinenserInnen getötet und allein 2018 mehr als 13.000
Demonstrierende zum Teil mehrmals durch Schüsse verwundet. Sie hatten
die auf palästinensischem Gebiet befindliche, 200 bis 300 Meter
breite Sicherheitszone missachtet, über die ein mit Androhung von
Schusswaffengebrauch versehenes Betretungsverbot verhängt ist. So
etwas wurde an der innerdeutschen Grenze "Todesstreifen" genannt und
von der BRD niemals als legitimes Mittel der Grenzsicherung
akzeptiert.

Neben der Verurteilung Israels durch eine Resolution der
UN-Generalversammlung wurde der Schusswaffengebrauch der Grenztruppen
in zahlreichen Berichten von Menschenrechtsorganisationen als
willkürliche Gewaltanwendung kritisiert. Die gewaltsame Grenzöffnung
durch die Hamas hat eine Vorgeschichte, die das dabei erfolgte
Massaker nicht rechtfertigen kann, die jedoch zeigt, wie
eingeschränkt die Möglichkeiten der Bevölkerung Gazas sind, sich
gegen das von Israel über sie verhängte Verbot zu wehren, die Grenze
des ihnen zugewiesenen Territoriums unbehindert zu überschreiten.

Daher verliert eine Bundesregierung, die sich bei der dauerhaften
Legitimierung israelischer Kriegspraxis auf eine imperative
Staatsräson beruft, nach 14 Monaten der umfassenden Zerstörung Gazas
immer mehr an Glaubwürdigkeit. Der offene Widerspruch zwischen dem
zur Letztbegründung überhöhten und in seiner blutigen Tragik
monolithisch erstarrten Verbrechen des 7. Oktober 2023 auf der einen
Seite und einem sich hochdynamisch entwickelnden Regionalkrieg, in
dessen Schatten das permanente Massaker an der Bevölkerung Gazas
immer weniger wahrgenommen wird, obwohl jeder Tag neue
Schreckensmeldungen hervorbringt, drängt nun auch in Deutschland an
die Oberfläche.
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Den Zenith der Glaubwürdigkeit überschritten?

Das zeigte sich im November 2024 an mehreren, die angestrengte
Ruhestellung des Diskurses um Israel und Palästina störenden
Ereignissen. Sie könnten sogar den Eindruck erwecken, dass mit der
Verabschiedung der Resolution am 7. November der Zenith glaubwürdiger
ideologischer Dissensabwehr überschritten wurde.

Als am 21. November der Haftbefehl des IStGH gegen Netanjahu und
Galant offiziell durch den Chefankläger Karim Khan erlassen wurde,
war die Aufregung in westlichen Hauptstädten auch deshalb groß, als
damit erstmals überhaupt ein internationales Strafverfahren gegen
eine Staatsführung angestrebt wird, die nicht dem Globalen Süden,
sondern der westlichen Wertegemeinschaft angehört. Bislang konnten
sich deren Regierungen darauf berufen, dass der IStGH als
Ersatzgerichtsbarkeit lediglich ermittelt, wenn die Justizbehörden
der Länder, in denen jemand wegen des Begehens von Kriegsverbrechen
verdächtigt wird, selbst nicht aktiv werden. Da das in Israel unter
Premierminister Netanjahu unwahrscheinlich ist, müsste die Regierung
in Berlin im Falle eines Besuches des israelischen Regierungschefs
alles Notwendige zu seiner Verhaftung veranlassen.

Ohnehin hat die internationale Strafverfolgung des führenden
Politikers eines Staates, zu dessen unbedingter Unterstützung sich
Deutschland verpflichtet hat, der Bundesrepublik bereits einen
unsichtbaren Platz auf der Anklagebank verschafft. Das gilt auch für
die USA, die Hauptquelle jener Bomben und Granaten, die zivile Ziele
in Gaza und Teilen des Libanons dem Erdboden gleichgemacht haben. Es
ist daher hoch wahrscheinlich, dass beide Administrationen jede
Situation im Vorfeld verhindern werden, in denen der Ruf nach
Verhaftung laut werden könnte. Zudem hat Washington häufiger
unverhohlen damit gedroht, den IStGH bei Ermittlungen gegen
US-AmerikanerInnen praktisch handlungsunfähig zu machen.

Wenn nun in Deutschland Stimmen laut werden, sich dem Haftbefehl des
IStGH im Falle Netanjahus und Galants zu widersetzen, dann ist das
nicht nur nach der Überzeugung vieler ExpertInnen für Internationales
Strafrecht, an dessen Vollstreckung sich die Bundesrepublik
grundgesetzlich gebunden hat, rechtswidrig, sondern auch in hohem
Maße inkonsistent mit der allgemein begrüßten Ausstellung eines
Haftbefehls gegen den russischen Präsidenten Wladimir Putin.
Insgesamt ist die Bundesregierung dabei, sich der US-amerikanischen
Verweigerung jeglicher Kooperation mit dem IStGH anzunähern, was
angesichts der jahrelangen Lobreden auf diese Instanz internationaler
Gerichtsbarkeit ein weiterer Knick im Ansehen Deutschlands ist.

Der skandalumwitterte Auftritt der Fotokünstlerin und Aktivistin Nan
Goldin am 22. November in der Neuen Nationalgalerie war der
vorläufige Höhepunkt in der Reihe von Events, die prominenten
US-Intellektuellen, die für ihre Kritik an der Kriegführung Israels
bekannt sind, eine Bühne geben sollten. 2023 wurde die 71jährige auf
der Power 100-Liste des Art Review, des wohl bekanntesten Rankings
internationaler KünstlerInnen, auf Platz 1 gesetzt. Auf ihren Fotos
nehmen Transpersonen, Junkies und AussteigerInnen viel Raum ein,
worin sich Goldins eigene Geschichte in den Subkulturen New Yorks
spiegelt. Als Chronistin randständigen Lebens und alltäglicher
Katastrophen, als Aktivistin für die vergessenen und verächtlich
gemachten AIDS-Kranken, als Kämpferin gegen ein Leben in Konformität
und Unterwürfigkeit hat Goldin eine Sensibilität für
Gewaltverhältnisse entwickelt, die sie als Jüdin auch für die Opfer
israelischer Aggression eingenommen hat. Als Aktivistin für Jewish
Voice of Peace wurde sie schon kurz nach Kriegsbeginn bei einer
Straßenaktion festgenommen. Als hunderte von AktivistInnen dieser
Bewegung einen Sitzstreik vor der Freiheitsstatue abhielten, hielt
sie eine zündende, in den Medien viel beachtete Rede.

So auch in Berlin zur Eröffnung einer Retrospektive auf ihr Werk
unter dem Titel "This Will Not End Well", in der es nicht um Israel
und Palästina geht. Dennoch begann Goldin ihren Auftritt vor gut
tausend Gästen im Foyer dieses zu den renommiertesten Kulturtempeln
Deutschlands zählenden Ortes mit einer vierminütigen Schweigepause
für die palästinensischen, libanesischen und israelischen
Kriegstoten. Dann verlieh sie ihrer Enttäuschung darüber Ausdruck,
dass Berlin seinem Ruf als liberale Metropole für Menschen aller Art
so wenig gerecht werde und schilderte ihre Angst, die sie als im
Wissen um die antisemitische Bedrohung aufgewachsenes Kind hatte:
"Was ich in Gaza sehe, erinnert mich an die Pogrome, denen meine
Großeltern entkommen sind. Die gesamte Infrastruktur Palästinas ist
zerstört worden. Die Krankenhäuser, die Schulen, die Universitäten,
die Bibliotheken. Es ist auch ein kultureller Völkermord. Warum
kannst du das nicht sehen, Deutschland?"

Die Gleichsetzung von Antizionismus und Antisemitismus sei falsch,
"sie wird dazu benutzt, die Besatzung Palästinas aufrechtzuerhalten
und diejenigen zu unterdrücken, die dagegen protestieren." Die
Künstlerin warnte vor dem politischen Missbrauch des
Antisemitismusbegriffs: "Indem man jede Kritik an Israel als
antisemitisch deklariert, wird es schwieriger, gewaltsamen Hass gegen
Juden zu definieren und zu stoppen. Wir sind nun weniger sicher. Ist
das alles, Deutschland? Gleichzeitig wird Islamophobie ignoriert. Der
Begriff Antisemitismus wird von der Regierung als Waffe gegen die
palästinensische Community in diesem Land genutzt und gegen alle, die
sie unterstützen." Der IStGH, die UNO, sogar der Papst sprächen vom
Genozid, "dennoch sollen wir es nicht Genozid nennen. Hast du Angst,
das zu hören, Deutschland? Die Kinder, die ihre gesamte Familie
verlieren, bitten darum, zu sterben. Was hast du gelernt,
Deutschland? 'Nie wieder' bedeutet nie wieder für alle Menschen."

Der anschließend ausgebrochene Eklat wird in den Feuilletons seitdem
hin und her gewälzt, ganz sicher aber war die Rede Nan Goldins die
bisher spektakulärste Einzelaktion zugunsten der
palästinasolidarischen Bewegung. Im November gab es zahlreiche
Artikel in der Hauptstadtpresse, die sehr deutlich Kritik am
proisraelischen Kurs der Bundesregierung und der Verabschiedung der
Resolution übten. Am 29. November erschien im Magazin Der Spiegel der
erschütternde Bericht "Ärzte über Israel-Gaza-Krieg: 'Wie soll ich,
nach dem, was ich gesehen habe, noch in dieser Welt leben?'"
Zeugenberichte aus erster Hand in dieser Sichtbarkeit hatte es
zumindest in großen deutschen Blättern bislang nicht gegeben.

Ebenfalls am 29. November fand im großen Saal der
Bundespressekonferenz ein Podium zum Thema "Die Haftbefehle des IStGH
und Deutschlands Rolle" statt. Moderiert von Stephan Detjen vom
Deutschlandradio füllten die Wissenschaftlerinnen Prof. Dr. Christine
Binzel und Prof. Hanna Kienzler, der Musiker Prof. Michael Barenboim und
der Anwalt Wolfgang Kaleck vom European Center for Constitutional and
Human Rights (ECCHR) 75 Minuten mit geballten Informationen und
detaillierter Expertise nicht nur zum Vorgehen des IStGH, sondern zum
Krieg in Gaza und den Israel zur Last gelegten Taten.

All das könnte den Eindruck vermitteln, dass es zu einer Wende im
gesellschaftlichen Bewusstsein kommt, die nicht nur die
bedingungslose Unterstützung Israels im Krieg gegen die
PalästinenserInnen betrifft, sondern die Militarisierung Deutschlands
auf den Prüfstand einer Zivilisierung stellt, die als Antwort auf die
zunehmende Bereitschaft, Feindbilder aller Art zu produzieren und
dementsprechend ruinös zu handeln, schmerzhaft vermisst wird.

8. Dezember 2024


Anmerkung:

[1] https://www.swp-berlin.org/publications/products/sonstiges/2018A50_Anhang_IsraelNationalstaatsgesetz.pdf
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KRIEG/1804: Europagespitzter Ukrainekrieg ... (SB)



"Angesichts dieser dramatischen Lage sollten wir nicht auf die
Trump-Administration warten, sondern die Ukraine jetzt deutlich
stärker militärisch, humanitär und finanziell unterstützen. Nur so
können wir als EU gemeinsam Putin mit Stärke entgegentreten."


Anton Hofreiter (kriegstreibender Vorsitzender des Europaausschusses) [1]

Deutschland führt abermals Krieg gegen Russland. Wenngleich
Geschwindigkeit und Ausmaß der Eskalation noch umstritten sind,
herrscht doch weithin Einigkeit darüber, dass Putin besiegt werden
müsse. Dazu bedarf es eines massiven westlichen Bündnisses, dessen
inneren Konflikte die Bundesrepublik umso mehr dazu veranlassen, auch
militärisch eine Führungsrolle anzustreben.

Während die erhoffte Beute des Raubzugs gen Osten vorerst noch in den
Sternen steht, zeichnet sich der Ertrag an der Heimatfront längst in
aller Deutlichkeit ab. Angesichts wirtschaftlicher Einbrüche und
sozialer Verwerfungen nicht auszuschließende Widerstände werden für
nachrangig erklärt und gebrochen, gilt es doch mit vereinten Kräften
aufzurüsten und die Reihen gegen den äußeren Feind zu schließen,
dessen Dämonisierung keinen Widerspruch duldet.

So mündet das Scheitern an den weltweit hereinbrechenden Katastrophen
in Gestalt dramatischer Klimaveränderungen, eskalierender ökonomischer
Krisen und entufernder sozialer Verheerungen in den Vernichtungskrieg,
als sei das Zündeln am Weltenbrand ein unabweislicher Befreiungs- und
Erlösungsakt, der alle Hemmnisse zertrümmert und aus der Asche neues
Leben und Glück sprießen lässt.
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... aus der Asche neues Leben und Glück ...
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Wer ist mein Bruder, wer meine Schwester?

Wer sich dem Herrschaftsdenken verschreibt, im Herzen des eurasischen
Kontinents ein großes Schachbrett zu fantasieren, auf dem die
erbittert rivalisierenden Weltmächte im Streit um den Endsieg ihre
finalen Züge ausführen, schert sich nicht um ein paar hunderttausende
niedergemetzelte, verstümmelte, verelendete, traumatisierte
Bauernopfer mehr - solange es nur das Fußvolk der Ukrainer oder Russen
trifft. All die großen und kleinen Kriegstreiber, die tagtäglich die
Waffengewalt beschwören, um die Gegenseite vernichtend niederzuwerfen,
denken nicht im Traum daran, selber im Schützengraben zu verrecken.
Viel angenehmer lässt es sich da doch an, als selbsternannte
Rüstungsexperten, Feldherren oder Globalstrategen mit schwellendem
Kamm Vernichtungsfantasien auszuleben und auf vaterlandslose Gesellen
einzuprügeln. Nichts zählt so sehr, als sich um die eigenen Farben und
Fahnen zu scharen, scharfen Blickes nach drüben zu starren und allen
Zweifeln und Skrupeln zu entsagen.

Ich kenne kein Oben und Unten, keine Ausbeuter und Ausgebeuteten,
keine Verfügungsgewalt und Unterworfenen mehr, sondern nur noch
Deutschland, wird ein monolithisch imaginierter Staat zum Zweck der
Kriegführung nationalistisch aufgeladen. Und da andere
Nationalstaaten das zwangsläufig ihrerseits praktizieren, heißt es
plötzlich, dass Russland die Ukraine angegriffen habe, weshalb der
Westen nicht tatenlos zuschauen dürfe, als seien es Landstriche oder
Himmelsrichtungen, die in Raserei verfallen und einander an die Gurgel
gehen. Warum spricht man nicht besser von zwei konkurrierenden
oligarchischen Regimen, von beiderseitigen imperialistischen
Expansionsgelüsten, von Raubzügen um Bodenschätze und menschliche
Arbeitskraft und vielen weiteren aufschlussreichen Denkansätzen mehr,
die dazu beitragen könnten, diese Gemengelage mit der Stoßrichtung zu
entwirren, wie der Krieg auf schnellstmögliche Weise mit einem
Waffenstillstand gebremst und nachfolgenden Friedensverhandlungen der
Weg geebnet werden könnte?

Dies würde womöglich sogar die Ahnung beflügeln, dass die Opfer auf
beiden Seiten der Front einander in ihrem Leiden und Sterben viel
näherstehen als ihren jeweiligen Herren mit und ohne Uniform. Dass
der Feind in den Reihen und Rängen vielgestaltiger Nutznießer solcher
Feldzüge auszumachen ist, die sich hier wie dort Hände reibend am
zermalmenden Werk der Umwälzung ergötzen, von der sie zu profitieren
hoffen. Dass es also in Krieg oder Frieden zumeist dieselben sind, die
für andere schuften und dabei draufgehen. Dass mithin der Frieden nur
eine Fortsetzung des Krieges ist, dessen offene Waffengewalt in andere
Weltregionen ausgelagert wird. Und mehr noch: Dass der Schmerz niemals
endet, solange man meint, ihn zu lindern, indem man dem anderen
Schmerzen zufügt.

Legt den Herren des Blutflusses das Handwerk!

Sprechen wir also von den Toten, Verwundeten, Verelendeten dieses
Krieges, nicht zuletzt auch von denen, die ihn auf die eine oder
andere Weise fliehen, um nicht nach wenigen Tagen oder Wochen an der
Front in irgendeinem Erdloch oder Trümmerfeld zerfetzt auszubluten. Es
dürfte selbst nach Kriegsende wohl noch Jahre dauern, bis belastbare
Opferzahlen vorliegen und dies nicht nur deshalb, weil die
Verschleierung der eigenen und die Überhöhung der feindlichen Verluste
integraler Bestandteil der beiderseitigen Kriegspropaganda ist. Träte
das monströse Ausmaß der Gräuel sofort und für alle fassbar zu Tage,
könnte dies dazu führen, dass die Befürwortung des fortgesetzten
Gemetzels in den Keller sackt und der Ruf nach seinem unverzüglichen
Ende nicht mehr zum Schweigen gebracht werden kann.

Laut einem Bericht des Economist vom 26. November 2024, der sich auf
Geheimdienstquellen beruft, könnten seit Beginn der russischen
Invasion im Februar 2022 auf ukrainischer Seite zwischen 60.000 und
100.000 Soldaten gefallen sein. Das wären mehr als 0,5 Prozent der
männlichen Bevölkerung im wehrfähigen Alter. Weitere 400.000 Soldaten
könnten zu schwer verletzt sein, um weiterzukämpfen. Auf russischer
Seite sind die Zahlen offenbar noch drastischer. Der Economist
bezifferte die Gesamtzahl der gefallenen, verwundeten und gefangenen
russischen Soldaten bis Mitte Juni 2024 auf 462.000 bis 728.000. [2]

Das Wall Street Journal schätzt, dass sich 44.000 Ukrainer im
wehrfähigen Alter heimlich in andere Länder abgesetzt haben. Die Kyiv
Post berichtet, dass seit Kriegsbeginn rund 60.000 Anklagen wegen
Fahnenflucht erhoben worden sind. Tausende weitere dürften sich der
Festnahme entzogen haben. Die Eurasian Review beschreibt die Lage an
der Front auf ukrainischer Seite als desaströs und verzweifelt. Es
fehle an Waffen und Munition, vor allem aber an notwendiger
Verstärkung, weshalb die Soldaten so erschöpft und demoralisiert
seien, dass sie in wachsender Zahl desertierten. [3]

In großer Sorge, dass dem vorgeschobenen Schlachtopfer im
Stellvertreterkrieg ein existenzielles Rekrutierungsproblem drohe,
schlägt die scheidende US-Regierung von Präsident Joe Biden zynisch
vor, die Ukraine solle das Alter der Wehrpflicht von 25 auf 18 Jahre
senken. Da nicht mehr genügend Soldaten mobilisiert und ausgebildet
würden, um Verluste zu ersetzen und mit Russlands wachsender
Truppenstärke Schritt zu halten, sei dies ein praktikabler Ansatz, die
derzeit etwa 160.000 fehlenden Soldaten zu kompensieren. Die
ukrainische Regierung weist dieses Ansinnen jedoch zurück, zumal sie
das Wehrpflichtalter bereits einmal von 27 auf 25 Jahre herabgesetzt
hat. [4]

Im Massenschlachten sind sich die beiderseitigen Produzenten
menschlichen Kanonenfutters zwangsläufig bewusst, wie rasch der
Nachschub versiegen könnte, sollte die Siegesgewissheit und Zustimmung
in der Bevölkerung in anwachsendes Aufbegehren gegen das Opfern
eigenen Fleisches und Blutes umschlagen. Deshalb hat die Führung in
Moskau eine allgemeine Mobilisierung vermieden und greift auf
Rekrutierungen in östlichen Landesteilen, Strafgefangene, Schuldner,
ausländische Söldner oder zuletzt nordkoreanische Soldaten zurück. In
der Ukraine macht man regelrecht Jagd auf mutmaßliche Drückeberger, um
sie an Ort und Stelle der Zwangsrekrutierung zuzuführen, hütet sich
aber angesichts dramatisch sinkenden Zuspruchs zu einem Kampf bis zum
kaum noch vorstellbaren Sieg davor, die Schraube der Wehrpflicht noch
enger zu ziehen, zumal der dramatische Bevölkerungsschwund längst zu
einem Mangel an Arbeitskräften geführt hat.

Leidtragend ist auch die Zivilbevölkerung insbesondere in der Ukraine,
deren Infrastruktur mit jedem weiteren Kriegstag derart verwüstet
wird, dass die mutmaßlichen Kosten des Wiederaufbaus in astronomische
Sphären anwachsen. Der dritte Kriegswinter verläuft für Millionen
Menschen katastrophal, die Dunkelheit und Kälte ausgesetzt sind. Die
durchschnittlichen Temperaturen liegen von Dezember bis März zwischen
zwei und minus fünf Grad, können aber bis unter minus 20 Grad fallen.
Nach massiven russischen Luftangriffen sind inzwischen über das ganze
Land verteilt eine Million Menschen von der Stromversorgung und
zumeist auch der Fernwärme abgeschnitten. Inzwischen wurden 65 Prozent
der ukrainischen Energieproduktion zerstört, der Stromverbrauch von
Privathaushalten sank um 20 und in der Industrie sogar um 50 Prozent.
Wenngleich die Ukraine inzwischen an das europäische Stromnetz
angeschlossen worden ist und die Verbündeten inzwischen rund zwei
Milliarden Euro für das Energienetz beigesteuert haben, verbleibt ein
beträchtliches Defizit bei der Stromerzeugung. [5]

Wie viele Menschen sollen noch sterben, wie sehr soll das Land noch
verwüstet werden, bevor den fern des entsetzlichen Schlachtgetümmels
thronenden Herren und Einpeitschern des Blutflusses das Handwerk
gelegt wird?

Deutsche Militarisierung entfesselt

Wenngleich in hasstriefendem Furor das Gegenteil behauptet und Putin
samt dem Russen an sich zum Zweck seiner notwendigen Vernichtung
entmenschlicht wird, lässt sich nicht unterschlagen, wie dankbar ihm
die so lange ausgebremsten deutschen Militaristen für seine
Steilvorlage sein müssen. Was über Jahrzehnte nur mühselig angeschoben
werden konnte und immer wieder zähneknirschend angebremst werden
musste, da bei überstürztem Stiefelgetrampel im Gleichschritt Volkes
Unmut drohte, hat nun freie Bahn, da seit dem russischen Einmarsch in
die Ukraine alle Dämme gebrochen sind. Als habe es nie zwei Weltkriege
unter maßgeblich deutscher Entfesselung mit den bekannten Folgen
gegeben, wird der dritte billigend bis vorantreibend in Kauf genommen,
wenn abermals der Endsieg zu locken scheint. Nun heißt es aufrüsten,
kriegstüchtig werden und ansonsten das Pazifistenmaul halten.

Olaf Scholz mit der Zeitenwende, dem 100 Millionen-Euro-Sondervermögen
für die Bundeswehr und der Stationierung von Mittelstreckenraketen
schreitet vorerst voran, indem er gleichzeitig beschleunigt und
bremst. Das klingt absurd und wird ihm erbost zur Last gelegt, erweist
sich aber insofern als logisch, wenn man denn gegen Russland Krieg
führt und dabei vorgibt, man habe damit nichts zu tun, so dass
Deutschland deswegen nicht im Gegenzug selbst angegriffen wird. Man
könnte wohl von einer Form bauernschlauer Diplomatie sprechen, dem
Feind zu signalisieren, dass natürlich beide Bescheid wissen, aber
Gesicht wahrend Unwissenheit über die wahren Absichten vortäuschen
können. Deshalb ist er abermals SPD-Frontmann geworden und nicht Boris
Pistorius, den merkwürdigerweise viele hoch schätzen, obwohl er
unverhohlen behauptet, dass der Krieg unweigerlich auch zu uns kommt,
weshalb wir uns zügig darauf vorbereiten sollten. "Wir müssen bis 2029
kriegstüchtig sein", fordert der alte und wohl auch künftige
Verteidigungsminister.

Warum ausgerechnet 2029? Weil das Orakel gesprochen und prophezeit
hat, dass der Russe dann so weit sein werde, einzelne NATO-Staaten
anzugreifen. So bestätigt der Präsident des Bundesnachrichtendienstes,
Bruno Kahl, dass derzeit zwar noch keine Hinweise zu konkreten
Kriegsabsichten Russlands vorlägen. Wenn aber im Kreml solche Pläne
überhandnähmen, so des Schlapphuts Zirkelschluss, wachse in den
kommenden Jahren das Risiko einer militärischen Auseinandersetzung.
Moskau werde vor einem möglichen Kriegsbeginn versuchen, die NATO zu
spalten, indem es etwa einzelne Mitgliedsländer auf seine Seite ziehe.
Putin werde rote Linien des Westens austesten und weiter eskalieren.
[6] Wie gut, dass es geheime Quellen gibt, welche die Ruhe als Vorbote
des kommenden Sturms zu deuten wissen und präventive Konsequenzen
anmahnen!

Dazu muss die Gesellschaft in einem Maße umgekrempelt werden wie seit
Gründung der Bundesrepublik nicht mehr. Die sündhaft teure Aufrüstung
kann nur zu Lasten des Sozialstaates finanziert werden, dessen Abbau
rigoros vorangetrieben wird. Das 2-Prozent-Ziel der NATO, nämlich
diesen Anteil am BIP in die Waffengewalt zu investieren, wird nicht
länger als ferne Zielvorgabe, sondern selbstverständliche Untergrenze
deutscher Stärke gehandelt. Auch gilt es zu bedenken, dass die
Bundesrepublik bereits bei NATO-Manövern Drehscheibe für zehntausende
Soldaten ist, die samt enormem Kriegsmaterial nach Osten transportiert
werden. Ein im Detail geheimer "Operationsplan Deutschland" aus dem
Territorialen Führungskommando der Bundeswehr listet beispielsweise
alle Bauwerke und Infrastruktureinrichtungen auf, die für das Militär
besonders schützenswert sind, und enthält konkrete Planungen, wie im
Normal-, Spannungs- oder Verteidigungsfall vorgegangen werden soll.
Des Weiteren stellen Bundeswehr und Zivilbehörden in mehrtägigen
Stresstests ihre gemeinsamen Führungsstrukturen auf den Prüfstand, um
das proklamierte Vorfeld des Kriegsfalls zu beackern. [7]

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BKK)
steuert einen Bunkerschutzplan für Deutschland bei, in dem es zunächst
prüft, welche öffentlichen Gebäude im Bedarfsfall zu Schutzräumen
umgebaut werden könnten. Zudem soll eine spezielle Handy-App
entwickelt werden, mit der die Bürgerinnen und Bürger die Entfernung
zum nächsten Bunker ermitteln können. Auch soll die Bevölkerung
ermuntert werden, selbst Schutzräume einzurichten. Beispielhaft ferner
das bayerische Bundeswehrgesetz, das Universitäten die Zusammenarbeit
mit dem Militär vorschreibt, Zivilklauseln untersagt und verfügt, dass
sich Schulen für Jugendoffiziere und militärische Karriereberater
öffnen müssen. Entsprechende Vorstöße gibt es auch auf Bundesebene.

Pistorius dringt auf eine zügige Umsetzung der Wehrdienstreform, um
wieder eine Wehrerfassung und eine Wehrüberwachung einzuführen.
Schließlich wolle man wissen, wer mobilisiert werden könnte, wenn
morgen der Verteidigungsfall einträte. Auch habe man nur sehr
eingeschränkte Informationen über die 800.000 bis 900.000 Männer und
Frauen, die Wehrdienst geleistet haben. Kernbestandteil des Vorhabens
ist, dass junge Männer wieder auf ihre Eignung zum Wehrdienst hin
erfasst werden sollen, um mehr Personal für die Bundeswehr rekrutieren
zu können. CDU-Chef Friedrich Merz gibt sich optimistisch, als
künftiger Kanzler per Grundgesetzänderung eine allgemeine
Dienstpflicht auch unter Einschluss junger Frauen erwirken zu können.
Die Grünen wollen dem Vernehmen nach den freiwilligen Wehrdienst
attraktiver gestalten, halten aber auch "gewisse Pflichtanteile" für
zumutbar. [8]

Die Bundesregierung bietet der NATO an, erneut PATRIOT-Systeme nach
Polen zu entsenden, wo sie als Luftabwehr einen logistischen
Knotenpunkt schützen, der für die Lieferung von Material an die
Ukraine von zentraler Bedeutung ist, und zudem den NATO-Luftraum
sichern sollen. Die Ukraine soll Portion für Portion insgesamt 4000
bewaffnete Drohnen aus deutscher Produktion erhalten, die offenbar mit
Künstlicher Intelligenz ausgerüstet sind. [9]

Die globale Rüstungsindustrie boomt wie nie zuvor, was auch für die
deutschen Unternehmen der todbringenden Branche gilt. Die vier
umsatzstärksten Firmen Rheinmetall, ThyssenKrupp, Hensoldt und Diehl
konnten 2023 ihre Einnahmen zusammengerechnet auf 10,7 Milliarden
US-Dollar steigern, ein Plus von 7,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.
Der Platzhirsch Rheinmetall hat seit Beginn des Ukrainekriegs mit
Panzer- und Munitionsaufträgen seinen Aktienwert um das Fünffache
gesteigert, seine Auftragsbücher sind mit einem Gesamtwert von über
50 Milliarden Euro bestens gefüllt. [10]

EU lässt die Muskeln spielen

Soll der deutsche Führungsanspruch auch in punkto Waffengewalt
europaweit durchgesetzt werden, bedarf es natürlich seiner Einbettung
in eine insgesamt aufrüstende EU, die in ihrer Adventszeit hoffend bis
bangend Trumps Wiederkehr erwartet. Lässt er uns hängen, machen wir's
eben allein, setzt man trotzig all das auf die säbelrasselnde
Tagesordnung, was man schon immer wollte, nur eben nicht so schnell
und durch einen Tritt ins Hinterteil erzwungen. Die Führungsriege in
Brüssel halluziniert einen militaristischen Befreiungsschlag, der den
Gordischen Knoten ökonomischer Verwerfungen und eskalierender
Zerwürfnisse mit scharfem Schwertstreich durchtrennen soll, auf dass
wieder goldene Zeiten globaler Geltungsmacht anbrechen.

Die EU-Kommission will zu diesem Zweck den Draghi-Report umsetzen,
dessen Kapitel "Verteidigung" die Stärkung der europäischen
Verteidigungsfähigkeiten als Teil umfassender Bemühungen vorsieht,
Wettbewerbsfähigkeit und Autonomie zu sichern. So wird ein angeblicher
Mangel an militärischem Potential im Bericht mit Wettbewerbsnachteilen
gegenüber den USA und China assoziiert. Militarisierung preist er als
Investitionsmotor an, da Rüstungsinitiativen mit industriellen und
technologischen Zielen verknüpft werden könnten. Der bellizistische
Fiebertraum schwärmt von einer Kriegsmaschine, die zu betreiben
verloren gegangene Wachstums- und Wohlstandskräfte wiederbeleben
werde. [11]

Parallel dazu ist eine "Koalition der Willigen" als Option auf dem
Tisch, nämlich die Entsendung von Bodentruppen in die Ukraine. Die
baltischen Staaten reden schon lange davon, im Februar hatte Emmanuel
Macron diese Idee seinerseits aufgebracht, da "in der Dynamik des
Krieges" nichts ausgeschlossen werden dürfe. Nun hat Paris mit der
Forderung nachgelegt, dass es bei der Unterstützung der Ukraine "keine
roten Linien" geben sollte. Die britische Labourregierung zieht sich
vorerst auf die Position zurück, keine Truppen in das Einsatzgebiet zu
entsenden, wohl aber weiterhin Ausbildungsmaßnahmen durchzuführen, wie
das bereits seit 2014 der Fall ist. Es dürfte kein Geheimnis sein,
dass britische und US-amerikanische Militärberater im Land sind, doch
würde eine offizielle Entsendung westlicher Truppen die Spirale der
Eskalation zwangsläufig weiterdrehen.

Zündeln am atomaren Weltenbrand

Soviel ist klar: Wäre Russland keine Atommacht, stünden längst Truppen
der NATO in der Ukraine, wenn nicht gar vor Moskau, um den
langgehegten Traum von der Zerschlagung und Einverleibung des riesigen
Reiches endlich Wirklichkeit werden zu lassen. Da aber die einzige
Antwort im Raum steht, die westliche Eliten tatsächlich zu fürchten
haben, da sie selbst getroffen werden könnten, treiben sie ihren
Gegner Zug um Zug in die Enge, wobei sie in halsbrecherischer
Fehleinschätzung eigener Kontrollmöglichkeiten darauf spekulieren,
dass die feindlichen Atomraketen im Silo bleiben. Das Chicken Game,
wie es in sträflich euphemistischer Anwendung auf dieses
Endzeitszenario heißt, geht so: Zwei Autos rasen aufeinander zu, bis
einer der beiden Fahrer die Nerven verliert und im letzten Moment
ausweicht, worauf der andere gewonnen hat. Einer von ihnen ist also
der Feigling, wobei es durchaus vorkommt, dass keiner nachgibt und
beide über den Jordan gehen.

Es liegt in der Natur dieses wahnwitzigen Todesrennens, dass der
Gegner wahlweise als psychopathisches Monster dämonisiert oder als
aufgeblasener Schwächling verhöhnt wird. Ob Russland schon morgen
unter dem Druck westlicher Sanktionen und Unterstützungsleistungen für
die Ukraine zusammenbricht oder Putins Truppen im Gegenteil übermorgen
die NATO-Staaten angreifen, wie es wechselweise heißt, sind zwei
Seiten derselben Medaille einer auf die Spitze getriebenen
Schizophrenie namens Krieg. Um die Opfer im Feld und an der
Heimatfront anzustacheln, ihr Wohlergehen, wenn nicht gar Leben
preiszugeben, muss der Feind als abzuschlachtender Unmensch
verteufelt, doch zugleich zum leicht besiegbaren Tölpel degradiert
werden. Russlands Präsident ist folglich in einem Augenblick ein alles
verschlingendes Ungeheuer, das vor keinem Gewaltakt zurückschreckt,
und im nächsten ein durchschaubarer Hochstapler, dessen Drohungen mit
der Atomkeule niemand ernst zu nehmen braucht.

Die westlichen Verbündeten haben die Ukraine seit Kriegsbeginn mit
immer schwereren und weitreichenderen Waffen versorgt. So wurden nach
und nach Panzer, Kampfflugzeuge und schließlich sogar Raketen und
Marschflugkörper großer Reichweite ins Kriegsgebiet geliefert, zuletzt
samt der Erlaubnis, Ziele tief in Russland anzugreifen. Daraufhin hat
Putin die Schwelle für den Einsatz von Kernwaffen gesenkt und behält
sich nun das Recht vor, mit Atomsprengköpfen zu antworten, wenn der
Einsatz konventioneller Waffen eine kritische Bedrohung für
Souveränität und territoriale Integrität seines Landes darstellt.
Ex-Präsident Dmitri Medwedew warnte, ein ukrainischer Angriff mit
NATO-Waffen auf Russland könne jetzt als Angriff der NATO gewertet
werden und einen atomaren Vergeltungsschlag gegen Kiew und die
wichtigsten NATO-Einrichtungen nach sich ziehen.

Damit unterscheidet sich die neue russische Atomdoktrin in zwei
wesentlichen Punkten von der vorherigen Version aus dem Jahr 2020:

1. Sie sieht die Möglichkeit eines Atomwaffeneinsatzes gegen ein Land
mit Atomwaffen vor, das selbst keinen direkten Angriff auf Russland
ausführt, aber einen solchen durch ein Land ohne Atomwaffen
unterstützt. Dies zielt klar auf die Ukraine und deren nuklear
bewaffnete Unterstützer unter Führung der USA ab.

2. Sie senkt die Schwelle für einen Atomwaffeneinsatz als Antwort auf
einen konventionellen Angriff. Während die bisherige Doktrin dafür
eine Bedrohung "der Existenz des Staates" voraussetzte, reicht nun
eine "kritische Bedrohung" der russischen Souveränität. [12]

Der Kreml bringt somit eine höhere, wenn nicht gar letztmögliche Stufe
der Abschreckung in Anschlag, auf die im Falle weiterer Eskalation nur
noch der tatsächliche Einsatz taktischer Atomwaffen folgen kann. Dies
würde zu einem westlichen Gegenschlag mit gleichen Mitteln führen,
worauf höchstwahrscheinlich strategische Atomwaffen zum Einsatz kämen.
Das nukleare Inferno in Europa wäre die zwangsläufige Folge.

In Moskau macht man sich gewiss keine Illusionen darüber, dass es den
USA und der EU nicht in erster Linie um die Ukraine geht, die in
diesem Stellvertreterkrieg vielmehr als Mittel zum Zweck der
Schwächung und Erschöpfung Russlands in Stellung gebracht wird. So
wenig die NATO-Staaten feindliche Marschflugkörper an ihren Grenzen
dulden, die binnen weniger Minuten ihre Hauptstädte erreichen könnten,
so wenig kann die russische Regierung dies im umgekehrten Sinne
hinnehmen. Deshalb spielt der räumliche Faktor auch in Zeiten moderner
Kriegführung eine wesentliche Rolle. Die veränderte Atomdoktrin dürfte
von einer erhöhten Besorgnis Moskaus angesichts der nicht von der Hand
zu weisenden Befürchtung zeugen, dass die schrittweise Eskalation des
Konflikts um die Ukraine relativ kurzfristig in einen direkten Angriff
auf Russland übergehen könnte.

Schlafwandelnd in den nächsten Weltkrieg?

Das Europaparlament hat eine Resolution zur Unterstützung der Ukraine
verabschiedet, deren Inhalt einem Aufruf zum Dritten Weltkrieg
gleicht. Das Papier mit dem martialisch anmutenden Titel "Verstärkung
der unerschütterlichen Unterstützung der EU für die Ukraine gegen
Russlands Angriffskrieg und die zunehmende militärische Zusammenarbeit
zwischen Nordkorea und Russland" wurde mit einer Mehrheit aus
Konservativen, Sozialisten, Liberalen und Grünen angenommen. Wie es
darin heißt, würden die Drohungen Russlands, auf Angriffe mit
Nuklearschlägen zu reagieren, die EU keinesfalls davon abhalten, der
Ukraine weiterhin militärisch unter die Arme zu greifen. Gefordert
werden die sofortige Lieferung von Kampfflugzeugen und
Langstrecken-Marschflugkörpern einschließlich der deutschen vom Typ
Taurus. Dabei sieht die Resolution keinerlei Einschränkungen für den
Einsatz dieser Waffen vor, so dass ganz Russland zum Ziel erklärt
werden könnte.

Dass Frankreich (SCALP), das Vereinigte Königreich (Storm Shadow) und
die USA (ATACMS) ihre Marschflugkörper bereits für Angriffe auf
russisches Gebiet freigegeben haben, wird lobend hervorgehoben. Nicht
erwähnt wird hingegen, dass diese hochkomplexen Waffensysteme in der
Regel von NATO-Soldaten bedient werden müssen und dies somit eine
direkte NATO-Beteiligung bedeuten würde. Auch die möglichen Reaktionen
Russlands auf eine solche Eskalation bleiben unerwähnt. Eines fehlt
gänzlich in dieser Resolution: ein Ansatz für eine friedliche Lösung
des Konflikts. Mit keinem Wort ist von diplomatischen Schritten oder
Verhandlungen die Rede. Gefordert wird vielmehr der Sieg über Russland
- koste es, was es wolle.

Von der akuten Gefahr, dass ein direkter NATO-Angriff auf Russland
einen mit Atomwaffen ausgetragenen Dritten Weltkrieg auslösen könnte,
findet sich in der Resolution kein Wort. Ebenso wenig wird
thematisiert, dass ein solcher Krieg zwangsläufig auf europäischem
Boden ausgetragen würde, was dessen Verwüstung und Millionen Tote zur
Folge hätte. Dieses Dokument voller Hass und Hysterie zeugt von
bestürzender Verantwortungslosigkeit und fehlender Empathie für die
Opfer des Krieges. [13]

Angesichts der relativen Bedeutungslosigkeit des Europäischen
Parlaments wird diese Resolution glücklicherweise kaum direkte
politische Auswirkungen auf den Ukrainekrieg haben, zumal es ohnehin
der EU-Kommission vorbehalten ist, den stramm militaristischen Kurs zu
forcieren. Es drängt sich indessen die Frage auf, ob die Abgeordneten
jeden Bezug zur Realität außerhalb ihrer Institution verloren haben.
Und schlimmer noch: Alles deutet darauf hin, dass sie nicht etwa
desinformiert sind oder lediglich versagen, sondern vielmehr sehenden
Auges trotz aller Gefahren zum großen Krieg trommeln.

Die Stimmungslage im Westen wird vielfach mit jener im Vorfeld des
Ersten Weltkriegs verglichen, als die Völker Europas angeblich
schlafwandelnd in die katastrophale Zerstörung getaumelt sind.
Wenngleich man anhand der aktuellen Entwicklung durchaus
nachvollziehen kann, warum damals der Krieg nicht verhindert wurde,
wäre es doch verfehlt, das Bild eines Schlafwandelns zu missbrauchen,
als habe im Grunde niemand gewusst und gewollt, dass es zum
Massenschlachten käme. Und wer könnte heute allen Ernstes behaupten,
ungeachtet tagtäglicher Berichte vom Krieg auf allen Kanälen keine
Ahnung davon zu haben, wie unter wechselseitiger Bezichtigung
todbringende Kräfte geschmiedet und freigesetzt werden?

Wollte man dennoch von einer fundamentalen Fehleinschätzung sprechen,
so insbesondere in der Hinsicht, den absichtlich befeuerten Krieg mit
Kontrollgewinn zu verwechseln. Was immer dabei auch geplant,
beschlossen, angeordnet und exerziert werden mag, also höchst sorgsam
und koordiniert von sogenannten Experten aller Couleur an- und
umgesetzt wird, mündet in eine entsetzliche, alles zertrümmernde und
zerfetzende Explosion, die keiner der prominenten Kriegstreiber oder
massenhaft namenlosen Mitläufer auch nur im Entferntesten zu ermessen,
geschweige denn einzuhegen vermag. Ob man sich dessen bewusst ist oder
nicht, gebiert die uralte Maxime menschlichen Überlebens zu Lasten der
eigenen Art abermals ihren Blutrausch auf dem Schlachtfeld, diesmal
jedoch mit der drohenden Auslöschung der Menschheit im atomaren Feuer
vor Augen.


Fußnoten:

[1] https://www.rnd.de/politik/westliche-bodentruppen-in-der-ukraine-die-deutsche-debatte-nimmt-einen-anderen-verlauf-PRIY75H5YFGPLOXHACR5MJJTE4.html

[2] https://www.telepolis.de/features/Regierungseffizienz-a-la-Musk-Keine-Milliarden-fuer-die-Ukraine-10179873.html

[3] https://www.counterpunch.org/2024/11/29/mass-desertions-over-radiation-could-end-the-war-in-ukraine/

[4] https://www.tagesschau.de/ausland/europa/ukraine-wehrpflichtalter-usa-100.html

[5] https://www.t-online.de/nachrichten/ukraine/id_100540396/ukraine-russland-greift-energieinfrastruktur-an-das-steckt-dahinter.html
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[8] https://www.telepolis.de/features/Merz-macht-mobil-Wie-der-CDU-Chef-Deutschlands-Toechter-fuer-die-Armee-verpflichten-will-10178901.html
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FRAGEN/025: Guatemala - Politikwissenschaftlerin Silvia Trujillo zum Kampf gegen die Korruptionsnetzwerke (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala

"Es gibt keinen Grund, uns sicher zu fühlen"

Interview mit Silvia Trujillo von Markus Plate



Der guatemaltekische Präsident Bernardo Arèvalo versprach einen
entschlossenen Kampf gegen die Korruptionsnetzwerke in Guatemala. Die
Politikwissenschaftlerin Silvia Trujillo gibt eine Einschätzung.

(Mexiko-Stadt, 28. Oktober 2024, npla) - Seit zehn Monaten ist Bernardo
Arévalo als Präsident von Guatemala im Amt. Versprochen hatte er einen
entschlossenen Kampf gegen die Korruptionsnetzwerke in Guatemala, die große
Teile des Staates unter ihre Kontrolle gebracht haben. Mitte Oktober hat
Guatemalas Kongress turnusmäßig neue Oberste Richter*innen bestellt. Wir
sprechen mit der Kommunikationsexpertin und Politikwissenschaftlerin Silvia
Trujillo, ob es Hoffnung gibt auf eine Reinigung der guatemaltekischen
Justiz.

Silvia Trujillo, es wird ja immer wieder vom Pakt der Korrupten
gesprochen. Kannst Du uns zuerst mal erklären, worum es sich dabei
handelt?

Silvia Trujillo: Die Korruptionsnetzwerke in Guatemala haben ihre
Wurzeln in der langjährigen Militärdiktatur, Strukturen aus Armee und der
Oberschicht. Heute gehören auch die Drogenkartelle dazu. Das ist das, was
wir hier sehr umgangssprachlich den "Pakt der Korrupten" nennen. Und das
sind sehr starke, faktische Machtstrukturen, die sich bereichern und
Kritiker*innen verfolgen. Früher waren alle drei Staatsgewalten in die
Verfolgung verstrickt. Heute macht die Exekutive, die Regierung, da nicht
mehr mit. Aber das Verfolgungssystem ist in der gesamten Justiz und in
großen Teilen auch des Kongresses noch intakt. Es gibt also keinen Grund,
uns sicher zu fühlen.

Verfassungsgemäß hatte der Kongress dieses Jahr neue Richter*innen an
das Oberste Gericht zu bestellen. Nach einem dreimonatigen Bewerbungs- und
Auswahlverfahren sind die 13 neuen Obersten Richter*innen seit Mitte
Oktober nun im Amt. Ist das neugewählte Oberste Gericht nun frei von
Korrupten?

Trujillo: Nein, das Oberste Gericht ist nicht von den Korrupten
gereinigt worden. Aber das neue Richter*innenkollegium ist das Beste, was
mit dem vorhandenen Kräfteverhältnis im Kongress erreicht werden konnte. Es
gab einen ersten Filter, eine Kommission, die zumindest die schlimmsten
Kandidat*innen gar nicht erst zugelassen hat. Und der zweite Filter war der
Kongress. Dort gibt es mindestens drei Strömungen. Man kann sagen, zwei
sind mit den politischen und wirtschaftlichen Netzwerken und dem Pakt der
Korrupten verbunden, und die dritte Strömung sind Abgeordnete, viele von
Arévalos Partei Semilla, die sich für Menschenrechte und eine
unbestechliche Justiz einsetzen. Aber mindestens drei neue Oberste
Richter*innen sind höchst zweifelhafte Persönlichkeiten. Überhaupt ist es
noch ein weiter Weg, bis wir von einer Reinigung des Justizsystems sprechen
können.

Natürlich auch, weil Generalstaatsanwältin Consuelo Porras nach wie vor
im Amt ist. Es ist ja ihre Behörde, die in den letzten Jahren Dutzende
Haftbefehle gegen kritische Journalist*innen erwirkt hat, gegen missliebige
Korruptionsermittler und Richter*innen. Sie hatte ja schon direkt nach den
Wahlen im letzten Jahr versucht, den Amtsantritt Arévalos zu
verhindern.

Trujillo: Consuelo Porras wird von dem Pakt der Korrupten und vor
allem vom Unternehmerverband Cacif unterstützt. Solange sie die
Unterstützung dieser Netzwerke und dieser unnachgiebigen konservativen
herrschenden Klasse hat, die das Land seit jeher ausplündern, solange hat
Arévalo eine mächtige Gegnerin. Einige sagen, dass der Präsident der
Republik die Macht hat, sie von ihrem Posten zu entfernen. Die Regierung
aber besteht darauf, sie wegen der Gewaltenteilung eben nicht entfernen zu
können. Grundsätzlich finde ich, die Regierung zeigt politischen Willen.
Nach zehn Monaten im Amt erwarten die Leute aber mehr, sie wollen konkrete
Aktionen.

Es gab aber eine positive Nachricht: Im Oktober ordnete ein Richter die
Haftentlassung des Journalisten Ruben Zamora an, den Gründer der
renommierten Tageszeitung El Periódico, die mittlerweile schließen musste.
Vor 20 Monaten war der Journalist verhaftet worden, wohl weil er über
Korruptionsfälle im Umfeld von Arévalos Vorgänger, Ex-Präsident Alejandro
Giammattei, berichtet hatte. Freigelassen wurde Zamora nicht, aber immerhin
in den Hausarrest überstellt. Was bedeutet dieses Urteil?

Trujillo: Natürlich sind wir alle überglücklich, dass Zamora nach 20
Monaten grausamer Haftbedingungen jetzt in Hausarrest überführt wurde. José
Ruben war eine Ikone, ein Symbol, sowohl für die Pressefreiheit, aber auch
für den Pakt der Korrupten. Mit seiner Verhaftung hat man allen kritischen
Geistern gezeigt: Vorsicht! Wenn wir Zamora verhaften können, können wir
das mit jedem machen! Die Entscheidung zeigt, dass es immer noch
anständige, mutige Richter*innen gibt, die sich diesem Justizterrorismus
entgegenstellen. Aber wir sind sehr weit entfernt von einem Ende der
Kriminalisierung.


Wir sprachen mit Silvia Trujillo, Kommunikationsexpertin und
Politikwissenschaftlerin. Noch ein Nachtrag: Ein paar Tage nach der
Haftentlassung des Journalisten Zamora hat die Staatsanwaltschaft Berufung
dagegen eingelegt. Wir werden weiter über den Fall berichten.
Den Interview-Podcast hört ihr im onda-info 602 [1].

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/onda-info-602/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/es-gibt-keinen-grund-uns-sicher-zu-fuehlen/


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons
Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Dezember 2024 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





FRAGEN/024: Helmut Ortner - "Demokratie ist eine fragile Konstruktion..." (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Demokratie ist eine fragile Konstruktion..."

Interview mit Helmut Ortner von Bert Bosch-Rossacher - Pressenza Berlin, 5. Oktober 2024



Der Verlust von Zukunftsglauben ist ein Problem für die Demokratie.
Sie lebt auch von der Hoffnung, dass Dinge besser werden. Daran aber
glauben immer weniger. Kein guter Zustand, sagt unser Autor, denn wo
Vertrauen in die Politik schwindet, grassiert Demokratie-Verachtung. Ein
Interview von Bert Bosch-Rossacher mit Helmut Ortner über sein Buch
"Heimatkunde".
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Die liberale Demokratie hat derzeit keinen leichten Stand. Nicht zuletzt
die jüngsten Wahlerfolge rechtspopulistischer bis rechtsextremer Parteien
beruhen zu einem guten Teil darauf, dass die Demokratie offenbar zunehmend
vielen Menschen eher als Mangel denn als Gewinn erscheint. Ist unsere
Demokratie ernsthaft gefährdet?

Helmut Ortner: "Wir leben in turbulenten Zeiten. Die Hoffnung auf eine
fortschreitende globale Demokratisierung und eine dauerhafte
Weltfriedensordnung die noch vor Jahren als Möglichkeit erschien, hat sich
aufgelöst. Stattdessen weltweit Krieg, Flucht, Hunger. Dazu das
menschgemachte Klima-Desaster. Die Hoffnung, diese Probleme lösen zu
können, schwindet ... Vor allem der Verlust von Zukunftsglauben diese
Probleme zu lösen, ist ein Problem, denn Demokratie lebt auch immer von der
Hoffnung, dass Dinge besser werden. Doch daran glauben viele Menschen nicht
mehr. Demagogen, Populisten und Autokraten aller Couleur erkennen das und
nutzen diese Ängste, um die Demokratie zu schwächen. Und viele Menschen
folgen ihnen allzu bereitwillig. Wo Vertrauen fehlt, entsteht Enttäuschung,
Teilnahmslosigkeit und Verachtung.

Der Eindruck, die Entwertung der Demokratie schreitet voran - ist dieses
Bild falsch?

"Eindrücke basieren ja nicht unbedingt auf Fakten. Sie formen sich aus
subjektiven Wahrnehmungen und Erlebnissen, die unsere Sicht auf die Welt
bestimmen. Demokratie ist eine fragile Konstruktion. Es braucht Transparenz
und Vertrauen. Das ist die Währung der Demokratie. Mangelt es daran,
schafft es ein Klima des Misstrauens, der Angst, der Aggression. Notwendig
aber ist ein kollektives Einverständnis, eine breite Zustimmung "ein
gesellschaftlicher Konsens". Und es braucht die Bereitschaft des Einzelnen,
sich zu "vergemeinschaften", sich aktiv einzubringen und zu engagieren.
Unser demokratisches Gemeinwesen lebt von Teilnahme und Teilhabe, von
Verpflichtung und Verantwortung, vom ICH zum Wir - das ist die
Formel, die sich eine demokratische Gesellschaft im besten Falle selbst
auferlegt - und lebt.

Was ist zu tun gegen die Erosion demokratischer Errungenschaften? Was
gegen die grassierende Demokratie-Verachtung?

Die Wahlergebnisse in Thüringen, Sachsen und Brandenburg, wo die AfD
allerorten nahezu 30 % der Stimmen bekommen hat, zeigen, dass sich viele
Menschen von den traditionellen Parteien abwenden, weil sie den politischen
Entscheidungsträgern und Eliten misstrauen. Nun gibt es Stimmen, die sagen:
Solange gewählt wird, haben wir eine intakte Demokratie. Und dabei sei es
egal, wer am Ende gewählt wird ... Ich mag dem nur bedingt zustimmen ...

Aber freie Wahlen repräsentieren den Willen der Bürgerinnen und Bürger.
Sie sind der Souverän ...

Ja, selbstverständlich. Ergebnisse von freien, gleichen und geheimen Wahlen
sind zu respektieren. Wenn man solche Ergebnisse vermeiden möchte, sollte
man eine Politik machen, dass solche Wahlergebnisse erst gar nicht zustande
kommen. Aber mir fällt es schwer zu begreifen, wie jemand einer
rechtsradikalen, zum Teil faschistischen Partei wie der AfD seine Stimme
gibt, die Gesetze und Instrumente unseres Rechtsstaats aggressiv dazu
benutzt, ihn zu beschädigen und zu verhöhnen. Wer einen Anti-Demokraten wie
Höcke wählt, ist für mich ein Demokratie-Verächter.

Demokratie-Kritik ist keine Demokratie-Verachtung, sondern deren
essentieller Bestandteil. Wo verläuft die Grenze? Ist jede Stimme für
radikale Parteien schon ein Angriff auf unsere parlamentarische
Demokratie?

Nein, in einem Rechtsstaat klären das Gerichte - und gegen deren Urteile
kann man Rechtsmittel einlegen. Doch unübersehbar ist, dass die
radikalisierte Peripherie der Gesellschaft auch von Menschen der
bürgerlichen Mitte besiedelt wird. Populismus und Demokratie-Verachtung
greift nicht nur an den Rändern, sondern zunehmend auch auf dem Golfplatz.
Wir müssen da aufpassen, was den demokratischen Himmel verdunkelt:
Gesellschaften können Zivilität lernen - und verlernen. Es gibt einen
Prozess der Ent-Demokratisierung, der nur schwer reversibel ist. Das sollte
uns bewusst sein ...

Aber notwendig sind Kritik und Gegenrede - auch laute, radikale und
"system-ablehnende" ...

Unbedingt. Eine Demokratie lebt von Auseinandersetzung, Disput und
Gegenrede. Das ist der Sauerstoff für die Demokratie. Es geht aber auch
darum, unsere offene Gesellschaft gegen ihre falschen Freunde und richtigen
Feinde zu verteidigen. Gleich, ob von rechts oder links. Gegen politischen
Fanatismus und religiösen Wahn. Mein Buch versteht sich als ein Plädoyer
zur Verteidigung der offenen Gesellschaft, aber auch als Ermunterung zum
produktiven Streit.


Buch-Hinweis:
Helmut Ortner Heimatkunde - Falsche Wahrheiten, richtige Lügen - Politische
Essays

Edition Faust, 208 Seiten, 22 Euro
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STANDPUNKT/1060: "Egal woher du kommst, wenn du schwarz bist, bist du Afrikaner*in" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Welt

"Egal woher du kommst, wenn du schwarz bist, bist du Afrikaner*in"

von Carlos Ramos
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Die UNIA (Universal Negro Improvement Association and African Communities
League) gestaltete 1920 die rot-schwarz-grüne Flagge der panafrikanischen
Bewegung. Rot steht für das Blut, das alle Menschen schwarzafrikanischer
Abstammung vereint und das für die Befreiung vergossen wird; schwarz für
das schwarze Volk, dessen Existenz als Nation, wenn auch nicht als
Nationalstaat, durch die Präsenz der Flagge zum Ausdruck gebracht wird, und
grün für die reichen Naturschätze Afrikas.

Grafik: by Schattenblick



(Berlin, 23.10.2023, npla) - Was ist Panafrikanismus? Panafrikanismus ist
eine politische, philosophische, kulturelle und soziale Bewegung, die sich
für den Zusammenschluss, die Verteidigung der Rechte des afrikanischen
Volkes und die Vereinigung des afrikanischen Kontinents zu einem einzigen
afrikanischen Staat einsetzt. Die Idee der Einheit bezieht sich sowohl auf
die Menschen in Afrika als auch auf die Afrikaner*innen in der Diaspora.
Die Theorie des Panafrikanismus wurde vor allem von Afrikaner*innen aus der
amerikanischen Diaspora entwickelt. Wichtige Impulse brachten Nachfahren
von Versklavten wie William Du Bois und Marcus Garvey ein, die in der
amerikanischen Diaspora aufgewachsen waren. Ihre Ideen wurden von
politischen Aktivist*innen auf dem afrikanischen Mutterkontinent
aufgegriffen, darunter Kwame Nkrumah, der zwischen 1960 und 1966 erster
Präsident des westafrikanischen Staats Ghana war.


Was hat es mit Rot-Schwarz-Grün auf sich?

Fernando ist ein kubanischer Panafrikanist, Basketballspieler, Hip-Hopper,
Künstler und Aktivist der vierten Panafrikanistischen Internationale. Die
Identifikation mit der politischen Bedeutung des Schwarzseins liegt bei ihm
in der Familie. Fernando erzählt: "Ich glaube, die erste Inspiration kam
von meinem Vater. Mein Vater war ein Künstler, ein afrokubanischer Mann,
der sehr stolz auf seine Identität als Schwarzer war, und das hat er mir
von klein auf vermittelt. Die zweite Anregung kam durch meine Geschwister,
die alle älter sind als ich. Einige von meinen Brüdern gingen nach New
York, nach Brooklyn, als ich noch klein war, und als sie zurückkamen, hatte
die Rasta-Kultur sie ziemlich geprägt. Basketball war meine erste große
Liebe, so bin ich zum Hip-Hop gekommen. Wenn ich mir bestimmte Stücke
anhörte, wurde ich neugierig und wollte wissen, wovon sie reden und was es
mit dem Rot, Schwarz und Grün auf sich hat."


Entmenschlichung und Revolte

Die Ursprünge des Panafrikanismus liegen in der Zeit der Sklaverei, der
Kolonisierung Amerikas und Afrikas durch die Europäer, des
transatlantischen Menschenhandels, des Menschenraubs und der abscheulichen
Geschäftemacherei mit Schwarzen Menschen. Die ersten Ansätze für die
panafrikanische Ideologie und politische Philosophie entstanden an den
Küsten Afrikas. In den Sammelstationen für die menschliche Ware. In den
Lazaretten, in denen die Gefangenen in Quarantäne gehalten wurden und
darauf warteten, auf den berüchtigten Sklavenschiffen abtransportiert zu
werden. Sie entstanden genauso auf dem amerikanischen Kontinent, im
Widerstand und den heimlichen Verbrüderungen der Gefangenen und ihrer
Flucht von den Plantagen in die Berge, weit weg von den Kontrollinstanzen
der Sklavenhändler. Diejenigen, die es geschafft hatten zu entkommen,
nannten sich selbst Cimarrones und ließen sich in
selbstorganisierten Gemeinschaften nieder, die je nach Ort Palenques,
Cumbes, Quilombos oder Mambises genannt wurden. Rebellionen
Schwarzer Menschen hat es immer gegeben; die Schwarzen Völker haben ihre
eigene revolutionäre Tradition. Aufstände und Rebellionen in Abya
Yala, in Lateinamerika, sind historisch belegt. In Kolumbien gründete
Benko Biohos mit anderen entlaufenen Sklav*innen Palenque de San Basilio,
Yangá führte im Hochland bei Veracruz in Mexiko eine Kolonie ehemals
versklavter Menschen an, Zumbí und Dandara kamen aus dem Quilombo de
Palmares und leisteten antikolonialen Widerstand in Brasilien. Auch in
Ecuador, Peru, Venezuela, Surinam und Kuba findet man Spuren von Aufständen
und Gegenwehr. In Jamaika in der Karibik kam es bereits um 1700 zu
Aufständen von Menschen, die ihrer Versklavung entkommen waren und in den
Blue Mountains kämpferische autonome Siedlungen begründeten. In Haiti wurde
zwischen 1793 und 1804 die Unabhängigkeit erkämpft. Es war die erste
erfolgreiche Schwarze Revolution, und Haiti wurde zur ersten Schwarzen
Republik weltweit. All diese Beispiele historischer Triumphe geben den
Schwarzen Völkern noch heute Hoffnung und Selbstvertrauen.


Nicht Unterdrückung ist der wichtigste Motor, sondern die
Hoffnung

Abuy Nfubea, spanischer Journalist aus Äquatorialguinea und Generalsekretär
der Vierten Panafrikanischen Internationale, sagt über die Kämpfe Schwarzer
Menschen: "Das Motiv für den Kampf ist nicht die Unterdrückung, sondern die
Hoffnung. Wenn man den Menschen ein Minimum an Hoffnung gibt, werden sie
kämpfen. Die Theorie des Klassenkampfs besagt, dass sich die Menschen gegen
Unterdrückung erheben, und wenn die Unterdrückung groß genug sei, träten
die Menschen in Aktion. Und genau das ist nicht wahr. Wäre es wahr, hätten
sich Afrika und das Schwarze Volk, hätten wir uns schon längst erhoben.
Aber so funktioniert das nicht."

In den jamaikanischen Blue Mountains, den blauen Bergen, wurde nicht nur
der Rastafarianismus geboren, sondern auch einer der bedeutendsten
Panafrikanismus-Kämpfer der Welt, Marcus Garvey. Marcus Mosiah Garvey kam
am 17. August 1887 in Saint Ann's Bay, Jamaika, als Sohn einer
Hausangestellten und eines gelernten Maurers zur Welt. Sein Vater besaß
eine große Büchersammlung. Garvey verfügte über ausreichendes
autodidaktisches Talent, um sich das Druckerhandwerk und später auch den
Beruf des Journalisten mehr oder weniger selbst beizubringen. Dank seiner
beruflichen Fähigkeiten war er in der Lage, das Land zu verlassen und die
miserablen Arbeitsbedingungen Schwarzer Menschen in den meisten Teilen des
amerikanischen Kontinents kennenzulernen. 1914 gründete Marcus Garvey in
Jamaika zusammen mit seiner ersten Frau Amy Ashwood die Universal Negro
Improvement Association (UNIA). Die UNIA war eine
universelle panafrikanische Organisation, die für die Verbesserung der
Lebensbedingungen Schwarzer Gemeinschaften in allen Bereichen, Wirtschaft,
Identität und Kultur, kämpfte. Ihr Motto lautete: "One God, One Aim, One
Destiny" - "Ein Gott, ein Ziel, ein Schicksal". In nur fünf Jahren
wurde die UNIA zur einflussreichsten Schwarzen Organisation der damaligen
Zeit. Sie war eine der tragenden Säulen für die Verbreitung von Ideen der
Schwarzen Selbstbestimmung, des Selbstwertgefühls und des Schwarzen
Stolzes. Aus der UNIA entwickelten sich Mitte des zwanzigsten Jahrhunderts
verschiedene Bewegungen, darunter Black Power, die Black Panther
Party, Bürgerrechtsbewegungen und sogar Unabhängigkeitsbewegungen in
Afrika sowie internationale schwarze Solidaritätsbewegungen wie die
Free-Mandela-Bewegung in Lateinamerika.


Panafrikanist*innen heute

Iveth stammt ursprünglich aus Izabal im Nordosten Guatemalas. Sie versteht
sich als Teil der panafrikanischen Bewegung und spricht über ihre
Erfahrungen in der Familie: "Ich bin in einer Schwarzen Familie
aufgewachsen. Es gab feste Gewohnheiten, die das Zusammenleben regelten,
zum Beispiel, wie wir das Essen teilen. Es war eine sehr enge familiäre
Bindung, in dem auch unser gemeinsamer afrikanischer Background eine
wichtige Rolle spielte."

Im Oktober 2006 in Madrid wurde die Panafrikanische Bewegung Vierte
Internationale Garveyista Cimarrón Rastafari Womanist [1] als politisches
Instrument für die spanischsprachige Schwarze Bevölkerung gegründet. Ihrem
Verständnis nach sind alle Schwarzen Menschen Afrikaner*innen, und für alle
gilt: Black is Beautiful - eine Aufforderung, die eigene Identität
als Schwarze und Afrikaner*innen glücklich und mit Stolz anzunehmen.

Panafrikanist*innen in der spanischsprachigen Welt repräsentieren heute
Millionen von Menschen in ganz Afrika, Europa und Nord- und Südamerika und
der Karibik. Dana ist Lehrerin und lebt in einem Dorf in der Provinz Rio
Negro im argentinischen Patagonien. Warum sie sich der panafrikanischen
Bewegung zurechnet? "Zum jetzigen Zeitpunkt ist das für mich die einzige
politisch sinnvolle Position. Und ich bin froh, dass es diesen Ansatz gibt.
Ich kenne mich ganz gut aus mit den politischen Bewegungen, die in diesem
Land zur Auswahl stehen. Und die panafrikanische Bewegung ist, soweit ich
weiß, die einzige, die wirklich die Machtfrage stellt. Die nicht mehr und
nicht weniger fordert als die endgültige Befreiung des Schwarzen Volkes
weltweit".


Weitere Informationen über die Vierte Panafrikanische Internationale
sind zu finden unter:

http://reparacionafricana.blogspot.com/

Anmerkung:

[1] https://www.facebook.com/groups/706270870267637/?locale=de_DE
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FRAUEN/883: Dirty Dancing - Übergriffe in der Berliner Tanzszene (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Dirty Dancing - Übergriffe in der Berliner Tanzszene 

von Yalira Santelmo - Pressenza Berlin, 5. September 2024



Die Berliner Paartanzszene ist aus dem Berliner Nachtleben nicht
wegzudenken. Die Donnerstage und Sonntage im Berliner Soda Club
(Kulturbrauereigelände), an denen auf 5 verschiedenen Floors paarweise
getanzt werden kann (Kizomba, Salsa Cubana, Mambo, Bachata, Zouk), sind
schlichtweg eine Institution. Am Spreeufer sind im Sommer fast täglich
Tanzveranstaltungen unter freiem Himmel zu finden, die die Hingabe dieser
Community wiederspiegeln: Die Veranstaltungen sind gratis, die besten DJs
der Stadt stellen ihr Können zur Verfügung und Menschen jeden Alters, mit
den verschiedensten kulturellen und sozialen Hintergründen bewegen sich in
Paaren rhythmisch zur Musik. Daneben gibt es jährliche Festivals, wie den
Berlin Salsa Congress (für Salsa), Berlin Kizzes (für Kizomba) und Ritmo
(für Bachata), wo gleich mehrere Tage hintereinander weg Tanzkurse und
Tanzabende besucht werden können.

Die Zeit der Pandemie, die Paartanzende schwer getroffen hat, war auch für
die großen Tanzschulen wie Mambita, Cumbancha oder Dolce Vita Dance eine
echte Herausforderung - doch mit Masken, HEPA Filtern, Spenden und diversen
Vorsichtsmaßnahmen wurde ihr erfolgreich getrotzt. Tanzen ist aus dem Leben
einfach nicht wegzudenken - wo gelebt wird, wird getanzt. Dies war gerade
in Zeiten dieser großen, zwischenmenschlichen Distanz eine Quelle der
Freude und des Gefühls der Verbundenheit in Berlin.

Ob Tango, Salsa oder Zouk: Der Paartanz stellt eine Form der
kulturübergreifenden Kommunikation dar, in der keine Worte notwendig sind:
Durch Bewegungscodes, Musik und Rollenaufteilungen wird ein Bewegungsrahmen
gestaltet, in dem Tänzer und Tänzerinnen ihrem kreativen Ausdruck freien
Lauf lassen können. Durch die Übereinkunft, dass eine Person den Tanz führt
(der Leader, traditionell gesehen die Rolle des Mannes) und eine Person im
Tanz folgt (der Follower, traditionell gesehen die Rolle der Frau) werden
synchronisierte Bewegungen ermöglicht. Hierdurch entsteht ein Prozess der
Emergenz, in dem der Tanz nicht nur die individuellen Bewegungen zweier
Personen darstellt, sondern ein neues, rhythmisches Bild gezeichnet wird.
Damit ergeben sich vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten über die
eigentlichen Tanzschritte hinaus.

Traditionelle Rollenbilder werden aufgehoben oder übertrieben (bspw. über
Kleidung oder traditionell maskuline und feminine Bewegungsstile), Elemente
aus anderen Tanzrichtungen übernommen oder die abendliche Laune in
besonders gefühlvollen, zurückhaltenden oder energetischen Bewegungen
ausgedrückt, die wechselseitig vom Partner aufgegriffen und interpretiert
werden können. So bietet jeder einzelne Tanz die Gelegenheit, einen
individuellen Ausdruck von Stärke, Sensualität, und Selbstbewusstsein zu
finden. Das Ergebnis ist eine besondere Form des Empowerments, welches die
subjektive Erfahrung der Tanzenden und der Beobachtenden prägt. Damit dies
gelingen kann, ist Vertrauen notwendig. Vertrauen auf Seiten des Followers,
dass sorgsam mit dem Körper umgegangen wird, der geführt werden darf.
Vertrauen auf Seiten des Leaders, dass der Follower den Bewegungsimpulsen
folgt, die vom Leader gestaltet werden.

Was passiert jedoch, wenn das Vertrauen missbraucht wird?

In Berlin wurden immer wieder Stimmen von Frauen laut, die in der
Paartanzszene sexuell belästigt wurden. In Chatgruppen, in denen sich
Tanzbegeisterte über die Neuigkeiten zu Tanzkursen und Tanzveranstaltungen
austauschen, kam es anlässlich dieser Berichte zu regen Diskussionen. Die
Meinungen gingen häufig weit auseinander - es handele sich um Einzelfälle,
die in der Verantwortung der Betroffenen lägen, oder aber um ein nahezu
allumfassendes Problem in Berlin, das von organisatorischer Seite, das
heißt seitens Veranstalter:innen und Tanzlehrer:innen geklärt werden müsse.
Nun hat eine kleine Gruppe von Tanzbegeisterten die Initiative ergriffen
und auf eigene Kosten eine Umfrage konzipiert und ausgeführt, um ein
genaueres Bild über das Ausmaß der Belästigungen zu erhalten.

Die Ergebnisse sind ernüchternd. Innerhalb nur einer Woche haben rund 450
Paartanzende aus den verschiedensten Tanzbereichen, von Salsa bis Swing,
den Fragebogen ausgefüllt (68% Frauen, 27% Männer, 1% nicht-binär, 4% ohne
Angabe). Zwei Drittel aller Teilnehmenden gaben an, unangemessenes
Verhalten erlebt zu haben - 80% der teilnehmenden Frauen, 33% der Männer -
ein klares Gefälle. Weibliche POC (People Of Color) waren mit 84% am
häufigsten betroffen. Bei dem unangemessenen Verhalten ging es in 70% der
Fälle um körperliche und sexuelle Übergriffe, bspw. unerwünschte
Berührungen oder Küsse bis hin zu Vergewaltigungen, gefolgt von emotionaler
und digitaler Gewalt, bspw. Gaslighting, Stalking oder Catcalling (jeweils
40% und 30% der Fälle). Bei 50% der Teilnehmenden hat diese Erfahrung
dazu geführt, dass sie mit dem Tanzen aufhörten oder aufhören wollten.

"Das Ergebnis bestätigt leider unsere Befürchtung, dass es sich hier um ein
strukturelles Problem handelt", so eine der initiierenden Personen. "Es
drängt sich die Vermutung auf, dass Frauenfeindlichkeit immer noch die
Realität ist - auch in Berlin. Frauen müssen ihre Grenzen aktiv verteidigen,
Männer haben erstmal die Berechtigung, diese Grenzen zu überschreiten.
Diese Auffassung ist besonders in dieser Konstellation, wo die körperliche
Nähe in der Natur der Sache liegt, Gift." Der Paartanz bietet in Zeiten der
zunehmenden sozialen Isolation Gelegenheit, anderen Menschen in einem
geregelten Rahmen näherzukommen. Ist die körperliche Nähe jedoch die
Hauptmotivation und das Tanzen wird lediglich als Vehikel für eine
Interaktion mit dem anderen Geschlecht benutzt, wird das weder dem Tanz
gerecht, noch der Verantwortung für den Tanzpartner. Eine der Teilnehmenden
beschreibt: "Während ich Bachata im Soda Club tanzte, nahm ein Typ meine
Hand und legte sie auf seinen erigierten Penis". Beispiele wie diese
zeigen, dass die Tanzetikette ganz bewusst missachtet wird. Ein schöner
Abend wird auf diese Weise ruiniert, ein Hobby wird zum Risiko für das
Wohlbefinden und die eigene Sicherheit.

Wie kann dieses Problem gelöst werden? In größeren Clubs gibt es Türsteher,
diese bieten jedoch in der Regel nur wenig Sicherheit. Schlimmstenfalls
wird nach dem Motto "Aussage gegen Aussage" gar nichts unternommen. Die
Tatsache, dass ständig neue Veranstaltungen entstehen, zum Teil privat
organisiert, ist in einer Stadt wie Berlin besonders reizvoll, bietet
Abwechslung und neue Impulse - aber hier gibt es große Unterschiede, was
die Professionalität der Veranstaltung und die Haltung der
Organisator:innen und Besuchenden gegenüber Frauen angeht. Gerade Neulinge
laufen hier Gefahr, schlechte Erfahrungen zu machen und sind häufig
unsicher, was im Rahmen eines Tanzes "erlaubt" ist, wo ein Übergriff
beginnt und wie sie am besten reagieren sollen. Dies zeigt sich auch anhand
der Umfrage. Die Teilnehmenden wurden gefragt, welche Lösungsansätze
wünschenswert wären. 70% wünschen sich das Thematisieren von Consent
(Einwilligung) im Tanzunterricht, knapp über 60% wünschen sich, dass
Tanzlehrer:innen, Organisator:innen und DJs dahingehend speziell geschult
werden und nahezu 60% wünschen sich das Ausschließen von übergriffigen
Personen von Tanzveranstaltungen.

Besonders schwierig ist es, die Veranstalter:innen und Tanzlehrer:innen für
das Thema zu sensibilisieren, denn das Thema wird gerne verharmlost oder
verschwiegen. Tanzen soll Spaß machen, eine Flucht vor dem Alltag bieten,
da ist ein Diskurs über Gewalt nicht sehr bequem - besonders wenn es um
hart erkämpften Profit geht. Ein "Awareness Team", das auf Veranstaltungen
erkennbar ist und angesprochen werden kann, Poster, Öffentlichkeitsarbeit
könnten zu einer Sensibilisierung für das Thema beitragen und es
Betroffenen erleichtern, sich zu wehren. Am wichtigsten ist es jedoch, die
Personen zur Verantwortung zu ziehen, die sich schuldig machen - dies kann
eben auch den Ausschluss von Veranstaltungen oder aus dem Tanzunterricht
bedeuten, wenn jemand durch wiederholte Übergriffe auffällt. Darüber hinaus
muss es einen aktiven Dialog auf der Veranstaltungsebene geben, um eine
Kulturänderung in der Szene anzustoßen. Veranstalter:innen müssen zu
Verbündeten derjenigen Personen werden, die am stärksten unter den
Übergriffen leiden und diese aktiv schützen. Dass es sich hier um ein
Problem handelt, das weit über Berlin hinausgeht, beschreibt Liliana de
Lima, international renommierte Tänzerin, Tanzlehrerin und Organisatorin im
Bereich des Tarraxo und Urban Kiz (Ableger des ursprünglichen,
angolanischen Kizomba). Auf ihrem Instagram Account äußert sie: "Frauen und
Männern werden nicht die gleichen Standards auferlegt in der sozialen
Tanzszene von Urban Kiz und Kizomba. [...] Frauen werden häufig als
"leicht" oder "nuttig" bezeichnet, wenn sie einfach nur den Tanz genießen.
In einer Tanzverbindung für mehr als 30 Minuten zu bleiben, oder mit
geschlossenen Augen zu Tanzen, wird ein Grund für Verurteilung - das heißt,
wenn du eine Frau bist. Währenddessen leben die Männer ihr bestes Leben.
Über multiple Sexpartner während nur einem Wochenende wird Witze gemacht,
es wird sogar dazu ermutigt, wenn du ein männlicher DJ oder Organisator
bist. Fremdgehen wird als normal erachtet bei vielen Männern in der Szene,
weil es nicht zählt, wenn es während eines Festivals passiert, richtig?"
(von dem/der Autor:in übersetzt aus dem Englischen). Dieses Statement
zeigt, wie tief die Frauenfeindlichkeit auch auf organisatorischer Ebene
verankert ist.

Nur wenn es gelingt, auf verschiedenen Ebenen Veränderung zu bewirken, kann
die Paartanzszene zu dem werden, was sie eigentlich sein soll - ein Ort der
Begegnung, der Kreativität, des Feierns verschiedenster Kulturen und des
Menschseins an sich.


ALIAS:

Bei Interesse an dem Thema melden Sie sich gerne:

dancers4dancers.berlin@gmail.com


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Lateinamerika

Fast die Hälfte aller 2023 getöteten Umweltschützer*innen waren Indigene
oder Schwarze



Im Jahr 2023 wurden weltweit 196 Umweltschützer*innen getötet, 85
Prozent davon in Lateinamerika. 49 Prozent gehörten indigenen
Bevölkerungsgruppen und Schwarzen an.

(Lima, 10. September 2024, servindi) - Fast die Hälfte aller im Jahr 2023
getöteten Land- und Umweltschützer*innen gehörten zur indigenen oder
schwarzen Bevölkerung, so der aktuelle Bericht [1] der
Nichtregierungsorganisation Global Witness (GW).

Von den 196 getöteten Umweltschützer*innen gehörten 85 zur indigenen
Bevölkerung und zwölf zu schwarzen Gemeinschaften (insgesamt 49 Prozent).
Dies macht die besondere Vulnerabilität dieser Bevölkerungsgruppen als
Hauptleidtragende deutlich. 85 Prozent aller registrierten Morde im Jahr
2023, also 166 von 196 Fällen, wurden in Lateinamerika verübt.

Die meisten Morde in Kolumbien, Brasilien, Mexiko und Honduras

Die tödlichen Angriffe konzentrieren sich dabei insbesondere auf vier
Länder, in denen mehr als 70 Prozent der Angriffe stattfanden: Kolumbien,
Brasilien, Mexiko und Honduras. GW weist schon seit Jahren auf diese
Tendenzen in der Region hin.

Kolumbien führt die Liste mit 79 Mordfällen an. Es ist damit erneut das
Land mit der höchsten Mordrate an Umweltschützer*innen in einem einzelnen
Land, die GW in all seinen Berichten untersucht hat. Brasilien folgt mit 25
Straftaten, danach Mexiko und Honduras mit jeweils 18 und die Philippinen
mit 17 Fällen.


Viele Morde im Zusammenhang mit Bergbau

Obwohl es nach wie vor schwierig ist, einen direkten Zusammenhang zwischen
Morden an Umweltschützer*innen und wirtschaftlichen Interessen
herzustellen, konnte GW im Jahr 2023 beweisen, dass der Bergbau die bei
weitem relevanteste Ursache für diese Straftaten war. Dies kann darauf
zurückgeführt werden, dass 25 Umweltschützer*innen getötet wurden, nachdem
sie sich Bergbauaktivitäten entgegenstellten.

Mit den 196 registrierten Mordfällen im Jahr 2023 zählt GW seit 2012
weltweit insgesamt 2.106 Ermordungen an Umweltschützer*innen. Global
Witness ist eine weltweit agierende Nichtregierungsorganisation, die sich
für eine nachhaltige und gerechte Welt einsetzt. Die Organisation
konzentriert sich dabei vor allem auf diejenigen, die besonders stark vom
Klimawandel bedroht sind, wie Menschen des Globalen Südens, indigene
Gemeinschaften, People of Colour, Frauen und Kinder.

"Wir werden weiterhin gegen das systematische zum Schweigen bringen von
Land- und Umweltschützer*innen vorgehen", schlussfolgert der Bericht. Der
Bericht betont, dass seine bisherigen Ergebnisse vermutlich nicht das ganze
Ausmaß der Problematik erfassen. Es ist nämlich bekannt, dass viele
Mordfälle aus Angst gegen die Repressalien gar nicht erst zur Anzeige
gebracht werden. Nur in wenigen Fällen werden die Täter zur Rechenschaft
gezogen und die Familien erhalten Gerechtigkeit.

Übersetzung: Valerie Sy


Anmerkung:

[1] https://www.globalwitness.org/es/missing-voices-es/#killed-es

URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/die-haelfte-getoeteter-umweltschuetzerinnen-sind-indigene/

Link zum Originalartikel:

https://servindi.org/actualidad-noticias/10/09/2024/la-mitad-de-defensores-asesinados-eran-indigenas
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Taktische Endspiele
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Wenn jemand im Vorwort von der "Faszination im Reich der Endspiele"
(S. 6) schwärmt und sich noch dazu als Autor zu erkennen gibt, dann
kann man sich sicher sein, dass es sich um den Hamburger Großmeister
Karsten Müller handelt. Der renommierte Endspielexperte hat im Laufe
seiner fachliterarischen Tätigkeit zur letzten Phase einer
Schachpartie ganze Regale mit Veröffentlichungen gefüllt und sich
akribisch, gewissenhaft und mit unsterblicher Leidenschaft den
einzelnen Motiven und Problematiken im Endspielbereich gewidmet. Dass
er nicht müde wird, einesteils an seinem didaktischen Stil zu
arbeiten und zum anderen mit geschärftem Augenschein die Mechanismen
und Kniffe in diesem komplexen Partieabschnitt ins Bewusstsein der
Leser zu rücken, beweist sein in Zusammenarbeit mit Jerzy Konikowski
verfasstes Buch 'Taktische Endspiele'.

Gewiss, die Seele der Endspiele ist das Taktische. Strategische
Überlegungen spielen nur am Rande eine Rolle, sind vernachlässigbar,
da nur in seltenen Fällen und zumeist mit vielen Figuren auf dem
Brett von Relevanz. Bei seinem neuesten Werk legt Müller den
Schwerpunkt auf die Vektoren 'aktiver König', 'Mattangriff',
'Freibauer' und 'Zugzwang'.

Das Repertoire der Endspielkunst weist natürlich weitaus mehr
Basismomente auf, die miteinander verstrickt sind und sich wie Perlen
an einer Kette ergänzen und aufeinander folgen. Man kann freilich
darauf bauen, mit den von den Autoren im Buch empfohlenen Punkten
nahezu alle Endspielstellungen abzudecken. So gesehen zeigt es
Sachverstand, auf diese grundlegenden Elemente das Augenmerk zu
richten und die Vertiefung der zu erlernenden Kenntnisse darauf zu
fokussieren.

Gliederung und Abfolge der Kapitel sprechen für sich. Im 1. Teil geht
es um die Rolle des Königs, darauf folgt die Macht der Bauern, das
Herbeiführen eines Zugzwangs, die Inszenierung eines Mattangriffs und
ein Reservoir an Mattmotiven sowie verschiedene, der Ergänzung
dienende Taktiken im Figuren- und Bauernspiel.

Mit hundert beispielhaften Stellungen beginnt die Reise in die
faszinierende Welt der Endspiele, die aus zeitnahen Turnieren
stammen. Fünfzig Übungsaufgaben im Anschluss prüfen den erworbenen
Kenntnisgewinn und als Sahnehäubchen folgen noch hundert Studien, die
praxisrelevant und aufschlussreich den Zugriff auf die Endspiele
bereichern.

Die Autoren verlieren sich nicht ins Dickicht der tausend Neben- und
Untervarianten, sondern beschränken sich auf die kritischen
Hauptfolgen, was eine mögliche Verwirrung und Überforderung
ausschließt und so die zielführenden Gedanken und Schritte klar
erkennen lässt. Wie wichtig es ist, Mattmotive im Auge zu behalten, da
mitunter erst ein kombinatorisches Anpirschen über Sein oder
Nichtsein im Endspiel entscheidet, enthüllt das 4. Kapitel mit
eingehender Sorgfalt.

Charmant, augenzwinkernd und den Horizont der Reserven und Ausnahmen
von der Regel erweiternd schließt das Buch mit pointierten Studien
ab, die durchaus taktische Finessen ansprechen, aber trotz ihrer
Komposition fernab des Turnierbrettes doch Einblicke gewähren in die
Fülle der Möglichkeiten, die bei der Lösung eines Endspielproblems zu
Rate gezogen werden können.

Müller und Konikowski haben hier einen Grundsatz der Didaktik
beherzigt: Zum Lernen gehört das Lehrreiche, zum Verstehen der
verständnisinnige Dialog über die geeigneten Mittel eines Buches,
damit der Schritt über die Schwelle seinen Nutzen behält.
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Datenbanken sind eine geistreiche Erfindung des Menschen gewesen, um
strukturelle Informationen und Daten zu organisieren bzw.
Wissenssammlungen zusammenzutragen. Über eine elektronische
Verwaltung ermöglicht dies einen schnellen, systematischen und
stringenten Zugriff auf große Datenmengen. Im Schach bedeutete dies
einen gewaltigen Schritt nach vorne, konnten so doch eine Unzahl von
Partien, Stellungsanalysen und Kompositionen gespeichert und auf
einfachem Wege zugriffsbereit zur Verfügung gestellt werden. Für die
Vorbereitung auf eine Turnierpartie oder einen speziellen Gegner ist
dieses Werkzeug heutzutage fast unerlässlich geworden.

Thomas Mack griff dieses Potential in abgewandelter Form auf und
sichtete auf der Basis seiner eigenen langjährigen Turnierpraxis die
am meisten gespielten Varianten auf die am häufigsten vorkommenden
Fehlzüge. Mit der Gliederung nach Eröffnungssystemen war auch schon
ein neues Buch auf dem Markt mit dem vielverheißenden Titel 'Wege zu
raschem Gewinn'.

Der Gedanke dazu ist verblüffend einfach, und seine Zielgruppe -
Klubspieler unter Elo 2000 - dürfte leicht anzusprechen sein. In
dieser Sektion ist der Wunsch immanent, möglichst viele Siegpunkte
auf Einzel- oder Mannschaftswettkämpfen zu erringen, um in der
Klubhierarchie aufzusteigen und sein Ranking konkurrenzstark zu
verbessern.

Nicht zufällig finden sich in der Einleitung die Worte: "Letztlich ist
es das Ziel aller empfohlenen Varianten, dem Gegner Gelegenheit zu
einem schwachen Zug zu geben" (S. 11). Diese Motte wird noch wie eine
Kerzenlicht anziehende Aussicht durch die Reklame im Klappentext
erhöht, dass die weitaus meisten dieser Varianten "nicht in den
gängigen Fallensammlungen enthalten" sind.

Aber gemach: Was wird aus einem Schachspieler, der den Empfehlungen
dieses Buches folgt? Kaum mehr als ein Lauerer und Wegelagerer, denn
zu nichts anderem stiftet der Autor den Leser an. Wähle Eröffnungen
und Varianten, die per se aggressiv sind und eine Fülle an Fehlzügen
aufweisen. Dann schlage zu und vernichte deinen Gegner. An
strategischer Stärke und Weitsicht gewinnt man nichts hinzu,
bestenfalls kann man mit einem gewissen taktischen Vermögen und
Gedächtnis seine Gegner überfallartig überraschen.

Das Ganze hat natürlich, wie sollte es bei Reklameversprechen auch
anders sein, einen sprichwörtlichen Pferdefuß. Denn kennt der andere
dieses Buch auch und die darin auf 172 Seiten versteckten Fallen,
begegnen sich auf dem Brett zwei Netzspinnen, die die illustren
Fehlzüge vermeiden und schließlich doch auf ihr eigenes, notdürftig
entwickeltes Verständnis vom Schachspiel zurückgreifen müssen.

Der unmissverständliche Nutzen dieses Buches läge dann darin, dass
beide Spieler am Brettrand seinen Inhalt kennen und partout nicht so
spielen wie jeweils erhofft, also keine falschen Züge nach dem Buche
spielen. In diesem Sinne erfüllt es mit seiner angebotenen und
sicherlich gut recherchierten Systematik den Zweck, den stärkere
Spieler indes längst hinter sich gebracht haben, nämlich, gutes und
fehlerfreies Schach in der Eröffnung zu spielen.

Ein Wort noch zum Verfasser: In seinem Beruf als
Versicherungsmathematiker hat er es mit Statistiken und Kalkulationen
zu tun, also dem Abschätzen und Berechnen davon, unter welchem Preis
ein Risiko für sein Gewerbe noch lukrativ zu tragen ist. So gesehen
macht es Sinn, im Vorwege zu einer Partie möglichst alle Risiken für
einen selbst kleinzuhalten und nur so auf dem Brett zu agieren, dass
man am Ende nicht zuzahlt.

Das Schach ist aus einem edleren Stoffe gemacht. Es verbindet
Kreativität mit einem Ziel in der Zukunft. Aus vergangenen Partien
eine knappe Auswahl an Varianten und Zügen zu treffen, bei denen man
sicher sein kann, dass der Fehler auf der anderen Seite liegt,
verliert zwar wenig Partien, aber die Siege wären dann so etwas wie
Second Hand, versehen mit einem abgelaufenen Verfallsdatum.

Das Schach ist aus einem edleren Stoffe gemacht. Es verbindet
Kreativität mit einem Ziel in der Zukunft. Wer aus vergangenen Partien
eine knappe Auswahl an Varianten und Zügen trifft, bei denen man
sicher sein kann, dass der Fehler auf der anderen Seite liegt,
verliert zwar wenig Partien, aber die Siege wären dann so etwas wie
Second Hand, versehen mit einem abgelaufenen Verfallsdatum.

Aus Fehlern zu lernen, ob nun die eigenen oder die der anderen, ist
löblich, zugleich aber auch kleinkariertes Kramen in verstaubten
Truhen. Schach hat insofern etwas Mutiges an sich, als man die Furcht
zügelt, man könnte verlieren. Andernfalls bleibt man ein Gefangener
seiner eigenen Verzagtheit.
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Wäre der Motivhintergrund nicht gänzlich von Trauer erfüllt, man
könnte über die Lektüre "Jüdische Schachmeister aus Deutschland" ein
stolzes Lächeln auf die Lippen bringen. So aber muss man erst einmal
verarbeiten: "Über die bedeutende Rolle jüdischer Schachspieler für
die Entwicklung des Schachs in Deutschland wird heute kaum noch
gesprochen" (S. 7). So heißt es im Vorwort von IM Herbert Bastian zum
längst überfälligen Werk von Ulrich Geilmann.

Schachgrößen wie Jean Dufresne, Emanuel Lasker, Siegbert Tarrasch
oder Johannes Hermann Zukertort, die internationalen Ruhm erlangten,
als auch für die Theoriebildung immanent wichtig waren, kennt heute
jeder Schachfreund, die wenigsten wissen jedoch, dass es sich dabei
um jüdische Schachmeister handelte. Lasker brachte es sogar zum bisher
einzigen deutschen Weltmeister. Jüdische Intellektuelle,
Schriftsteller, Kunstschaffende, kaum ein Bereich der deutschen
Gesellschaft profitierte nicht von den Errungenschaften und
Einschüben, seit Juden im Deutschen Kaiserreich die volle
Staatsbürgerschaft erhielten.

Das Nazi-Regime, das nicht nur verantwortlich war für den Sturz der
Weimarer Republik, bedeutete über den Verlust der Menschlichkeit
hinaus eine bis heute andauernde Zäsur in den blühenden kulturellen
Landschaften, die in Deutschland einst gediehen und Zeugnisse von
unvergänglichem Ruhm schafften. Insbesondere im Königlichen Spiel
konnte infolge der Vertreibungen und der Morde an jüdischen
Schachmeistern der ehemalige Leistungsstand nie wieder erreicht
werden.

Der Autor hat sich nicht nur in Kurzbiografien mit den renommierten
Meistern jüdischer Abstammung beschäftigt, vielmehr hat er aus dem
Abgrund des Vergessens auch jene Anhänger der Schachkunst wieder
hervorgeholt, die für das deutsche Schach Enormes geleistet hatten
und deren Verdienste dafür kaum angemessen gewürdigt wurden. 35
Namen tauchten so aus der Versenkung hervor, darunter solche, die im
18. Jahrhundert zu den Meilensteinen der Schachtheorie zählten und
wesentlich zur Aufarbeitung der Schachhistorie beitrugen. Im
19. Jahrhundert verdankte der Einfluss der jüdischen Schachelite den
Deutschen einen Spitzenplatz im seinerzeit noch jungen internationalen
Turniergeschehen. So gehörte Daniel Harrwitz zu den wenigen Gegnern
von Paul Morphy, denen er unterlag. Natürlich darf in einem Buch über
die jüdische Schachgeschichte in Deutschland Johann Hermann Zukertort
nicht fehlen, der es zum Weltklassespieler brachte, leider aber gegen
Wilhelm Steinitz an der Krone vorbeigriff.

Was dieses Buch im Besonderen auszeichnet, ist trotz der Knappheit der
präsentierten Lebensläufe die herzangelegene Leidenschaft und Hingabe,
mit welcher der Autor die Rolle jüdischer Meisterspieler,
Problemkomponisten in der Gestalt von Erich Ernst Zepler, des
Fernschachmeisters Hans Berliner, verdienstvoller Verleger wie
Bernhard Kagan, diverser Turnierorganisatoren, Autoren und Mäzene in
einen würdigen Rahmen stellt. Auf der reinen Schachebene sind die
kommentierten Partien der Protagonisten aus der Turnierwelt und
einzelnen Duellen mit den Fahnenträgern ihrer Zeit sehr gefällig und
im Kontext der damaligen Theorie und Praxis verständlich
nähergebracht.

Dass die Leser ein Buch über das jüdische Schachleben in Deutschland
so lange entbehren und vermissen mussten, mag viele Gründe gehabt
haben, die Mutmaßungen zulassen, sie erweisen sich jedoch als müßig
und nutzlos. Geilmann lässt sich jedenfalls nicht aufs spekulative
Glatteis führen, zumal er explizit kein politisches Buch schreiben
wollte. Allerdings verzichtet er nicht darauf, die mit der
Machtergreifung der Nazis inszenierte Diskreditierung jüdischer
Schachspieler, als da wären die Aberkennung aller Ämter in
Schachverbänden, das Verbot der Teilnahme an Schachvereinen, die
Umbenennung an Juden gewidmeter Eröffnungsvarianten, kritisch in den
Blick zu nehmen. In erster Linie hatte hier der Großdeutsche
Schachbund nicht wiedergutzumachenden Schaden angerichtet wie auch
die Schmähschriften des Weltmeisters Alexander Aljechin ihren Teil an
der Verunglimpfung beisteuerten, in denen sogenanntem feigen
jüdischen Schach das heroische arische Schach entgegengestellt wurde.

Die Vergangenheit als Schall und Rauch abzutun, als wäre heutzutage
alles anders, humanistischer gar, käme einer Verblendung gleich
angesichts der zunehmenden Zahl antisemitistischer Straftaten in
Deutschland. Wichtig war dem Autor offenbar, dass nicht jene vergessen
bleiben, die dem Schachspiel einen prägenden Stempel aufdrückten, die
ihr Herzblut hingaben für dieses Spiel und mit unermüdlichem Eifer,
zumindest für eine kurze Epoche, nämlich, in der sie wirkten, dem
deutschen Schach wunderbare Partien und einen ebenbürtigen Platz an
der Seite der Schachnationen bescherten. Ohne jüdische Schachmeister
wäre dies nicht möglich gewesen. Daran will dieses Buch des
Vizepräsidenten der Schachbundesliga wärmstens erinnern, und die Zeit
war, wenngleich verspätet, allemal reif dafür.

8. Dezember 2024
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07365: Hässlich oder schön? (SB)

Außerhalb des Schachbrettes gibt es hin und wieder die Diskussion, ob
ein bestimmter Zug "schön" oder "hässlich" sei, als wäre damit ein
gedankliches Werturteil verbunden. Meistens geht es darum, ob eine
Zugfolge strategisch sinnvoll ist oder nicht. Über so etwas streiten
sich die Meister schon seit Jahrhunderten. Verzwickter wird die
Situation, wenn der Nachziehende auf die beiden weißen Mittelbauern
e2-e4 und d2-d4 mit a7-a6 und h7-h6 antwortet. Ein Fauxpas gegen die
guten Sitten, eine Beleidigung für den denkenden Verstand, schallt es
aus den Ecken. Tatsächlich sind solche Stellungen schon einige Male
auf dem Brett entstanden, und der Ketzer trägt auch einen Namen:
Michael Basman. Hätte er seine Partien sang- und klanglos verloren,
nun, wer den Schaden hat, braucht für den Spott bekanntlich nicht zu
sorgen. Doch Basman gewann seine Partien häufiger, als man es ihm
gönnte, und sein Erfolg inspirierte andere zum Nachahmen. Im England
der 1970er und 1980er Jahre hatten solche bizarren Züge eine gewisse
Konjunktur und gehören auch heute noch zum Arsenal mancher Spieler.
Die Frage nach der Ästhetik hat hier jedoch nichts zu suchen. Wird
die Strategie beibehalten, ohne dass man sich einen taktischen Fehler
leistet, können auch sogenannte "hässliche" Züge sinnverwirrend schön
sein. Im heutigen Rätsel der Sphinx zog Schwarz in einem hässlichen
Verstolpern 1...Dd8-b6? und übersah dabei ein schönes dreizügiges
Matt, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07365: Hässlich oder schön? (SB)]



Platz - Lampe

Halle 1957


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Bei der korrekten Entgegnung auf 1.Sf7-g5+! hätte Benkö nur einen
Bauern verloren, doch nach 1...Kg7-f6? war die Niederlage nicht mehr
aufzuhalten: 2.Kg2-f1! und plötzlich war Qualitätsverlust nicht zu
vermeiden, zieht der schwarze Turm folgt 3.f2-f4! mit der Mattdrohung
4.Tc7-f7#, und auf 3...Kf6-f5 gewinnt Weiß leicht mit 4.h2-h3! Benkö
musste daher den Turm für den Springer geben. Es folgte 2...Te2xf2+
3.Kf1xf2 Kf6xg5 4.Kf2-e3 Kg5-g4 5.b4-b5 Kg4-h3 6.Tc7-c4 Sa4-b2
7.Tc4-c2 und hier verließ Benkö jeder weitere Wille zur Fortsetzung
der Partie.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07364: Kein Kalkül im Hinterkopf (SB)

Schach ist Kampf auf des Messers Schneide in der Auseinandersetzung
zweier Menschen. Beide wollen gewinnen, beide ihr Bestes geben. Sieg
oder Niederlage heißt die Devise, gäbe es da nicht innerhalb des
Regelwerks ein Unentschieden. Für Dragoljub Velimirovic war dies
etwas Unerhörtes. Sicher gibt es Stellungen auf dem Brett, die nicht
zu gewinnen sind, aber die Höflichkeit gebietet auch, schon im
Vorwege einer solchen vollkommen ausgeglichenen Stellung ein Remis
anzubieten, um Zeit, Kraft und Nervensubstanz zu schonen. Der
serbische Großmeister soll einmal sinngemäß gesagt haben, dass für
ihn ein Remisangebot so etwas darstellt wie eine persönliche
Beleidigung, da er nicht ans Brett gekommen sei, um die Punkte zu
teilen, sondern in kompromissloser Entschlossenheit aufs Ganze zu
gehen, ohne das Kalkül an ein Remis im Hinterkopf zu haben. Seine
Partien waren stets kämpferisch und von Unerbittlichkeit erfüllt.
Wenn er hin und wieder ein Remis akzeptierte, dann nur, weil er
vorher nichts ausgelassen hatte, um die Siegesfahne zu hissen. Im
heutigen Rätsel der Sphinx konnte der Ex-Weltmeister Wassilij Smyslow
mit 1.Sf7-g5+! das materielle Gleichgewicht der Stellung zu seinen
Gunsten verschieben. Sein Kontrahent Benkö sah, dass er nach
1...Kg7-f8 2.Tc7-f7+ Kf8-g8 3.Tf7-f6 oder 1...Kf8-g8 2.Tc7-c6! Sa4-b2
3.Kg2-f3! - wichtig, um 3...Sb2-d3 zu verhindern - einen Bauern
verlieren würde und entschloss sich daher zu 1...Kg7-f6?, was den
Bauernverlust tatsächlich vermied, aber dafür die Qualität kostete,
Wanderer.
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Smyslow - Benkö

Monaco 1969


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Klaus Darga erkannte die Falle, in die er beinah hineingestolpert
wäre, rechtzeitig und vermied daher 3.Kc8-d8?, denn nach 3...Le2xc4!!
4.Lb3xc4 hätte sich sein Gegner in ein Patt und Unentschieden retten
können.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07363: Aus dem Labor des Großmeisters (SB)

Bücher über das Schach gibt es zuhauf. Mal werden Eröffnungssysteme
behandelt, mal strategischen Konzepten auf den Zahn gefühlt, doch
kein Lehrbuch hat die Herzen der Schachjünger wohl so ergriffen wie
"Aus dem Labor des Großmeisters" von Lew Polugajewski. Darin
schildert der sowjetische Meisterspieler seine Erfahrungen, seine
Kämpfe und Zweifel mit einer nach ihm benannten Variante aus dem
sizilianischen Komplex. Als er sein Geistes Kind in die Turnierhallen
einführte, war die Verblüffung kaum in Worte zu fassen. Die meisten
hielten es für einen Scherz, für eine Laune des Augenblicks,
vielleicht auch für eine Verwirrung der Gedanken, denn Polugajewski
setzte in der frühen Eröffnungsphase mehrmals hintereinander seine
Dame ein, was so ziemlich allen Eröffnungsregeln widerspricht. Doch
der Sowjetspieler war von seiner Variante überzeugt, hielt sie für
spielbar und tauglich auch unter härtesten Turnierbedingungen.
Rückschläge gab es viele und Mitstreiter in seiner Sache nur wenige.
Er hielt seiner Spielweise dennoch die Treue, obwohl die weißen
Angriffssiege später, als sich doch eine beachtliche Zahl von
Sympathisanten dieses Systems einfand, kaum noch zu überblicken
waren. Daraus ist schließlich ein Buch entstanden mit der Chronologie
seines Kampfes, nach innen wie nach außen, um das negative Urteil der
Außenwelt ins Gegenteil zu verkehren. Aus dem Buch spricht eine
unstillbare Leidenschaft für das Schach, gewidmet einer Variante, der
Polugajewski mehr Zeit geopferte hatte als jedem anderen Spielsystem.
Mit seinem Tode verebbte leider auch das Interesse an der Variante,
aber man kann dennoch den Schluss ziehen, dass ihn seine Hingabe und
sein Streit für dieses riskante Spiel viel über das Schachspiel
gelehrt hatten. Im heutigen Rätsel der Sphinx war für Darga alles
klar. Sein König machte sich auf den Weg, um die schwarzen
Königsflügelbauern abzuräumen, gemäß dem Plan 1.Kb6-b7 Le2-d3
2.Kb7-c8 Ld3-e2 3.Kc8-d8? Le2-d3 4.Kb7-a6, doch als er vor dem Zug
3.Kc8-d8? stand, entdeckte er seinen Irrtum und spielte richtig
3.Kc8-b7 Le2-d3 4.Kb7-a6, was ihm den Sieg sicherte. Nun, Wanderer,
in welche Selbstfalle wäre er sonst gestolpert?
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Darga - Spasski

Amsterdam 1964


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Olsens Plan mit 1.Te5xd5? hatte etwas Wichtiges außer acht gelassen,
denn Schwarz spielte nicht 1...Ld6-c6, sondern schaltete das
Damenopfer 1...Df1xg2+!! dazwischen und nach 2.Kh2xg2 Ld7-c6, hatte
Olsen eine Figur weniger und gab auf.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07362: Subtiles Ding (SB)

Wenn so etwas Subtiles wie Denken in die materielle Welt übertragen
wird, kommt es zu den merkwürdigsten Verballhornungen. Plötzlich ist
da die Rede von Denkwerkzeugen, als handele es sich dabei um griffige
Gegenstände wie Hammer, Meißel oder Schraubenzieher, die alle dazu
geeignet seien, ein Selbstmanagement in Gang zu bringen, das, in eine
moderne Sprache übersetzt, den Prozess der Datenverarbeitung, was
früher Gedanken und Reflexionen waren, auf eine höhere Stufe zu
stellen. Und natürlich kommt man, im Schachsinne gesprochen, um
Routionen, synthetische Qualitäten von Taktik und Strategie und, wie
sollte es anders sein, um eine Mustererkennung nicht herum. Am Ende
versteht man unter Denken doch so etwas wie eine geschulte
Wahrnehmung. Denken, das ist auch das Thema im heutigen Rätsel der
Sphinx, wo Weiß 1.Te5xd5 zog, in der Hoffnung, auf 1...Ld7xc6 mit
2.Td5xd8# mattzusetzen. Dass er auf die Routine gesetzt und der
Reflexion vertraut hatte, sollte er bald schon bereuen, Wanderer.
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Olsen - Jacobsen

Aarhus 1953


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:


Kleemann freute sich nicht lange über seinen Materialgewinn, denn
1...Lc7-g3!! stellte eine Mattdrohung auf f2 auf. Der Läufer musste
genommen werden, da ansonsten 2...Dh2-h1# drohte. Doch auf 2.f2xg3
folgte nicht minder mattgefährlich 2...Sf6-h5!, was nur durch
3.Da6-d6 zu verzögern war. Allein, nach 3...Sb2-d3 sorgte der andere
schwarze Springer für die Entscheidung.
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





PROJEKT/106: Frauen in Mexiko ... Skateboarding - Hinfallen, wieder aufstehen! (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Frauen in Mexiko ... Skateboarding - Hinfallen, wieder aufstehen! 

von Veronica Rossa



Die mexikanische Skate-Szene boomt seit Jahren. Immer mehr
FLINTA-Kollektive [1] haben daran einen Anteil. Sie wollen ihren Platz in
der Skate-Szene verteidigen.

(Mexiko-Stadt, 04. November 2024) - Im Atlantis, einem ehemaligen
Erlebnisbad im Westen von Mexiko-Stadt, wurden vor ein paar Jahren die
Schwimmbecken zu Skate-Bowls umgebaut. Die Beckenwände sind mit bunten
Graffitis bemalt. Es ist Sonntag und das Wetter bleibt trocken, der Park
ist gut besucht. Auch eine Gruppe junger Frauen hat sich hier versammelt.

Eine von ihnen ist gerade gestürzt, trotzdem ist die gute Laune spürbar -
es ist nichts Schlimmeres passiert. Raquel, Ende 20, hat vor kurzem die
erste Gruppe von Grl Swirl in Lateinamerika gegründet, einem
internationalen Skate-Kollektiv von und für Frauen. Raquel sagt, sie wollte
einfach mit Freundinnen skaten, dabei lachen und Spaß haben und die
gegenseitige Unterstützung spüren. Weil sie dafür lange keinen Ort gefunden
hat, will sie ihn mit dem Kollektiv jetzt selber schaffen.


Wem gehört das Skate-Territorium?

Skateparks sind traditionell eher männliches Terrain. Gerade als Anfängerin
hat man es schwer, man muss sich blöde Sprüche anhören und sich die Welt
erklären lassen. Frauenkollektive, wie die Gruppe von Raquel, wollen das
ändern - und den Skatepark auch zu ihrem Territorium machen. Auch Maridol,
die von Beginn an in der Gruppe dabei war, hat genug davon, sich von
Männern sagen zu lassen, wo sie sein und was sie machen darf. Sie sagt, sie
habe mit der Gruppe gelernt, den Ort zu verstehen und will zeigen, dass
auch ihre Frauengruppe das Recht hat, den Skatepark zu nutzen.




[image: Die mexikanische Skaterin Veronica Zamudio lehnt lächelnd mit ihrem bunten Skateboard an der Mauer eines Skatebowls - im Hintergrund die Skateanlage - Foto: © Veronica Rossa]

Verónica Zamudio skatet seit zwanzig Jahren und freut sich über immer mehr
Vielfalt in der mexikanischen Skate-Szene

Foto: © Vernica Rossa



Viele Räume in Mexiko sind männlich dominiert. Der Machismo ist, wie in
anderen Teilen Lateinamerikas, immer noch sehr präsent. Skaten, als Sport
der gefährlich sein kann und oft draußen auf der Straße stattfindet, war
dafür lange ein Paradebeispiel. Mit dem Skateboard nachts draußen durch die
Straßen zu cruisen ist für viele Mädchen und Frauen unvorstellbar. Aber in
den letzten Jahren ist die Skateszene in Mexiko nicht nur immer größer,
sondern auch immer diverser geworden. Die mexikanische Skaterin Verónica
Zamudio feiert dieses Jahr ihr zwanzigjähriges Skate-Jubiläum - und hat die
Entwicklung in der Skateszene beobachtet. Früher hätten alle Skater*innen
gleich ausgesehen und die gleichen Klamotten getragen, heute gebe es
richtige Unterschiede, sagt sie. Und freut sich über die Vielfalt, die sie
als revolutionär bezeichnet.


Auch Mädchen können skaten

Neben den Gruppen, die vor allem Frauen vereinen, sind auch andere
FLINTA-Gruppen Teil der mexikanischen Skateszene geworden. Das
Kollektiv "cute cute" ist beispielsweise eine Gruppe von Trans-Skaterinnen.
Die Skate-Szene boomt seit Jahren und ist international gut vernetzt. Immer
mehr feministische Kollektive haben daran einen Anteil. Mit dem Kollektiv
"U Can Skate" gibt Verónica auch selbst Unterricht. Als einen Grund nennt
sie eine Studie, die ihr im Kopf geblieben ist: Schon mit sechs Jahren
denken Mädchen, dass sie keinen Sport machen sollten. Laut der Studie
denken sie, dass sie es nicht können oder dass sie blöd dabei aussehen.
Verschiedene Studien kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Und Skaten wird als
Risikosport umso mehr als "Jungssport" verstanden. Verónica glaubt, dass es
daran liege, dass wir immer noch Frauen und Männer in Stereotype einteilen.
Diese Einteilung bestimmt wer was machen darf oder machen sollte -
festgemacht am Geschlecht.




[image: Blick auf die zu Skate-Bowls umgebauten Schwimmbecken mit Graffiti-Bemalung - Foto: © Veronica Rossa]

Atlantis Skatepark in Mexiko-Stadt

Foto: © Veronica Rossa



Das Kollektiv "U Can Skate" will dagegen arbeiten und bietet nicht nur
Skate-Kurse für Mädchen und Frauen in Mexiko-Stadt an, sondern hat auch im
südmexikanischen Bundesstaat Chiapas schon einen Skatekurs für indigene
Mädchen organisiert. Möglich war das durch die Unterstützung einer
kanadischen NGO. Verónica erinnert sich daran, wie die Mädchen am Anfang
gar nicht glauben konnten, dass da eine Frau vor ihnen auf dem Skateboard
steht. Inzwischen sind auch die indigenen Mädchen in Chiapas vom Skaten
begeistert und bleiben motiviert. Aber leicht ist es nicht, am Skaten
dranzubleiben, vor allem nicht außerhalb von Mexiko-Stadt.

Skaten als Metapher für das echte Leben

Beim Treffen von Grl Swirl im Atlantis ist auch Bella dabei. Die 13-Jährige
wohnt eigentlich in Toluca, eine gute Stunde westlich von Mexiko-Stadt.
Dort gebe es noch keine Gruppen, in denen sie sich wohlfühle, sagt sie. Sie
wünscht sich, dass in Toluca mehr Skateparks gebaut werden. Bella kann sich
vorstellen, später auch mal eine Gruppe für Skater*innen zu gründen. Und
dann gemeinsam den öffentlichen Raum zu erobern. Verónica Zamudio sagt,
genau dafür ist Skaten perfekt geeignet. Weil Skaten nicht nur eine Auszeit
vom Alltag sei, sondern man eben auch einiges fürs "echte Leben" lernen
kann. Denn wenn immer man sich stößt oder man hinfällt, man muss aufstehen
und es nochmal versuchen.


Diesen Bericht gibt es auch als Podcast bei Radio onda:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/hinfallen-wieder-aufstehen-flinta-skateboarding-in-mexiko/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/hinfallen-wieder-aufstehen/

Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:

[1] FLINTA ist ein Akronym, das für Frauen, Lesben sowie
intergeschlechtliche, nichtbinäre, transgeschlechtliche und agender
Personen steht.

Agender sind Menschen, die sich keinem Geschlecht zugehörig fühlen oder
sich als geschlechtsneutral empfinden.


Der Text ist lizenziert unter Creative Commons
Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international.
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KOMMENTAR/298: Marathonläufe - ein einziger Wettbewerb ... (SB)

"Die Läufer beschreiten freiwillig einen Weg, der
schmerzensreich ist. Am Ende winken Glück und Erlösung. Da wird ein
religiöses Muster nachgespielt, in dem sich alle Werte der
Leistungsgesellschaft verdichten: Durchhaltevermögen,
Leistungsorientierung, Zähigkeit, Askese." [1] 

(Prof. Eike Emrich, Sportsoziologe, über den Marathonlauf)





Zwar wird in bildungsbürgerlichen Milieus und akademischen Nischen
durchaus über den Sport als Herrschaftsinstrument reflektiert, doch
nur höchst selten finden herrschaftskritische Analysen und
Fragestellungen ihren Weg in den Mainstream allgegenwärtiger
Sportunterhaltung und unterschiedlichster Medienformate. Durch eine
Reihe von Beiträgen, Reportagen und ein kürzlich veröffentlichtes
Buch [2] durch den Sportjournalisten Ronny Blaschke hat auch das
Problem- und Tabufeld "Sport und Kolonialismus" etwas mehr
Aufmerksamkeit in den Medien erlangt. Kolonialmächte wie England,
Frankreich, Portugal aber auch Deutschland wollten durch Sport ihre
Untertanen "zivilisieren", heißt es im Klappentext des Buches,
das sich vor allem darum dreht, rassistische und sexistische
Stereotypien aufzuspüren, wie sie als koloniales Erbe noch heute im
Geschäft der Sportindustrie, insbesondere im Profifußball,
fortwirken. Die entscheidende Frage bleibt allerdings ausgeklammert:
Wenn der "Fußball als kolonialistisches Herrschaftsinstrument" dienen
kann und konnte, was sagt das über den (heutigen) Sport aus der
Genese der ehemaligen Kolonialländer aus?

Wie aus der wissenschaftlichen Forschung bekannt sein dürfte, wurde
der englische Sport, der mit seinen Rekord-, Leistungs- und
Konkurrenzprinzipien fast deckungsgleiche Normen und Werte wie die
industrielle Arbeitswelt aufweist, in Ländern des globalen Südens
gezielt dazu eingesetzt, die dortigen Bevölkerungen im Sinne
kolonialer Herrschaft zu disziplinieren und zu kontrollieren.

"Die Expansion des Crickets und weiterer britischen Sportarten wie
Fußball, Rugby und Tennis widerspiegelt die koloniale Haltung,
infolge derer den Menschen in den Kolonien die westliche Lebensweise
aufgezwungen respektive die westlichen Sportarten in die Welt
verbreitet wurden", schreiben Manda Beck und Michael Jucker bei Swiss
Sports History, dem Portal für Schweizer Sportgeschichte, an der Uni
Luzern. "Positiv formuliert handelte es sich um eine kulturelle
Verbreitung, Vereinheitlichung und Globalisierung von Sport und
dessen Werten. Die Regeln wurden weltweit gleich angewendet. Negativ
betrachtet war es ein Aufzwingen der westlichen Lebensstile und
Freizeitbeschäftigungen, eine kulturelle und sportliche Monokultur,
die den Kolonien aufgestülpt wurde." [3]

Was sich in Europa im Zuge der Industrialisierung bereits bei der
Disziplinierung des heimischen Proletariats bewährt hatte, nämlich mit
Hilfe englischer Tugenden wie Kampfkraft, Mannschaftsgeist, Fairplay
oder Regelkonformität die produktiven Arbeitskräfte zu fördern, die
Leistungsschwachen auszusortieren oder auf die Ersatzbank zu
verbannen, wurde nun auf sportlich-spielerische Weise auch den
"unterentwickelten" Menschen in den Kolonien beigebracht. Wie in
Europa, wo der Sport in seinen Anfängen ausschließlich einer kleinen
weißen Ober- und Mittelschicht vorbehalten war, sorgte der
Exklusivitätsanspruch der herrschenden Eliten dafür, dass die
Ausgeschlossenen das spätere Überwinden der sportlichen
Apartheidsschranken als großen Erfolg nach dem Grundsatz der
Gleichheit feierten. Doch war es wirklich ein Akt der Emanzipation?

Als ob der globalisierte Gegenwartssport vollständig seiner
historischen Wurzeln und sozialhegemonialen Herkünfte entkleidet
worden wäre, scheint es heutzutage kaum noch ein grundlegend
sportkritisches Bewusstsein zu geben. Im Gegenteil, der Eindruck
verstärkt sich, dass die herrschaftsdienliche Entfremdung
geradezu Wesenskern westlicher Lebensstile und Freizeitbeschäftigungen
geworden ist.

Schauen wir auf das Laufen, das neben dem Fußball zu den am weitesten
verbreiteten Sportarten weltweit gehört. Es gibt Tausende
Laufveranstaltungen, von Mini-Marathons für Schulkinder ("Renn fünf
Kilometer") und lokalen Zehn-Kilometer-Rennen bis hin zu großen
Marathons, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus der ganzen Welt
anziehen. Was in den 70er Jahren klein begann, hat sich mittlerweile
zu einem riesigen Markt entwickelt. Zwar bestreiten immer noch
überproportional viele Menschen aus der Mittelschicht einen
Marathonlauf, doch inzwischen ist das Laufen zu einem
gesellschaftlichen Massenphänomen geworden. Selbst im Knast, in
Hochhäusern oder im Homeoffice wird Marathon gelaufen. Seit den 90er
Jahren hat sich in der westlichen Welt ein regelrechter
"Marathon-Boom" entwickelt. Metropolen wie New York, Tokio oder auch
Berlin, die für das Stadtmarketing Millionen an Steuergeldern in die
Massenveranstaltungen stecken, konkurrieren regelmäßig um die höchsten
Teilnehmerzahlen. Das Rekordprinzip herrscht an allen Fronten. Beim
50. Berlin-Marathon wurden nach Angaben des Veranstalters in diesem
Jahr 54.280 Finisher im Ziel registriert. "Mit diesem verifizierten
Rekord-Ergebnis ist der BMW BERLIN-MARATHON nun der größte Marathon
der Welt und überflügelt damit die Veranstaltungen in Europa und
Amerika, die zuletzt diesen Rekord für sich beanspruchten", verkündete
der Veranstalter und feierte einen 82jährigen, der als Letzter die
Ziellinie überquerte und "sichtlich überwältigt" seine Medaille
entgegennahm. [4]

Während sich die Stars der Marathonszene, vornehmlich aus den
ostafrikanischen Ländern, auf Europas Laufstrecken die Lunge aus dem
Hals hetzen, um hochdotierte Welt- oder Streckenrekorde zu erringen,
sich als tempomachende "Hasen" zu verdingen oder die "Strahlkraft" der
Events zu erhöhen, sind ambitionierte HobbyläuferInnen nicht verlegen,
für die Teilnahme an renommierten City-Marathons mehrere hundert Euro
auf den Tisch zu legen. BürgergeldbezieherInnen sind eher selten beim
Marathon zu finden, kostet doch schon die Startgebühr 200 Euro in
Berlin. Dafür gibt es jede Menge Schauplätze am Rand der 42,195 km
messenden Strecke, Zehntausende von Zuschauern feuern die LäuferInnen
an, zum Teil hat das urbane Massenevent Volksfestcharakter angenommen.
Was in den Medien hierzulande als hedonistisches Massenvergnügen
abgefeiert wird, lässt die ausbeuterischen Verhältnisse in Ländern wie
Kenia oder Äthiopien, aus denen viele der schnellsten und erfolgreichsten
Laufstars herkommen, wie eine Petitesse erscheinen. Nachdem sie ein
geradezu mörderisches Auslesesystem in ihren Heimatländern durchlaufen
haben, wo sich eine regelrechte Marathonindustrie etablieren konnte,
um die Metropolen des Westens mit frischem Läuferblut beliefern zu
können, bleibt vielen "durchschnittlichen" Marathonläufern am Ende nur
ein Hungerlohn für ihre Arbeit - gern auch damit gerechtfertigt, dass
das Wenige für afrikanische Verhältnisse schon sehr viel sei.

Lange Zeit galt die Marathondistanz als Inbegriff einer großen
physischen Belastung, besagt doch schon die Legende, dass der erste
Marathonläufer, der Grieche Pheidippides, im Jahr 490 v. Chr. im Ziel
vor Erschöpfung tot zusammengebrochen sein soll, nachdem er die
Nachricht vom Sieg über die Perser überbracht habe. Dass es sich bei
diesem Heldenmythos wohl eher um eine reichlich ausgeschmückte
Legendenbildung handelt, interessiert die wenigsten. "Den Läufer von
Marathon hat es nie gegeben, er wurde viel später von hellenistischen
Historikern erfunden", so der Berliner Sportwissenschaftler Gunter
Gebauer [5].

Der Marathonlauf ist wohl die einzige Disziplin der Leichtathletik,
die exklusiv für die Olympischen Spiele geschaffen wurde. Beim ersten
Marathon bei den Athener Spielen 1896 betrug die Strecke noch rund 38
Kilometer. Vier Jahre später in Paris legten die Läufer 40,2 Kilometer
zurück. Die noch heute gültige Distanz wurde bei den Spielen 1908 in
London festgelegt, weil es den adligen Herrschaften so besser in die
Optik passte. Um den königlichen Gästen ein spektakuläres Ereignis zu
bieten, wurde der Marathonlauf vom Windsor Castle zum Stadion in
London so verlängert, dass die Läufer direkt vor der königlichen Loge
ins Ziel einlaufen konnten.

Stets hatte der englische Adel ein großes Vergnügen an der physischen
Verausgabung seiner Untertanen gefunden. Sogar die Einteilung von
Laufstrecken nach Meilen hat ihre Wurzeln in der britischen
Sporttradition, die etwa im 18. und 19. Jahrhundert begann.
Pferderennen und Wettläufe von Knechten und Mägden sowie das Wetten
darauf sorgten für Zerstreuung und Unterhaltung, später betrieb der
englische Adel selbst Sport, um exklusiv seinen Status und seine
Fähigkeiten zu demonstrieren, während ihm das Volk Respekt zollte.
War schwere körperliche Arbeit bei den hohen Herrschaften zunächst
unter ihrer Würde und sowieso nur den unteren Klassen vorbehalten, so
galt der Gentlemen-Sport bald als Möglichkeit, seine sozialen
Distinktionen auch im sportlichen Wettbewerb auszuleben.

Machen wir einen Sprung ins 21. Jahrhundert. Der urbane
Wohlstandsbürger läuft nicht nur aus purer Freude an der Bewegung,
sondern weil er damit demonstrieren kann, den Anforderungen der
modernen Wettbewerbsgesellschaft gerecht zu werden. Es geht nicht nur
um das anerkennende Schulterklopfen durch Familie, Freunde und
Bekannte, um einen Eyecatcher für die berufliche Bewerbung, sondern
um unternehmerisches Self-Controlling, um Planung, Kontrolle und
Steuerung aller Lebensbereiche bis in die Körperlichkeit hinein.
Jemand, der zeigt, dass er in Vorbereitung auf einen Marathon ein
straffes Zeitmanagement einzuhalten und Berufs-, Familien- und
Alltagspflichten sowie die harte Trainingsarbeit und darauf
abgestimmte Gesundheits- und Ernährungskonzeptionen unter einen
Hut zu bringen vermag, der beweist ausdauernde Leistungsorientierung
und zielgerichtetes Planungsvermögen.

"Es sind dies mit rituellen Dimensionen verbundene öffentliche
Aufführungen individualistischer Selbstbehauptungskämpfe
durch die erwachsenen, konkurrenz- und gesundheitsorientierten urbanen
Mittelschichten (die "Leistungsträger" der Gesellschaft), die sich im
Massenereignis bedeutsamer gesellschaftlicher, moralischer und
ideologischer Grundmuster und Leitbilder der eigenen (Klassen-) Kultur
versichern", analysierte der Soziologe und Sportwissenschaftler Dr.
Thomas Alkemeyer. [6] Und der im vergangenen Jahr verstorbene
Sportsoziologe und -ökonom Prof. Eike Emrich erinnerte der Marathon an
ein religiöses Muster, in dem sich alle Werte der
Leistungsgesellschaft verdichten: "Durchhaltevermögen,
Leistungsorientierung, langfristige Orientierung, Zähigkeit, Askese in
der Vorbereitung - all das, was sozialen Aufstieg in einer
Leistungsgesellschaft begünstigen sollte. Schmerz und
Leidensfähigkeit, die hinter die Kulissen der Gesellschaft verlegt
werden, hier werden sie symbolisch vorgeführt." [7]

Insbesondere im Ausdauer- und Marathonlauf kehrt die Gleichförmigkeit
der Bewegungen, wie man sie aus der frühen Fabrik- und
Fließbandarbeit kennt und eigentlich als überwunden glaubte, als
positiv wahrgenommenes und zeitweilig sogar Glücks- und Hochgefühle
erzeugendes Movens in die Körper zurück. Nicht das neoliberale
Marktregime, die Kommodifizierung des sozialen Lebens und der
Konformitätsdruck sind der Gegner, sondern der sich gegen extreme
Überlastungen wehrende Körper, der niedergerungen und
diszipliniert zur Vorzeigetrophäe gesellschaftlicher Verwertbarkeit
wird.

Als sozialer Verstärker aktueller Standards der Selbstüberwindung
dienen die Medien, die den heroischen Leidensakt der LäuferInnen
als gut verdauliches Unterhaltungsprogramm servieren - kurzzeitige
Kameraschwenks über schmerzverzerrte Gesichter und kollabierende
Körper inbegriffen. Für die "Gesundheit" ist auch gesorgt, gibt es
doch entlang der Strecke überall freiwillige HelferInnen, die mit
Bienenfleiß die LäuferInnen mit allem Notwendigen versorgen. Wer
vorzeitig schlapp macht oder bei wem das Gehirn zu wenig
schmerzhemmende und euphorisierende Endorphine ausgeschüttet hat, um
in den angestrebten "Flow" oder "Runner's High" zu kommen, der kann
sich auf die Rettungsketten und Medical Points verlassen: Von
Streckensanitätern bis hin zu Rehabilitationsmedizinern und
Reanimierungsteams ist alles vorhanden. Auch hier herrscht lauterer
Wettbewerb, schließlich sollen so viele LäuferInnen wie möglich über
die Ziellinie gebracht werden, was dem Support wiederum gute Noten
ausstellt. Der hohe (prophylaktische) Schmerzmitteleinsatz bei
Marathons bleibt vorerst Privatsache, kann jedoch das
landläufige Argument, wie förderlich Laufveranstaltungen für
Gesundheit und Fitness der Bevölkerung sind, nicht trüben.
Dopingkontrollen für alle sind noch nicht vorgesehen und bislang nur
den Profis vorbehalten. Nicht Persönlichkeitsrechte, die Achtung der
Privatsphäre, körperliche Selbstbestimmung oder die Wahrung der
Intimsphäre schützt HobbyläuferInnen vor dem vollständigen
Kontrollgriff der Dopingjäger, sondern allein das Kostenargument. Doch
dieser Schutz ist zweifelhaft, wenn über allem das Primat eitler
Konkurrenz thront, die es mit Zuckerbrot und Peitsche durchzusetzen
gilt.

"Ja, es kann die These vertreten werden, dass sich die Systeme der
Wirtschaft, der Politik und der Massenmedien heute in der Rolle der
Kolonialherren befinden und die Verantwortlichen im Sport und
nicht selten auch die Sporttreibenden selbst die Abhängigen bzw. die
zu Kolonisierenden sind", spitzte der emeritierte Sportwissenschaftler
Prof. Helmut Digel einmal in einem Essay über die "Kolonialisierung
im Sport" zu. [8]

Wer ist Pferdchen und wer Wagenlenker, wer ist Herr und wer ist
Knecht? Das ist in neokolonialen Zeiten nicht so einfach zu
beantworten, weil die herrschaftskonformen Teilhaberschaften zwischen
Reich und Arm, Mächtigen und Ohnmächtigen viel stärker als
früher miteinander verflochten sind. Heute sitzen die Bosse mitunter
neben ihren Arbeitern und Angestellten auf den Tribünen des Sports,
meistenteils jedoch getrennt von ihnen auf den teureren Plätzen in
den Business-Logen der Stadien. So manchem Manager wird
von der Firmenleitung heute auch nicht mehr abgenommen, dass er mit
einem untrainierten Körper die Geschicke des Konzerns gegen alle
Anfechtungen und Widrigkeiten durchsetzen könne. Während Arbeitnehmern
und Soldaten auferlegt wird, sich mittels Sport arbeits- und
kriegstüchtig zu machen, wird von den CEOs und Führungskräften
verlangt, sich mit zäher Beharrlichkeit und körperlicher
Ausstrahlungskraft für den Unternehmenserfolg einzusetzen. Das
Trainieren nach Feierabend ist geradezu zum Einstellungskriterium
avanciert.

Die sozialen Symbole haben sich unterdessen gewandelt. Galt der von
harter Arbeit gezeichnete Körper lange Zeit als geknechtet oder
versklavt, so wird heute die in die Freizeit verlängerte Knochenarbeit
als demonstrative Bereitschaft gelesen, über Schmerz- und
Erschöpfungsgrenzen hinaus seine Qualifikation für den
sozioökonomischen Wettbewerb zu belegen.

Dass sich das Jubelvolk die Normen und Werte der Leistungseliten zu
eigen macht, dafür wird aus berufenem Munde geworben. Sport sorge für
Integration und die Durchlässigkeit der Schichten, lautet die Ratio,
um die zu Kolonisierenden in der Spur zu halten. Oder mit den Worten
von Franziska van Almsick, frühere Weltklasseschwimmerin und heutige
stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende der Stiftung Deutsche
Sporthilfe, die in einem Interview zum Ausdruck brachte, was die
gesellschaftlichen Pacemaker ansonsten geschliffener zu formulieren
pflegen: "Wir brauchen junge Leute, die bereit sind, sich zu quälen
und wir brauchen Leistung. Wir brauchen den Willen, erster zu sein,
und das ist nichts Schlimmes, sondern es gibt immer Gewinner und
Verlierer und vor allen Dingen im Sport. Und vielleicht können wir den
Sport auch als Gesellschaft so ein bisschen als Vorreiter nehmen und
uns daran orientieren. Denn auch in der Wirtschaft brauchen wir
Gewinner und Verlierer, so ist das Leben." [9]

Herren und Knechte, Reiche und Arme, Wir und Ihr, Gewinner und
Verlierer, das Leben schreibt die Gesetze - von wegen!


Fußnoten:

[1] https://www.abendblatt.de/hamburg/article107792876/Marathon-die-Lust-an-der-Qual.html. 28.04.2012

[2] Blaschke, Ronny (2024): Spielfeld der Herrenmenschen.Kolonialismus und
Rassismus im Fußball, Verlag Die Werkstatt, Bielefeld.

[3] https://blog.nationalmuseum.ch/2023/12/sport-und-kolonialismus/.20.12.2023

[4] https://www.esb-online.com/news/artikel/bmw-berlin-marathon-ist-mit-finisher-rekord/. 01.10.2024

[5] https://www.faz.net/aktuell/sport/olympia-2008/leichtathletik/im-gespraech-sportphilosoph-gunter-gebauer-peking-zeigt-traut-euren-augen-nicht-1685332.html. 21.08.2008 (Bezahlschranke)

[6] https://www.academia.edu/29008109/Alkemeyer_Zeichen_Koerper_und_Bewegung_ 

Habilitation am Fachbereich Erziehungswissenschaft und Psychologie der Freien
Universität Berlin von Dr. phil. Thomas Alkemeyer, Berlin (2000)

[7] https://www.faz.net/aktuell/sport/leichtathletik-wm/laufen/was-ist-marathon-symbolischer-schmerz-1842846.html. 23.08.2009.

[8] https://sport-nachgedacht.de/essay/kolonialisierung-im-sport/ 15.01.2020.

[9] https://www.welt.de/sport/olympia/video252864212/Olympia-2024-Leistungsgedanken-in-Deutschland-in-den-letzten-Jahren-verloren.html?icid=search.product.onsitesearch. 06.08.2024
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MILITÄR/099: Verheerende Umweltauswirkungen durch Kriege (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Verheerende Umweltauswirkungen durch Kriege



Die Umweltauswirkungen von Kriegen weltweit sind verheerend und
vielfältig. Die UN warnen vor Wasser- und Luftverschmutzung, Zerstörung von
Ökosystemen und erhöhten Treibhausgasemissionen.

(Havanna, 6. November 2024, prensa latina) - Anlässlich des Internationalen
Tages zur Verhütung der Ausbeutung der Umwelt durch Kriege [1] haben
verschiedene internationale Organisationen weltweit zum Frieden für die
Menschheit und die Erde aufgerufen. Denn die Umweltauswirkungen von Kriegen
auf der ganzen Welt sind heute verheerend und vielfältig. Vierzig Prozent
der internen Konflikte der letzten 60 Jahre standen im Zusammenhang mit der
Ausbeutung natürlicher Ressourcen.

Die UN-Vollversammlung hat diesen Tag (den 6. November) im Jahr 2002
ausgerufen, um deutlich zu machen, dass die Erhaltung der Umwelt ein
wesentlicher Bestandteil von Strategien zur Konfliktvermeidung und zur
Erhaltung des Friedens ist. Der Tag soll die Bedeutung der Integration von
ökologischer Nachhaltigkeit in Friedens- und Konfliktlösungsstrategien
hervorheben und die Verantwortung von Staaten und internationalen
Organisationen fördern, um Umweltschäden, die durch Kriege verursacht
werden können, zu verhindern.


Verbrannte Ernten, abgeholzte Wälder, vergiftete Böden

"Die Menschheit hat ihre Kriegsopfer immer in Form von Toten und
Verwundeten, zerstörten Städten und ruinierten Existenzen gezählt, aber die
Umwelt ist oft das vergessene Opfer: verschmutzte Wasserquellen, verbrannte
Ernten, abgeholzte Wälder, vergiftete Böden und geschlachtete Tiere werden
als selbstverständlich hingenommen, um militärische Vorteile zu erlangen",
heißt es in einem UN-Bericht.

Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) bezeichnete die
Umweltauswirkungen des Konflikts im Gazastreifen, bei dem 39 Millionen
Tonnen Schutt angefallen sind, als beispiellos und schätzte, dass auf jeden
Quadratmeter der Enklave mehr als 107 Kilogramm solcher Abfälle entfallen.
Das ist mehr als das Fünffache der durch den Krieg im Irak 2017 gegen den
IS verursachten Abfallmenge.


Gefahr irreversibler Umweltschäden in Gaza

"Die Bevölkerung muss nicht nur mit dem unsäglichen Leid des andauernden
Krieges fertig werden, sondern es besteht auch die Gefahr, dass die
erheblichen und zunehmenden Umweltschäden im Gazastreifen die Bevölkerung
zu einer schmerzhaften und langwierigen Erholung zwingen", warnt der
aktuelle Bericht. Demnach sind die im Gazastreifen eingeschlossenen
Palästinenser*innen weiterhin einer rasch zunehmenden Boden-, Wasser- und
Luftverschmutzung ausgesetzt. Zudem besteht die Gefahr, dass ihre
natürlichen Ökosysteme irreversibel geschädigt werden.

Mehrere internationale Umweltorganisationen sind sich einig, dass Kriege
verheerende Auswirkungen haben, da nicht nur das Überleben der Menschen,
sondern auch das vieler Spezies auf dem Spiel steht.

Die wichtigsten Folgen von bewaffneten Konflikten für die natürliche Umwelt
sind: Wasser- und Luftverschmutzung, Zerstörung von Ökosystemen, erhöhte
Treibhausgasemissionen, Vertreibung von Spezies und Druck auf natürliche
Ressourcen. Hinzu kommen die Verseuchung des Bodens und die Anhäufung von
Giftmüll, die Störung natürlicher Kreisläufe und die Gefährdung der
der Ernährungssicherheit.

Übersetzung: Deborah Schmiedel


Anmerkung:

[1] https://www.un.org/en/observances/environment-in-war-protection-day
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WETTER/070: Deutschlandwetter - 2024 markiert einen weiteren Meilenstein im Erwärmungstrend des Herbstes (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 29.11.2024

Deutschlandwetter im Herbst 2024

2024 markiert einen weiteren Meilenstein im Erwärmungstrend des
Herbstes



Offenbach, 29. November 2024 - Der fünftwärmste Herbst seit 1881 ließ
bis auf eine isolierte Frostphase im November kaum Raum für den
typischen Übergang in den Winter. Stattdessen dominierten
ungewöhnliche Wärmeperioden die Jahreszeit. Trotz einer längeren
Trockenphase erreichte der saisonale Niederschlag ein Plus von gut 
25% und abgesehen von den trüben Tälern des Südwestens schaffte die
Sonne weitgehend ihr Soll, wie der Deutsche Wetterdienst (DWD) auf
Basis erster Auswertungen seiner rund 2000 Messstationen berichtete.

Voraussichtlich fünftwärmste Herbstwitterung seit 1881 mit kurzem
Kälteschock

Das Temperaturmittel lag im Herbst 2024 mit 10,5 Grad Celsius (°C) um
1,7 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990 (8,8 °C). Im Vergleich zur wärmeren Vergleichsperiode 1991
bis 2020 (9,3 °C) betrug die Abweichung 1,2 Grad. Damit reiht sich
dieser Herbst als der fünftwärmste seit Beginn der Aufzeichnungen ein
und ist gleichzeitig der 14. in Folge, der zu warm ausfiel. Die erste
Septemberwoche brachte dem Nordosten während einer Hitzewelle
außergewöhnliche Höchsttemperaturen und neue Rekorde. Den Höhepunkt
meldete am 4.9. Doberlug-Kirchhain, Südbrandenburg, mit 35,2 °C. Der
Oktober zeigte vor allem in Süddeutschland markante positive
Temperaturanomalien. In der ersten Novemberdekade herrschte dann auf
den Bergen eine ungewöhnliche Milde: So wurde mit einem
Temperaturmittel von 8,9 °C auf der Zugspitze ein neuer Dekadenrekord
beobachtet. Die letzte Novemberwoche brachte dem Südwesten
Höchstwerte, die lokal ebenfalls als Dekadenrekorde verbucht werden
konnten. Zwischen diesen ungewöhnlichen Wärmephasen zeigte sich für
kurze Zeit aber auch der Winter: 
Am 22.11. meldete Wutöschingen-Ofteringen, nahe der Schweiz, 
mit -10,1 °C das bundesweite Herbstminimum.

Trotz langer Trockenphase zwischen Oktober und November 25 Prozent
 mehr Nass

Im Herbst fielen mit rund 228 Litern pro Quadratmeter (l/m²) knapp 125
Prozent des Niederschlags der Referenzperiode 1961 bis 1990 (183
l/m²). Im Vergleich zu 1991 bis 2020 erreichte die Menge fast 120
Prozent des Solls (190 l/m²). Nahezu trocken blieb es zwischen Mitte
Oktober und Mitte November. Die höchsten Herbstniederschläge wurden im
Nordseeumfeld, in den Mittelgebirgen sowie an den Alpen (hier lokal
bis zu 700 l/m²) erfasst. Ruhpolding-Seehaus, in den Chiemgauer Alpen,
meldete am 13.9. mit 156,8 l/m² die höchste Tagessumme. In
Nordostdeutschland blieb es mit Mengen von teils unter 120 l/m²
trockener.

Wolkiger und trüber Südwesten, landesweit aber durchschnittlicher
Sonnenschein

Mit 324 Stunden überragte die Sonnenscheindauer im Herbst ihr Soll von
311 Stunden (Periode 1961 bis 1990) um fast 4 Prozent. Im Vergleich zu
1991 bis 2020 (319) erreichte sie ihr Soll. Am sonnigsten war es vor
allem an den Alpen sowie in Teilen Sachsens mit Spitzenwerten von über
400 Stunden. Die tieferen Lagen des Südwestens wiesen mit unter 250
Stunden die geringste Sonnenscheindauer auf.


Das Wetter in den Bundesländern im Herbst 2024

(In Klammern finden Sie die vieljährigen Mittelwerte der
internationalen Referenzperiode 1961-1990. Der Vergleich aktueller mit
diesen vieljährigen Werten ermöglicht eine Einschätzung des
längerfristigen Klimawandels)

Baden-Württemberg: 
Im Südwesten stieg die Herbsttemperatur 2024 auf 10,4 °C (8,5 °C).
Damit zählte der vergangene Herbst zu den Top Fünf der Wärmsten. Das
hohe Temperaturniveau bekam vor allem zu Beginn der dritten
Novemberdekade einen Dämpfer: Wutöschingen-Ofteringen, nahe der
Schweiz, meldete dabei am 22.11. mit -10,1 °C das bundesweite
Herbstminimum. Begleitet wurde die vorübergehende Talfahrt von
kräftigen Schneefällen und selbst in der Oberrheinischen Tiefebene
fielen dabei teilweise mehr als 20 cm. Der Herbstniederschlag
erreichte in Baden-Württemberg 255 l/m² (219 l/m²), wobei während
einer langanhaltenden Hochdrucklage zwischen Mitte Oktober und Mitte
November kaum Niederschlag beobachtet wurde. Die kumulative
Sonnenscheindauer betrug 292 Stunden (344 Stunden).

Bayern: 
Der Deutsche Wetterdienst ermittelte für das vergleichsweise kühlste
Bundesland im Herbst 2024 eine Durchschnittstemperatur von 9,8 °C (7,9
°C), womit dieser Herbst voraussichtlich zu den Top Fünf der Wärmsten
in Bayern seit Beginn der Aufzeichnungen im Jahr 1881 zählte. Eine
außergewöhnlich hohe Temperaturanomalie wurde in der ersten
Novemberdekade auf den Bergen registriert: Auf der Zugspitze lag das
Temperaturmittel in diesen 10 Tagen mit 1,8 °C rund 8,9 Grad über dem
Durchschnitt, was einen neuen Dekadenrekord darstellte. Die
Niederschlagsmenge fiel in der letzten Saison mit 265 l/m² (204 l/m²)
höher aus, wobei diese an den Alpen zu Beginn der letzten
Novemberdekade vorübergehend als unwetterartiger Schneefall
niederging. Die höchste Tagessumme bundesweit meldete 
Ruhpolding-Seehaus, Chiemgauer Alpen, am 13.9. mit 156,8 l/m². Die
Sonnenscheindauer blieb im Herbst mit 310 Stunden leicht unter dem
langjährigen Mittel (335 Stunden).

Berlin: 
Die Bundeshauptstadt notierte eine Durchschnittstemperatur von 11,3 °C
(9,5 °C) und damit die zweithöchste Herbsttemperatur 2024 nach Bremen.
Besonders bemerkenswert war die Hitzewelle vom 3. Bis zum 8.
September, bei der der Höchstwert von 34,4 °C in Berlin-Tempelhof
einen neuen Septemberrekord markierte. Mit nur 122 l/m² (128 l/m²)
registrierte Berlin zugleich den geringsten Herbstniederschlag im
bundesweiten Vergleich. Dafür präsentierte sich die Spreemetropole mit
390 Stunden (315 Stunden) als das sonnigste Bundesland.

Brandenburg: 
In Brandenburg brachte der Herbst 2024 mit 10,9 °C (9,2 °C) eine
ungewöhnlich hohe Mitteltemperatur. Am 4.9. meldete Doberlug-Kirchhain
während einer Hitzewelle mit 35,2 °C nicht nur den bundesweiten
Spitzenwert des Herbstes, sondern zugleich einen neuen
Bundeslandrekord für den September. Der saisonale Niederschlag betrug
etwa 140 l/m² (127 l/m²), ein leichtes Plus, trotz einer ausgeprägten
Trockenphase zwischen Mitte Oktober und Mitte November. Mit 385
Sonnenstunden (316 Stunden) gehörte Brandenburg zu den sonnigsten
Regionen Deutschlands und belegte zugleich Platz 2 bei den trockensten
Gebieten.

Bremen: 
In Bremen stieg das Temperaturmittel im Herbst 2024 auf 11,5 °C (9,6
°C), den höchsten Wert im Länderranking. Die sehr milde Witterung
wurde von 267 l/m² Niederschlag begleitet, was einem Anstieg von rund
45 Prozent gegenüber dem Klimamittel von 185 l/m² entspricht. Die
sonnigen Monate September und Oktober trugen wesentlich zur
Herbstbilanz von 350 Stunden bei, was eine positive Abweichung von 23
Prozent gegenüber dem Mittelwert von 284 Stunden darstellte.

Hamburg: 
In der Hafenmetropole stieg die Herbsttemperatur auf ungewöhnlich
milde 11,2 °C (9,6 °C). Der Niederschlag betrug 280 l/m², was einem
Plus von rund 44 Prozent gegenüber dem Klimamittel (195 l/m²)
entsprach und Hamburg zur Region mit dem zweithöchsten
Herbstniederschlag 2024 kürte. Üppig zeigte sich auch die Herbstsonne
mit 375 Stunden, die damit rund 30 Prozent über dem Durchschnitt lag
(285 Stunden).

Hessen: 
Hessen meldetet für den Herbst 2024 einen ungewöhnlich hohen
Temperaturwert von 10,4 °C (8,6 °C). Dazu belief sich die
Niederschlagsmenge auf 212 l/m² (188 l/m²) und mit einer
Sonnenscheindauer von 270 Stunden (285 Stunden) war Hessen im
Länderranking das Schlusslicht. Besonders der November zeigte sich
über weite Strecken spätherbstlich trüb. Lichtblicke boten vor allem
die Gipfellagen der Mittelgebirge, die der Trübnis weitgehend
entkamen.

Mecklenburg-Vorpommern: 
Der Nordosten verzeichnete im Herbst eine außergewöhnliche Temperatur
von 11,0 °C (9,0 °C). Dieser Wert reiht sich unter die vier wärmsten
Herbste seit 1881 ein und bestätigt den fortwährend wärmer werdenden
Trend. Die erste Septemberwoche präsentierte sich besonders sommerlich
und brachte neue Rekorde. Am 4.9. erreichte der Höchstwert in Teterow
34,3 °C. Im Gegensatz dazu blieb der Flächenniederschlag in der
abgelaufenen Saison mit rund 165 l/m² (145 l/m²) nahe dem
klimatologischen Rahmen. Die Sonnenscheindauer betrug 375 Stunden (312
Stunden). Diese positive Abweichung war dem sehr sonnigen September zu
verdanken.

Niedersachsen: 
Im zweitgrößten Flächenland registrierte der DWD eine ungewöhnlich
hohe Herbstmitteltemperatur von 11,0 °C (9,3 °C). Der
Jahreszeitenniederschlag summierte sich auf 230 l/m² (182 l/m²). Eine
weitere positive Abweichung war auch bei der Sonnenscheindauer zu
verzeichnen: 345 Stunden zeigte sie sich und damit rund 22 Prozent
häufiger als im Mittel (282 Stunden).

Nordrhein-Westfalen: 
In NRW stieg die Herbstmitteltemperatur auf ungewöhnliche 11,0 °C (9,5
°C). Der Niederschlag akkumulierte sich auf 250 l/m² (208 l/m²) und
die Herbstsonne ließ sich 305 Stunden (294 Stunden) blicken.

Rheinland-Pfalz: 
Rheinland-Pfalz verkündete für die Herbstwitterung 2024 sehr milde
10,7 °C (8,9 °C). Auf der Niederschlagsseite stand mit 230 l/m² (199
l/m²) ebenfalls ein Plus. Die Sonnenscheinbilanz wies mit rund 280
Stunden (308 Stunden) dagegen ein leichtes Defizit auf.

Saarland: 
Der Herbst 2024 zählte mit einem Mittel von 11,0 °C (9,2 °C) zu den
Wärmsten seit Messbeginn. Gleichzeitig präsentierte sich das Saarland
mit einem Flächenniederschlag von 316 l/m² (241 l/m²) als nasseste
Region Deutschlands. Im Gegenzug war es eines der sonnenscheinärmsten
Bundesländer: Die Sonnenscheindauer lag mit rund 275 Stunden unter dem
Mittelwert von 317 Stunden.

Sachsen: 
Im vergleichsweise kühlen Sachsen betrug die Herbsttemperatur milde
10,1 °C (8,7 °C). In der ersten Septemberdekade wurden noch bis zu
sieben Heiße Tage mit Temperaturen über 30°C gezählt. Am 4.9. meldete
Leipzig mit 34,9 °C. sogar einen neuen Septemberrekord für Sachsen.
Trotz wochenlanger Trockenheit zwischen Mitte Oktober und Mitte
November stand in der Niederschlagsbilanz mit 215 l/m² (155 l/m²) ein
Plus von rund 40 Prozent. Überdurchschnittlich war auch die
Sonnenscheindauer mit 380 Stunden (319 Stunden).

Sachsen-Anhalt: 
Außergewöhnlich hoch war die Herbsttemperatur 2024 auch in
Sachsen-Anhalt. 10,9 °C (9,2 °C) ermittelte der DWD, womit sich der
diesjährige Herbst zu den Top Ten der Wärmsten einreihen wird.
Besonders bemerkenswert war der Septemberauftakt: An bis zu sieben
Tagen wurden Höchstwerte von über 30°C gemessen. Das Maximum
verzeichnete Drewitz im Jerichower Land am 4. mit 34,6 °C - ein neuer
Septemberrekord für Sachsen-Anhalt. In der Fläche fielen in den
letzten drei Monaten rund 160 l/m² (120 l/m²). Ein Plus wurde
mit 380 Stunden (299 Stunden) auch bei der Sonnenscheindauer verbucht.

Schleswig-Holstein: 
Der äußerte Norden meldete für die letzten drei Monate mit 11,0 °C
(9,2 °C) eine außergewöhnlich hohe Mitteltemperatur. Damit wird der
Herbst 2024 voraussichtlich zu den fünf Wärmsten zählen. Die
Niederschlagsmenge betrug rund 260 l/m² (232 l/m²). Höher als
gewöhnlich schlug mit 355 Stunden (292 Stunden) auch der Sonnenschein
zu Buche.

Thüringen: 
Auch in Thüringen attestierten die Thermometer mit 10,1 °C (8,2 °C)
dem Herbst 2024 eine außergewöhnliche Wärme, wenngleich sich die
Region zu den kühlsten Bundesländern gesellte. Der erste
meteorologische Herbstmonat begann in der Region mit bis zu sieben
Hitzetagen von mindestens 30 °C. Am 4.9. wurde dabei eine
bemerkenswerte Höchsttemperatur von 34,6°C in Tegkwitz, Altenburger
Land, gemessen. Der Herbstniederschlag erreichte 190 l/m² (155 l/m²)
und die Sonnenscheindauer 330 Stunden (299 Stunden).

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die Sonnenscheindauer wird seit 08/2024 teilweise
aus Satellitendaten abgeleitet. Die für die letzten zwei Tage des
Monats verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur
Verfügung.

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur, Niederschlag
und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag des
Folgemonats als "Thema des Tages" unter www.dwd.de/tagesthema. Einen
umfassenden klimatologischen Rückblick und eine Vorschau finden Sie ab
dem 10. des Folgemonats unter www.dwd.de/klimastatus.

 * 
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WETTER/069: Deutschlandwetter - Kontrastreicher November setzte herbstliche, winterliche und frühlingshafte Akzente (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 29.11.2024

Deutschlandwetter im November 2024

Kontrastreicher November setzte herbstliche, winterliche und
frühlingshafte Akzente



Offenbach, 29. November 2024 - In der ersten Novemberhälfte dominierte
eine stabile Hochdrucklage, die abseits der sonnigen Berggipfel
vielerorts trübe Tage brachte. In der letzten Woche folgten warme
Winde aus subtropischen Gefilden, während zuvor polare Luft im Süden
für kräftige Schneefälle und strenge Fröste sorgte. In der Bilanz war
der November milder, etwas trockener sowie geringfügig
sonnenscheinärmer. So der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten
Auswertungen seiner rund 2000 Messstationen.

Spätherbst mit einem Hauch von Winterkälte und Frühlingswärme

Das Temperaturmittel im November 2024 lag mit 5,1 °C um 1,1 Grad über
dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961 bis 1990 (4,0
°C). Im Vergleich zur wärmeren Periode 1991 bis 2020 (4,8 °C) betrug
die Abweichung 0,3 Grad. Die erste Dekade war in den Gipfellagen mit
Abweichungen von bis zu +9 Kelvin extrem mild, wobei die Zugspitze
sogar einen Dekadenrekord beim Temperaturmittel meldete. In der
letzten Woche brachte eine warme Südwestlage dem Südwesten
Deutschlands Frühlingsgrüße mit lokalen Dekadenrekorden. Das
Wärmemaximum meldete am 25. Baden-Baden-Geroldsau am Oberrhein mit
22,3 °C. Kurz zuvor erlebte Deutschland eine flüchtige Winterphase, in
der am 22. Wutöschingen-Ofteringen, nahe der Schweiz, mit -10,1 °C das
bundesweite Minimum verkündete.

Etwas trockener November mit Starkschneefällen im Süden

Im November fielen mit rund 60 Litern pro Quadratmeter (l/m²) knapp 91
Prozent des Niederschlags der Referenzperiode 1961 bis 1990 (66 l/m²).
Im Vergleich zu 1991 bis 2020 erreichte die Menge fast 95 Prozent des
Solls (63 l/m²). Die seit Mitte Oktober anhaltende niederschlagsarme
bis trockene Witterung wurde ab der zweiten Novemberhälfte von
intensiven Niederschlägen abgelöst. Besonders im äußersten Süden
sorgten unwetterartige Schneefälle zu Beginn der dritten Monatsdekade
mit bis zu 40 cm Neuschnee im Allgäu für eine kurzzeitige
Einwinterung. Am nassesten war es mit örtlich über 150 l/m² im
Nordseeumfeld sowie in die westlichen/südwestlichen Mittelgebirgen.
Die höchste Tagesmenge registrierte am 19. Utzenfeld im Südschwarzwald
mit 88,9 l/m². Das Mitteldeutsche Tiefland und das Thüringer Becken
waren mit Monatssummen um 25 l/m² besonders trocken.

Im Bergland teils ungewöhnlich sonnig, an der Nordsee und im
Südwesten oft trüb 

Mit 51 Stunden lag die Sonnenscheindauer im November knapp 4 Prozent
unter dem Soll der Referenzperiode 1961 bis 1990 (53 Stunden). Im
Vergleich zur Periode 1991 bis 2020 (55 Stunden) betrug die negative
Abweichung rund 7 Prozent. Die höchste Sonnenscheindauer wurde in den
höheren Lagen des Alpenvorlandes beobachtet. Die Zugspitze ragte mit
über 200 Stunden sogar wir ein Leuchtturm empor. Deutlich trüber war
es mit etwa 25 Stunden im Nordseeumfeld sowie in den Tälern des
Südwestens.


Das Wetter in den Bundesländern im November 2024

(In Klammern finden Sie die vieljährigen Mittelwerte der
internationalen Referenzperiode 1961-1990. Der Vergleich aktueller mit
diesen vieljährigen Werten ermöglicht eine Einschätzung des
längerfristigen Klimawandels)

Baden-Württemberg: 
In Baden-Württemberg erreichte die gemittelte
Novembertemperatur 5,0 °C (3,5 °C). Zu Beginn der dritten Monatsdekade
sorgte ein polarer Kaltluftvorstoß für kräftige Schneefälle. In den
südlichen Regionen, vor allem im Bergland, wuchs die Schneedecke bis
zum Morgen des 22. auf 10 bis 25 cm. Gleichzeitig sank die
Quecksilbersäule teilweise in den strengen Frostbereich. 
Wutöschingen-Ofteringen, nahe der Grenze der Schweiz, meldete mit 
-10,1 °C das
bundesweite Novemberminimum. Die Talfahrt wurde aber mit einem warmen
Südwestschub rasch beendet und so kletterten am 25. die Höchstwerte
auf lokal über 20 °C. Den Spitzenwert erreichte Baden-Baden-Geroldsau
am Oberrhein mit 22,3 °C am 25.. Stellenweise wurden neue
Dekadenrekorde vermeldet. Der Flächenniederschlag erreichte 62 l/m²
(82 l/m²). Im Schwarzwald fielen teilweise über 150 l/m². Dort meldete
Utzenfeld am 19. mit 88,9 l/m² auch die höchste Tagessumme. Im
Bergland zeigte sich zudem die Sonne am häufigsten, während
Hochnebelfelder das Licht in den Niederungen schluckten. Landesweit
wurden im Mittel 65 Sonnenstunden (62 Stunden) gezählt. Damit war der
Südwesten die zweitsonnigste Region.

Bayern: 
Der Freistaat war im November 2024 mit 3,9 °C (2,8 °C) das
kühlste Bundesland. Die erste Dekade war in den Gipfellagen mit
Abweichungen von bis zu +9 Kelvin extrem mild, wobei die Zugspitze
sogar einen Dekadenrekord beim Temperaturmittel meldete. So lag der
Wert in diesen 10 Tagen mit 1,8 °C rund 8,9 Grad über dem Schnitt. Zu
Beginn der dritten Monatsdekade kam es an den Alpen und im
Alpenvorland zu unwetterartigem Schneefall: Am 22. wurden im Allgäu
bis zu 40 Zentimeter gemessen. Auf den kurzen Wintereinbruch folgte
dann eine temporäre Frühlingsmilde mit Höchsttemperaturen bis zu 17 °C
am 24. und 25. Bayernweit nahm der November mit rund 45 l/m² (70 l/m²)
einen "trockenen" Verlauf. Und während in den Niederrungen oftmals
Trübnis herrschte, schien die Sonne in den Höhenlagen des
Voralpenlandes mit über 100 Stunden bemerkenswert lang. Auf der
Zugspitze wurden sogar über 200 Sonnenstunden gezählt. Im
Flächenmittel wurden gut 60 Stunden (57 Stunden) beobachtet.

Berlin: 
Berlin registrierte im November ein Mittel von 5,3 °C (4,7 °C)
und 55 l/m² (48 l/m²) Niederschlag. Oftmals herrschte eine trübe
Witterung mit einzelnen sonnigen Tagen in der ersten und letzten
Monatswoche. In Summe wurden 43 Sonnenstunden (50 Stunden) gemeldet.

Brandenburg: 
In Brandenburg brachte die Novemberwitterung eine
Mitteltemperatur von 5,0 °C (4,4 °C). Am 24. und 25. wurde es mit bis
zu 15 °C frühlingshaft mild, nach dem es in den drei Tagen zuvor noch
zu leichten Nachtfrösten kam. Die Niederschlagsausbeute war mit 50
l/m² (45 l/m²) überdurchschnittlich, während die Sonne mit 45 Stunden
(50 Stunden) unter ihrer Zielmarke verharrte.

Bremen: 
Bremen war im November 2024 mit 6,6 °C (5,2 °C) das mildeste
Bundesland. Die erste Monatshälfte war dabei überwiegend trocken und
trübe, während die Niederschläge ab der zweiten Monatshälfte zunahmen.
Bis zum Monatsende fielen 74 l/m² (66 l/m²), während sich die Sonne
nur 38 Stunden (51 Stunden) zeigte.

Hamburg: 
In Hamburg war die 6,3 °C (5,2 °C) milde Novemberwitterung
oftmals wolkenverhangen und trüb. In der zweiten Monatshälfte häuften
sich dann auch die Niederschlagstage, sodass sich das Nass bis zum
Finale mit 110 l/m² (67 l/m²) auf den Höchstwert im Länderranking
summierte. Magere 34 Stunden (49 Stunden) schien die Sonne.

Hessen: 
In Hessen erreichte das Novembermittel der Lufttemperatur 5,1
°C (3,8 °C). Am 25. stiegen die Höchstwerte mit bis zu 18 °C auf ein
frühlingshaftes Niveau. Zuvor zeigte sich der Monat jedoch von seiner
trüben Seite: Besonders in Südhessen bewegten sich die
Sonnenscheinwerte während der ersten drei Wochen am unteren Ende der
statistischen Skala. In den letzten Tagen machte die Sonne jedoch
verlorenen Boden gut, sodass hessenweit im gesamten Monat 39
Sonnenstunden verzeichnet wurden, nur geringfügig unter dem
Durchschnitt von 43 Stunden. Der Novemberniederschlag erreichte 56
l/m² (71 l/m²).

Mecklenburg-Vorpommern: 
Im Nordosten der Republik stieg die
Novembertemperatur auf 5,9 °C (4,5 °C). Der Übergang in die kalte
Jahreszeit wurde am 24. und 25. vorübergehend unterbrochen, als die
Höchstwerte auf nahezu 17 °C anstiegen. In den letzten 30 Tagen fiel
mit gut 54 l/m² (52 l/m²) ausreichend Niederschlag. Selten zeigte sich
hingegen die Sonne mit nur rund 38 Stunden (52 Stunden).

Niedersachsen: 
Der November 2024 zeigte sich in Niedersachsen von
seiner sprunghaften und unberechenbaren Seite. Nach einem
Wintereinbruch ab dem 19., der streckenweise dichte Schneefälle und
gefährliche Glätte mit sich brachte, stiegen die Temperaturen am 24.
und 25. auf bis zu 17 °C und erreichten damit die höchsten Werte des
Monats. Das Novembermittel lag final bei 6,0 °C (4,9 °C). Beim
Niederschlag wurden landesweit im Durchschnitt 78 l/m² (66 l/m²)
gemessen. Vor allem im Nordseeumfeld fielen lokal bis zu 150 l/m². Die
Sonne ließ sich im zweitgrößten Flächenland Deutschlands hingegen
seltener blicken und schaffte es lediglich auf 40 Stunden (49
Stunden).

Nordrhein-Westfalen: 
In NRW präsentierte sich der letzte Herbstmonat
lange Zeit ereignislos. Mit der dritten Monatsdekade kam Bewegung in
die Wetterküche. Mit einem deutlichen Temperaturrückgang fielen bis
zum 23. im Rothaargebirge, im Bergischen Land und in der Eifel
zwischen 10 und 20 Zentimeter Schnee. Diese thermische Talsohle
konterte die Atmosphäre am 24. und 25. mit fast 19 °C am Niederrhein.
Im Mittel erreichte die Novembertemperatur 6,0 °C (5,1 °C). Als
zweitniederschlagsreichstes Bundesland meldete NRW 82 l/m² (79 l/m²).
Die Sonne zeigte sich 51 Stunden (53 Stunden).

Rheinland-Pfalz: 
Der November brachte in Rheinland-Pfalz ein
Temperaturmittel von 5,6 °C 4,1 °C). Am 25. wurden in subtropischer
Luft lokal Höchsttemperaturen von über 19,0 °C gemessen. Am 22. zogen
dagegen noch einzelne Schneeschauer über das Land hinweg. In Summe
fielen im letzten Herbstmonat 58 l/m² (75 l/m²). In Flusstälern und in
den südlichen Gefilden blieb es fast drei Wochen lang trüb. Dabei
verharrten die Sonnenscheinstunden nahe den statistischen Tiefstwerten
für einen Novembermonat. Erst zum Monatsende holte die Sonne etwas
auf, sodass über die gesamte Landesfläche eine Sonnenscheinausbeute
von 40 Stunden (53 Stunden) ermittelt werde konnte.

Saarland: 
Der November zeigte sich im kleinsten Flächenland als äußert
trüber Spätherbstmonat. Gerade einmal 35 Sonnenstunden (53 Stunden)
konnten verbucht werden. In der zweiten Monatshälfte fiel zeitweise
kräftiger Regen, dem Anfang der letzte Monatsdekade leichter Frost und
einzelne Schneeschauer folgten. Bis zum Monatsfinale summierte sich
die Niederschlagsmenge auf 90 l/m² (95 l/m²). Es war der höchste Wert
im Ländervergleich. Die höchsten Temperaturen wurden mit örtlich über
19 °C am 25. verkündet. Der Monatsmittelwert erreichte milde 6,0 °C
(4,4 °C).

Sachsen: 
Auch in Sachsen wurde im November 2024 der natürliche
Abkühlungstrend am 24. und 25. von einem abrupten Warmluftschub mit
Höchstwerten zwischen 15 und 19 °C vorübergehend unterbrochen. Zuvor
erfolgte noch ein Wintergruß, der in den höheren Lagen des Erzgebirges
zu Beginn der dritten Dekade teilweise über 10 cm Schnee brachte. Die
Gebietsmitteltemperatur erreichte im verhältnismäßig kühlen Bundesland
4,1 °C (3,8 °C) und der Flächenniederschlag 43 l/m² (52 l/m²). Mit 68
Stunden (54 Stunden) war Sachsen die sonnigste Region. Über 100
Stunden wurden sogar auf den Gipfeln des Erzgebirges gemessen.

Sachsen-Anhalt: 
In Sachsen-Anhalt stieg die mittlere
Novembertemperatur auf 5,2 °C (4,5 °C). Ein Vorstoß milder
subtropischer Atlantikluft unterbrach auch hier den allmählichen
Abwärtstrend gen Winter. Im Lee des Harzes wurden am 25. über 18 °C
gemessen, während der Harz im Wochenzeitraum zuvor noch unter einer
Schneedecke lag. Der Niederschlag belief sich in der Fläche auf 40
l/m² (43 l/m²) und die Sonnenscheindauer erreichte 48 Stunden (51
Stunden). Sachsen-Anhalt war damit die niederschlagsärmste Region.

Schleswig-Holstein: 
Auch im nördlichsten aller Bundesländer folgte mit
dem November eine wochenlange Sonnenscheinarmut mit Werten am unteren
Ende der statistisch zu erwartenden Novembersonnenscheinwerte. Auch
fehlte zunächst jegliche Dynamik. In der zweiten Monatshälfte wendete
sich das Blatt: Niederschläge häuften sich bei gleichzeitigen
kräftigen Temperatursprüngen. Dabei sorgten Schneefälle zu Beginn der
dritten Dekade streckenweise für chaotische Straßenverhältnisse. Um
Schleswig lagen zeitweise um 15 Zentimeter. Am 25. wurde es dann mit
teils über 17 °C frühlingshaft mild. Die Mitteltemperatur lag im
zweitmildesten Bundesland bei 6,4 °C (5,0 °C), die Niederschlagsmenge
bei 101 l/m² (83 l/m²) und die Sonnenscheindauer bei 29 Stunden (50
Stunden). Schleswig-Holstein war im November 2024 ein nasses und das
sonnenscheinärmste Bundesland.

Thüringen: 
In Thüringen wurde der spätherbstliche Abwärtstrend der
Temperatur am 24. und 25. zeitweilig durchbrochen. Vor allem im Lee
des Thüringer Waldes, respektive im Saaletal, wurden dabei Höchstwerte
von 18 °C gemessen. Dagegen startete die dritte Monatsdekade noch mit
leichten bis mäßigen Nachfrösten. Das Novembermittel erreicht final
4,5 °C (3,3 °C). Deutliche Kontraste zeigte auch die
Niederschlagsverteilung. Während im Thüringer Wald örtlich über 100
l/m² gemessen wurden, waren es im Lee stellenweise nur um 20 l/m². Mit
42 l/m² (56 l/m²) Flächenniederschlag fiel die Menge im Vergleich zu
den anderen Ländern niedriger aus. Die Sonne zeigte sich 52 Stunden
(49 Stunden).

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige
Werte. Die Sonnenscheindauer wird seit 08/2024 teilweise aus
Satellitendaten abgeleitet. Die für den letzten Tag des Monats
verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur
Verfügung.

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur, Niederschlag
und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag des
Folgemonats als "Thema des Tages" unter www.dwd.de/tagesthema. Einen
umfassenden klimatologischen Rückblick und eine Vorschau finden Sie ab
dem 10. des Folgemonats unter www.dwd.de/klimastatus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.11.2024

Deutscher Wetterdienst

Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Dezember 2024 
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WETTER/068: Deutschlandwetter - Oktober erst wechselhaft und kühl, dann beständiger und deutlich zu warm (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.10.2024

Deutschlandwetter im Oktober 2024

Der Oktober 2024 zeigte sich erst wechselhaft und kühl, dann
beständiger und deutlich zu warm



Offenbach, 30. Oktober 2024 - Der Oktober startete verbreitet sehr
wechselhaft, denn Tiefdruckeinfluss bestimmte das Wettergeschehen.
Immer wieder zogen Tiefausläufer über das Land hinweg und brachten
feuchte Atlantikluft mit sich, so dass es häufig regnete. Die
Temperaturen schwankten dabei deutlich und es war im Mittel zunächst
etwas zu kühl. Von Altweibersommer war also keine Spur. Erst in der
zweiten Monatshälfte änderte sich die Witterung maßgeblich. Über dem
östlichen Mitteleuropa und Osteuropa manifestierte sich ein
Hochdruckgebiet, wodurch es landesweit zu einer deutlichen
Wetterberuhigung kam. Vor allem die Nordosthälfte profitierte davon
mit überdurchschnittlich viel Sonnenschein, während sich in der
Südwesthälfte, durch die Nähe zu Tiefdruckgebieten über West- und
Südwesteuropa, feuchtere Luft halten konnte und Wolken sowie Hochnebel
es der Sonne teilweise schwer machten. Durch eine südliche
Höhenströmung kletterten die Temperaturen allerdings bemerkenswert in
die Höhe, wodurch es im Mittel am Monatsende zu einem deutlichen
Überschuss kam. Das meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten
Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.

Viel zu milde zweite Monatshälfte sorgt für zu warmen Oktober

Das Temperaturmittel lag im Oktober 2024 bei 11,0 Grad Celsius (°C)
und somit wurde der Wert der international gültigen Referenzperiode
1961 bis 1990 (9,0 °C) um 2,0 Grad überschritten. Im Vergleich mit der
aktuellen und wärmeren Periode 1991 bis 2020 (9,4 °C) betrug der
Überschuss immer noch 1,6 Grad. Am wärmsten war es mit
Föhnunterstützung am 17. mit 25,6 °C in Kiefersfelden-Gach (Bayern).
Auffällig waren auch die vielen Nächte mit zweistelligen Tiefstwerten.
Dafür waren sowohl Wolken verantwortlich, die eine nächtliche
Auskühlung verhinderten, als auch in der zweiten Monatshälfte eine
südliche Anströmung, die warme Luftmassen aus dem Mittelmeerraum
herantransportierte. Lediglich um die Monatsmitte herum kam es
vorrangig im Osten, Südosten und Teilen der Mitte zu leichtem
nächtlichen Luftfrost. Daraus resultierte auch der deutschlandweite
Tiefstwert, den in der Nacht zum 15. Oberharz am Brocken-Stiege
(Sachsen-Anhalt) mit -3,3 °C für sich verbuchen konnte.

In der ersten Monatshälfte oft nass, dann zunehmend trockener

Am Monatsende standen 61 Liter pro Quadratmeter (l/m²) in den Büchern
und damit war es etwas nasser in Bezug auf die Referenzperiode 1961
bis 1990 (56 l/m²). Im Vergleich mit der Periode 1991 bis 2020 (63
l/m²) fiel der Oktober leicht zu trocken aus. Insbesondere die erste
Monatshälfte trug maßgeblich zur flächengemittelten
Gesamtniederschlagsmenge bei, denn allein 50 l/m² fielen in diesem
Zeitraum. Anschließend sorgte Hochdruckeinfluss für deutlich
trockenere Verhältnisse. Den höchsten Tagesniederschlag, der in
Zusammenhang mit der Passage des Frontensystems von Ex-Hurrikan Kirk
stand, erreichte Börfink-Thranenweier (Rheinland-Pfalz) am 9. mit
knapp 65 l/m². Insgesamt ergab sich auch ein deutliches 
West-Ost-Gefälle, denn im Westen und Südwesten regnete es in etwa 
doppelt so viel wie im Osten.

Im Nordosten viel mehr Sonne als im Südwesten

100 Sonnenstunden im Mittel gab es im vergangenen Oktober. Dies waren
circa 8 Prozent (%) weniger als im Vergleich zur Periode 1961 bis 1990
(109 Stunden). Verglichen mit der aktuelleren Vergleichsperiode 
(1991-2020) ergibt sich ebenfalls ein kleines Defizit (108 Stunden). 
Wie im Herbst üblich haben bei Nebel und Hochnebel oftmals Flusstäler 
das Nachsehen, da es die Sonne schwerer hat die Nebelfelder dort
aufzulösen. Vor allem im Südwesten des Landes blieb es im vergangenen
Oktober oftmals trüb, teils durch dichte Wolkenfelder, teils durch
Hochnebel. Von der Sonne verwöhnt wurde hingegen der Nordosten
Deutschlands.


Das Wetter in den Bundesländern im Oktober 2024

(In Klammern finden Sie die vieljährigen Mittelwerte der
internationalen Referenzperiode 1961-1990. Der Vergleich aktueller mit
diesen vieljährigen Werten ermöglicht eine Einschätzung des
längerfristigen Klimawandels)

Baden-Württemberg: 
Die Mitteltemperatur lag im vergangenen Oktober in Baden-Württemberg
bei 11,4 °C (8,7 °C), wodurch es viel wärmer war als im Durchschnitt.
Insbesondere milde Nächte trugen maßgeblich zum Wärmeüberschuss bei.
Nachtfrost wurde den ganzen Monat über bis auf wenige Ausnahmen nicht
registriert. Durch die Nähe zu Tiefdruckgebieten über West- und
Südwesteuropa und daher oftmals dichten Wolkenfeldern bzw. in der
zweiten Monatshälfte auch Hochnebelfeldern, die sich nicht lichten
wollten, machte sich die Sonne rar. Lediglich an 83 Stunden war sie zu
sehen. Das entsprach nahezu einem Drittel weniger als normal (117
Stunden). Mit 74 l/m² fielen 10% mehr Niederschlag verglichen mit dem
vieljährigen Mittel (68 l/m²).

Bayern: 
In Bayern wurde im zweiten meteorologischen Herbstmonat eine
Mitteltemperatur von 10,7 °C registriert. Dieser Wert lag 2,6 °C über
dem vieljährigen Mittel (8,1 °C). Insbesondere am Alpenrand wurde
durch Föhnunterstützung einige Male die 20-Grad-Marke geknackt. Daraus
resultierte auch der deutschlandweite Höchstwert am 17. mit
sommerlichen 25,6 °C in Kiefersfelden-Gach (Bayern). Tiefstwerte unter
dem Gefrierpunkt bildeten die absolute Ausnahme. Die
Monatsniederschlagssumme war mit 63 l/m² (61 l/m²) ziemlich
durchschnittlich. Die Niederschläge waren jedoch inhomogen verteilt
und am trockensten war es von Bayerisch-Schwaben bis zum Gäuboden mit
25-45 l/m², während am Alpenrand teils über 100 l/m² fielen. Ganz
anders war es bei der Sonnenausbeute. An der Donau schien sie durch
Nebel- und Hochnebelfelder teilweise nur 40-60 Stunden, wohingegen sie
sich in höheren Lagen gebietsweise mehr als 100 Stunden zeigte.
Insgesamt lag die Sonnenscheindauer in ganz Bayern bei 81 Stunden (118
Stunden). Im Vergleich zum vieljährigen Mittel lag das Defizit bei
über 30% und beim Ländervergleich landete man in dieser Kategorie auf
dem vorletzten Platz.

Berlin: 
Auch in der Bundeshauptstadt fiel der vergangene Oktober mit 11,3 °C
zu warm aus. Das vieljährige Mittel wurde um 1,7 °C (9,6 °C)
überschritten. Ungewöhnlich viel Sonnenschein, verursacht durch ein
vor allem in der zweiten Monatshälfte stabiles Hochdruckgebiet über
dem östlichen Mitteleuropa und Osteuropa, paarte sich mit recht wenig
Niederschlag. Am Ende stand mit 134 Sonnenstunden (109 Stunden) der
Platz an der Sonne im Bundesländervergleich zu Buche. Gerade einmal 29
l/m² Niederschlag waren gleichbedeutend mit dem letzten Platz im
Ranking. Allerdings fallen im Oktober im vieljährigen Mittel auch nur
35 l/m² und somit wurde lediglich ein Siebtel weniger Niederschlag als
normal registriert.

Brandenburg: 
Brandenburg war mit 35 l/m² nach Berlin das zweittrockenste
Bundesland. Allerdings lag man im Vergleich mit dem langjährigen
Mittelwert (37 l/m²) absolut im Soll. Die Sonne kam
überdurchschnittlich häufig zum Zuge, was 129 Sonnenstunden
untermauerten (110 Stunden). Damit war man auch das zweitsonnigste
Bundesland. Das Oktobermittel der Lufttemperatur erreichte 10,9 °C und
somit wurde das Soll um 1,6 Grad (9,3 °C) überboten. Leichter
Nachtfrost trat gebietsweise um die Monatsmitte herum auf. Die
Höchstwerte lagen durch die Bank im zweistelligen Bereich.

Bremen: 
Den zweiten Platz im Länderranking zusammen mit Nordrhein-Westfalen in
Bezug auf die Mitteltemperatur hatte mit 11,6 °C (9,8 °C) im Oktober 
Bremen inne. Die Niederschlagsmenge war mit 60 l/m² (58 l/m²) absolut
durchschnittlich. Über ein Drittel des Monatsniederschlags fiel dabei
allein in der Nacht vom 9. auf den 10. und insgesamt war die zweite
Monatshälfte deutlich trockener als die erste. In puncto Sonnenschein
waren trübe Tage in der Hansestadt eher selten, sodass am Ende 124
Sonnenstunden (98 Stunden) registriert wurden.

Hamburg: 
In Hamburg war es im Oktober mit 11,0 °C zwar auch wärmer als normal,
aber die Abweichung von 1,2 Grad gegenüber dem vieljährigen Mittel
(9,8 °C) fiel nicht so klar aus wie in den anderen Bundesländern. Die
Niederschläge summierten sich auf 61 l/m² (60 l/m²). Die Sonne
überschritt ihr Soll um 30% und lachte an 125 Stunden (98 Stunden)
vom Himmel.

Hessen: 
Ziemlich trüb präsentierte sich der Oktober in Hessen. Lediglich 79
Sonnenstunden (100 Stunden) wurden registriert und damit war es in der
Mitte Deutschlands am trübsten. Neben dichten Wolkenfeldern in der
ersten Monatshälfte, war es ab Mitte des Monats oftmals zäher Nebel-
und Hochnebel, der sich nicht lichten wollte und die Sonne verdeckte.
Dennoch wurde, durch eine überwiegend südliche Anströmung, eine zu
warme Monatsmitteltemperatur von 10,9 °C (8,9 °C) erreicht. Die
Niederschlagssumme lag bei leicht überdurchschnittlichen
63 l/m² (59 l/m²).

Mecklenburg-Vorpommern: 
Zu mild war es auch im nordöstlichsten aller Bundesländer. Am
Monatsende erreichte die Mitteltemperatur 10,9 °C (9,3 °C). Besonders
nass war die erste Monatshälfte in der der Großteil des
Oktoberniederschlags von 54 l/m² gefallen ist. Das Soll liegt bei 42
l/m², wodurch es mehr als ein Viertel mehr Niederschlag gab. Ab der
Monatsmitte profitierte Mecklenburg-Vorpommern dann beinahe
durchgehend von hohem Luftdruck über dem östlichen Mitteleuropa und
Osteuropa. Die Zufuhr von trockener Luft trug auch maßgeblich dazu
bei, dass die Sonne 119 Stunden (105 Stunden) schien.

Niedersachsen: 
In Niedersachsen erreichte das Temperaturmittel im Oktober einen Wert
von 11,2 °C. Die Abweichung gegenüber dem Referenzwert (9,6 °C) betrug
1,6 Grad. Fast die Hälfte des Monatsniederschlags von 58 l/m² (56
l/m²) fiel in der Nacht vom 9. auf den 10. in der der Ex-Hurrikan Kirk
Deutschland überquerte und sehr feuchte Luftmassen vor allem in den
Westen und Nordwesten führte. Die Sonne schien 116 Stunden (99
Stunden) und damit circa 18% mehr als im Durchschnitt.

Nordrhein-Westfalen: 
Nordrhein-Westfalen war mit 78 l/m² (62 l/m²) im Oktober das
zweitnasseste Bundesland im Länderranking. Es regnete auch rund ein
Fünftel mehr als im vieljährigen Mittel. Das lag auch daran, dass
Tiefdruckgebiete über West- und Südwesteuropa immer wieder feuchte
Luftmassen ins bevölkerungsreichste Bundesland lenkten. Diese
Luftmassen waren aber nicht nur feucht, sondern auch ziemlich mild,
was eine Mitteltemperatur von 11,6 °C (9,8 °C) untermauerte. Dies war
gleichbedeutend mit dem geteilten zweiten Platz zusammen mit Bremen im
Länderranking. 98 Sonnenstunden reichten nicht aus, um das Soll (107
Stunden) zu erreichen.

Rheinland-Pfalz: 
In Rheinland-Pfalz fiel der Oktober mit 75 l/m² (63 l/m²) zu nass aus.
Besonders viel Niederschlag gab es am 9. in Börfink-Thranenweier als
65 l/m² in Zusammenhang mit der Passage von Ex-Hurrikan Kirk in den
Messbecher prasselten. Dies war gleichbedeutend mit der
deutschlandweit höchsten Tagesniederschlagssumme. Zu warm war es auch
im Südwesten Deutschlands, denn es wurde eine Mitteltemperatur von
11,3 °C (9,2 °C) gemessen. Die Sonne machte sich hingegen etwas rar
und wurde lediglich an 87 Stunden (105 Stunden) nicht von dichten
Wolkenfeldern oder Hochnebel verdeckt.

Saarland: 
Das Saarland war mit einer Mitteltemperatur von 11,8 °C (9,4 °C) nicht
nur das wärmste aller Bundesländer, sondern mit einer
Niederschlagsmenge von 81 l/m² (77 l/m²) auch das nasseste. Durch die
Nähe zu Tiefdruckgebieten über West- und Südwesteuropa, die feuchte,
aber mit einer südlichen Strömung auch sehr milde Luftmassen
herantransportierten war genau dieses Ergebnis möglich. Das Nachsehen
hatte jedoch die Sonne. Sie schaffte es nur an 90 Stunden (106
Stunden) sich durch die Bewölkung zu kämpfen.

Sachsen: 
Sachsen war mit einer Mitteltemperatur von 10,5 °C das vergleichsweise
kühlste Bundesland im Länderranking. Dennoch war es zu mild im
Vergleich mit dem vieljährigen Mittel (9,0 °C). Leichten Nachtfrost
gab es um die Monatsmitte herum, als es bei klarem Himmel und
windschwachen Verhältnissen auskühlen konnte. Das Niederschlagssoll
wurde nicht ganz erfüllt, denn mit 43 l/m² fielen etwa 10% weniger
als im vieljährigen Mittel (47 l/m²). Absolut durchschnittlich war die
Sonnenausbeute. 123 Sonnenstunden standen am Ende auf dem Tableau und
damit lediglich 4 Stunden mehr als normal (118 Stunden).

Sachsen-Anhalt: 
In Sachsen-Anhalt wurde mit -3,3 °C am 15. im Ort Oberharz am 
Brocken-Stiege zwar der deutschlandweite Tiefstwert im Oktober registriert,
aber trotz ein paar kalten Nächten um die Monatsmitte herum stand am
Ende eine Mitteltemperatur von 11,1 °C zu Buche. Damit wurde auch hier
der vieljährige Mittelwert (9,4 °C) bedeutend überschritten. Mit einer
Niederschlagssumme von 42 l/m² reiht man sich im Bundesländervergleich
zwar auf den hinteren Plätzen ein, aber der Referenzwert (36 l/m²)
wurde um fast 20% überschritten. Die Sonne zeigte sich 126 Stunden
(104 Stunden) am Firmament und damit auch im ein Fünftel mehr als im
Mittel.

Schleswig-Holstein: 
In Schleswig-Holstein schien die Sonne deutlich mehr als normal. Sie
schaffte es an 126 Stunden (98 Stunden) sich am Himmel zu behaupten.
Gepaart mit dem vielen Sonnenschein schaffte es auch die
Quecksilbersäule ordentlich in die Höhe zu klettern, was ein
Temperaturmittel von 11,1 °C (9,5 °C) belegte. Mit 60 l/m² fiel
deutlich weniger Niederschlag als im vieljährigen Mittel (73 l/m²).

Thüringen: 
Zwar war der Freistaat Thüringen das zweitkühlste Bundesland im
Länderranking, aber mit einer Mitteltemperatur von 10,6 °C (8,4 °C)
fiel der Oktober auch hier viel zu warm aus. In puncto Niederschlag
fielen 53 l/m² in die Messbecher und damit wurde das Soll (48 l/m²) um
11% überschritten. Knapp dreistellig waren die Sonnenstunden. 105
Stunden schien das Zentralgestirn. Damit lag man in etwa im Bereich
des vieljährigen Mittelwerts (107 Stunden).

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die Sonnenscheindauer wird seit 08/2024 teilweise
aus Satellitendaten abgeleitet. Die für den letzten Tag des Monats
verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur
Verfügung.

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur, Niederschlag
und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag des
Folgemonats als "Thema des Tages" unter www.dwd.de/tagesthema. Einen
umfassenden klimatologischen Rückblick und eine Vorschau finden Sie ab
dem 10. des Folgemonats unter www.dwd.de/klimastatus.

 * 
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Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach
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WETTER/067: Deutschlandwetter - Warmer Start in den ersten Herbstmonat mit ungewöhnlich hohen Niederschlägen (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.09.2024

Deutschlandwetter im September 2024

Warmer Start in den ersten Herbstmonat mit ungewöhnlich hohen
Niederschlägen



Offenbach, 30. September 2024 - Der September 2024 wurde seinem Ruf
als Vorbote des Herbstes mehr als gerecht. Die ersten Tage
überraschten insbesondere im Nordosten mit hochsommerlichen
Temperaturen, in der zweiten Monatsdekade schlug das Wetter abrupt um:
Das Unwettertief ANETT brachte dem Südosten und Osten heftigen Regen,
der in den Hochlagen der Alpen in starken Schneefall überging. Zum
Finale meldete der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten
Auswertungen seiner rund 2.000 Messstationen einen warmen,
außergewöhnlich niederschlagsreichen und sonnigen September.

Auf Sommerwärme mit Rekordtemperaturen im Nordosten folgte die
herbstliche Wende

Das Temperaturmittel lag im September 2024 mit 15,3 Grad Celsius (°C)
um 2,0 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode
1961 bis 1990 (13,3 °C). Im Vergleich zur aktuellen und wärmeren
Vergleichsperiode 1991 bis 2020 (13,8 °C) betrug die Abweichung 1,5
Grad. Am wärmsten war es im Nordosten. Dort wurden in der ersten Woche
während einer Hitzewelle außergewöhnliche Höchsttemperaturen und neue
Rekorde gemessen. Den Zenit der Hitze meldete am 4. Doberlug-Kirchhain, 
Südbrandenburg, mit extremen 35,2 °C. Der hochsommerliche
Monatsstart endete jahreszeitengemäß mit herbstlicher Kühle: Am 29.
registrierte Messstetten, Schwäbische Alb, mit frostigen -2,1 °C das
bundesweite Minimum.

Ungewöhnlich nasser September, insbesondere im Osten und Südosten
des Landes

Im September fielen mit rund 107 Litern pro Quadratmeter (l/m²) etwa
175 Prozent des Niederschlags der Referenzperiode 1961 bis 1990 (61
l/m²). Im Vergleich zur Periode von 1991 bis 2020 entsprach die Menge
fast 165 Prozent des Solls (65 l/m²). Besonders niederschlagsreich war
es im Osten und Südosten. Im Berchtesgadener Land wurden im
Monatsverlauf bis zu 500 l/m² gemessen - deutlich mehr als das
Dreifache der üblichen Menge. Verantwortlich dafür waren vor allem die
Ausläufer des Unwettertiefs ANETT, die Mitte des Monats in diesen
Regionen heftigen Regen brachten. In den Alpen kam es zudem zu
ungewöhnlich starken Schneefällen. Im Nachgang der Extremniederschläge
in Tschechien und Polen entwickelte sich in den letzten Tagen an der
Oder eine angespannte Hochwasserlage. Während der Extremwetterlage
über Mittel- und Osteuropa meldete Ruhpolding-Seehaus am 13. mit 156,8
l/m² den höchsten Tagesniederschlag des Monats in ganz Deutschland.
Eine klimatische Einordnung der extremen Niederschläge des DWD finden
Sie hier.

Überdurchschnittlicher Sonnenschein mit herausragend vielen
Stunden im Nordosten

Mit fast 177 Stunden überragte die Sonnenscheindauer im September ihr
Soll von 150 Stunden (Periode 1961 bis 1990) um 18 Prozent. Im
Vergleich zu 1991 bis 2020 (157 Stunden) betrug die positive
Abweichung beinahe 13 Prozent. Im Nordosten, vor allem an der Ostsee,
brillierte die Sonne bis zu 230 Stunden. Im Südwesten zeigte sie sich
mit 130 Stunden deutlich seltener.


Das Wetter in den Bundesländern im September 2024

(In Klammern finden Sie die vieljährigen Mittelwerte der
internationalen Referenzperiode 1961-1990. Der Vergleich aktueller mit
diesen vieljährigen Werten ermöglicht eine Einschätzung des
längerfristigen Klimawandels)

Baden-Württemberg: 
Der September 2024 präsentierte sich im Südwesten teils hochsommerlich
heiß, teils aber auch frühherbstlich kühl. In der ersten Monatswoche
stiegen die Höchstwerte im Oberrheingraben an 4 Tagen auf über 30 °C.
Zur Monatsmitte kühlte es dagegen um gut 15 °C ab. Am 29. registrierte
Messstetten, Schwäbische Alb, mit frostigen -2,1 °C das bundesweite
Minimum. Das Septembermittel lag final bei 14,8 °C (13,3 °C).
Insgesamt zeigte sich der erste meteorologische Herbstmonat sehr
niederschlagsreich. In der Fläche fielen 118 l/m² (70 l/m²). In der
Schwarzwaldregion wurden teilweise über 200 l/m² gemessen. Dort, aber
auch in Oberschwaben, wurden die meisten Niederschlagstage (>25)
verbucht. Die Sonnenscheindauer blieb mit 145 Stunden unter ihrem
Zielwert (166 Stunden). Der Südwesten präsentierte sich
vergleichsweise kühl und war zugleich die sonnenscheinärmste Region.

Bayern: 
Im vergleichsweise kühlen Bayern zeigte der 14,7 °C (12,8 °C) warme
September 2024 einen dynamischen Witterungsverlauf, der von markanten
Temperaturschwankungen bis hin zu intensiven Niederschlägen reichte.
In der Monatsmitte geriet vor allem Südostbayern in den
Einflussbereich des Unwettertiefs ANETT, das in Polen, Tschechien und
Österreich für Rekordregen sorgte. Aufgleitniederschläge, die sich an
den bayerischen Alpen stauten, brachten dort am 13. und 14.
Tagessummen von über 100 l/m². Ruhpolding-Seehaus meldete am 13. mit
156,8 l/m² den höchsten Tagesniederschlag des Monats in ganz
Deutschland. In den Hochlagen, etwa ab 1 500 Metern, fiel zum Teil
über ein Meter Schnee. Dieser für Mitte September ungewöhnlich starke
Wintereinbruch führte zu einer angespannten Lawinensituation. Der
höchste Monatsniederschlag wurde mit bis zu 500 l/m² aus dem
Berchtesgadener Land gemeldet. Bayernweit wurde mit einem
Flächenmittel von bemerkenswerten 155 l/m² mehr als das Doppelte der
üblichen Monatsmenge von 72 l/m² erreicht, was dem Freistaat den
"nassesten Platz" im Länderranking einbringen dürfte. Dennoch gelang
es dem September mit rund 170
Sonnenstunden seine Bilanz (160 Stunden) zu erfüllen, denn sonnige
Phasen umrahmten den Niederschlagsreichtum in der Monatsmitte.

Berlin: 
Die Spreemetropole war im September 2024 mit 17,3 °C (14,1 °C) die
wärmste Region Deutschlands. An bis zu 13 Tagen wurde es mit
mindestens 25,0 °C sommerlich. Herausragend war dabei die Hitzewelle
vom 3. bis 8., wobei der Höchstwert auf 34,4°C (Berlin-Tempelhof)
kletterte. Für die Hauptstadt wurde damit ein neuer Septemberrekord
datiert. Zur Monatsmitte erfolgte ein schlagartiger Wetterumschwung.
Am 13. lagen die Höchstwerte fast 20 Grad unterhalb des Hitzepeaks.
Mit der herbstlichen Kühle kamen auch vermehrt Niederschläge auf. In
der Summe brachte der September 41 l/m² (46 l/m²). Die Sonne schien
213 Stunden (156 Stunden). Berlin war damit die trockenste sowie eine
sonnige Region.

Brandenburg: 
In Brandenburg startete der mit 16,8 °C (13,8 °C) deutlich zu warme
September mit einer Hochsommerverlängerung. In der ersten Dekade
wurden bis zu 6 heiße Tage mit mindestens 30,0 °C registriert. Der
Zenit der Hitze wurde am 4. in Doberlug-Kirchhain mit einem neuen
Bundeslandrekord von 35,2 °C erreicht. Am 13. zeigte dort das
Thermometer nur noch 12,8 Grad. In den letzten Septembertagen sorgte
ein kräftig steigender Oderpegel für eine angespannte Hochwasserlage.
In Frankfurt an der Oder erreichte der Pegel am 26. in der Spitze 607
cm und lag laut Landesamt für Umwelt nur einen halben Meter unterhalb
der Jahrhundertflut von 1997 (656 cm am 27.07.1997). Auslöser für das
Hochwasser waren historische Niederschläge in Polen und Tschechien,
die sich in der Monatsmitte ereigneten. Die Ausläufer des
verantwortlichen Unwettertiefs brachten auch in die südlichen Regionen
Brandenburgs kräftige Regenfälle. Bis zum Monatsende wurden Landesweit
55 l/m² (45 l/m²) ermittelt. Im Nordosten fielen gebietsweise jedoch
nur um 30 l/m². Der sonnige September brachte rund 210 Stunden (156
Stunden).

Bremen: 
In Bremen zeigte sich der September 2024 als typischer Übergangsmonat
in den Herbst. Sommerlich warm gestaltete sich die erste Woche. Am 5.
wurde mit 30,7 °C sogar noch mal ein heißer Tag ermittelt. Danach
schaukelten die Temperaturen Richtung Frühherbst. Der einsetzende
Jahreszeitenwechsel wurde auch durch zeitweise stürmische Winde, vor
allem in den letzten Tagen, angekündigt. Der September verabschiedete
sich mit warmen 16,2 °C (13,7 °C) und mit 122 l/m², was einer
Verdopplung der üblichen Monatsmenge (61 l/m²), entsprach. Ein
deutliches Plus zeigte auch die Sonnenscheindauer mit 185 Stunden (136
Stunden).

Hamburg: 
In der Hafenmetropole startete der 16,1 °C (13,7 °C) warme September
mit einer letzten Sommerwoche. Am 5. stieg das Quecksilber auf
ungewöhnlich heiße 32,0 °C. Danach rauschten die Höchstwerte bis zur
Monatsmitte um 15 °C in den Keller. Herbstliche Nuancen setzten in den
letzten Tagen auch stürmische Winde. Die Niederschlagmenge stieg auf
nasse 103 l/m² (68 l/m²) und die Sonnenscheindauer auf üppige 210
Stunden (139 Stunden).

Hessen: 
In Hessen begann der September 2024 sommerlich mit Höchstwerten von
über 30 °C. Danach folgte ein regelrechter Temperatursturz, als
nördliche Winde das Temperaturniveau in der Monatsmitte um 15 °C
senkten. Anschließend kehrte die spätsommerliche Wärme noch einmal
zurück, bevor sich zum Monatsende endgültig der herbstliche Charakter
durchsetzen konnte. Am Ende lag die Monatsmitteltemperatur bei 15,2 °C
(13,2 °C). Der Niederschlag addierte sich auf nasse 89 l/m² (57 l/m²).
Rund 160 Stunden (142 Stunden) schien die Sonne.

Mecklenburg-Vorpommern: 
Im Nordosten ging der September mit ungewöhnlich warmen 16,3 °C (13,3
°C) zu Ende. Die erste Monatswoche präsentierte sich besonders
sommerlich und brachte neue Rekorde. Am 4. erreichte der Höchstwert in
Teterow 34,3 °C. Im gesamten Witterungsverlauf dominierten auch die
sonnigen Tage. Frühherbstlich und nass wurde es lediglich in der
zweiten und letzten Monatswoche. Insgesamt standen für 
Mecklenburg-Vorpommern 58 l/m² (51 l/m²) Niederschlag und üppige 220 
Sonnenstunden (154 Stunden) in der Bilanz, was für das sonnigste 
Bundesland im diesjährigen September reichen dürfte.

Niedersachsen: 
In Niedersachsen zeigte der September ein Wechselspiel zwischen
sommerlicher Wärme und herbstlicher Kühle. In der ersten Woche wurde
es sogar noch einmal heiß. Die Station Lüchow, gelegen im Nordosten
des Landes, verzeichnete am 4. einen Spitzenwert von 32,6 °C. Am 15.
wurde etwa 50 Kilometer südwestlich an der Station Wittingen-Vorhop
eine Frühtemperatur von 0,4 °C gemessen. Die Monatsmitteltemperatur
erreichte 15,7 °C (13,5 °C). Es sammelten sich nasse 91 l/m² (60 l/m²)
Niederschlag an. Rund 190 Stunden (135 Stunden) zeigte sich die
Septembersonne.

Nordrhein-Westfalen: 
Der September startete in NRW mit einem hochsommerlichen Einstand.
Dabei stieg am 1. die Temperatur in Tönisvorst auf 33,3 °C. Doch in
der zweiten Monatswoche setzte der Herbst mit einem markanten
Temperaturrückgang von 15 °C seinen Akzent. Anschließend
stabilisierten sich die Temperaturen wieder, bevor am Ende des Monats
der Herbst endgültig seine Ankunft ankündigte. Am 25. sorgten sogar
mehrere eher schwache Tornados für Aufmerksamkeit (Tornadoliste). Die
Monatsmitteltemperatur erreichte 15,4 °C (13,6 °C). Dabei fielen in
der Fläche nasse 91 l/m² (67 l/m²) Niederschlag. Die zeigte sich rund
160 Stunden (135 Stunden).

Rheinland-Pfalz: 
Rheinland-Pfalz erlebte 2024 einen September, der durch
spätsommerliche Wärme und herbstliche Frische gekennzeichnet war. Am
1. stieg die Höchsttemperatur in Trier-Zewen sogar auf 34 °C. Die
Monatsmitte und das Septemberfinale waren mit Höchstwerten von teils
unter 15 °C deutlich kühler. Die Monatsmitteltemperatur betrug 15,1 °C
(13,5 °C). Der Niederschlag addierte sich auf nasse 98 l/m² (60 l/m²).
Nahezu regenfrei zeigte sich lediglich die Monatsmitte. Die Sonne
erreichte mit 155 Stunden ihr Klimamittel (151 Stunden).

Saarland: 
Hier präsentierte sich der September als typischer Herbstmonat mit
einem deutlichen Übergang von Spätsommer zu herbstlicher Kühle.
Saarbrücken-Burbach meldete am 1. noch heiße 32,9 °C. In der zweiten
Monatswoche übernahm mit einem Temperatursturz von rund 15 °C die
Herbstluft das Zepter. Auch das Monatsende verlief herbstlich. Im
Schnitt erreichte die Septemberwitterung 15,3 °C (13,7 °C), in der
teils starke Niederschlagsereignisse eine weitestgehend regenfreie
Monatsmitte flankierten. Dennoch fiel mit 137 l/m² nahezu doppelt so
viel Regen wie sonst im September üblich (70 l/m²). Die
Sonnenscheindauer erreichte 155 Stunden (158 Stunden) - im
Ländervergleich aber der zweitniedrigste Wert.

Sachsen: 
Im September 2024 war Sachsen teilweise extremen Witterungsphasen
ausgesetzt. In der ersten Monatsdekade wurden noch bis zu sieben heiße
Tage mit Temperaturen über 30 °C gezählt. Am 4. meldete Leipzig mit
34,9 °C. einen neuen Septemberrekord für Sachsen. Doch zur Monatsmitte
setzte ein markanter Wetterwechsel ein, ausgelöst durch das
Unwettertief ANETT über Mittel- und Osteuropa. Intensive Niederschläge
und die deutlich sinkenden Temperaturen gaben einen ersten
Vorgeschmack auf den Herbst. Im Erzgebirge fielen in den vergangenen
30 Tagen teilweise bis zu 200 l/m². Mit außergewöhnlich hohen 130 l/m²
war der Flächenniederschlag mehr als doppelt so hoch wie das
langjährige Mittel von 55 l/m², was den September 2024 in die Top Ten
der niederschlagsreichsten seit 1881 hob. Das Temperaturmittel
erreichte warme 15,6 °C (13,4 °C). Die Sonnenscheindauer summierte
sich auf 190 Stunden (148 Stunden).

Sachsen-Anhalt: 
Auch Sachsen-Anhalt erlebte im September 2024 zunächst eine sehr
sommerliche Phase zu Monatsbeginn. An bis zu sieben Tagen wurden
Höchstwerte über 30°C gemessen. Das Maximum verzeichnete Drewitz im
Jerichower Land am 4. mit 34,6 °C - ein neuer Septemberrekord für
Sachsen-Anhalt. In der zweiten Monatsdekade setzte jedoch ein abrupter
Übergang vom Sommer in den Herbst ein. Am 13. wurden verbreitet nur
noch Höchstwerte um 15 °C erreicht. Folglich stiegen die Temperaturen
wieder auf ein sommerliches Niveau, bevor sich der September endgültig
herbstlich verabschiedete. Im Vergleich zur Referenzperiode 1961 bis
1990 war der erste meteorologische Herbstmonat mit 16,3 °C deutlich
wärmer als das Mittel von 13,7 °C. Positiv wirkte sich auch die
Niederschlagsbilanz nach dem trockenen August aus: Mit rund 80 l/m²
fiel fast das Doppelte an Niederschlag im Vergleich zum langjährigen
Mittel (42 l/m²). Die Sonne schien nahezu 210 Stunden (144 Stunden).

Schleswig-Holstein: 
Im nördlichsten Bundesland war der September 2024 von sommerlicher
Wärme mit Spitzen über 30 °C am 5., zeitweise kräftigen Niederschlägen
und stürmischen Winden geprägt. Kühle Phasen in der zweiten
Monatsdekade und zum Septemberfinale ließen den Herbst frühzeitig
einziehen. Im Schnitt erreichte die Temperatur 15,6 °C (13,2 °C). Das
Niederschlagsvolumen stieg auf 97 l/m² (75 l/m²). In der Westhälfte
prasselten verbreitet über 100 l/m² nieder. Auch die Sonne überholte
mit 200 Stunden ihr Klimaziel von 143 Stunden.

Thüringen: 
Der erste meteorologische Herbstmonat 2024 begann in Thüringen mit bis
zu sieben Hitzetagen von mindestens 30 °C. Am 4. wurde eine
ungewöhnliche Höchsttemperatur von 34,6°C in Tegkwitz, im Altenburger
Land, gemessen. Mit der zweiten Monatsdekade brachte das Unwettertief
ANETT über Osteuropa einen plötzlichen Wetterumschwung: Auf seiner
Westseite rissen die nördlichen Winde die Temperaturen buchstäblich in
den Herbst. Zeitweise lagen die Höchstwerte unter 15 °C. Zudem setzten
vermehrte Niederschläge ein. Auch das Monatsfinale hatte einen
herbstlichen Charakter. In der Bilanz standen für den September 2024
warme 15,2 °C (12,8 °C) und sehr nasse 93 l/m² (51 l/m²). Der
Thüringer Wald verzeichnete sogar Monatsmengen von über 150 l/m². Die
Sonne zeigte sich mit 175 Stunden (143 Stunden) dennoch großzügig

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die Sonnenscheindauer wird seit 08/2024 teilweise
aus Satellitendaten abgeleitet. Die für den letzten Tag des Monats
verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur, Niederschlag
und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag des
Folgemonats als "Thema des Tages" unter www.dwd.de/tagesthema. Einen
umfassenden klimatologischen Rückblick und eine Vorschau finden Sie ab
dem 10. des Folgemonats unter www.dwd.de/klimastatus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.09.2024

Deutscher Wetterdienst

Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach

E-Mail: info@dwd.de

Internet: www.dwd.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Dezember 2024 
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WETTER/066: Deutschlandwetter - Der 28. warme Sommer in Folge mit ungewöhnlich hoher Augusttemperatur (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.08.2024

Deutschlandwetter im Sommer 2024

Der 28. warme Sommer in Folge mit ungewöhnlich hoher Augusttemperatur 



Offenbach, 30. August 2024 - Der Sommer 2024 war in Deutschland
deutlich zu warm und zeigte sich als ein Wechselspiel von anfänglicher
Kühle und finaler Hitze, wobei der August mit einer ungewöhnlich hohen
Temperaturabweichung endete. Die intensivste Sommerwärme erlebten der
Süden und Osten. Und während lokale Extremniederschläge beobachtet
wurden, die in manchen Gebieten die Regenmengen des gesamten Sommers
übertrafen, blieb die Sonnenscheindauer weitgehend im erwarteten
Rahmen. Das meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten
Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.

Sommer mit viel Wärme im Süden und Osten sowie Stippvisiten an den
 Küsten

Das Temperaturmittel lag im Sommer 2024 mit 18,5 Grad Celsius (°C) um
2,2 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990 (16,3 °C). Im Vergleich zur aktuellen und wärmeren
Vergleichsperiode 1991 bis 2020 (17,6 °C) betrug die Abweichung 0,9
Grad. Nach der Schafskältemit dem bundesweiten Temperaturminimum im
Sommer am 12.6. in Meßstetten auf der Schwäbischen Alb von 1,4 °C,
startete der Sommer im Juliverlauf durch und erreichte im August
seinen Höhepunkt. Am 13.8. wurde vom DWD in Bad Neuahr-Ahrweiler in
Rheinland-Pfalz mit 36,5 °C die bundesweit höchste Sommertemperatur
gemessen. In den Tieflagen und Flusstälern Süddeutschlands und
Sachsens wurden die meisten Sommer- (> 60) und heißen Tage (bis 26)
gezählt. Hervorzuheben sind vor allem Waghäusel-Kirrlach, nahe
Karlsruhe und Dresden. Dagegen wurde auf Helgoland kein einziger
Sommertag registriert und auch sonst schaute der Sommer an den Küsten
nur kurzzeitig vorbei.

Ausgeglichener Niederschlag mit lokalen Extremen: Wasserarmut und
Starkregen

Der Sommerniederschlag lag mit rund 240 Litern pro Quadratmeter (l/m²)
nahezu auf dem Niveau der Referenzperioden 1961 bis 1990 (239 l/m²)
und 1991 bis 2020 (241 l/m²). Doch diese Mittelwerte verbergen extreme
regionale Unterschiede: Während in den Alpengebieten über 600 l/m²
gemessen wurden, blieben vor allem Teile des Nordostens mit weniger
als 150 l/m² sehr trocken. Was in den niederschlagsarmen Gebieten in
drei Monaten fiel, registrierten einzelne Orte in wenigen Stunden: Am
1.8. meldete das nordhessische Trendelburg 169,8 l/m², während es am
selben Tag in Nordhausen, Thüringen, 114,9 l/m² regnete.
Raubling-Pfraundorf in Oberbayern verzeichnete am 3.6. extreme 137
l/m², und im sächsischen Dippoldiswalde-Reinberg wurden am 18.8. 
106,7 l/m² gemessen.

Ein Plus von 15 Prozent beim Sommersonnenschein

Mit 712 Stunden überragte die Sonnenscheindauer im Sommer ihr Soll von
614 Stunden (Periode 1961 bis 1990) um fast 15 Prozent. Im Vergleich
zu 1991 bis 2020 (654 Stunden) betrug die positive Abweichung rund 9
Prozent. Über 800 Stunden Sonnenschein gab es in Teilen Sachsens und
Südbrandenburg, während unmittelbar an den Alpen weniger als 600
Stunden erreicht wurden.


Das Wetter in den Bundesländern im Sommer 2024

(In Klammern finden Sie die vieljährigen Mittelwerte der
internationalen Referenzperiode 1961-1990. Der Vergleich aktueller mit
diesen vieljährigen Werten ermöglicht eine Einschätzung des
längerfristigen Klimawandels)

Baden-Württemberg: 
Die Sommermonate waren im Südwesten wechselhaft und mit 19,1 °C (16,2
°C) deutlich wärmer als im Mittel. Vor allem der August zeigte mit 4
Grad eine außergewöhnliche positive Abweichung. Während der
Schafskälte wurde auf der Schwäbischen Alb in Meßstetten am 12.6. mit
1,4 °C der bundesweit tiefste Sommerwert gemessen. Teilweise führten
Extremniederschläge zu Hochwasser und Überflutungen. Herausragend
waren dabei die Fluten Anfang Juni im Allgäu und jene am 13.8. in den
Gemeinden Bretten, Bruchsal und Gondelsheim. Das Allgäu war mit Mengen
von über 400 l/m² die niederschlagsreichste Region im Ländle. Mit 262
l/m² (292 l/m²) blieb der baden-württembergische Flächenniederschlag
in den letzten drei Monaten unter dem Schnitt. Die Sonne schien mit
720 Stunden (636 Stunden) reichlich.

Bayern: 
Der vergangene Sommer war in Bayern unbeständig und am Ende mit 18,9
°C (15,8 °C) einer der Wärmsten seit 1881. Der Sommerauftakt brachte
der Donau sowie ihren südlichen Zuflüssen ein großes Hochwasser.
Anschließend gingen in den folgenden Wochen und Monaten in teils
schwül-heißer Luft immer wieder unwetterartige Gewitter nieder. Die
meisten Niederschläge konzentrierten sich auf die Alpen. Dort
prasselten gebietsweise über 600 l/m² nieder. Im vergleichsweise
nassesten Bundesland aber blieb der Sommerniederschlag mit 303 l/m²
(314 l/m²) leicht unter dem Schnitt. Die Sonne schein rund 710 Stunden
(623 Stunden).

Berlin: 
In "Spreeathen" zeigte der Sommer mit 19,7 °C (17,8 °C) einen warmen
Verlauf. Im Ländervergleich war das der höchste Wert in den
vergangenen drei Monaten. Niederschläge blieben vor allem im Juni und
August eine Rarität. Dennoch lag die Ausbeute bei 185 l/m² (182 l/m²).
Die Sonne schien gut 780 Stunden (664 Stunden), was Berlin den Titel
"sonnigstes Bundesland" sicherte.

Brandenburg: 
Hier hatte der Sommer eine Mitteltemperatur von 19,2 °C (17,3 °C) zu
bieten. Damit war die Region das zweitwärmste Bundesland. Trockene
Phasen im Juni und August wurden durch übermäßige Niederschläge im
Juli ausgeglichen. So stand final eine Menge von 188 l/m² (177 l/m²)
in der Bilanz. Die Sonnenscheindauer erzielte mit 773 Stunden (662
Stunden) ebenfalls ein Plus.

Bremen: 
Nachdem Anfangshürden überwunden wurden, setzte sich in Bremen eine
typisch wechselhafte, aber warme Sommerwitterung durch. So erreichte
die Mitteltemperatur 18,0 °C (16,6 °C) und die Niederschlagsmenge 245
l/m² (219 l/m²). Die Sonne ließ sich 675 Stunden (589 Stunden)
blicken.

Hamburg: 
In der Hafenmetropole war der Sommer mit 18,1 °C wärmer als im Mittel
(16,5 °C). Es fielen insgesamt rund 260 l/m² (218 l/m²). Dazwischen
schien die Sonne 680 Stunden (618 Stunden)

Hessen: 
In Hessen herrschte in den letzten drei Monaten eine oftmals instabile
Witterung mit zahlreichen Schauern und Gewittern vor. Am heftigsten
traf es am Abend des 1.8. Nordhessen mit Wolkenbrüchen, die in etwa 8
Stunden der Station Trendelburg eine Rekordmenge von 169,8 l/m²
bescherten. In der Landesfläche fielen bis zum Saisonfinale 215 l/m²
(222 l/m²). Die Durchschnittstemperatur erreichte warme 18,4 °C (16,2
°C) und die Sonnenscheindauer fast 725 Stunden (586 Stunden).

Mecklenburg-Vorpommern: 
Im Nordosten Deutschlands erreichte die Sommertemperatur 18,0 °C (16,3
°C) und der Flächenniederschlag 180 l/m² (187 l/m²). Zum Sommerfinale,
am 29.8., wurde in Anklam mit 34,5 °C der Höchstwert erreicht. Rund
735 Stunden (676 Stunden) präsentierte sich die Sonne.

Niedersachsen: 
Nach ersten Anlaufschwierigkeiten zeigte sich der Sommer mit im Mittel
17,9 °C (16,2 °C) von seiner wärmeren, aber weiterhin auch
wechselhaften Seite. Turbulent ging es am 18.6. zu. Während einer
Schwergewitterlage entstanden in Niedersachsen mehrere, aber eher
schwache Tornados. Am 8.8. produzierten Regenschauer vor Borkum
mehrere Wasserhosen und am 24.8. wurde es an der Küste herbstlich mit
Böen bis 127 km/h. Der Flächenniederschlag lag mit 253 l/m² (219 l/m²)
über dem Schnitt, was der Sonnenscheindauer aber keinen Abbruch tat.
Denn es wurden 675 Stunden (583 Stunden) in den letzten drei Monaten
erreicht.

Nordrhein-Westfalen: 
Nachdem die Schafskälte zu Beginn der zweiten Junidekade ein
Durchstarten des Sommers zunächst ausbremste, konnte sich die warme
Jahreszeit am Ende dann doch mit einem Mittelwert von 18,0 °C (16,3
°C) behaupten. Die Witterung war auch geprägt von wiederkehrenden,
teils gewittrigen Niederschlägen. Bis zum Sommerfinale wurden in der
Fläche 257 l/m² (240 l/m²) gemessen und 650 Sonnenstunden (554
Stunden) gezählt.

Rheinland-Pfalz: 
Nach einem holprigen Start kam der Sommer ab Juli auf Hochtouren. Am
13.8. verkündete Bad Neuahr-Ahrweiler mit einem Maximum von 36,5 °C
sogar die bundesweit höchste Temperatur der vergangenen drei Monate.
Die Sommermitteltemperatur erreichte 18,4 °C (16,3 °C). Mäßig war der
Niederschlag mit 185 l/m² (218 l/m²) - der vorletzte Platz im
Länderranking. Dafür kam die Sonnenscheindauer in Schwung und erzielte
bis Sommerende 710 Stunden (595 Stunden).

Saarland: 
Das Saarland erlebte 2024 eine launische Sommerwitterung, die eine
Mitteltemperatur von warmen 18,7 °C (16,7 °C) und 246 l/m² (226 l/m²)
mit sich brachte. In zeitweise feucht-warmer Luft tobten gebietsweise
heftige Gewitter. Am 2.8. folgten nach Starkregenfällen landesweit
über 700 Unwettereinsätze. Satte 735 Stunden (631 Stunden) zeigte 
sich die Sonne.

Sachsen: 
Sachsen zählte im vergangenen Sommer zu den Hotspots bei den
Temperaturen. In und um Dresden sowie in der Oberlausitz stiegen die
Höchstwerte an bis zu 26 Tagen auf mindestens 30,0 °C. Klitzschen bei
Torgau erlebte am 29.8. mit 34,7 °C die Maximaltemperatur. Im Mittel
betrug die Temperatur 18,9 °C (16,5 °C). Positiv war auch die
Sonnenscheinausbeute mit 755 Stunden (609 Stunden). Obwohl sich der
Niederschlag mit insgesamt 213 l/m² (222 l/m²) etwas zurückhaltender
zeigte, brachte am 18.8. extrem heftiger Starkregen von Dresden bis
zum Osterzgebirge über 100 l/m².

Sachsen-Anhalt: 
Trotz Schafskälte und einem Temperatursturz Anfang Juli war der Sommer
zum Ende hin deutlich zu warm. Das Temperaturmittel erreichte 18,9 °C
(16,9 °C). In den nördlichen Regionen wurden am 29.8. mit über 35 °C
die Höchsttemperaturen erreicht. Während Juni und Juli noch hohe
Niederschlagsmengen brachten, blieb es im August viel zu trocken.
Dennoch lag die Sommerausbeute mit 177 l/m² (174 l/m²) im Rahmen. Im
Ländervergleich war es der niedrigste Wert. Die Sonne schien 740
Stunden (610 Stunden).

Schleswig-Holstein: 
In Schleswig-Holstein, dem vergleichsweise kühlsten Bundesland,
verabschiedete sich der Sommer 2024 mit 17,1 °C (15,8 °C). Der
holprige Start mit kühlen Tagen wurde im Juli von einer warmen
Witterung abgelöst. Es reichte aber in den letzten drei Monate
landesweit für keine Handvoll heißer Tage. Die höchste Temperatur
meldete Quickborn am 27.6. mit 32,5 °C. An den im Mittel 53
Niederschlagstagen fielen im Sommerverlauf 225 l/m² (222 l/m²).
Ausreichend Sonne gab es mit 670 Stunden (645 Stunden) dennoch,
wenngleich es die niedrigste Sonnenscheinausbeute im Länderranking
war.

Thüringen: 
Der mit 18,4 °C (15,8 °C) ausgestatte Sommer gipfelte in einer
ausgewöhnlich warmen Augustwitterung. Die Höchsttemperatur wurde dabei
am 13.8. in Jena mit 35,4 °C festgehalten. Teilweise zogen heftige
Gewitter über das Land. Beispielsweise traf eine Superzelle am 18.6.
Südthüringen mit golfballgroßen Hagelkörnern. Aber auch
Extremniederschlag war mit von der Partie, so wie an der Station
Nordhausen, im südlichen Harzvorland, wo in der Nacht zu 2.8. in
weniger als 12 Stunden über 100 l/m² fielen. Bis zum Sommerfinale
kamen in der Fläche 210 l/m² (210 l/m²) zusammen. Die Sonne schien 735
Stunden (592 Stunden).

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die Sonnenscheindauer wird seit 08/2024 teilweise
aus Satellitendaten abgeleitet. Die für die letzten zwei Tage des
Sommers verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis
Redaktionsschluss standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des
DWD zur Verfügung. 

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei
Temperatur, Niederschlag und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am
zweiten Tag des Folgemonats als "Thema des Tages" unter
www.dwd.de/tagesthema. Einen umfassenden klimatologischen Rückblick
und eine Vorschau finden Sie ab dem 10. des Folgemonats unter
www.dwd.de/klimastatus.

 * 
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WETTER/065: Deutschlandwetter - August 2024 rangiert unter den fünf wärmsten seit 1881 (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 30.08.2024

Deutschlandwetter im August 2024

August 2024 rangiert unter den fünf wärmsten seit 1881



Offenbach, 30. August 2024 - Der letzte meteorologische Sommermonat
präsentierte sich mit feuchtwarmer Luft und gelegentlichen
Hitzespitzen, die teilweise durch Regenfluten gedämpft wurden. Dennoch
gab es auch Regionen, die von Niederschlägen weitgehend verschont
blieben. Insgesamt war der August außerordentlich warm,
vergleichsweise trocken und von einer üppigen Sonnenscheindauer
geprägt. Das meldet der Deutsche Wetterdienst (DWD) nach ersten
Auswertungen der Ergebnisse seiner rund 2000 Messstationen.

Feuchte Luft und Hitzepeaks führten zu einer außergewöhnlich
warmen Augustwitterung

Das Temperaturmittel lag im August 2024 mit 20,0 Grad Celsius (°C) 3,5
Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961 bis
1990 (16,5 °C). Im Vergleich zur aktuellen und wärmeren
Vergleichsperiode 1991 bis 2020 (18,0 °C) betrug die Abweichung 2,0
Grad. Diese ermittelte Wärme ist hauptsächlich auf feuchte und als
schwül empfundene Luftmassen in den ersten beiden Augustdekaden
zurückzuführen. Sie dämpften die nächtliche Ausstrahlung und hielten
die Mitteltemperatur auf hohem Niveau. Zusätzlich trugen markante
Hitzepeaks am 13., 24. und 29. dazu bei. Am 13. wurde mit 36,5 °C in
Bad Neuenahr-Ahrweiler, Rheinland-Pfalz, die bundesweit höchste
Temperatur im August 2024 festgehalten. Die meisten heißen Tage wurden
in warmen Becken und Tälern, wie dem Oberrheingraben, Mainfranken und
in den Niederungen Ostthüringens registriert. Die tiefste
Augusttemperatur meldete die Station Oberharz am Brocken-Stiege mit
4,1 °C am 26. August.

Nordosten mit Niederschlagsarmut - sonst lokal sintflutartige
Regenmengen

Im August fielen mit rund 61 Litern pro Quadratmeter (l/m²) knapp 80
Prozent des Niederschlags der Referenzperiode 1961 bis 1990 (77 l/m²).
Im Vergleich zu 1991 bis 2020 erreichte die Menge ebenfalls fast 80
Prozent des Solls (78 l/m²). Am nassesten zeigte sich der August mit
über 200 l/m² im Berchtesgadener Land, im Chiemgau und lokal auch in
Nordhessen. Dort verzeichnete Trendelburg am 1. mit 169,8 l/m² die
bundesweit höchste Tagessumme. Auch andere Regionen, wie
Nordthüringen, Südostsachsen und der Nordwesten von Baden-Württemberg
meldeten Wolkenbrüche, die das monatliche Niederschlagsmittel weit
überschritten und teils massive Flutschäden verursachten. Sehr trocken
blieb es dagegen mit Monatsmengen von teils < 10 l/m² in der
Magdeburger Börde und in Teilen Westbrandenburgs.

Die Sonne zeigte sich im August besonders spendabel

Mit 262 Stunden überragte die Sonnenscheindauer im August ihr Soll von
200 Stunden (Periode 1961 bis 1990) um rund 30 Prozent. Im Vergleich
zu 1991 bis 2020 (212 Stunden) betrug die positive Abweichung fast 25
Prozent. Der Nordosten und Südwesten waren mit gebietsweise über 300
Stunden die sonnigsten Regionen. An den Alpen und im äußersten
Nordwesten zeigte sich die Sonne um 220 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im August 2024

(In Klammern finden Sie die vieljährigen Mittelwerte der
internationalen Referenzperiode 1961-1990. Der Vergleich aktueller mit
diesen vieljährigen Werten ermöglicht eine Einschätzung des
längerfristigen Klimawandels.)

Baden-Württemberg: 
Im Südwesten hat der August 2024 mit einem Mittel von 20,5 °C (16,4
°C) das thermische Erbe aller vorangegangenen Augustmonate
herausgefordert und sich nach letzten Berechnungen den zweiten Platz
der wärmsten Augustmonate gesichert. Am Oberrhein wurden bis zu 15
heiße Tage mit mindestens 30 °C gezählt. Die höchste
Bundeslandtemperatur verkündete Waghäusel-Kirrlach am 13. mit 36,3 °C.
Am selbigen Abend beendeten heftige Unwetter diesen Hitzetag. Die
Gemeinden Bretten, Bruchsal und Gondelsheim wurden dabei von extremen
Starkregenfällen getroffen. Die Mengen von rund 90 l/m² innerhalb von
gut 4 Stunden und die ausgelöste Flut hinterließen Schäden in
Millionenhöhe (Medienbericht). Während es regional sintflutartig
regnete, blieb es in der Fläche mit rund 56 l/m² (94 l/m²) deutlich zu
trocken. Besonders im nördlichen Schwarzwald und der Hohenloher Ebene
wurden weniger als 30 l/m² gemessen. Äußerst spendabel zeigte sich
hingegen die Augustsonne mit rund 275 Stunden (206 Stunden).

Bayern: 
Im Freistaat wird sich der August mit einem voraussichtlichen
Mittelwert von 20,2 °C (16,0 °C) in die Riege der drei wärmsten
einreihen. Auf den Spitzenplätzen befinden sich weiterhin 2003 mit
21,2 °C und 2015 mit 20,2 °C. Im Fränkischen Seenland und in
Mainfranken wurde bei 14 heißen Tagen am meisten geschwitzt, Kitzingen
meldete dabei am 13. die bayernweit höchste Temperatur von 36,1 °C.
Selbst auf den Alpengipfeln führte die Augustwärme zu einer extremen
Anomalie. Auf der Zugspitze war es 5 Grad zu warm. Die
Niederschlagsanalyse zeigt ein deutliches Südost-Nordwest-Gefälle.
Während in Unter- und Oberfranken gebietsweise ein Augustniederschlag
von weniger als 25 l/m² gemessen wurde, fielen im Berchtesgadener Land
und im Chiemgau teilweise über 200 l/m². In der Fläche wurde am Ende
das Klimaziel von 101 l/m² mit 85 l/m² verfehlt. Dennoch sicherte sich
Bayern den Titel "nassestes Bundesland". Die Sonne schien üppig und
präsentierte sich 260 Stunden (202 Stunden).

Berlin: 
In der Hauptstadt zeigte sich der letzte meteorologische Sommermonat
August meist trocken und mit einem Mittel von 21,1 °C (17,8°C) sehr
warm. Damit meldete Berlin den im Ländervergleich höchsten Wert.
Hitzespitzen erreichten bis zu 35 °C, wie an der Station Berlin
Tempelhof mit 34,7 °C am 29. Unterbrochen wurde die überwiegend
stabile Witterung vor allem am 3. und 17. von Starkregengewittern.
Insgesamt blieb es aber mit 32 l/m² (59 l/m²) in der Spree-Metropole
erheblich zu trocken. Dafür setzte der August mit einer
Sonnenscheindauer von rund 290 Stunden (214 Stunden Stunden) einen
Glanzpunkt, was die Hauptstadt neben dem Saarland zur sonnigsten
Region werden ließ.

Brandenburg: 
Brandenburg erlebte einen sehr warmen Augustmonat. Die
Durchschnittstemperatur lag mit 20,6 °C deutlich über dem vieljährigen
Mittel (17,4 °C). Im Süden gab es 12 heiße Tage und am 29. brachte der
finale Hitzeschub lokale Höchstwerte von über 35 °C, wie in Cottbus
mit 35,5 °C. Erstaunlich zurückhaltend war der letzte meteorologische
Sommermonat mit gerade nur 30 l/m² (59 l/m²) beim Niederschlag. In den
westlichen Regionen blieb es mit Mengen von örtlich unter 10 l/m²
sogar extrem trocken. Die Waldbrandgefahr war demnach zeit- und
gebietsweise sehr hoch. Deutlich über dem Klimawert befand sich die
Sonnenscheindauer mit 280 Stunden (213 Stunden).

Bremen: 
Bremen durchlief mit 19,4 °C (16,7 °C) einen warmen Augustmonat mit
einer Temperaturspitze von 33 °C am 13., die anschließend durch
Unwetter um 10 °C deutlich reduziert wurde. In der letzten
Augustdekade wurde es zeitweise sogar stürmisch, bevor sich die Hitze
zum Monatsende noch einmal kurz aufbäumte. Die Niederschlagsmenge
erreichte 47 l/m² (71 l/m²) und die Sonnenscheindauer gut 240 Stunden
(193 Stunden).

Hamburg: 
Die Hansestadt zählte im 19,3 °C (16,8 °C) warmen August zwei
Hitzespitzen. Am 13. und 29. erreichten die Maxima 32 °C. Am 7. setzte
heftiger Starkregen Teile der Stadt unter Wasser. Betroffen war vor
allem Hamburg-Billstedt. Das enorme Ausmaß des Unwetters wird durch
die Anzahl von mehr als 900 Feuerwehreinsätzen deutlich. Der
Augustniederschlag erreichte 70 l/m² (71 l/m²). Die Sonne ließ sich
230 Stunden (201 Stunden) blicken.

Hessen: 
Der mit 20,0 °C (16,4 °C) ungewöhnlich warme August startete am Abend
des 1. in Nordhessen mit Wolkenbrüchen, die in etwa 8 Stunden der
Station Trendelburg eine historische Menge von 169,8 l/m² bescherten.
Es war mehr als das Doppelte des hiesigen Monatsniederschlags und die
bundesweit höchste Tagessumme im August 2024. Ob es sich um einen
neuen Hessenrekord handelt, muss noch überprüft werden. Die ausgelöste
Flut verwandelte jedoch den Trendelburger Ortsteil Gottsbüren in ein
Trümmerfeld. Die Infrastruktur wurde völlig zerstört (Medienbericht).
Und während im Norden Hessens Extremniederschlag fiel, wurden im Monat
August in Teilen Mittelhessens Mengen von örtlich unter 25 l/m²
beobachtet. Auch in der Landesfläche war die Niederschlagsbeute mit 51
l/m² (70 l/m²) defizitär. Ertragreich war allerdings die
Sonnenscheindauer mit 275 Stunden (190 Stunden).

Mecklenburg-Vorpommern: 
Der Nordosten fiel im 19,2 °C (16,6 °C) warmen August 2024 mit gerade
einmal 29 l/m² (59 l/m²) als niederschlagsärmstes Bundesland auf. Nur
der südwestliche Teil sowie die Küstenregion, vor allem die Insel
Rügen, meldete mit über 40 l/m² höhere Mengen. Dafür ergoss die Sonne
ihr Licht mit rund 260 Stunden (217 Stunden) über das Land.

Niedersachsen: 
Einen wechselhaften und warmen Charakter hatte die Augustwitterung in
Niedersachsen. Im Mittel stieg die Temperatur auf 19,3 °C (16,5 °C).
Obwohl es im Nordwesten, dem Emsland und dem Weserbergland
gebietsweise Monatsmengen von über 100 l/m² gab, blieb es in der
Fläche mit 63 l/m² (70 l/m²) etwas zu trocken. Am 8. produzierten
Regenschauer vor Borkum mehrere Wasserhosen. Eine erreichte den Strand
und wirbelte Strandkörbe durch die Luft (weitere Details finden Sie
hier). Der 24. ließ bereits den Hauch des Herbstes verspüren, als
heftige Böen bis 127 km/h sowie eine für die Jahreszeit sehr frühe
Sturmflut die Küste trafen. Die Augustsonne zeigte sich mit 240
Stunden (192 Stunden) überdurchschnittlich oft.

Nordrhein-Westfalen: 
In NRW war der August 2024 mit 19,7 °C deutlich wärmer als im Schnitt
(16,6 °C). Die höchsten Temperaturen wurden am 13. registriert, im
Münsterland erreichten diese über 36 °C. Ein weiterer Heißluftvorstoß
wurde am 24. von schweren Gewittern aus der Region vertrieben. Dies
erfolgte vor allem mittels Sturmböen. In Attendorn, im südlichen
Sauerland, gab es sogar Hinweise auf einen möglichen Tornado. Mehrere
Gebäude wurden beschädigt. Der wechselhafte August beschwerte NRW
einen Flächenniederschlag von rund 79 l/m² (73 l/m²), es gehört damit
zu den nassesten Bundesländern. Auch die Sonnenscheindauer lag mit 240
Stunden über dem Schnitt (183 Stunden).

Rheinland-Pfalz: 
Rheinland-Pfalz konnte im August 2024 mit einem Maximum von 36,5 °C
die bundesweite Höchstmarke aufstellen. Gemessen wurde diese am 13. in
Bad Neuenahr-Ahrweiler. Gestoppt wurden Hitzeschübe von zum Teil
unwetterartigen Gewittern. Lauperath-Scheidchen in der Eifel wurde
mehrfach erwischt und meldete bis zum Monatsende einen
Stationsniederschlag von über 140 l/m². Dagegen standen Regionen am
Mittelrhein mit Monatsmengen um 20 l/m². Im Flächenmittel fielen im
20,2 °C (16,6 °C) warmen August unterdurchschnittliche 41 l/m² (70
l/m²). 276 Stunden (193 Stunden) zeigte sich die Sonne.

Saarland: 
Im kleinsten Flächenland legte der August 2024 einen sehr nassen
Auftakt an den Tag. Nach heftigen Starkregengewitter am 2. folgten
über 700 Unwettereinsätze. Anschließend nahmen Sonne und Wärme das
Zepter in die Hand. Mit Höchstwerten bis zu 34,5 °C in Saarbrücken
wurde der 13. der heißeste Tag des Monats. Der letzte meteorologische
Sommermonat verabschiedete sich mit sehr warmen 20,3 °C (16,9 °C) und
brachte rund 74 l/m² (73 l/m²) Niederschlag. Die Sonnenscheindauer
summierte sich auf üppige 290 Stunden (202 Stunden). Mit Berlin war
das Saarland die sonnigste Region.

Sachsen: 
Der August 2024 reiht sich nach vorläufigen Zahlen mit 20,2 °C (16,8
°C) zu den wärmsten ein. Die Spitzenplätze werden weiterhin von den
Jahren 2015 mit 21,0 °C, 2018 mit 20,7 °C sowie 2003 mit 20,3 °C
belegt. In der letzten Monatsdekade sorgten kühle Nächte mit teilweise
einstelligen Tiefstwerten für Erfrischung, bevor der August mit einem
örtlich fast 35 °C heißen Finale endete. Mit einem Flächenniederschlag
von 80 l/m² (77 l/m²) zählte Sachsen zu den nassen Regionen
Deutschlands. Am 18. brachte extrem heftiger Starkregen von Dresden
bis zum Osterzgebirge eine Tagessumme von über 100 l/m². Die höchsten
Niederschlagsraten wurden aber nachmittags mit Spitzenwerten von 40
bis 50 l/m² in einer Stunde beobachtet. Die Sonne präsentierte sich
sehr oft, wie das Augustergebnis von 275 Stunden (199 Stunden) zeigt.

Sachsen-Anhalt: 
In Sachsen-Anhalt hob der August 2024 das Temperaturniveau auf 20,5 °C
(17,2 °C) und erklomm damit die Ränge der zehn wärmsten. Bis zu 25
Sommertage (mindestens 25 °C) wurden gezählt. Am 13. und 29. stiegen
die Höchstwerte auf örtlich über 35 °C. Fast 30 Grad kühler wurde es
am Morgen des 26. mit 4,1 °C in Oberharz am Brocken-Stiege. Es war der
bundesweit niedrigste Wert im August 2024. Niedrige Werte zeigte auch
die Niederschlagsausbeute. Mit 38 l/m² (59 l/m²) fiel nur etwas mehr
als die Hälfte des Solls. In der Magdeburger Börde war es mit teils
unter 10 l/m² extrem trocken. Über das Klimaziel hinaus schoss die
Sonnenscheindauer mit 270 Stunden (198 Stunden).

Schleswig-Holstein: 
Im äußersten Norden zeigte die Augustwitterung größere
Temperatursprünge und Wetterwechsel. So kletterten beispielsweise die
Höchstwerte am 13. und 29. gebietsweise auf über 30 °C, während
selbige am 21. um die 20 °C verharrten. Gleichzeitig gab es zwischen
sehr sonnigen Tagen auch immer wieder Niederschläge. Ergänzt wurde
diese Wankelmütigkeit am 23. und 24. von schweren Sturmböen an den
Küsten. Am Ende stand ein Temperaturmittel von 18,3 °C (16,2 °C), eine
Niederschlagsmenge von 54 l/m² (73 l/m²) und eine Sonnenscheindauer
von 230 Stunden (210 Stunden) in der Bilanz. Schleswig-Holstein war
das vergleichsweise kühlste und sonnenscheinärmste Bundesland.

Thüringen: 
In Thüringen steuerte der August 2024 mit einer außergewöhnlich hohen
Durchschnittstemperatur von 20,1 °C (16,0 °C) auf einen historischen
Wert zu und könnte nach letzten Berechnungen als zweitwärmster August
in die Annalen eingehen. Im Altenburger Land wurden bis zu 27
Sommertage gezählt und an 13 Tagen auch die 30°C-Marke überschritten.
Den Höchstwert aber meldete Jena am 13. mit 35,4 °C. Mit 58 l/m² (69
l/m²) bleib der Flächenniederschlag unter dem Schnitt, wenngleich es
einzelne bemerkenswerte Starkregenereignisse gab. So auch an der
Station Nordhausen, im südlichen Harzvorland, wo in der Nacht zum 2.
in weniger als 12 Stunden über 100 l/m² fielen. Das entsprach in etwa
dem 1,5-fachen des Niederschlagsvolumens eines Monats für diese
Region. Die Sonnenscheindauer übertraf mit 275 Stunden den klimatisch
üblichen Wert (192 Stunden) deutlich.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Monatswerte sind
vorläufige Werte. Die Sonnenscheindauer wird seit 08/2024 teilweise
aus Satellitendaten abgeleitet. Die für die letzten zwei Tage des
Monats verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur Verfügung.

Hinweis: Die bundesweiten Spitzenreiter bei Temperatur, Niederschlag
und Sonnenscheindauer finden Sie jeweils am zweiten Tag des
Folgemonats als "Thema des Tages" unter www.dwd.de/tagesthema. Einen
umfassenden klimatologischen Rückblick und eine Vorschau finden Sie ab
dem 10. des Folgemonats unter www.dwd.de/klimastatus.

 * 
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Pressemitteilung, 30.08.2024
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FORSCHUNG/908: Stadtklimaprojektionen für die Anpassung an den Klimawandel (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 11.09.2024

Stadtklimaprojektionen für die Anpassung an den Klimawandel

Daten des Deutschen Wetterdienstes zum zukünftigen Stadtklima in
Köln



Offenbach, 11. September 2024 - Die Bebauung und die
Flächenversiegelung führen in Städten zu höheren Lufttemperaturen als
im Umland. Dieser städtische Wärmeinseleffekt [1] erhöht die durch den
Klimawandel zunehmende Häufigkeit und Intensität von Hitzeereignissen
in Städten zusätzlich. Dies hat vielfältige Folgen für das Leben in
der Stadt, die Gesundheit und die Umwelt. Um für die Stadt Köln eine
Datengrundlage zum quartiersbezogenen Bedarf an Hitzeanpassung zu
schaffen, berechnete der Deutsche Wetterdienst (DWD) die im
Stadtgebiet bis Mitte und Ende dieses Jahrhunderts zu erwartende
Häufigkeit von Heißen Tagen [2] (Maximumtemperatur erreicht mindestens
30° Celsius) und von Tropennächten [3] (Minimumtemperatur fällt nicht
unter 20° Celsius)

Zunahme von Heißen Tagen und Tropennächten

Hierzu wurden mit Hilfe von computerbasierten Stadtklimasimulationen
die Ergebnisse regionaler Klimaprojektionen mit einer Rasterweite von
5 Kilometer räumlich auf die Rasterweite von 100 Meter verfeinert. Für
das Klimaszenario RCP8.5 des Weltklimarats (IPCC), welches eine Welt
beschreibt, in der die Energieversorgung im Wesentlichen auf der
Nutzung fossiler Energie beruht, ergeben sich bis Mitte des
Jahrhunderts (2031-2060) im gesamten Stadtgebiet etwa doppelt so viele
Heiße Tage wie im Vergleichszeitraum 1971-2000. In dicht bebauten
Stadtteilen werden etwa doppelt bis dreifach so viele Tropennächte
berechnet. Für die ferne Zukunft (2071-2100) setzt sich dieser Trend
der Klimaerwärmung fort. Dies zeigt den enormen Handlungsbedarf durch
die Umsetzung von Maßnahmen für den Klimaschutz und die
Klimaanpassung, die fortschreitende globale Klimaerwärmung und deren
Folgen abzuschwächen.

DWD liefert wichtige Datengrundlage

Die Überwachung von Klimaänderungen und die Klimaberatung von Kommunen
zählen zu den gesetzlichen Aufgaben des Deutschen Wetterdienstes. "Für
eine erfolgreiche Klimaanpassung in Städten wie Köln müssen wir
wissen, in welchen Quartieren zukünftig Hitzeereignisse besonders
ausgeprägt sein werden, damit Anpassungsmaßnahmen zielgerichtet
geplant werden können. Die Berechnungen des DWD liefern der Stadt Köln
nun aktuelle Daten mit der hierfür benötigten räumlichen Auflösung",
so Dr. Christina Koppe, Leiterin der Abteilung Klima- und
Umweltberatung des Deutschen Wetterdienstes.

William Wolfgramm, Dezernent für Klima, Umwelt, Grün und
Liegenschaften der Stadt Köln, bestätigt die Wichtigkeit der vom DWD
berechneten Daten für Köln: "Mit der vorliegenden Klimaprojektion des
DWD haben wir eine hervorragende Datengrundlage und eine Prognose, mit
welchen Auswirkungen des Klimawandels wir künftig für Köln rechnen
müssen. Wichtig wird sein, dass wir diese Informationen bei unseren
Planungen berücksichtigen."


Der vollständige Abschlussbericht steht hier zum Download zur
Verfügung.

https://www.dwd.de/DE/presse/wetter_klima/20240911_pm_stadtklimaporjektion_abschlussbericht.html?nn=16210

Anmerkungen:

[1] https://www.dwd.de/DE/service/lexikon/Functions/glossar.html?nn=103346&lv2=102248&lv3=744502


[2] https://www.dwd.de/DE/service/lexikon/Functions/glossar.html?nn=103346&lv2=101094&lv3=101162


[3] https://www.dwd.de/DE/service/lexikon/Functions/glossar.html?nn=103346&lv2=102672&lv3=102802
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MELDUNG/217: Klimagipfel bleibt weit hinter Notwendigem zurück (GW)

Germanwatch e.V. - Pressemitteilung, 24. November 2024

Klimagipfel bleibt weit hinter Notwendigem zurück - erreicht aber
in schwieriger weltpolitischer Lage das Mögliche

Germanwatch zum Ende der COP29: Großangriff der fossilen Lobby mühsam
abgewehrt - Konsens aufgegeben, um drohende Rückschritte zu verhindern
/ Finanzpaket nicht ausreichend, aber Prozess für Aufwuchs / Dieser
kann Schub für Steigerung des Klimaschutzes in ärmeren Staaten geben



Baku (24. Nov. 2024). Die Umwelt- und Entwicklungsorganisation
Germanwatch betrachtet das Ergebnis des Klimagipfels mit gemischten
Gefühlen. "Diese Weltklimakonferenz liefert nicht das, was eigentlich
notwendig gewesen wäre - aber sie bewegt sich im oberen Bereich
dessen, was bei der derzeitigen politischen Großwetterlage möglich
ist", sagt Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von
Germanwatch.

Einerseits sind die Ergebnisse nicht ausreichend, um auf die
eskalierende Klimakrise zu reagieren. "Der nun beschlossene Aufwuchs
der Klimafinanzierung auf mindestens 300 Milliarden Dollar jährlich
bis 2035 reicht nicht für notwendigen Klimaschutz, -anpassung und die
Bewältigung der durch die Klimakrise verursachten Schäden aus.
Immerhin wurden aber eine Roadmap und eine Überprüfung 2030
beschlossen, um die Lücke zu den eigentlich notwendigen 1,3 Billionen
Dollar pro Jahr etwa durch innovative Finanzmechanismen zu schließen",
bilanziert David Ryfisch, Leiter des Bereichs Zukunftsfähige
Finanzflüsse bei Germanwatch.

In Bezug auf Klimaschutz konnten die Fortschritte des letzten Jahres
nur mühsam verteidigt werden. Deshalb lehnte eine Reihe enttäuschter
Staaten einen Konsens ab - und im Juni wird bei den Klimaverhandlungen
in Bonn weiter über den Text zu Energiezielen verhandelt.

Das zusätzliche Geld für nationale Klimapläne (NDCs) kann neue Dynamik
für Klimaschutz befördern. Bals: "In herausfordernder geopolitischer
Lage ist die Dynamik für mehr Klimafinanzierung gestärkt und die
Verteidigungslinie gegenüber den von Saudi-Arabien geführten Angriffen
der fossilen Lobby mühsam gehalten worden. Nach den zwei heißesten
Jahren der Menschheitsgeschichte mit vielen Rekord-Wetterextremen hat
der immer lautere Schrei von Natur und Mensch keinen großen Durchbruch
ausgelöst. Aber so unterschiedliche Länder wie Kolumbien und Kenia,
Großbritannien, Brasilien und auch Deutschland haben dafür gesorgt,
dass es insgesamt in einer durch die Wahl von Donald Trump
verunsicherten Welt ein klares Signal gibt: Klimaschutz und
Kooperation bestehen fort."

Mindestsumme mit 300 Milliarden Dollar knapp erreicht

Nach zähen Verhandlungen konnte man sich auf ein neues
Klimafinanzierungsziel von mindestens 300 Milliarden US-Dollar
jährlich im Kern einigen, dieses soll spätestens im Jahr 2035 erstmals
voll erreicht werden. Die Hauptverantwortung werden traditionelle
Geber - also Industrienationen - tragen, aber auch neue Geber sollen
ihren Beitrag leisten. Ryfisch: "Mit 300 Milliarden US-Dollar wurde
die heute realistische Mindestsumme für einen Abschluss gerade so
erreicht. Diese Summe steht jedoch nicht im Verhältnis zum
tatsächlichen Bedarf in verletzlichen Ländern. Leider haben viele
Finanzministerien noch nicht verstanden, dass Klimafinanzierung keine
milde Gabe ist. Jeder für Klimaschutz und -anpassung ausgegebene Euro
ist gut investiert, denn er spart ein Vielfaches an Schäden.
Entscheidend ist jetzt, dass die Finanzierung - etwa durch Abgaben auf
den internationalen Schiffs- und Flugverkehr - zügig wächst, um arme
Länder des Globalen Südens beim Bewältigen der Klimakrise zu
unterstützen."

Nach Brasilien muss es mit ambitionierten NDCs gehen

In den kommenden Monaten sollen die Staaten ihre neuen nachgebesserten
nationalen Klimaziele vorstellen, mit denen die globalen Klimaziele
von Paris erreicht werden sollen. In Baku hat die dringend notwendige
Steigerung der Ambition bei den Emissionsminderungen einen weiteren
Schub durch die Zusage von mehr Geldern für den Klimaschutz bekommen.
Die Globale Bestandsaufnahme als zentrale Grundlage für das
Herunterfahren fossiler Energien wurde bestätigt. "Wir sind gerade in
der Mitte des ersten vollen Zyklus für Ambitionssteigerung des Pariser
Abkommens und werden erst bei der COP30 nächstes Jahr die
vollständigen Ergebnisse sehen", erklärt Petter Lydén, Bereichsleiter
für Internationale Klimapolitik bei Germanwatch. "Der nächste
Gastgeber der Weltklimakonferenz, Brasilien, hat sich sehr für einen
Verbesserungsprozess zu höheren Ambitionen in den nationalen
Klimazielen eingesetzt. Dies gibt aus unserer Sicht für das kommende
Jahr durchaus Grund zur Hoffnung."

Kaum Fortschritte bei Klimaanpassung und Schäden & Verlusten

Die COP29 hat es nicht geschafft, den am meisten bedrohten Menschen in
Entwicklungsländern angemessene und verlässliche Unterstützung für den
Umgang mit Klimawandelfolgen zu garantieren. "Beim Umgang mit
Klimawandelschäden lässt die COP29 besonders verwundbare Menschen mit
leeren Händen zurück. Das neue Klimafinanzierungsziel enthält keine
direkten Verpflichtungen zur Bereitstellung von Finanzierung für
Verluste und Schäden. Für die Anpassung an die Klimakrise wurden nur
prozessuale, aber keine inhaltlichen Fortschritte bei der Erstellung
von Indikatoren zur Messung des Globalen Anpassungsziels erzielt. Auch
hier bleibt die finanzielle Unterstützung sehr vage. Bis zur kommenden
Weltklimakonferenz in Brasilien muss das Überarbeitet werden, nur so
lassen sich Fortschritte verfolgen, Lücken schließen und Gelder aus
der Klimafinanzierung dahin lenken, wo es wirklich wirkt", fordert
Laura Schäfer, Co-Leiterin des Bereichs Internationale Klimapolitik
bei Germanwatch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 24.11.2024

Herausgeber: Germanwatch e.V.

Büro Bonn:

Dr. Werner-Schuster-Haus, Kaiserstr. 201, 53113 Bonn
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Büro Berlin:
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MELDUNG/216: Klimareport für Mitteldeutschland erschienen (DWD)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 09.10.2024

Klimareport für Mitteldeutschland erschienen

Mit dem "Klimareport Mitteldeutschland" werden erstmalig die
Auswirkungen des Klimawandels für die Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen gemeinsam dargestellt.



Offenbach, 09. Oktober 2024 - Wie hat sich das Klima in
Mitteldeutschland aufgrund des Klimawandels geändert? Mit dem
"Klimareport Mitteldeutschland" werden erstmalig die Auswirkungen des
Klimawandels für die Bundesländer Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen gemeinsam dargestellt. Die 56-seitige Broschüre wurde vom
Deutschen Wetterdienst in Zusammenarbeit mit den für Umweltschutz
zuständigen Landesämtern der drei Bundesländer erstellt. Sie bietet
einen einheitlichen Überblick zu Veränderungen bei Temperatur,
Niederschlag, Sonnenstunden, Bodenfeuchte und anderen klimatologischen
Kenngrößen. Die Darstellung umfasst Beobachtungsdaten für den Zeitraum
1881 bis heute und liefert wissenschaftlich fundierte Modellergebnisse
zu den Entwicklungen bis 2100.

Temperatur

Die Auswertungen der Durchschnittstemperatur zeigen, dass
Mitteldeutschland im Vergleich zum globalen Durchschnitt besonders
stark von der Erwärmung betroffen ist. Der Jahresmittelwert der
Lufttemperatur ist für Mitteldeutschland in den letzten 30 Jahren um
1,1 Grad auf 9,2 Grad Celsius angestiegen. Mit einem Anstieg um
weitere 0,7 bis 3,2 Grad auf 9,8 bis 12,4 Grad Celsius bis Ende des
Jahrhunderts (2071 bis 2100) muss für die mitteldeutsche Region
gerechnet werden, je nachdem wie konsequent Klimaschutzmaßnahmen
weltweit umgesetzt werden. Auch eine Häufung von Temperaturextremen
wie intensiven Hitzewellen lässt sich anhand der klimastatistischen
Daten nachweisen. So ist die Anzahl Heißer Tage, also Tage mit einer
maximalen Lufttemperatur von 30 Grad Celsius oder höher, deutlich
gestiegen. Waren in den 1950er Jahren etwa drei solcher Tage im Jahr
erwartbar, sind es aktuell im Durchschnitt zwölf Tage pro Jahr.

Niederschlag

Beim Niederschlag zeigt sich die Klimaveränderung vor allem in einer
Verschiebung der Regenmengen vom Sommer in den Winter. Die
Winterniederschläge haben seit 1881/82 bis heute um 27 Liter pro
Quadratmeter (19%) zugenommen. Gleichzeitig blieb die
Gesamtniederschlagsmenge pro Jahr etwa konstant, was auf Basis der
Berechnungen auch für die Zukunft wahrscheinlich ist.

Weitere Erkenntnisse

Die aktuellen und zu erwartenden Klimaveränderungen wirken sich zudem
auf Beginn und Dauer der Vegetationszeit, Bodenfeuchte und Häufigkeit
geschlossener Schneedecken aus.

Der Klimareport richtet sich an Verwaltungen, Schulen sowie die
interessierte Öffentlichkeit und präsentiert übersichtlich das
aktuelle Wissen über die Folgen des Klimawandels für die
mitteldeutsche Region. Er bildet somit eine Grundlage für die
Entwicklung geeigneter Anpassungsmaßnahmen.

Der Klimareport Mitteldeutschland steht ab sofort online auf den
Internetseiten des Deutschen Wetterdienstes unter
www.dwd.de/klimareports zum Download zur Verfügung.

 * 
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MESSUNG/079: Copernicus - Neueste Erdinformationsdaten wichtiger denn je, um Klimawandel zu bekämpfen (EZMW)

European Centre for Medium-Range Weather Forecasts 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW)

Statement - Bonn, 11. November 2024

Copernicus: 

Neueste Erdinformationsdaten wichtiger denn je, um Klimawandel zu
bekämpfen



Der Copernicus Climate Change Service (C3S)[1] und der Copernicus
Atmosphere Monitoring Service (CAMS)[2], die vom Europäischen Zentrum
für mittelfristige Wettervorhersage im Auftrag der Europäischen
Kommission mit finanzieller Unterstützung der EU durchgeführt werden,
spielen eine entscheidende Rolle bei der Überwachung und
Berichterstattung von wichtigen globalen Klima- und
Atmosphärenindikatoren. Mithilfe ihrer tiefgreifenden Analysen und
Daten bieten sie wertvolle Einblicke in die Entwicklung unseres
Planeten und stärken das wissenschaftliche Verständnis, welches für
fundierte Entscheidungen erforderlich ist.

Im Hinblick auf COP29 und den Earth Information Day 2024,
appellieren C3S and CAMS, dass mehr Entscheidungsträger,
Wissenschaftler und Bürger von den Copernicus-Daten in diesem
beispiellosen Kontext profitieren sollten und unterstreichen die
Dringlichkeit unmittelbarer und effektiver Klimaschutzmaßnahmen. Die
konsistente Berichterstattung der Dienste unterstreicht nicht nur den
Beweis für Klimawandel, sondern auch das Zeitfenster für wirksame
Maßnahmen zur Sicherung der Zukunft.

Es ist so gut wie sicher, dass 2024 das wärmste Jahr seit Beginn der
Aufzeichnung wird [3] und den erst im letzten Jahr aufgestellten
Rekord übertreffen wird. Diese jährlichen Rekorde sind jedoch nur die
neuesten Kapitel eines längeren Trends, der im ERA5 Datensatz
festgehalten ist: Die globalen Durchschnittstemperaturen steigen
stetig. Die Physik ist sich über den Einfluss menschlicher Aktivitäten
auf den Erderwärmungstrend im Klaren. Die starke Zunahme der
Treibhausgasemissionen hat beispiellose Veränderungen im System der
Erde seit Beginn der industriellen Revolution ausgelöst und somit die
Menschheit und unsere Umwelt auf unbekanntes Terrain geführt.

In diesem Zusammenhang haben die von C3S und CAMS produzierten Daten
das Potenzial, einen wesentlichen Beitrag zu Eindämmungs- und
Anpassungsmaßnahmen zu leisten, wie sie derzeit auf der COP29 in Baku
zur Diskussion stehen. So können die Copernicus-Daten beispielsweise
dabei helfen, die Solar- und Windstärke zu bewerten, um die Erzeugung
erneuerbarer Energien zu optimieren. Darüber hinaus können sie auch
dazu verwendet werden, künftige Bedingungen für wichtige
Klimaindikatoren unter verschiedenen Klimawandelszenarien zu
projizieren, wodurch eine bessere Planung und Investitionen in
Eindämmungsstrategien ermöglicht werden.

Diese Daten (Climate Data Store [4] und Atmosphere Data Store [5])
stehen kostenlos zur Verfügung und sind daher eine wertvolle Ressource
für alle, die weltweit Maßnahmen zur Adaptierung und Eindämmung des
Klimawandels durchführen.

Carlo Buontempo, C3S Direktor, kommentiert: "Es ist nun so gut wie
sicher, dass 2024 das erste Kalenderjahr sein wird, in welchem der
1,5°C Grenzwert überschritten wird. Die kontinuierliche Zunahme der
Treibhausgaskonzentration in der Atmosphäre hat sicherlich eine
entscheidende Rolle bei dieser Erwärmung gespielt. Wir hoffen, dass
die Staats- und Regierungschefs bei der COP29 ihre Entscheidungen auf
der Basis dieser aussagekräftigen Beobachtungsdaten treffen können.
Eine der größten Herausforderungen unserer Zeit ist es, in kürzester
Zeit zu lernen, wie wir die Erkenntnisse aus den riesigen Mengen an
wissenschaftlichen Daten, Informationen und Wissen, die wir bereits
über den Klimawandel haben, am besten nutzen zu können. Parallel dazu,
muss der wissenschaftliche Fortschritt fortgesetzt werden und damit
auch die Unterstützung der Forschungsaufwand, zu denen auch die
globale Klimareanalyse gehört, deren neue Generation Anfang nächsten
Jahres beginnen wird."

Zudem liefern die Daten über Emissionen und Konzentrationen von
Treibhausgasen wichtige Erkenntnisse über die Quellen und Trends von
Schadstoffen, die zur globalen Erwärmung beitragen. Die von CAMS
bereitgestellten Informationen unterstützen gezielt Strategien zur
Emissionsreduzierung und helfen, die Wirksamkeit der umgesetzten
Klimapolitik zu verfolgen.

Laurence Rouil, CAMS-Direktorin, erklärt hierzu: "Wir müssen weiter
daran arbeiten, unser Verständnis hinsichtlich der tatsächlichen
Treibhausgasemissionen und deren Auswirkungen auf globale Systeme zu
optimieren. Wir haben dank Erd-In-situ-Beobachtungen wunderbare
Möglichkeiten, kritische Einblicke in Emissionsquellen und
Konzentrationstrends zu gewinnen, die wir in Modellierungssysteme
integrieren, um relevante und komplexe Informationen auszuarbeiten.
Das ist das Kernziel des CO2-Monitoring und des Verification Support
(CO2MVS), den wir derzeit entwickeln, um die Umsetzung der
europäischen und internationalen Vereinbarungen bezügliche der
Treibhausgase zu unterstützen. Der einzige Weg, die Eskalation des
Klimawandels zu stoppen, wird von starken globalen Verpflichtungen zur
Entwicklung wirksamer Strategien zur Verringerung der Emissionen und
der Konzentration schädlicher Gase in der Atmosphäre, insbesondere von
Methan und CO2, getragen werden."

Laurence Rouil wird von Sonntag, den 10. November bis Samstag, den 16.
November für Medienanfragen in Baku zur Verfügung stehen; Für 
Remote-Interviews ist Carlo Buontempo verfügbar. Einen vollständigen Zeitplan
der Sitzungen finden Sie hier [6].



Im Folgenden finden Sie die wichtigen Überwachungsinstrumente der C3S
und CAMS für Klima- und Atmosphärenindikatoren:

• C3S Monatliches Klimabulletin hier.

https://climate.copernicus.eu/climate-bulletins?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-c3s-wmo-statement-0124

• C3S Global Climate Highlights 2023 hier.

https://climate.copernicus.eu/global-climate-highlights-2023

• C3S European State of the Climate 2023 hier.

https://climate.copernicus.eu/esotc/2023

• C3S Jahreszeitliche Prognose hier.

https://climate.copernicus.eu/seasonal-forecasts

• CAMS on Air (saisonal) hier.

https://atmosphere.copernicus.eu/cams-air

• CAMS-Monitoring von 
Treibhausgasen hier und tägliche CO2-Emissionseinschätzungen hier.

https://atmosphere.copernicus.eu/ghg-services/carbon-monitor-europe

-ENDE-



Links:

[1] https://climate.copernicus.eu/

[2] https://atmosphere.copernicus.eu/

[3] https://climate.copernicus.eu/copernicus-2024-virtually-certain-be-warmest-year-and-first-year-above-15degc

[4] https://cds.climate.copernicus.eu/

[5] https://atmosphere.copernicus.eu/data

[6] https://atmosphere.copernicus.eu/cams-and-c3s-participate-cop29



Antworten auf häufig gestellte Fragen zur Temperaturüberwachung finden
Sie hier.

https://climate.copernicus.eu/

Weitere Informationen über den verwendeten Bezugszeitraum finden Sie
hier.

http://climate.copernicus.eu/new-decade-brings-reference-period-change-climate-data


Über Copernicus und das EZMW:

Copernicus ist die zentrale Erdbeobachtungskomponente des
EU-Weltraumprogramms der Europäischen Union und wird mit Mitteln der
EU finanziert. Es ist in sechs thematische Dienste aufgeteilt:
Atmosphäre, Meeresumwelt, Landüberwachung, Klimawandel, Sicherheit und
Katastrophen- und Krisenmanagement. Copernicus liefert frei
zugängliche Betriebsdaten und Informationsdienste, die den Nutzern
zuverlässige und aktuelle Informationen über unseren Planeten und
seine Umwelt zur Verfügung stellen. Das Programm wird von der
Europäischen Kommission koordiniert und verwaltet, in Partnerschaft
mit den EU-Mitgliedstaaten, der Europäischen Weltraumorganisation
(ESA), der Europäischen Organisation für die Nutzung meteorologischer
Satelliten (EUMETSAT), dem Europäischen Zentrum für mittelfristige
Wettervorhersage (EZMW), Mercator Océan International und weiteren
EU-Agenturen.

Das EZMW betreibt zwei Dienste des Copernicus Erdbeobachtungsprogramm
der EU: den Copernicus-Atmosphärenüberwachungsdienst (CAMS) und den
Copernicus-Klimawandeldienst (C3S). Zudem unterstützt es den
Copernicus-Dienst für Katastrophen- und Krisenmanagement (CEMS), der
vom EU Joint Research Council (JRC) implementiert wird. Das
Europäische Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW) ist
eine unabhängige zwischenstaatliche Organisation, die von 35 Staaten
unterstützt wird Es ist sowohl ein Forschungsinstitut als auch ein
Rund-um-die-Uhr-Dienst, der numerische Wettervorhersagen erstellt und
diese an seine Mitgliedsstaaten weitergibt. Die Daten stehen den
nationalen Wetterdiensten in den Mitgliedstaaten in vollem Umfang zur
Verfügung. Der Supercomputer und das dazugehörige Datenarchiv des EZMW
ist einer der größten seiner Art in Europa, und die Mitgliedstaaten
können 25 Prozent seiner Kapazität für ihre eigenen Zwecke nutzen.

Das EZMW hat seinen Standort für einige Aktivitäten auf die
Mitgliedstaaten ausgedehnt. Neben dem Hauptsitz im Vereinigten
Königreich und dem Rechenzentrum in Italien, befinden sich Büros, die
sich auf Aktivitäten konzentrieren, die sich
auf Partnerprogramme mit der Europäischen Union fokussieren, wie
Copernicus, in Bonn, Deutschland.

Die Website des Copernicus Climate Change Service finden Sie unter:


https://climate.copernicus.eu/

Mehr Informationen über Copernicus:

www.copernicus.eu

Die Website des ECMWF finden Sie unter:

https://www.ecmwf.int/

X:

@CopernicusECMWF

@CopernicusEU

@ECMWF

LinkedIn

www.linkedin.com/company/copernicus-ecmwf/

 #EUSpace

URL der englischsprachigen Version dieser Pressemitteilung inklusive Grafiken:

https://climate.copernicus.eu/copernicus-state-art-earth-information-data-more-important-ever-fight-climate-change

URL der deutschen Übersetzung dieser Pressemitteilung inklusive Grafiken:

https://climate.copernicus.eu/copernicus-state-art-earth-information-data-more-important-ever-fight-climate-change

siehe auch:

Copernicus: Second-warmest November globally confirms expectation for 2024 as warmest year

Date: 9th December 2024

https://climate.copernicus.eu/copernicus-second-warmest-november-globally-confirms-expectation-2024-warmest-year

(von dieser Pressemitteilung gibt es keine deutsche Übersetzung)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.11.2024

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage /

European Centre for Medium-Range Weather Forecasts

Copernicus

Email: copernicus-press@ecmwf.int

X: @CopernicusECMWF

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Dezember 2024 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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MESSUNG/078: Copernicus - 2024 so gut wie sicher wärmstes Jahr seit Beginn der Aufzeichnungen (EZMW)

European Centre for Medium-Range Weather Forecasts 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW)

Pressemitteilung - Bonn, 7. November 2024

Copernicus: 

2024 so gut wie sicher wärmstes Jahr seit Beginn der Aufzeichnungen
und erstmals mit mehr als 1.5°C über vorindustriellem Niveau



Der Copernicus Climate Change Service (C3S) [1], der vom Europäischen
Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage im Auftrag der
Europäischen Kommission mit finanzieller Unterstützung der EU
durchgeführt wird, veröffentlicht regelmäßig monatliche
Klimabulletins, die über die beobachteten Veränderungen der globalen
Luft- und Meeresoberflächentemperaturen, der Meereisbedeckung und der
hydrologischen Variablen berichten. Alle berichteten Ergebnisse
basieren auf computergenerierten Analysen und auf 
ERA5-Reanalysedatensatz, der Milliarden von Messwerten von Satelliten,
Schiffen, Flugzeugen und Wetterstationen auf der ganzen Welt nutzt.


Oktober 2024 - Höhepunkte der Oberflächenlufttemperatur und der
Meeresoberflächentemperatur:

Globale Temperaturen


	Der Oktober 2024 war nach dem Oktober 2023 der zweitwärmste Oktober weltweit, mit einer durchschnittlichen ERA5 Oberflächentemperatur von 15,25°C, die 0.80°C über dem Oktober Durchschnitt für 1991-2020 lag.

	Der Oktober 2024 lag 1,65°C über dem vorindustriellen Niveau und war der 15. Monat in einem 16-monatigen Zeitraum, in dem die globale durchschnittliche Oberflächenlufttemperatur 1,5 °C über dem vorindustriellen Niveau lag. *****

	Die globale Durchschnittstemperatur der letzten 12 Monate (November 2023 - Oktober 2024) lag 0,74°C über dem Durchschnitt von 1991-2020 und schätzungsweise 1,62°C über dem vorindustriellen Durchschnitt von 1850-1900.

	Die globale durchschnittliche Temperaturanomalie für die ersten zehn Monate des Jahres 2024 (Januar - Oktober) liegt 0.71°C über dem Durchschnitt von 1991-2020 was der höchste Wert in diesem Zeitraum ist und 0.16°C wärmer als der gleiche Zeitraum im Jahr 2023. Es ist nun beinahe sicher, dass 2024 das wärmste Jahr in den Aufzeichnungen sein wird. Die durchschnittliche Temperaturanomalie für den Rest des Jahres 2024 müsste auf nahezu null sinken, damit 2024 nicht als das wärmste Jahr gilt.

	Angesichts der Tatsache, dass 2023 laut ERA5 1,48°C über dem vorindustriellen Niveau lag, ist es ebenfalls so gut wie sicher, dass die Jahrestemperatur für 2024 laut ERA5 mehr als 1,5°C über dem vorindustriellen Niveau liegen wird und wahrscheinlich sogar mehr als 1,55°C darüber.



Europa und andere Regionen


	Die Durchschnittstemperatur über dem europäischen Festland lag im Oktober 2024 bei 10,83°C und damit 1,23°C über dem Durchschnitt des Zeitraums 1991-2020 - womit dieser Oktober offiziell den fünftwärmsten Oktober in Europa markiert. Der Oktober 2022 ist mit 1,92°C über dem Durchschnitt der wärmste Oktober seit Beginn der Aufzeichnungen.

	Die Temperaturen in Europa lagen fast auf dem gesamten Kontinent über dem Durchschnitt.

	Außerhalb Europas lagen die Temperaturen vor allem im Norden Kanadas über dem Durchschnitt sowie im mittleren und westlichen Teil der Vereinigten Staaten, im nördlichen Tibet, Japan und Australien weit über dem Durchschnitt.

	Am deutlichsten unter dem Durchschnitt lagen die Temperaturen in Zentralgrönland und Island.



Meeresoberflächentemperatur


	Die durchschnittliche Meeresoberflächentemperatur (SST) lag im Oktober 2024 über 60°S-60°N bei 20,68°C, dem zweithöchsten Wert, der für diesen Monat aufgezeichnet wurde und nur 0,10°C niedriger als im Oktober 2023.

	Der äquatoriale ost- und zentrale Pazifik wies unterdurchschnittliche Temperaturen auf, was auf eine Entwicklung hin zu La Niña hindeutet; die SST-Werte über dem Ozean blieben jedoch in vielen Regionen ungewöhnlich hoch.



Samantha Burgess, stellvertretende Direktorin des Copernicus Climate
Change Service (C3S) erklärte hierzu: "Nach 10 Monaten des Jahres 2024
ist es nun so gut wie sicher, dass 2024 - gemäß dem ERA5-Datensatz -
das wärmste Jahr seit Beginn der Aufzeichnungen und das erste Jahr mit
mehr als 1,5°C über dem vorindustriellen Niveau sein wird. Dies stellt
einen neuen Meilenstein in den globalen Temperaturaufzeichnungen dar
und sollte als Katalysator dienen, um den Ehrgeiz für die
bevorstehende Klimakonferenz COP29 zu erhöhen."

Oktober 2024 - Meereis Höhepunkte


	Das arktische Meereis erreichte im Oktober seine viertniedrigste monatliche Ausdehnung und lag 19 Prozent unter dem Durchschnitt.

	Die Anomalien der Meereiskonzentration lagen in allen Randmeeren des Arktischen Ozeans deutlich unter dem Durchschnitt, insbesondere in der Barentssee, dem Kanadischen Archipel und nördlich von Spitzbergen.

	Die antarktische Meereisausdehnung war im Oktober mit 8 Prozent unter dem Durchschnitt die zweitniedrigste nach dem Oktober 2023 (-11 Prozent), womit sich eine Reihe bedeutender negativer Anomalien fortsetzte, die während der Jahre 2023 und 2024 beobachtet wurden.

	Die Anomalien der Meereiskonzentration im Südlichen Ozean wurden weiterhin von stark unterdurchschnittlichen Konzentrationen im Sektor Indischer Ozean dominiert, wie schon seit Juli.



Oktober 2024 - Hydrologische Höhepunkte


	Im Oktober 2024 gab es überdurchschnittliche Niederschläge auf der Iberischen Halbinsel, in Frankreich, Norditalien, Norwegen, Nordschweden und östlich des Schwarzen Meeres. Starke Niederschläge führten zu schweren Überschwemmungen in der Region Valencia in Spanien mit über 200 Todesopfern.

	In den meisten osteuropäischen Ländern, insbesondere in Westrussland, Griechenland und der Westtürkei, waren die Niederschlagsmengen und die Bodenfeuchtigkeit unterdurchschnittlich.

	Überdurchschnittlich feucht war es in Süd- und Ostchina, Taiwan, Florida (Vereinigte Staaten), Teilen Westaustraliens und im südlichsten Brasilien. Hurrikan Milton traf auf Florida weniger als zwei Wochen nach Hurrikan Helene.

	In den meisten Teilen der Vereinigten Staaten, im zentralen Tiefland Australiens, in weiten Teilen des südlichen Afrikas und Madagaskar sowie in Teilen Argentiniens und Chiles herrschten überdurchschnittliche trockene Bedingungen. Von der anhaltenden Dürre in den Vereinigten Staaten ist eine Rekordzahl von Menschen betroffen.



**** Andere Datensätze als ERA5 können die hier hervorgehobenen 15
Monate über 1,5°C möglicherweise nicht bestätigen, da die Margen über
1,5°C der globalen ERA5-Temperaturen für mehrere Monate relativ gering
sind und Unterschiede zwischen den verschiedenen Datensätzen bestehen.

- Ende -



Weitere Informationen zu den Klimavariablen im Oktober und
Klima-Updates aus den Vormonaten sowie hochauflösende Grafiken können
hier (dieser Link ist erst nach Aufhebung des Embargos zugänglich).


https://climate.copernicus.eu/surface-air-temperature-october-2024

Weitere nützliche Links:

Antworten auf häufig gestellte Fragen zur Temperaturüberwachung finden
Sie hier.

https://climate.copernicus.eu/

Verfolgen Sie die Daten für den gesamten Globus nahezu in Echtzeit im
Climate Pulse.

https://climate.copernicus.eu/climate-pulse-c3ss-new-tool-monitor-state-our-climate-glance

Mehr zu Trends und Vorhersagen im Klima-Atlas hier.

https://climate.copernicus.eu/copernicus-interactive-climate-atlas-game-changer-policymakers

Informationen über den C3S-Datensatz und wie er zusammengestellt wird:

Die Karten und Daten zu Temperatur und Hydrologie stammen aus den ERA5-
 und ERA5-Land-Datensätzen (Bodenfeuchte) des Copernicus Climate
Change Service des EZMW. 

Die hier vorgestellten Erkenntnisse über die globalen
Meeresoberflächentemperaturen (SSTs) basieren auf den
SST-Daten von ERA5, gemittelt über den Bereich 60°S-60°N. 
Beachten Sie, dass die ERA5-SST-Daten Schätzungen der Ozeantemperatur
in etwa 10 m Tiefe (bekannt als Fundamenttemperatur) sind. Die
Ergebnisse von [GU1] können sich von anderen SST-Produkten
unterscheiden, die Temperaturschätzungen in anderen Tiefen liefern, z.
B. in 20 cm Tiefe für OISST von NOAA.

Die Meereiskarten und -daten stammen aus einer Kombination von
Informationen aus ERA5 sowie aus dem EUMETSAT OSI SAF Sea Ice Index
v2.2.

Die hier angegebenen regionalen Flächenmittelwerte beziehen sich auf
die folgenden Längen-/Breitengrade:

Globus, 180W-180E, 90S-90N, über Land- und Meeresflächen.

Europa, 25W-40E, 34N-72N, nur über Landoberflächen.

Weitere Informationen zu den Daten finden Sie hier. 

http://climate.copernicus.eu/climate-bulletin-about-data-and-analysis

Informationen über nationale Rekorde und Auswirkungen:

Die Informationen über nationale Rekorde und Auswirkungen basieren auf
nationalen und regionalen Berichten. Für Details mit Blick auf die
Temperatur und Hydrologie rufen Sie das C3S Climate Bulletin [2] für
diesen Monat auf.

Die C3S ist der Empfehlung der Weltorganisation für Meteorologie (WMO)
gefolgt, für die Berechnung der klimatologischen Durchschnittswerte
den jüngsten 30-Jahres-Zeitraum zu verwenden, und hat für ihre
C3S-Klimabulletins ab Januar 2021 den Bezugszeitraum 1991-2020
gewählt. Zahlen und Grafiken sowohl für den neuen als auch für den
vorherigen Zeitraum (1981-2010) werden aus Gründen der Transparenz
bereitgestellt.

Weitere Informationen über den verwendeten Bezugszeitraum finden Sie
hier.

http://climate.copernicus.eu/new-decade-brings-reference-period-change-climate-data

Über Copernicus und das EZMW:

Copernicus ist die zentrale Erdbeobachtungskomponente des
EU-Weltraumprogramms der Europäischen Union und wird mit Mitteln der
EU finanziert. Es ist in sechs thematische Dienste aufgeteilt:
Atmosphäre, Meeresumwelt, Landüberwachung, Klimawandel, Sicherheit und
Katastrophen- und Krisenmanagement. Copernicus liefert frei
zugängliche Betriebsdaten und Informationsdienste, die den Nutzern
zuverlässige und aktuelle Informationen über unseren Planeten und
seine Umwelt zur Verfügung stellen.

Das Programm wird von der Europäischen Kommission koordiniert und
verwaltet, in Partnerschaft mit den EU-Mitgliedstaaten, der
Europäischen Weltraumorganisation (ESA), der Europäischen Organisation
für die Nutzung meteorologischer Satelliten (EUMETSAT), dem
Europäischen Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW),
Mercator Océan International und weiteren EU-Agenturen.

Das EZMW betreibt zwei Dienste des Copernicus Erdbeobachtungsprogramm
der EU: den Copernicus-Atmosphärenüberwachungsdienst (CAMS) und den
Copernicus-Klimawandeldienst (C3S). Zudem unterstützt es den
Copernicus-Dienst für Katastrophen- und Krisenmanagement (CEMS), der
vom EU Joint Research Council (JRC) implementiert wird. Das
Europäische Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW) ist
eine unabhängige zwischenstaatliche Organisation, die von 35 Staaten
unterstützt wird Es ist sowohl ein Forschungsinstitut als auch ein
Rund-um-die-Uhr-Dienst, der numerische Wettervorhersagen erstellt und
diese an seine Mitgliedsstaaten weitergibt. Die Daten stehen den
nationalen Wetterdiensten in den Mitgliedstaaten in vollem Umfang zur
Verfügung. Der Supercomputer und das dazugehörige Datenarchiv des EZMW
ist einer der größten seiner Art in Europa, und die Mitgliedstaaten
können 25 Prozent seiner Kapazität für ihre eigenen Zwecke nutzen.

Das EZMW hat seinen Standort für einige Aktivitäten auf die
Mitgliedstaaten ausgedehnt. Neben dem Hauptsitz im Vereinigten
Königreich und dem Rechenzentrum in Italien, befinden sich Büros, die
sich auf Aktivitäten konzentrieren, die sich auf Partnerprogramme mit
der Europäischen Union fokussieren, wie Copernicus, in Bonn,
Deutschland.

Die Website des Copernicus Atmosphärenüberwachungsdienstes finden Sie
unter 

http://atmosphere.copernicus.eu/

Die Website des Copernicus Climate Change Service finden Sie hier:

 https://climate.copernicus.eu/

Mehr Informationen über Copernicus finden Sie hier:

www.copernicus.eu

Die Website des ECMWF finden Sie hier:

https://www.ecmwf.int/

[1] https://climate.copernicus.eu/

[2] https://climate.copernicus.eu/climate-bulletins

X:

@CopernicusECMWF

@CopernicusEU

@ECMWF

LinkedIn

www.linkedin.com/company/copernicus-ecmwf/

 #EUSpace



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Jährliche globale Anomalien der Lufttemperatur an der Erdoberfläche (°C) im Vergleich zu 1850-1900 von 1940 bis 2024. Die Schätzung für 2024 ist vorläufig und basiert auf den Daten von Januar bis Oktober. 
 Datenquelle: ERA5. Bildnachweis: Copernicus Climate Change Service/ECMWF.

	Monatliche Anomalien der globalen Oberflächenlufttemperatur (°C) im Vergleich zu 1850-1900 von Januar 1940 bis Oktober 2024, dargestellt als Zeitreihen für jedes Jahr. Das Jahr 2024 ist mit einer dicken roten Linie dargestellt, das Jahr 2023 mit einer dicken orangen Linie und alle anderen Jahre mit dünnen grauen Linien. 
 Datenquelle: ERA5. Bildnachweis: Copernicus Climate Change Service/ECMWF.

	Anomalien und Extremwerte der Meeresoberflächentemperatur für Oktober 2024. Die Farbkategorien beziehen sich auf die Durchschnittswerte der Temperaturverteilungen für den Bezugszeitraum 1991-2020. Die Kategorien der Extreme ("Kälteste" und "Wärmste") basieren auf den Ranglisten für den Zeitraum 1979-2024. Die Werte werden nur für die eisfreien Ozeane berechnet. Gebiete, die im Oktober 2024 mit Meereis und Schelfeis bedeckt sind, sind in hellgrau dargestellt. 
 Datenquelle: ERA5. Bildnachweis: Copernicus Climate Change Service/ECMWF.



Hier finden Sie alle zusätzlichen Informationen:

https://sites.ecmwf.int/data/c3sci/bulletin/202410/press_release/

URL der englischsprachigen Version dieser Pressemitteilung inklusive Grafiken:

https://climate.copernicus.eu/copernicus-2024-virtually-certain-be-warmest-year-and-first-year-above-15degc

URL der deutschen Übersetzung dieser Pressemitteilung inklusive Grafiken: 

https://climate.copernicus.eu/sites/default/files/2024-11/C3S_MonthlyMaps_October%202024-%20DE.docx

siehe auch:

Copernicus: Second warmest September for the globe and Europe - Parts
of Europe hit by extreme precipitation

Date: 7th October 2024

https://climate.copernicus.eu/copernicus-second-warmest-september-globe-and-europe-parts-europe-hit-extreme-precipitation

(von dieser Pressemitteilung gibt es keine Übersetzung)

und

Copernicus: Second-warmest November globally confirms expectation for 2024 as warmest year

Date: 9th December 2024

https://climate.copernicus.eu/copernicus-second-warmest-november-globally-confirms-expectation-2024-warmest-year

(von dieser Pressemitteilung gibt es keine Übersetzung)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.11.2024

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage /

European Centre for Medium-Range Weather Forecasts

Copernicus

Email: copernicus-press@ecmwf.int

X: @CopernicusECMWF

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 21. Dezember 2024 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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MESSUNG/077: Copernicus - Rekord-Hitzestress in Südosteuropa im Sommer 2024 (EZMW)


European Centre for Medium-Range Weather Forecasts 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW)

Pressemitteilung - Bonn, 26. September 2024

Copernicus: Rekord-Hitzestress in Südosteuropa im Sommer 2024



Der Copernicus Climate Change Service (C3S)[1] präsentiert eine
vorläufige Analyse der im Sommer 2024 in Europa beobachteten
Bedingungen, die durch wichtige Klimavariablen und abgeleitete Indizes
beschrieben werden. C3S wird vom Europäischen Zentrum für
mittelfristige Wettervorhersage ("EZMW") im Auftrag der Europäischen
Kommission und mit finanzieller Unterstützung durch die EU
durchgeführt.

Während des europäischen Sommers 2024 (Juni-Juli-August) variierten
die Temperaturen sowohl räumlich als auch zeitlich über den Kontinent.
Im saisonalen Durchschnitt lagen sie im Nordwesten nahe am oder unter
dem Durchschnitt, während Gebiete in Südosteuropa und im nördlichen
Teil Finnlands den wärmsten Sommer seit Aufzeichnung erlebten. In
Südosteuropa gab es bis zu 60 Prozent mehr "warme Tage" als im
Durchschnitt.

Hitzestress ist ein Anzeichen dafür, wie sich unterschiedliche
thermische Umgebungen auf den menschlichen Körper auswirken und wird
durch den Universellen Thermischen Klimaindex überwacht. In
Südosteuropa erlebte die lokale Bevölkerung im Sommer 2024 an 66 Tagen
"starken Hitzestress". Das ist die mit Abstand höchste aufgezeichnete
Anzahl an Tagen mit "starkem Hitzestress" in Südosteuropa, wenn
berücksichtigt wird, dass die durchschnittliche Anzahl an Tagen mit
starkem Hitzestress im Sommer bei 29 liegt.

Samantha Burgess, stellvertretende Direktorin des Copernicus Climate
Change Service (C3S), erklärte dazu: "Europa hat im Jahr 2024 den
wärmsten Sommer seit Beginn der Aufzeichnungen erlebt. Die extremen
Temperaturen in Regionen wie Südosteuropa wirken sich auf das
Wohlbefinden der europäischen Bürgerinnen und Bürger aus, da sie in
dieser Region mehr Hitzestress erfahren als je zuvor."

Im Mittelmeer konnten rekordverdächtige Meeresoberflächentemperaturen
(SST) beobachtet werden. Laut ERA5-Daten erreichten die SST-Werte im
Durchschnitt des gesamten Mittelmeers am 13. August mit einem
Höchstwert von 28,45 °C die höchsten Tageswerte seit Beginn der
Aufzeichnungen.

Bei den Niederschlägen gab es in Europa einen starken Kontrast
zwischen den einzelnen Regionen. Während der größte Teil des
Kontinents, insbesondere der Südosten, unterdurchschnittlich viele
feuchte Tage verzeichnete, gab es in anderen Regionen, darunter im
Norden des Vereinigten Königreichs, in Fennoskandinavien und in den
baltischen Staaten, bis zu 20 niederschlagsreichere Tage als im
Durchschnitt. Darüber hinaus waren 35 Prozent der europäischen Flüsse
besonders niedrig, vor allem im Südosten, während in weiten Teilen
Mitteleuropas die durchschnittliche Wasserführung für diese Jahreszeit
außergewöhnlich hoch war.

- Ende -




Weitere nützliche Links:

Lesen Sie diesen Artikel für weitere Informationen über den
Europäischen Sommer in 2024.

https://climate.copernicus.eu/c3s-seasonal-lookback-summer-2024?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

Um die C3S-Analyse verschiedener Klimaindikatoren während des Sommers
zu erkunden, lesen Sie bitte die monatlichen Klimabulletins für Juni,
Juli und August.

https://climate.copernicus.eu/surface-air-temperature-june-2024?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

https://climate.copernicus.eu/surface-air-temperature-july-2024?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

https://climate.copernicus.eu/copernicus-summer-2024-hottest-record-globally-and-europe?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

Antworten auf häufig gestellte Fragen zur Temperaturüberwachung finden
Sie hier.

https://climate.copernicus.eu/temperature-qas?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

Folgen Sie den Echtzeitdaten für den gesamten Globus auf Climate Pulse
hier.

https://climate.copernicus.eu/climate-pulse-c3ss-new-tool-monitor-state-our-climate-glance?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

Mehr zu Trends und Projektionen im Klimaatlas hier.

https://climate.copernicus.eu/copernicus-interactive-climate-atlas-game-changer-policymakers?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924



Informationen über den C3S-Datensatz und wie er zusammengestellt
wird: 

Die Daten zur Oberflächenlufttemperatur basieren auf dem
ERA5-Reanalysedatensatz des Copernicus Climate Change Service des EZMW
und dem E-OBS In-situ-Datensatz.

Die Daten zu den Meeresoberflächentemperaturen (SST) stammen aus ERA5.

 Beachten Sie, dass es sich bei den ERA5-SST-Daten um
Schätzungen der Ozeantemperatur in etwa 10 m Tiefe (bekannt als
Grundtemperatur) handelt. Die Ergebnisse können sich von anderen SST-Produkten 
unterscheiden, die Temperaturschätzungen in anderen Tiefen
liefern, z. B. in 20 cm Tiefe für OISST von NOAA.

Die Hitzestressdaten basieren auf dem Universal Thermal Climate Index
(UTCI) aus dem ERA5-HEAT-Reanalysedatensatz.

Die Niederschlagsdaten basieren auf dem E-OBS in situ-Datensatz. Die
Abflussdaten stammen aus dem hydrologischen Reanalysedatensatz EFAS
v5.

Die hier angegebenen regionalen Gebietsmittelwerte entsprechen den
folgenden Längen-/Breitengraden:

Europa, 25°W-40°E, 34°N-72°N, nur über Landflächen. 

Südosteuropa, 15-30°E, 39-46°N, nur über Landoberflächen.

Weitere Informationen zu den ERA5-Reanalysedaten finden Sie hier.


https://climate.copernicus.eu/climate-bulletin-about-data-and-analysis?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

Weitere Informationen zu den E-OBS-In-situ-Daten finden Sie hier.


https://surfobs.climate.copernicus.eu/dataaccess/access_eobs_months.php?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

Weitere Informationen zur hydrologischen Reanalyse der EFAS-Version 5
finden Sie hier. 

https://cds.climate.copernicus.eu/cdsapp#!/dataset/efas-historical?tab=overview?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924



Informationen zu nationalen Aufzeichnungen und Auswirkungen:

Die Informationen über die nationalen Rekorde und Auswirkungen beruhen
auf nationalen und regionalen Berichten. Weitere Einzelheiten finden
Sie im entsprechenden C3S-Klimabulletin [2] für den jeweiligen Monat
zu Temperatur und Hydrologie.

Das C3S ist der Empfehlung der Weltorganisation für Meteorologie (WMO)
gefolgt, den jüngsten 30-Jahres-Zeitraum für die Berechnung
klimatologischer Durchschnittswerte zu verwenden, und hat den
Referenzzeitraum für seine C3S-Klimabulletins ab Januar 2021 auf den
Zeitraum 1991-2020 geändert.

Weitere Informationen zum verwendeten Referenzzeitraum finden Sie
hier. 

https://climate.copernicus.eu/new-decade-brings-reference-period-change-climate-data?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924




Über Copernicus und EZMW

Copernicus ist eine Komponente des Raumfahrtprogramms der Europäischen
Union, das von der EU finanziert wird, und ist das Flaggschiff des
Erdbeobachtungsprogramms, das sechs thematische Dienste umfasst:
Atmosphäre, Meer, Land, Klimawandel, Sicherheit und Notfall. Es
liefert frei zugängliche operative Daten und Dienste, die den Nutzern
zuverlässige und aktuelle Informationen über unseren Planeten und
seine Umwelt liefern. Das Programm wird von der Europäischen
Kommission koordiniert und verwaltet und in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten, der Europäischen Weltraumorganisation (ESA), der
Europäischen Organisation für die Nutzung meteorologischer Satelliten
(EUMETSAT), dem Europäischen Zentrum für mittelfristige
Wettervorhersage (EZMW), EU-Agenturen und Mercator Océan umgesetzt.

Das EZMW betreibt zwei Dienste aus dem
Copernicus-Erdbeobachtungsprogramm der EU: den Copernicus Atmosphere
Monitoring Service (CAMS) und den Copernicus Climate Change Service
(C3S). Sie tragen auch zum Copernicus Emergency Management Service
(CEMS) bei, der vom Gemeinsamen Forschungszentrum der EU (JRC)
umgesetzt wird. Das Europäische Zentrum für mittelfristige
Wettervorhersage (EZMW) ist eine unabhängige zwischenstaatliche
Organisation, die von 35 Staaten unterstützt wird. Es ist sowohl ein
Forschungsinstitut als auch ein rund um die Uhr einsatzbereiter
Dienst, der numerische Wettervorhersagen erstellt und an seine
Mitgliedstaaten weitergibt. Diese Daten stehen den nationalen
Wetterdiensten in den Mitgliedstaaten uneingeschränkt zur Verfügung.
Die Supercomputeranlage (und das zugehörige Datenarchiv) des ECMWF ist
eine der größten ihrer Art in Europa, und die Mitgliedstaaten können
25 Prozent ihrer Kapazität für ihre eigenen Zwecke nutzen.

Das EZMW hat seinen Standort für einige Aktivitäten auf seine
Mitgliedstaaten ausgeweitet. Neben einem Hauptsitz im Vereinigten
Königreich und einem Rechenzentrum in Italien befinden sich in Bonn,
Deutschland, Büros, die sich auf Aktivitäten konzentrieren, die in
Zusammenarbeit mit der EU durchgeführt werden, wie z. B. Copernicus.

Die Website des Copernicus-Atmosphärenüberwachungsdienstes finden Sie
unter 

http://atmosphere.copernicus.eu/

Die Website des Copernicus-Klimawandeldienstes finden Sie unter 

http://atmosphere.copernicus.eu/

Weitere Informationen zu Copernicus: www.copernicus.eu

Die Website des ECMWF finden Sie unter https://www.ecmwf.int/

Links:

[1] https://climate.copernicus.eu/?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

[2] https://climate.copernicus.eu/climate-bulletins?utm_source=press&utm_medium=referral&utm_id=pr-summer-wrap-0924

Alle zusätzlichen Informationsquellen finden Sie hier: 

https://sites.ecmwf.int/data/c3sci/articles/2024_summer/press_release/

X:

@CopernicusECMWF

@CopernicusEU

@ECMWF

LinkedIn

www.linkedin.com/company/copernicus-ecmwf/

 #EUSpace



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Anzahl der Tage mit schwerer Hitzebelastung im Sommer 2024, die als tägliche Höchstwerte des Universellen Thermischen Klimaindex (UTCI) oder der gefühlten Temperatur von mehr als 32 °C angegeben werden. Datenquelle: ERA5-HEAT.Quelle: C3S/ECMWF

	Abweichungen und Extremwerte der Meeresoberflächentemperatur von Juni bis August 2024. Die Farben zeigen die prozentualen Anteile der Verteilungen der Meeresoberflächentemperatur für den Zeitraum 1991-2020. Die Kategorien der Extremwerte ("Kälteste" und "Wärmste") basieren auf den Ergebnissen der Rangliste für den Zeitraum 1979-2024. Datenquelle: ERA5.Quelle: C3S/ECMWF

	Veränderung des durchschnittlichen Abflusses im Zeitraum Juni bis August 2024 im Vergleich zum Durchschnitt des Referenzzeitraums 1991-2020. Die Kategorien "außergewöhnlich hoch (niedrig)", "bemerkenswert hoch (niedrig)", "über (unter) dem Durchschnitt" und "nahe dem Durchschnitt" beziehen sich auf die Werte der Perzentilbereiche >90 (<10), 75-90 (10-25), 60-75 (25-40) und 40-60 für den Bezugszeitraum 1991-2020. Blaue Farbtöne stehen für einen höheren und rote Farbtöne für einen niedrigeren Wasserdurchfluss als der Durchschnitt. Grau bedeutet einen nahezu durchschnittlichen Abfluss. Es werden nur Flüsse mit einem Einzugsgebiet von mehr als 1.000 km2 gezeigt. Datenquelle: EFAS v5,Quelle: CEMS/C3S/ECMWF.




englischsprachige Pressemitteilung inklusive Grafiken:

https://climate.copernicus.eu/copernicus-record-breaking-heat-stress-southeastern-europe-during-summer-2024

deutsche Übersetzung der Pressemitteilung inklusive Grafiken: 

https://climate.copernicus.eu/sites/default/files/2024-09/C3S_European%20Summer%20Wrap-Up%202024_DE.docx
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MESSUNG/076: Copernicus - Heißester Sommer seit Beginn der Aufzeichnungen weltweit und in Europa (EZMW)

European Centre for Medium-Range Weather Forecasts 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW)

Pressemitteilung - Bonn, 6. September 2024

Copernicus: Sommer 2024 - Heißester seit Beginn der Aufzeichnungen
weltweit und in Europa



Der Copernicus Climate Change Service (C3S)[1], der vom
Europäischen Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage im Auftrag
der Europäischen Kommission mit finanzieller Unterstützung der EU
durchgeführt wird, veröffentlicht regelmäßig monatliche
Klimabulletins, die über die beobachteten Veränderungen der globalen
Luft- und Meeresoberflächentemperaturen, der Meereisbedeckung und der
hydrologischen Variablen berichten. Zusätzlich enthält dieser Bericht
auch Informationen über den borealen Sommer (Juni-Juli-August). Die
meisten der berichteten Ergebnisse basieren auf dem
ERA5-Reanalysedatensatz, der Milliarden von Messungen von Satelliten,
Schiffen, Flugzeugen und Wetterstationen auf der ganzen Welt
nutzt.


August 2024 - Highlights der Oberflächenlufttemperatur und
der Meeresoberflächentemperatur:

Globale Temperaturen


	August 2024 war (zusammen mit August 2023) der weltweit wärmste August mit einer durchschnittlichen ERA5-Oberflächentemperatur von 16,82°C, 0,71°C über dem August-Durchschnitt von 1991-2020.

	August 2024 lag 1,51°C über dem vorindustriellen Niveau und ist somit der 13. Monat in einem Zeitraum von 14 Monaten, in dem die globale durchschnittliche Oberflächenlufttemperatur 1,5°C über dem vorindustriellen Niveau lag.*

	Die globale Durchschnittstemperatur für die vergangenen 12 Monate (September 2023 - August 2024) ist die höchste, die jemals für einen 12-Monats-Zeitraum aufgezeichnet wurde. Sie liegt 0,76°C über dem Durchschnitt von 1991-2020 und 1,64°C über dem vorindustriellen Durchschnitt von 1850-1900. Diese Werte sind identisch mit den Werten der beiden vorangegangenen 12-Monats-Zeiträume, die im Juni und Juli 2024 endeten.

	Die durchschnittliche globale Temperaturanomalie für das laufende Jahr (Januar-August 2024) liegt 0,70°C über dem Durchschnitt von 1991-2020, was der höchste Wert ist, der für diesen Zeitraum aufgezeichnet wurde, und ist 0,23°C wärmer als im gleichen Zeitraum 2023. Die durchschnittliche Anomalie für die verbleibenden Monate dieses Jahres müsste um mindestens 0,30°C sinken, damit 2024 nicht wärmer ist als 2023. Dies ist im gesamten ERA5-Datensatz noch nie vorgekommen, so dass es immer wahrscheinlicher wird, dass 2024 das wärmste Jahr in den Aufzeichnungen sein wird.



* Aufgrund der relativ geringen Abweichungen der globalen
ERA5-Temperaturen für Juli und August 2023 sowie Mai, Juni und August
2024 von 1,5 °C und der Unterschiede zwischen den verschiedenen
Datensätzen, werden die hier hervorgehobenen 13 Monate über 1,5 °C
möglicherweise nicht durch andere Datensätze bestätigt.


Europa und andere Regionen


	Die durchschnittliche Temperatur auf dem europäischen Festland lag im August 2024 1,57 °C über dem Durchschnittswert für den Zeitraum 1991-2020. Damit war dieser Monat der zweitwärmste August in Europa nach dem August 2022, der 1,73 °C über dem Durchschnitt lag.

	In Europa lagen die Temperaturen vor allem in Süd- und Osteuropa über dem Durchschnitt, während sie in den nordwestlichen Teilen Irlands und des Vereinigten Königreichs, in Island, an der Westküste Portugals und in Südnorwegen unter dem Durchschnitt lagen.

	Außerhalb Europas waren die Temperaturen in der östlichen Antarktis, in Texas, Mexiko, Kanada, Nordostafrika, Iran, China, Japan und Australien überdurchschnittlich hoch.

	Unterdurchschnittliche Temperaturen herrschten im äußersten Osten Russlands und Alaskas, im Osten der Vereinigten Staaten, in Teilen des südlichen Südamerikas, in Pakistan und in der Sahelzone.



Meeresoberflächentemperatur


	Die durchschnittliche Meeresoberflächentemperatur (engl. Sea Surface Temperature; kurz: SST) für August 2024 über 60°S-60°N war mit 20,91°C der zweithöchste Wert, der für diesen Monat aufgezeichnet wurde, und nur 0,07°C niedriger als im August 2023.

	Der äquatoriale Pazifik wies unterdurchschnittliche Temperaturen auf, was auf eine sich entwickelnde La Niña hindeutet, aber die SST über den Ozeanen blieb in vielen Regionen ungewöhnlich hoch.





Samantha Burgess, stellvertretende Direktorin des Copernicus Climate
Change Service (C3S), erklärt hierzu: "In den letzten drei Monaten des
Jahres 2024 hat die Erde den heißesten Juni und August, den heißesten
Tag und den heißesten borealen Sommer seit Beginn der Aufzeichnungen
erlebt. Diese Reihe von Temperaturrekorden erhöht die
Wahrscheinlichkeit, dass 2024 das wärmste Jahr aller Zeiten wird. Die
temperaturbedingten Extremereignisse dieses Sommers werden nur noch
intensiver werden, mit noch verheerenderen Folgen für die Menschen und
den Planeten, wenn wir nicht dringend Maßnahmen zur Reduzierung der
Treibhausgasemissionen ergreifen."

August 2024 - Hydrologische Highlights:


	Der August 2024 war in den meisten Teilen Kontinentaleuropas, einschließlich des südlichen Großbritanniens und Irlands, der Alpen, des Balkans, des Nordwestens Russlands und des östlichen Fennoskandiens, trockener als im Durchschnitt, wobei Gebiete im Süden und Osten von Dürre und Waldbränden betroffen waren.

	In Island, im Norden des Vereinigten Königreichs und Irlands, in weiten Teilen Fennoskandiens, an der Nordküste Kontinentaleuropas sowie in Westrussland und der Türkei fielen überdurchschnittliche Niederschläge, die in einigen Fällen zu Überschwemmungen und Schäden führten.

	Außerhalb Europas war der August 2024 über dem östlichen Nordamerika (teilweise in Verbindung mit dem Hurrikan Debby), Zentralrussland, Ostchina und Ostaustralien überdurchschnittlich feucht. Der indische Subkontinent wurde von Monsunregen und dem Zyklon Asna heimgesucht. Schwere Regenfälle führten zu Überschwemmungen im Sudan, in Äthiopien und Eritrea. Japan wurde vom Taifun Shanshan heimgesucht.

	Überdurchschnittlich trocken war es in Mexiko und im südlichen Nordamerika, in Regionen Russlands, in ganz China und in weiten Teilen Südamerikas und des südlichen Afrikas, mit Waldbränden in Kanada, Sibirien und Brasilien.



August 2024 - Meereseis Highlights:


	Die arktische Meereisausdehnung lag 17 Prozent unter dem Durchschnitt und war damit die viertniedrigste für den August in der Satellitenaufzeichnung, deutlich unterhalb des Durchschnittswerts für den gleichen Monat der letzten drei Jahre.

	Die Anomalien der Meereiskonzentration waren praktisch im gesamten Arktischen Ozean unterdurchschnittlich.

	Die antarktische Meereisausdehnung lag 7 Prozent unter dem Durchschnitt und war damit die zweitniedrigste Ausdehnung für den August in der Satellitenaufzeichnung, hinter dem Augustwert von -12 Prozent, der im Jahr 2023 beobachtet wurde.

	Die Anomalien der Meereiskonzentration im Südlichen Ozean wurden von stark unterdurchschnittlichen Konzentrationen im Sektor des Indischen Ozeans und stark überdurchschnittlichen Konzentrationen im Weddellmeer dominiert.



Highlights des borealen Sommers 2024:


	Die globale Durchschnittstemperatur für den borealen Sommer (Juni-August) 2024 war mit 0,69°C über dem Durchschnitt von 1991-2020 für diese drei Monate die höchste seit Beginn der Aufzeichnungen und übertraf den vorherigen Rekord von Juni-August 2023 (0,66°C).

	Die durchschnittliche Temperatur auf dem europäischen Festland für den Sommer (Juni-August) 2024 war mit 1,54°C über dem Durchschnitt von 1991-2020 die höchste seit Beginn der Aufzeichnungen für diese Jahreszeit und übertraf den vorherigen Rekord von 2022 (1,34°C).

	Der Sommer 2024 war in West- und Nordeuropa überwiegend feuchter als im Durchschnitt.

	Im größten Teil des Mittelmeerraums und Osteuropas herrschte während der gesamten Sommersaison eine überdurchschnittliche Trockenheit, die in einigen Fällen mit Dürre einherging.



- Ende -




Weitere Informationen

Weitere Informationen über die Klimavariablen im Juli und
Klimaaktualisierungen der Vormonate sowie hochauflösende Grafiken
können hier heruntergeladen werden.

https://climate.copernicus.eu/climate-bulletins

Andere nützliche Links:

Antworten auf häufig gestellte Fragen zur Temperaturüberwachung finden
Sie hier.

https://climate.copernicus.eu/

Verfolgen Sie die Daten für den gesamten Globus nahezu in Echtzeit im
Climate Pulse.

https://climate.copernicus.eu/climate-pulse-c3ss-new-tool-monitor-state-our-climate-glance

Mehr zu Trends und Vorhersagen im Klima-Atlas hier.

https://climate.copernicus.eu/copernicus-interactive-climate-atlas-game-changer-policymakers

Informationen über den C3S-Datensatz und wie er zusammengestellt
wird: 

Die Karten und Daten zu Temperatur und Hydrologie stammen aus den
ERA5- und ERA5-Land-Datensätzen (Bodenfeuchte) des Copernicus Climate
Change Service des ECMWF.

Die hier vorgestellten Erkenntnisse über die globalen
Meeresoberflächentemperaturen (SSTs) basieren auf den SST-Daten von
ERA5, gemittelt über den Bereich 60°S-60°N. Beachten Sie, dass die
ERA5-SST-Daten Schätzungen der Ozeantemperatur in etwa 10 m Tiefe
(bekannt als Fundamenttemperatur) sind. Die Ergebnisse von [GU1]
können sich von anderen SST-Produkten unterscheiden, die
Temperaturschätzungen in anderen Tiefen liefern, z. B. in 20 cm Tiefe
für OISST von NOAA.

Die Meereiskarten und -daten stammen aus einer Kombination von
Informationen aus ERA5 sowie aus dem EUMETSAT OSI SAF Sea Ice Index
v2.2.

Die hier angegebenen regionalen Flächenmittelwerte beziehen sich auf
die folgenden Längen-/Breitengrade:

Globus, 180W-180E, 90S-90N, über Land- und Meeresflächen.

Europa, 25W-40E, 34N-72N, nur über Landoberflächen.

Weitere Informationen zu den Daten finden Sie hier. 

http://climate.copernicus.eu/climate-bulletin-about-data-and-analysis

Informationen über nationale Rekorde und Auswirkungen:

Die Informationen über nationale Rekorde und Auswirkungen basieren auf
nationalen und regionalen Berichten. Für Details mit Blick auf die
Temperatur und Hydrologie rufen Sie das C3S climate bulletin [2] für
diesen Monat auf.

Die C3S ist der Empfehlung der Weltorganisation für Meteorologie (WMO)
gefolgt, für die Berechnung der klimatologischen Durchschnittswerte
den jüngsten 30-Jahres-Zeitraum zu verwenden, und hat für ihre
C3S-Klimabulletins ab Januar 2021 den Bezugszeitraum 1991-2020
gewählt. Zahlen und Grafiken sowohl für den neuen als auch für den
vorherigen Zeitraum (1981-2010) werden aus Gründen der Transparenz
bereitgestellt.

Weitere Informationen über den verwendeten Bezugszeitraum finden Sie
hier.

http://climate.copernicus.eu/new-decade-brings-reference-period-change-climate-data


Über Copernicus und das EZMW:

Copernicus ist die zentrale Erdbeobachtungskomponente des
EU-Weltraumprogramms der Europäischen Union und wird mit Mitteln der
EU finanziert. Es ist in sechs thematische Dienste aufgeteilt:
Atmosphäre, Meeresumwelt, Landüberwachung, Klimawandel, Sicherheit und
Katastrophen- und Krisenmanagement. Copernicus liefert frei
zugängliche Betriebsdaten und Informationsdienste, die den Nutzern
zuverlässige und aktuelle Informationen über unseren Planeten und
seine Umwelt zur Verfügung stellen.

Das Programm wird von der Europäischen Kommission koordiniert und
verwaltet, in Partnerschaft mit den EU-Mitgliedstaaten, der
Europäischen Weltraumorganisation (ESA), der Europäischen Organisation
für die Nutzung meteorologischer Satelliten (EUMETSAT), dem
Europäischen Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW),
Mercator Océan International und weiteren EU-Agenturen.

Das EZMW betreibt zwei Dienste des Copernicus Erdbeobachtungsprogramm
der EU: den Copernicus-Atmosphärenüberwachungsdienst (CAMS) und den
Copernicus-Klimawandeldienst (C3S). Zudem unterstützt es den
Copernicus-Dienst für Katastrophen- und Krisenmanagement (CEMS), der
vom EU Joint Research Council (JRC) implementiert wird. Das
Europäische Zentrum für mittelfristige Wettervorhersage (EZMW) ist
eine unabhängige zwischenstaatliche Organisation, die von 35 Staaten
unterstützt wird. Es ist ein Forschungsinstitut und Dienstleister, der
digitale Wettervorhersagen erstellt und an seine Mitgliedstaaten
weiterleitet. Die Daten stehen den nationalen Wetterdiensten in den
Mitgliedstaaten in vollem Umfang zur Verfügung. Der Supercomputer und
das dazugehörige Datenarchiv des EZMW ist einer der größten seiner Art
in Europa, und die Mitgliedstaaten können 25% seiner Kapazität für
ihre eigenen Zwecke nutzen.

Das EZMW hat seine Standorte innerhalb der Mitgliedsstaaten für
zahlreiche Aktivitäten erweitert. Zusätzlich zum Hauptquartier in
Großbritannien und dem Rechenzentrum in Italien, wurden neue Büroräume
in Bonn im Sommer 2021 eröffnet, die sich auf Partnerprogramme mit der
Europäischen Union konzentrieren.

Die Website des Copernicus Atmosphärenüberwachungsdienstes finden Sie
unter 

http://atmosphere.copernicus.eu/

Die Website des Copernicus Climate Change Service finden Sie hier:

 https://climate.copernicus.eu/

Weitere Informationen zu Copernicus finden Sie hier:

www.copernicus.eu

Die Website des ECMWF finden Sie hier:

https://www.ecmwf.int/

[1] https://climate.copernicus.eu/

[2] https://climate.copernicus.eu/climate-bulletins

X:

@CopernicusECMWF

@CopernicusEU

@ECMWF

LinkedIn

www.linkedin.com/company/copernicus-ecmwf/

 #EUSpace



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Monatliche Anomalien der globalen Oberflächenlufttemperatur (°C) im Vergleich zu 1850-1900 von Januar 1940 bis August 2024, dargestellt als Zeitreihen für jedes Jahr. Das Jahr 2024 ist mit einer dicken roten Linie dargestellt, das Jahr 2023 mit einer dicken orangen Linie und alle anderen Jahre mit dünnen grauen Linien. 
 Datenquelle: ERA5.Quelle: Copernicus Climate Change Service /ECMWF.

	Monatliche Anomalien der globalen Oberflächentemperatur seit Jahresbeginn im Vergleich zu 1991-2020 für die zehn wärmsten Jahre seit Aufzeichnung. 2024 ist mit einer roten Linie dargestellt, 2023 mit einer gelben Linie und alle anderen Jahre mit grauen Linien. Jeder Datenpunkt zeigt die durchschnittliche Anomalie von Januar bis zum entsprechenden Monat. So entspricht z. B. der Wert für August 2024 der durchschnittlichen Anomalie von Januar bis August 2024. 
 Datenquelle: ERA5.Quelle: Copernicus Climate Change Service/ECMWF.

	Globale durchschnittliche Anomalien der Oberflächenlufttemperatur im Vergleich zu 1991-2020 für jeden borealen Sommer (Juni bis August) von 1979 bis 2024. 
 Datenquelle: ERA5.Quelle: Copernicus Climate Change Service/ECMWF.



englischsprachige Pressemitteilung inklusive Grafiken:

https://climate.copernicus.eu/copernicus-summer-2024-hottest-record-globally-and-europe

deutsche Übersetzung der Pressemitteilung inklusive Grafiken: 

https://climate.copernicus.eu/sites/default/files/2024-09/C3S_MonthlyMaps_August%202024-%20DE.docx
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KLIMA/776: Die Alternativlüge ... (SB)



"Versuchen Sie das Unmögliche, Scotty! Schicken Sie die Gesamtenergie
des Schiffs in die Impulstriebwerke; auch die Schutzschirme brauchen
Energie, also löschen und dann volle Kraft geben, ihr müsst von dort
weg!"

"Zu Befehl, Sir, ich werde alles abschalten außer dem
Lebenserhaltungssystem und nur das Impulstriebwerk speisen. Aber Sie
wissen, wie gefährlich das ist."

("Raumschiff Enterprise", Staffel 2, Episode 5)

Captain James T. Kirk und Bordingenieur Montgomery Scott verstehen es
in dieser Szene, die begrenzte Energie der Enterprise so geschickt
einzusetzen, dass sie eine existentielle Bedrohung für Schiff und
Besatzung abwenden - allerdings unter dem hohen Risiko des Scheiterns
aufgrund der vernachlässigten Energieversorgung an anderer Stelle.
Mitunter klappen solche Maßnahmen ... in der filmischen Welt.

Dagegen lässt sich der Energiemangel in der doch etwas komplexeren
Welt, in der der Unterhaltungswert solcher Phantasieprodukte geschätzt
wird, nicht so einfach beheben. Würde man beispielsweise die am
wenigsten umweltschädlich erzeugte Energie einzig und allein in eine
von mehreren Zukunftstechnologien stecken, fehlte sie an anderen
Stellen der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung. Die Konsequenzen
träten, wenngleich nicht innerhalb einer 50-minütigen TV-Episode, so
doch innerhalb weniger Jahre Realzeit als existenzielle Bedrohung für
viele Millionen Menschen ein. Was die Staatengemeinschaft gegenwärtig
verspricht, nämlich den Energieverbrauch beträchtlich zu steigern und
gleichzeitig die globale Erwärmung zu stoppen, wird absehbar nicht
gelingen. Um ersteres zu erreichen, müssen weiterhin fossile
Energieträger verbrannt werden - um letzteres zu schaffen, darf man
genau das nicht tun.

Im folgenden geht es nicht um die Energietechnologie auf
phantastischen Raumschiffen, sondern um bodengebundene
Fortbewegungsmittel, die Elektroautos. Sie gelten zwar als weniger
"klimaschädlich" als Autos mit Verbrennermotoren, da es der
Klimapolitik aber um die unverzügliche und starke Reduzierung von
Treibhausgasemissionen geht, muss man sagen, dass E-Autos nicht die
erhoffte Alternative bieten. Selbst ein rascher Umstieg der
Antriebstechnologien käme zu spät. Der Klimawandel hat bereits Fahrt
aufgenommen und kann mit Trippelschritten nicht mehr eingefangen
werden. Die Hoffnung, im Laufe dieses Jahrhunderts klimatische
Schwellenwerte wie das 1,5- oder 2-Grad-Ziel aus dem Pariser
Klimaschutzabkommen von 2015 überschreiten zu können, wenn man nur in
späteren Jahrzehnten mit "negativen Treibhausgasemissionen" wieder
hinter die Ziellinie zurückkehrt, dürfte sich als trügerisch
erweisen. Denn in der Zwischenzeit könnten als Folge der globalen
Erwärmung in einem oder gar mehreren Natursystemen sich selbst
verstärkende Prozesse, womöglich Kaskadeneffekte von einem System auf
das andere, ausgelöst worden sein. Das macht eine Rückkehr auf den
alten Stand unmöglich.

Gewiss, vordergründig sprechen einige technologische Kennziffern für
einen Klimavorteil von Elektroautos. Zwar mussten noch vor rund zehn
Jahren die gängigen E-Automodelle rund 100.000 Kilometer zurücklegen,
bis ihre (vor allem aufgrund der schweren Batterien) grottenschlechte
CO2-Bilanz wettgemacht wurde und die Verbrennerautos ins
Hintertreffen geraten waren. Doch das ist heute nicht mehr so. Manche
Elektroautos erreichen bereits nach 40.000 oder gar 25.000 gefahrenen
Kilometern den Punkt, an dem sie gegenüber vergleichbaren
Verbrennerautos hinsichtlich der Treibhausgasemissionen besser
abschneiden. Allerdings vorausgesetzt, dass der elektrische Strom,
den sie verbrauchen, mittels erneuerbarer Energien generiert wurde.

Die Vorteile der heutigen Generation von Elektroautos gegenüber
früher haben vor allem damit zu tun, dass die Batterien
leistungsstärker geworden sind. Sie halten länger und ermöglichen
eine deutlich größere Reichweite. Zahlreiche Organisationen
attestieren E-Autos eine bessere Klimabilanz als Verbrennern, unter
anderem der Verein Deutscher Ingenieure (VDI), das Heidelberger
Ifeu-Institut, der europäische Dachverband "Transport & Environment",
die österreichische Joanneum Research Forschungsgesellschaft und der
International Council on Clean Transportation (ICCT) aus den USA. Wie
ausgearbeitet einschlägige Studien zu Ökobilanzen und noch
weitreichenderen Nachhaltigkeitskriterien sind - nicht allein der
Fahrzeuge selbst, sondern der gesamten Infrastruktur, die zum
flächendeckenden Betrieb gebraucht wird -, zeigt beispielhaft das 724
Seiten umfassende Buch "Elektromobilität - Grundlagen einer
Fortschrittstechnologie" (herausgegeben von Achim Kampker und Heiner
Hans Heimes), 2024 in der dritten Auflage erschienen und im Internet
frei verfügbar.

Deutlich wird in dem Kompendium jedoch auch, dass Elektroautos
keineswegs "klimaneutral" sind. Es werden durchaus große Mengen
Energie benötigt, um die Fahrzeuge zu bauen und eine so umfangreiche
Ladeinfrastruktur zu installieren, dass (bei gleichbleibendem Bedarf)
auf Autos mit Verbrennermotoren verzichtet werden könnte.
Elektroautos schneiden nur deshalb besser ab als Verbrenner, weil
letztere an manchen Stellen aufwendiger zu produzieren sind, vor
allem aber weil sie mit fossiler Energie betrieben werden.

Bei der CO2-Bilanzierung von Elektroautos ist nicht nur die
energieaufwendige Herstellung der Batterien zu berücksichtigen,
sondern auch die Produktion von anderen Komponenten innerhalb der
Fahrzeuge (beispielsweise Wechselrichter, Batterieheizung ...) und
außerhalb (Ladesäulen, Kühlsysteme - um die hohen, hitzeerzeugenden
Ladeströme zu kühlen -, Transformatoren ...). Aber E-Autos benötigen
keine Schaltung, kein Getriebe, keine Kurbelwelle, keine Kolben,
keine Zylinder und in Zukunft auch keine Lenkstange. Die Übertragung
vom Lenkrad auf die Räder erfolgt dann rein elektronisch. All das
erspart Material und damit Energie und folglich die Emissionen von
Treibhausgasen. Das durchschnittliche Antriebssystem eines
Verbrennerautos besteht aus etwa 2000, das eines Elektroautos aus nur
200 Einzelteilen. Diese relativ einfache Bauweise ist auch einer der
Gründe dafür, warum es in der Autoindustrie jetzt und in naher
Zukunft zu Massenentlassungen von Arbeitskräften kommen dürfte.

Man hat es beim Elektromotor mit einem durchaus bewährten System zu
tun. Ob Küchenmaschine, Staubsauger, Ventilator oder
Computerfestplatte, in nahezu jedem Haushalt sind zahlreiche
Elektromotoren unterschiedlicher Größe im Einsatz. Selten kommt es zu
Ausfällen. Historisch ist das Elektroauto älter als der Benziner.
Anfangs gab es sogar mehr Elektro- als Verbrennerautos. Das
Verhältnis kehrte sich aber bereits mit Beginn des 20. Jahrhunderts
um - auch weil Elektroautos nur bedingt kriegstauglich waren.
Verbrenner waren an der Front beweglicher, sie mussten keine schweren
Batterien mitschleppen und besaßen eine deutlich größere Reichweite.
Elektrisch betriebene Autos konnten sich im 20. Jahrhundert nicht
durchsetzen. Im Unterschied zur schienengebundenen Elektromobilität.
Elektrische Straßen- und Eisenbahnen erlebten im vorigen Jahrhundert
einen Siegeszug gegenüber kohlebefeuerten Dampfmaschinen. In der
Bundesrepublik Deutschland fuhr 1977 die letzte Dampflok im regulären
Betrieb. Auch Dieselloks werden abgeschafft, wenngleich die
Elektrifizierung der Bahnstrecken der Deutschen Bahn nur schleppend
vorankommt.

Selbst wenn in den nächsten Jahren mehr und mehr Elektroautos auf den
Straßen angetroffen werden und Verbrenner im Laufe der Zeit
verschwinden, wird diese technologische Transformation wenig zum
Klimaschutz beitragen. Denn es können gar nicht genügend erneuerbare
Energien generiert werden, um den riesigen gesellschaftlichen Bedarf
an "sauberem" Strom zu decken. Es geht ja bei weitem nicht allein um
Strom für die Elektromobilität. Abgesehen von der generellen Abkehr
von fossilen Brennstoffen bei der Strom- und Wärmeerzeugung,
konkurrieren weitere Zukunftstechnologien um die dann viel zu knappen
erneuerbaren Energien: Herstellung von Wasserstoff als Ersatz für
Erdgas, Ausbau der künstlichen Intelligenz, Verbreitung von
Kryptowährungen und Aufbau eines flächendeckenden Netzes für den
5G-Funkstandard sind zur gleichen Zeit auf eine Steigerung der
elektrischen Energiemenge angewiesen.


Künstliche Intelligenz

Die Unternehmensberatung McKinsey hat in diesem Jahr eine Studie
veröffentlicht, derzufolge sich der Strombedarf von Rechenzentren für
Anwendungen der Künstlichen Intelligenz (KI) und andere
Digitalisierungsprojekte bis 2030 nahezu verdreifachen wird, auf
dann mehr als 150 Terawattstunden (TWh, 1 Terawattstunde = 1
Milliarde Kilowattstunden). Damit werden die KI-Anwendungen einen
Anteil von fünf Prozent am Stromverbrauch der Europäischen Union
haben. In den USA könnten bis Ende des Jahrzehnts Datenzentren rund
neun Prozent des Energiebedarfs in Anspruch nehmen.

Das Unternehmen Google, das sich gern als besonders "klimafreundlich"
gibt, hat in seinem Umweltbericht vom Juli 2024 eingeräumt, dass
seine CO2-Emissionen im Vorjahr um 13 Prozent auf über 14,3 Millionen
Tonnen gestiegen waren. Um den weiter wachsenden Energiehunger zu
stillen, will Google in Kooperation mit dem Unternehmen Kairos Power
sechs bis sieben Mini-Atomkraftwerke zu je 500 Megawatt (MW) Leistung
betreiben. Zwischen 2030 und 2035 sollen sie ans Netz gehen. Doch bis
heute ist nicht ein einziger solcher Mini-Reaktor in Betrieb. Man
betritt hier technologisches Neuland. Anfang dieses Jahres hatte
Kairos Power erst mit dem Bau eines kleineren Testreaktors mit
voraussichtlich 34 MW Leistung begonnen. An diesem Beispiel zeigt
sich, dass bei den Vorbereitungen darauf, eines Tages keine fossilen
Energien mehr zu benötigen, zunächst einmal vermehrt auf eben diese
zurückgegriffen werden muss.

Auch Microsoft setzt auf Atomenergie, um seinen ebenfalls rasant
wachsenden Energiebedarf zu decken. Dazu soll Reaktor 1 des
US-amerikanischen Atomkraftwerks Three Mile Island wieder in Betrieb
genommen werden. Das war vor fünf Jahren abgeschaltet worden, weil
Atomstrom nicht mehr wirtschaftlich war. Der Name des Atomkraftwerks
weckt Erinnerungen. 1979 war im Reaktorblock 2 des Akw Three Mile
Island ein schwerwiegender Nuklearunfall mit partieller Kernschmelze
eingetreten (Harrisburg-Vorfall).

Angedacht ist eine Wiederinbetriebnahme des Reaktors 1 im Jahr 2028
und eine Verlängerung der Betriebsgenehmigung bis 2054, möglichst
darüber hinaus. Das Beispiel zeigt, welch immens großer zukünftiger
Energiebedarf für Rechenzentren erwartet wird. Ein Kraftwerk, das
noch vor fünf Jahren mangels Wirtschaftlichkeit außer Betrieb
genommen worden war, soll in einigen Jahren wieder elektrische
Energie liefern. Vermutlich um nicht mit dem schwersten Nuklearunfall
in der US-Geschichte in Verbindung gebracht zu werden, soll das Akw
Three Mile Island in "Crane Clean Energy Center" umbenannt werden.
Atomkraft und sauber? Orwell lässt grüßen.

Weder die immensen Kosten dieser Nuklearkatastrophe noch die
CO2-Emissionen, die bei der bis heute anhaltenden
Katastrophenbewältigung freigesetzt werden - von den
Gesundheitsschäden gar nicht erst zu reden -, halten die 
Nuklearindustrie davon ab, ihre Energieform als klimafreundlich zu
preisen. Selbst die Europäische Union hat entschieden, Atomstrom zu
den erneuerbaren Energien zu rechnen. Vorausgegangen war diesem
Beschluss unermüdliche Lobbyarbeit seitens der Nuklearbranche. Zudem
gelingt es dieser von Jahr zu Jahr besser, sich in die
UN-Klimaschutzverhandlungen einzubringen; zuletzt bei der COP29 in
Baku.

Zwar wird der Künstlichen Intelligenz ein Potential attestiert, auch
zum Klimaschutz beitragen zu können, indem mit ihrer Hilfe
Effizienzmaßnahmen unter anderem in Landwirtschaft und Industrie
erarbeitet werden. Aber ob der Effekt größer sein wird als der eines
Tropfens auf den heißen Stein, ist in Anbetracht des gesamten
Rechenaufwands sowohl beim Trainieren der KI mit Daten als auch bei
ihrer Anwendung fraglich. Berechnungen zufolge verbraucht eine
einzige Anfrage an die KI zehnmal so viel Strom wie eine Anfrage bei
der Google-Suchmaschine (2,9 Wattstunden versus 0,3 Wattstunden).

Im Januar 2024 gab die Internationale Energieagentur (IEA) ihre
Einschätzung bekannt, wonach die weltweiten Rechenzentren, die unter
anderem für Künstliche Intelligenz und Kryptowährungen eingesetzt
werden, im Jahr 2026 zwischen 620 und 1050 TWh verbrauchen könnten.
Zum Vergleich: 2022 waren es "nur" 460 TWh. (Den immens anwachsenden
Wasserverbrauch der Rechenzentren wollen wir an dieser Stelle
zumindest nicht unerwähnt lassen.)

Darüber hinaus steht auch die flächendeckende Verbreitung des
5G-Funkstandards und, möglicherweise ab 2030, des noch zu
entwickelnden 6G-Funkstandards an. Hierdurch wird der
Energieverbrauch nochmals gesteigert. Zwar wird für eine einzelne
Datenübertragung in 5G schätzungsweise nur ein Zehntel der Energie
wie unter dem Vorläuferfunkstandard 4G benötigt, aber der
Gesamtenergieverbrauch des Funkverkehrs steigt deutlich an, da in
Zukunft gleichzeitig ungeheuer viele Daten mehr übertragen werden.


Kryptowährungen

Kryptowährungen wurden entwickelt, um dezentral, anonym, am
traditionellen Bankensystem vorbei, geschützt vor staatlicher
Überwachung, digitalen Zahlungsverkehr zu ermöglichen. Dass
Kryptowährungen virtuell sind, bedeutet nicht, dass sie keine Spuren
in der materiellen Welt hinterlassen. Die sind sogar gravierend.

In der Regel verbrauchen Kryptowährungen, insbesondere der
Marktführer Bitcoin, enorme Mengen Energie; global steigt der
Verbrauch von Jahr zu Jahr kräftig an. 2022 entsprach er bereits
einem Fünftel des gesamten Stromverbrauchs Deutschlands. 2024 dürfte
das weltweite Bitcoin-Netzwerk voraussichtlich 172,62 TWh elektrische
Energie verschlingen und damit mehr als ganz Schweden.

Der hohe Energieverbrauch ist auf den sogenannten
Proof-of-Work-Algorithmus zurückzuführen, der für das Schürfen
(Mining) von Bitcoin verwendet wird. Dieser Prozess erfordert eine
intensive Rechenleistung, um komplexe mathematische Aufgaben zu lösen
und Transaktionen zu verifizieren. Man mag es kaum glauben, aber der
Energieverbrauch einer einzelnen Bitcoin-Transaktion wird mit 1449
kWh angegeben. Das entspricht dem 50-tägigen Stromverbrauch eines
US-Haushalts (finanzwissen.de). Obwohl andere Kryptowährungen so
gestaltet sind, dass sie sehr viel weniger Energie benötigen, müssen
Kryptowährungen hinsichtlich ihrer Treibhausgasemissionen wie ein
weiterer Industriestaat gewertet werden.

Umgekehrt wird Kryptowährungen das Potential zugesprochen,
Treibhausgasemissionen zu verringern. In dem Bericht "Bitcoin and the
Energy Transition: From Risk to Opportunity" (2023) behaupten die
Autoren Dylan Campbell und Alexander Larsen vom Institute of Risk
Management (IRM), dass bis zum Ende des Jahrzehnts acht Prozent der
Treibhausgasemissionen mit Hilfe von Bitcoin reduziert werden
könnten. Die Idee lautet, dass dank Bitcoin entsprechend hohe
Finanzströme in die Energieeffizienz gelenkt werden. Als Vorbild wird
Norwegen genannt, eines der weltweit größten Erdölförderländer.
Dessen Exporteinnahmen würden dafür eingesetzt, klimaneutral zu
werden.

Nach dieser in Wirtschaftskreisen häufig anzutreffenden Denkweise
soll der Bock zum Gärtner gemacht werden. Selbstverständlich fällt
jede Menge Gartenarbeit an, ließe man den Bock die Salatbeete
bearbeiten. Aber ohne den Bock im Beet wäre weniger zu tun. Warum
überhaupt erst das Erdöl fördern, nur um anschließend die Emissionen
aus dessen Brand zu verringern, wenn man das Erdöl in der Erde lassen
könnte? Warum also unter hohem Energieverbrauch Bitcoins generieren,
nur um später Einsparungen finanzieren zu können?


Wasserstoff

Die Bundesregierung hat eine nationale Wasserstoffstrategie
aufgestellt, damit Deutschland bis 2045 rechnerisch "klimaneutral"
wird und kein Erdgas mehr verbrennt. Das in diesem Jahr beschlossene
Wasserstoffbeschleunigungsgesetz soll, wie der Name schon sagt, der
Strategie weiter auf die Sprünge helfen. Man könnte meinen, es sei
gut, schneller vom fossilen Energieträger Erdgas wegzukommen. Doch es
bedeutet eben auch, dass der erforderliche Ausbau der
Wasserstoff-Infrastruktur schneller stattfindet, was zumindest in den
allernächsten Jahren als Negativfaktor in der CO2-Bilanz Deutschlands
zu Buche schlägt.

Das ist aber noch das geringste Problem der Umstellung. Wasserstoff
zählt nicht zu den Primärenergien wie beispielsweise Erdgas, Erdöl
und Kohle, denn das flüchtige Gas muss erst hergestellt werden, bevor
es verbrannt werden kann. (Zu den weiteren Primärenergien werden
unter anderem Sonne, Wind und Gezeiten gerechnet. Sie unterliegen
nicht der Endlichkeit der erwähnten fossilen Ressourcen.) Für die
Produktion von 1 kg Wasserstoff werden derzeit etwa 53
Kilowattstunden (kWh) elektrischer Strom benötigt. Das ist so, als
wenn 53 Staubsauger mit je 1000 Watt Leistung eine Stunde lang laufen
würden. Hat man nun 1 kg Wasserstoff hergestellt und will dessen
Energiegehalt nutzen, stehen lediglich 39,6 Kilowattstunden zur
Verfügung. Man erhält also rund 25 Prozent weniger Energie, als man
zuvor für die Herstellung von Wasserstoff verbraucht hat.

In Deutschland wird der zusätzliche Energiebedarf allein für die
Produktion von Wasserstoff erheblich wachsen. Man erwartet bis 2030
eine Wasserstoffnachfrage von 10 bis 26 TWh, bis 2050 könnte der
Bedarf nochmals um 300 bis 400 Prozent steigen. Dementsprechend nimmt
der Energiebedarf zu.

Wasserstoff wird als "grün" bezeichnet, wenn er mittels regenerativer
Energien produziert wird. Doch weltweit fällt weniger als ein
Tausendstel unter diese Kategorie. Faktisch erweist sich Wasserstoff
als ein weiterer fossiler Energieträger, denn 75 Prozent der
Weltproduktion werden mittels Dampfreformierung aus Erdgas ("grauer"
Wasserstoff) und weitere 23 Prozent über die Kohleverstromung
("brauner" Wasserstoff) erzeugt. Der Ausbau der regenerativen
Energien kommt bei weitem nicht hinterher, den angestrebten "grünen"
Wasserstoffbedarf zu decken - geschweige denn, die weiteren
Zukunftstechnologien zu beliefern.


Globale Erwärmung zwingt zu radikalen Schnitten

Nicht über den bloßen Vergleich mit Verbrennern, sondern vor dem
Hintergrund der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung mit ihren
zukünftig wachsenden Energiebedarfen ist die "Klimafreundlichkeit"
von Elektroautos als ungenügend zu bewerten.

Selbst wenn man die Hoffnung hätte, dass die Transformation von den
fossilen auf die erneuerbaren Energien bis 2045 gelänge und
spätestens dann die menschengemachten Treibhausgasemissionen
rechnerisch auf Null zurückgefahren wären, bestünde das Problem, dass
der Aufbau der erneuerbaren Energieträger zunächst ebenfalls Energie
erfordert. All die oben genannten technologischen Trends laufen in
den nächsten fünf Jahren hoch. Nicht einmal Atomenergie könnte in
dieser kurzen Frist in nennenswertem Umfang zugebaut werden, um den
Bedarf an elektrischem Strom zu decken - und wäre auch aus anderen
Gründen keine Utopie, sondern eine Dystopie.

Der Klimawandel wartet nicht. Von Februar 2023 bis Januar 2024 wurde
die 1,5-Grad-Schwelle erstmals überschritten. Der Erwärmungstrend
hielt in diesem Jahr an, die globale Durchschnittstemperatur lag
schon 1,62 Grad Celsius über der des vorindustriellen Zeitalters. Das
bedeutet noch nicht, dass die 2015 im Abkommen von Paris beschlossene
Vereinbarung gebrochen wurde, denn die wird nicht in Jahren, sondern
Jahrzehnten gemessen, allerdings sprechen wesentliche Eckdaten dafür,
dass die 1,5-Grad-Schwelle nicht mehr zu halten sein wird.

Das vor rund 150 Jahren einsetzende Erdölzeitalter hatte das bis
dahin dominierende Kohlezeitalter nicht abgelöst, sondern ergänzt,
weil gleichzeitig der Energieverbrauch zugenommen hatte. Bis heute
hält der Trend an. 2023 war der weltweite Kohleverbrauch mit 164,3
Exajoule so hoch gewesen wie nie zuvor. Gleiches gilt für Erdöl. Im
vergangenen Jahr wurden pro Tag durchschnittlich 102,1 Millionen
Barrel (bpd) Erdöl gefördert - ebenfalls ein Rekordwert. Angesichts
des oben geschilderten zukünftigen Energiebedarfs scheint deshalb die
Vermutung nicht gewagt, dass das Erdölzeitalter seinerseits durch das
anbrechende Stromzeitalter nicht ersetzt, sondern ergänzt werden
wird.

Dazu passt, dass sich laut dem "Global Carbon Budget 2024" die
Hoffnung, der Höhepunkt der globalen CO2-Emissionen werde in diesem
Jahr erreicht, nicht erfüllen wird. Voraussichtlich steigen sie um
0,8 Prozent an. Also ein weiterer Jahresrekordwert in 2023. Die
aktuelle CO2-Konzentration (Stand 6.12.2024) liegt bei 424,73 ppm
(parts per million), was vermutlich der höchste Wert seit über drei
Millionen Jahren ist.

Nur einmal angenommen, in diesem Jahr würde der Höhepunkt der
anthropogenen CO2-Emissionen erreicht und ab 2025 die Kurve wieder
sinken. Das verbliebene Kohlenstoffbudget umfasste dann
235 Milliarden Tonnen, die maximal weltweit noch freigesetzt werden
dürften, um das im Abkommen von Paris beschlossene Klimaschutzziel
einzuhalten. Jenes Budget wäre bei gleichbleibendem Trend in nur
sechs Jahren in Anspruch genommen. Der Lohn für die ungeheuren
Anstrengungen, die erforderlich wären, um dieses Limit nicht zu
überschreiten, bestünde dann darin, dass die 1,5-Grad-Schwelle mit
einer Wahrscheinlichkeit von 50 Prozent eingehalten wird. Würde sich
irgend jemand einem Elektroauto anvertrauen, das mit 50-prozentiger
Wahrscheinlichkeit gegen die Wand fährt?

"Die Warnungen der Wissenschaft und vom UNO-Generalsekretär werden
immer dringender, die im Pariser Klimaabkommen vereinbarte
1,5-Grad-Grenze noch zu halten ist praktisch nicht mehr möglich.
Jetzt noch eine Katastrophe für die Menschheit zu verhindern ist ein
Wettlauf gegen die Zeit."

(Klimaforscher Stefan Rahmstorf, Spektrum.de/SciLogs, 1.12.2024)

Da aller Voraussicht nach jene "ungeheuren Anstrengungen" nicht
unternommen werden, kann man sagen, dass die von der globalen
Erwärmung zu erwartenden Folgen katastrophale Verhältnisse zeitigen.
Wenn aber die 1,5-Grad-Schwelle bis 2030 nicht eingehalten
wird, dann wäre folgerichtig auch nicht damit zu rechnen, dass die
2-Grad-Schwelle bis 2035 eingehalten werden kann. Was bedeutet das?
Es werden mit hoher Wahrscheinlichkeit einige Kipppunkte
überschritten, die dramatische Veränderungen nach sich ziehen:
Anstieg des Meeresspiegels um mehrere Dezimeter bis Ende des
Jahrhunderts und, da der Trend über die Jahrhundertwende anhält, um
mehrere Meter, da das Abschmelzen der Gletscher von Grönland und der
Westantarktis nicht mehr aufgehalten werden kann. Zudem wird sich die
Erde beschleunigt erwärmen, da der Permafrost taut und der
Amazonas-Regenwald verschwindet. In Europa werden vermehrt
Extremwetterereignisse, wie sie in diesem Jahr den Mittelmeerraum
heimgesucht haben, auftreten, und sollte die nordatlantische warme
Meeresströmung versiegen, weil die arktischen Schmelzwassereinträge
den Antrieb dieser Strömung stören, könnte es in Europa ungemütlich
kalt werden.

Die Frage lautet nicht mehr, ob solche Kipppunkte überschritten
werden, sondern nur noch, ob es schon in diesem Jahrzehnt geschieht
oder später. Die nächsten fünf Jahre sind entscheidend, und
ausgerechnet in dieser kurzen Spanne explodiert der weltweite
Energiehunger, ohne dass gleichzeitig der Verbrauch fossiler
Energieträger zurückgefahren wird. Mit Elektroautos statt Verbrennern
kann man bei den Geschwindigkeiten, die hier im Spiel sind, nicht
mithalten. Dazu bräuchte man schon Warp-Geschwindigkeit.

8. Dezember 2024
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